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1. Nachruf auf Papst em. Benedikt XVI.  
 

„Ein demütiger Arbeiter im Weinberg des Herrn“ 
 

Nachruf auf Papst em. Benedikt XVI. von Bischof Dr. Georg 
Bätzing, Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz  

 
Papst em. Benedikt XVI. ist tot. Wir trauern um einen großen Theologen, 
überzeugenden Priester und Bischof, einen Zeugen des Glaubens, der Hoff-
nung und der Liebe, um eine Persönlichkeit, deren Wort weltweit 
Aufmerksamkeit fand – auch bei Menschen anderer Religionen und Weltan-
schauungen. Wir sind dem Verstorbenen dankbar für seinen aufopferungs-
vollen Dienst als Nachfolger Petri und – nach seinem Amtsverzicht am 
28. Februar 2013 – als Beter für Kirche und Welt. Er selbst hat sich stets als 
Diener verstanden, als „demütiger Arbeiter im Weinberg des Herrn“, wie er 
unmittelbar nach seiner Wahl im Jahr 2005 formulierte. In dieser Stunde der 
Trauer erinnern wir uns an seinen Brief vom 8. Februar 2022 anlässlich der 
Veröffentlichung des Münchener Gutachtens zu sexualisierter Gewalt in der 
katholischen Kirche.  Die Betroffenen hat er um Vergebung gebeten und 
doch blieben Fragen offen, wenngleich Benedikt XVI. deutlich machte, dass 
sexualisierte Gewalt nicht zu entschuldigen ist. Das nahe Ende seines irdi-
schen Lebens vor Augen, vertraute er fest auf den Herrn, der „nicht nur der 
gerechte Richter ist, sondern zugleich der Freund und Bruder, der mein 
Ungenügen schon selbst durchlitten hat … Im Blick auf die Stunde des 
Gerichts wird mir so die Gnade des Christseins deutlich. Es schenkt mir die 
Bekanntschaft, ja, die Freundschaft mit dem Richter meines Lebens und 
lässt mich so zuversichtlich durch das dunkle Tor des Todes hindurch-
gehen“. 

Papst Benedikt war Gelehrter und theologischer Lehrer aus Leidenschaft. 
Als junger Professor der Theologie hat er das Zweite Vatikanische Konzil 
miterlebt und mitgeprägt. Nachhaltig hat er die wissenschaftliche Theologie 
und den Weg der Kirche inspiriert. Stets war er bereit, sich der theologischen 
Diskussion zu stellen und jedem Rede und Antwort zu stehen, der ihn nach 
der Hoffnung fragte, die ihn erfüllte. So begleitet uns sein grundlegendes 
Werk Einführung in das Christentum bis heute. Es ist die frühe Summe 
seines theologischen Denkens, die er in der Folge durch unzählige Werke 
und Beiträge ergänzte und entfaltete. „Mitarbeiter der Wahrheit“ (3 Joh 8) 
wollte er sein, so sein Wahlspruch als Erzbischof von München und Freising. 
Wer die Werke des Theologen Joseph Ratzinger aufmerksam studiert, findet 
eine grundlegende Beziehung zu Christus: In seinen drei viel beachteten 
Bänden über Jesus von Nazaret spürte Benedikt XVI. der Person Christi 
nach und führte in sehr persönlichen Worten aus, wer dieser Mensch war 
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und was er für die Menschen im Heute bedeutet. Unermüdlich fragte er, wie 
wir heute angemessen von Gott sprechen, ihn und sein Wirken in dieser Welt 
erfahrbar machen können. 

So wurde Benedikt XVI. nicht müde zu ermutigen, das persönliche Leben 
ganz an Christus auszurichten. „Lasst also das Gebet und die Meditation des 
Wortes Gottes das Licht sein, das die Schritte auf dem Weg, den der Herr 
für Euch vorgezeichnet hat, erhellt, läutert und leitet“, forderte er beim XXIII. 
Weltjugendtag in Sydney 2008 die Jugend der Welt auf. Denn nur mit Gott, 
und davon war Papst Benedikt zutiefst überzeugt, hat unser Leben und 
Zusammenleben Sinn und Ordnung. „Das Ziel des Staates kann aber nicht 
in einer bloß inhaltslosen Freiheit liegen; um eine sinnvolle und lebbare 
Ordnung des Miteinander zu begründen, braucht er ein Mindestmaß an 
Wahrheit, an Erkenntnis des Guten, die nicht manipulierbar ist“, warb er 
1992 für die Gültigkeit des Naturrechts und fundamentaler Rechte im 
pluralen Staat und verteidigte sie auch als Papst immer wieder gegen 
Tendenzen des Relativismus. So unternahm er große Anstrengungen, Ver-
nunft und Glaube miteinander in ein fruchtbares Gespräch zu bringen, was 
sich wie ein roter Faden durch sein Leben und Wirken zieht. In diesem 
Zusammenhang erinnerte Papst Benedikt 2008 an die ungebrochene Aktua-
lität der Enzyklika Fides et ratio seines Vorgängers Papst Johannes Paul II.: 
„Es ist der Glaube, der die Vernunft dazu herausfordert, aus jedweder Isola-
tion herauszutreten und für alles, was schön, gut und wahr ist, etwas zu 
riskieren. So wird der Glaube zum überzeugten und überzeugenden Anwalt 
der Vernunft.“ 

In diesem Hirten der Kirche wirkte nicht allein intellektuelle Brillanz, sondern 
zugleich eine entschiedene Einfachheit, glauben zu wollen. Es war die 
Bereitschaft, immer aufs Neue zu staunen, das innere Auge stets weit 
geöffnet zu haben für das eigentlich unvorstellbare Geheimnis der Schöp-
fung, des Lebens, letztlich für das Geheimnis Gottes selbst. 

Papst Benedikt war ein überzeugter und überzeugender Hirte der Kirche. 
Der Herr hat ihn in seinen Dienst berufen, ihm immer neue Aufgaben anver-
traut und ihn dabei mit seinem Segen begleitet: als junger Priester, als Erzbi-
schof von München und Freising, als Kardinal der Weltkirche und Präfekt der 
Kongregation für die Glaubenslehre und als Papst. Wir erinnern uns an sein 
zurückhaltendes Auftreten, das er am Tag seiner Wahl zum Bischof von 
Rom zeigte und das er beibehielt. Für ihn stand nicht seine Person im 
Vordergrund, sondern das Hirtenamt, das er ganz und gar als Dienst für 
andere verstand. Standhaft und ohne zu Zögern hat er so das Evangelium 
und sein am Lehramt und an der Tradition ausgerichtetes Glaubens-
verständnis verkündet – auch dann, wenn er mit Widerspruch, Ablehnung 
oder sogar Feindseligkeit rechnen musste. Er hielt der Kritik stand, blieb den 
Menschen zugewandt und verkündete unermüdlich das Wort Gottes. 
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 In der unvergleichlichen Krise der Kirche, die durch das Bekanntwerden der 
Taten sexuellen Missbrauchs hervorgerufen wurde, drängte Papst Benedikt 
darauf, das Leid der Opfer wahrzunehmen, ihre Sicht ins Zentrum zu rücken, 
wenngleich seine Zeit als Erzbischof von München und Freising ein anderes 
Licht auf ihn wirft. Er ist in den Jahren seines Pontifikates an vielen Orten mit 
Opfern sexuellen Missbrauchs zusammengetroffen, auch bei uns in 
Deutschland. Tief haben ihn die menschlichen Abgründe und schrecklichen 
Taten erschüttert, die im Raum der Kirche möglich waren. In seinem Ponti-
fikat ist insbesondere die Prävention maßgeblich entwickelt worden, die 
Grundlage für die notwendige Aufarbeitung weltweit ist. Ebenso hat er wie 
kein Papst zuvor die Verfahrensregeln im Umgang mit Missbrauchstätern für 
die Weltkirche präzisiert und entschieden umgesetzt. 

Wie schon sein verehrter Vorgänger, der heilige Papst Johannes Paul II., 
war auch Benedikt ein Pilger. Als Papst besuchte er die Menschen aller 
Kontinente, traf die Armen und gab den Mächtigen aus Politik, Gesellschaft 
und Wirtschaft Orientierung. Eine zentrale Frage all seiner Reisen war, 
welcher Stellenwert Gott in der Gesellschaft beigemessen wird. Unver-
gessen ist die Rede vor den Vereinten Nationen zur Freiheit und Verant-
wortung des Menschen. Papst Benedikt XVI. hatte für sich schon früh er-
kannt, woran die Menschheit krankt. Seine drei Enzykliken handeln deshalb 
von dem, was die Menschen dieser Zeit brauchen und wohin der Weg seiner 
Ansicht nach gehen soll: zu einer Welt, die geprägt ist von Gerechtigkeit, 
Solidarität und Frieden, in der der Einzelne im Mittelpunkt steht. Seinen 
Einsatz für die Religionsfreiheit verband er mit vielfältigen Bemühungen im 
interreligiösen Dialog: Bis heute reden Muslime von seinen versöhnenden 
Worten in der großen Moschee von Amman. Die jüdische Religions-
gemeinschaft erkannte in Papst Benedikt einen wahren Freund. Das zeigte 
sich nicht zuletzt darin, dass er sich ganz in die Linie seines Vorgängers 
stellte und in der römischen Synagoge betonte: „Ihr seid unsere älteren 
Brüder.“ Gerade diesen Aspekt hat Papst Benedikt während seiner Reise in 
das Heilige Land 2009 deutlich gemacht. Israelis und Palästinenser forderte 
er zu einem konstruktiven und dauerhaften Einsatz für den Frieden auf. Er 
wies hin auf die gemeinsame Wurzel von Juden und Christen. In Tel Aviv 
und Jerusalem gedachte er der Opfer der Shoah und mahnte an, niemals 
wieder den Namen eines Menschen aus dem Gedächtnis tilgen zu wollen. 
Wie kaum einem anderen war es ihm ein Anliegen, die Erinnerung an den 
Holocaust wachzuhalten und gegen das Vergessen aufzustehen. Niemals, 
so sagte er, dürfe die Shoah geleugnet werden. Es brauche die historische 
Erinnerung, um die menschenverachtenden und verbrecherischen Taten der 
Vergangenheit nicht mehr Teil der Zukunft werden zu lassen. Die Mahnung 
für die Zukunft hat uns Papst Benedikt unmissverständlich in Auschwitz mit 
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auf den Weg gegeben: „Der Ort, an dem wir stehen, ist ein Ort des Gedächt-
nisses … Das Vergangene ist nie bloß vergangen. Es geht uns an und zeigt 
uns, welche Wege wir nicht gehen dürfen und welche wir suchen müssen.“ 

Bei all diesen Reisen und Begegnungen, trotz all der Mühen und weiten 
Wege, blieb Benedikt seiner deutschen Heimat auch als Papst tief verbun-
den. „Mein Herz schlägt bayerisch“, antwortete er auf die Frage eines 
Journalisten nach Heimweh. „Es ist so viel Erinnerung in meiner Seele, dass 
ich in den Landschaften der Erinnerung immer herumwandern kann, mich 
gar nicht so weit weg fühle.“ Er führte uns in dieser innigen Verbundenheit 
gleichsam vor Augen, dass jede Pilgerfahrt einen Ursprung, jeder Pilger eine 
Heimat hat, die unauslöschlich zu ihm gehört und ihn geprägt hat. 

 Dreimal durften wir Benedikt XVI. während seines Pontifikates in Deutsch-
land begrüßen: Wir denken an den umjubelten neuen Papst auf seiner 
ersten Auslandsreise zum XX. Weltjugendtag nach Köln 2005, an die bewe-
gende und bewegte Heimkehr auf seiner Bayernreise 2006 und an den offizi-
ellen Besuch 2011. Während dieses letzten Besuches suchte er aus-
drücklich die ökumenische Begegnung und Annäherung, fand wegweisende 
Worte vor dem Deutschen Bundestag und machte sich das Motto der Reise 
in den Gottesdiensten zu eigen: „Wo Gott ist, da ist Zukunft.“ Wie bei vielen 
anderen Gelegenheiten gab Benedikt XVI. auch auf dieser Reise dem 
ökumenischen Gespräch neue Impulse und Anregungen. Bei seinem 
Besuch im Augustinerkloster in Erfurt ließ Benedikt keinen Zweifel daran, 
dass es Martin Luther mit seiner immensen geistlichen Kraft um den 
Glauben und um einen Gott der Gnade, Barmherzigkeit und Liebe ging – 
und nicht etwa um die Spaltung der westlichen Christenheit. Von seinen 
ökumenischen Begegnungen hinterlässt uns Papst Benedikt XVI. jetzt die 
Fragen: Wie können sich katholische und evangelische Christen noch 
stärker die gemeinsamen Glaubenswurzeln neu aneignen; wie die gemein-
same Verantwortung für die Geschichte des Christentums und die gemein-
same Zukunftshoffnung zu eigen machen und dafür Zeugnis geben? Immer 
in aufrichtiger Herzlichkeit denen zugewandt, denen er begegnete, verstand 
er sein Pilgern nie als etwas Exklusives, sondern wollte alle mitnehmen auf 
dem Weg der Nachfolge Christi und sie so näher zu Gott führen. 

Papst Benedikt war ein Menschenfreund. Die Herzlichkeit wird uns unver-
gessen bleiben. „Ich habe es immer als ein großes Geschenk der göttlichen 
Barmherzigkeit betrachtet“, so formulierte er es anlässlich seines 
80. Geburtstages selbst, „dass mir Geburt und Wiedergeburt in der Taufe 
am selben Tag, im Zeichen des anfangenden Osterfestes geschenkt 
wurden. So wurde ich zugleich in meine eigene Familie und in die große 
Familie Gottes hineingeboren“. Ja, er lebte stets eng verbunden mit seiner 
Familie. Doch seine Familie war weit größer. Nicht zuletzt deshalb hat er 
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über Jahrzehnte hinweg – auch in den Jahren seines Pontifikates – seinen 
Schülerkreis regelmäßig nach Rom zum Austausch eingeladen. 

Papst Benedikt XVI. hatte eine beeindruckende Art, auf Menschen einzu-
gehen und ihnen zuzuhören. Er war eine Persönlichkeit, die einen scharfen 
analytischen Verstand mit tiefer Frömmigkeit und Herzenswärme verband. 
Seine Kraft schöpfte er aus der Betrachtung der Heiligen Schrift und der 
Feier der heiligen Geheimnisse. Mit seinen Predigten und Meditationen er-
schloss er auf unvergessliche Weise die Dynamik des Wortes Gottes für 
unsere Zeit. Diese Dynamik müsse auch, so war er überzeugt, die neuen 
sozialen Kommunikationsmittel ergreifen, die ein probates Mittel seien, im 
Heute, in einer immer schnelllebigeren Welt die Botschaft des Evangeliums 
zu verbreiten, das Wort Gottes mit neuem Elan zu verkünden und die Neu-
evangelisierung so entscheidend voranzutreiben. 

Papst Benedikt XVI. war ein Mann des Gebetes. Er fragte zeitlebens nach 
der angemessenen Weise, auf den Anruf Gottes in der Liturgie zu antworten. 
Davon zeugen seine Impulse zur Erneuerung und Vertiefung der Messfeier. 
Seine letzten Jahre hat er zurückgezogen gelebt. Seinen nachlassenden 
Kräften Tribut zollend, gab er, um die Kirche für die notwendigen Reformen 
handlungsfähig zu halten, in einem bemerkenswerten und von allen respek-
tierten Schritt das Papstamt auf. Er trat die letzte Etappe seiner Pilgerreise 
an, um doch seiner Sendung für die Gesamtkirche treu zu bleiben: „Ich bin 
einfach ein Pilger, der nun die letzte Etappe seines Weges auf dieser Erde 
antritt. Aber ich möchte weiterhin, mit meinem Herzen, mit meiner Liebe, mit 
meinem Gebet, mit meinem Denken, mit allen meinen geistigen Kräften für 
das allgemeine Wohl, für das Wohl der Kirche und der Menschheit weiter-
arbeiten“, äußerte er in seiner letzten Ansprache als Pontifex am 28. Februar 
2013. 

Viele Gläubige und geistliche Hirten in Deutschland empfinden gegenüber 
Papst Benedikt tiefen Dank für seine theologischen Ansätze, sein pastorales 
Wirken und seine geistlichen Impulse. Sein Einsatz für das Reich Gottes ist 
beispielhaft und bleibt uns Vorbild. Die Freude, die wir bei seiner Wahl emp-
fanden, unsere Verbundenheit mit unserem Landsmann und unser Respekt 
vor seiner persönlichen Gradlinigkeit finden nun Ausdruck in unserer Trauer. 
Sein Vermächtnis wird weiterwirken: das Glaubensleben und das Kirchen-
bild von vielen Gläubigen hat er als Hirte beeinflusst, seine Theologie hat 
viele Schüler gefunden, die von ihm gebauten Brücken zu anderen 
Glaubensgemeinschaften bleiben bestehen. 

Er hat uns gelehrt und durch sein eigenes Leben gezeigt, dass Pilgern auf 
dem Weg der Nachfolge Christi ein Geschenk ist, dass es, trotz aller 
Beschwernis, Freude schenkt. Benedikt legte durch sein Leben Zeugnis ab, 
dass Gott Liebe ist und dass der Weg zu diesem liebenden Gott reiche 
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Frucht tragen kann, wenn man sich von Gott berühren lässt: „Wenn die 
Berührung mit Gott in meinem Leben ganz fehlt, dann kann ich im anderen 
immer nur den anderen sehen und kann das göttliche Bild in ihm nicht erken-
nen … Nur meine Bereitschaft, auf den Nächsten zuzugehen, ihm Liebe zu 
erweisen, macht mich auch fühlsam Gott gegenüber. Nur der Dienst am 
Nächsten öffnet mir die Augen dafür, was Gott für mich tut und wie er mich 
liebt.“ (Enzyklika Deus caritas est) 

Überzeugt und gestärkt von der biblischen Botschaft hat unser verstorbener 
Papst Benedikt XVI. oft über die Auferstehung gesprochen und wusste 
ebenso darum, dass das irdische Leben immer unvollendet bleibt und nicht 
unserem Urteil unterliegt. In der Stunde der Trauer vermag ein Wort von ihm 
zu trösten und Hoffnung zu schenken: „Auferstehung bedeutet, dass Gott 
Macht in der Geschichte behalten, dass er sie nicht an die Naturgesetze ab-
getreten hat. Sie bedeutet, dass er nicht ohnmächtig geworden ist in der Welt 
der Materie und des materiell bestimmten Lebens. Sie bedeutet, dass das 
Gesetz aller Gesetze, das universale Gesetz des Todes, dennoch nicht die 
letzte Macht der Welt und ihr letztes Wort ist. Der Letzte ist und bleibt der, 
der auch der Erste ist.“ Möge Papst Benedikt XVI. Vollendung finden in 
Jesus Christus, der Anfang und Ende, Alpha und Omega, der Erste und der 
Letzte ist. In dieser Stunde des Abschieds bete ich für ihn und empfehle ihn 
der Barmherzigkeit Gottes. 

 

2. Aufruf der deutschen Bischöfe zur Fastenaktion Misereor 
2023 

 
Liebe Schwestern und Brüder, 

die Welt ist voller Wunden, die wir Menschen ihr zugefügt haben. Es braucht 
Mutige und Engagierte, die sich für eine Überwindung der Missstände ein-
setzen. Oft sind es Frauen, die solche Veränderungen bewirken: Im gesell-
schaftlichen und politischen Leben entwickeln sie Visionen, sie kämpfen für 
eine gerechtere Welt. Und sie prägen auch die Kirche durch ihr Engagement 
in Pfarreien, Verbänden und Netzwerken. 

Die diesjährige Misereor-Fastenaktion steht unter dem Leitwort: „Frau. 
Macht. Veränderung.“ Mit der Fastenaktion setzt sich Misereor dafür ein, 
dass Frauen gleichberechtigt am Wandel mitwirken können. Beispielhaft zei-
gen das die Partner in Madagaskar, wo Frauen mutig für eigene Landrechte 
kämpfen, wo sie als Kleinbäuerinnen die Ernährung der Dorfgemeinschaft 
sichern oder als Lehrerinnen den Kindern Ausbildung ermöglichen. In einem 
Land, das als eines der ärmsten Länder weltweit gilt, ist der Einsatz dieser 
Frauen überlebensnotwendig.  
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Deshalb: Unterstützen wir in dieser Fastenzeit das großartige Engagement 
der Misereor-Partnerorganisationen weltweit. Stellen wir uns an die Seite 
aller, die sich für die Gleichberechtigung von Männern und Frauen ein-
setzen. Bleiben wir wachsam für jedes Unrecht, setzen wir uns gegen die 
Zerstörung von Gottes Schöpfung ein. Nutzen wir die Wochen der Fastenzeit 
für eine Veränderung hin zu einer gerechteren Welt ohne Krieg, ohne 
Hunger und ohne Ausgrenzung.  

Teilen wir mit den Menschen im Globalen Süden unsere Hoffnungen, unsere 
Gebete und unser Engagement. Herzlich danken wir Ihnen auch für Ihre 
großherzige Spende für Misereor. 
 
Fulda, den 29. September 2022      

Für das Bistum Dresden-Meißen 

 

gez + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 
Dieser Aufruf soll am 4. Fastensonntag, dem 19. März 2023, in allen Gottes-
diensten (auch am Vorabend) verlesen werden. Die Kollekte am 5. Fasten-
sonntag, dem 26. März 2023, ist ausschließlich für das Bischöfliche Hilfs-
werk Misereor e. V. bestimmt. 

 

3. Hinweise zur Durchführung der Misereor-Fastenaktion 
2023 

 
Die 65. Misereor-Fastenaktion steht 2023 unter dem Leitwort „Frau. Macht. 
Veränderung.“ Sie stellt die Gleichstellung von Frauen ins Zentrum – in 
Madagaskar und weltweit. Nur gemeinsam mit allen Menschen können wir 
unsere Welt zum Guten verändern. Hierzu gehört vor allem, dass Frauen 
gleichberechtigt an gesellschaftlichen Entscheidungen mitwirken. Die Ver-
einten Nationen greifen dieses Ziel in ihrer Agenda 2030 auf. 
Geschlechtergleichstellung ist nicht nur ein grundlegendes Menschenrecht, 
sondern eine notwendige Grundlage für eine friedliche, gerechte und nach-
haltige Welt. Frauen aus Madagaskar bringen dies mit ihren persönlichen 
Lebensgeschichten zum Ausdruck.  

Die Misereor-Fastenaktion wird am 1. Fastensonntag, dem 26. Februar 
2023, in der Diözese Augsburg eröffnet. Gemeinsam mit Bischöfen, Partne-
rinnen und Partnern aus Madagaskar sowie Gläubigen aus der Diözese 
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feiert Misereor um 10.00 Uhr im Dom zu Augsburg einen Gottesdienst, der 
live in der ARD übertragen wird. 

Das Aktionsplakat zur Fastenaktion zeigt die Bäuerin Ursule Rasolomanana, 
die als 12-jährige die Schule abbrechen musste, weil ihre Mutter das Schul-
geld nicht mehr bezahlen konnte. Aufgrund dieser Erfahrung hat die 28-jäh-
rige den festen Willen, die Situation für ihre drei Kinder zu verbessern. Sie 
möchte eine Dorfschule gründen, damit die Kinder nicht mehr soweit zur 
Schule laufen müssen. Mit Unterstützung der übrigen Dorfbewohnerinnen 
und -bewohner und des Misereor-Partners Vahatra rückt das Ziel in greifbare 
Nähe. Bitte hängen Sie das Plakat gut sichtbar in Ihrer Gemeinde, z. B. im 
Schaukasten und am Schriftenstand, aus und versehen Sie den Opferstock 
in Ihrer Kirche mit dem Misereor-Opferstockschild. 

Das neue Misereor-Hungertuch „Was ist uns heilig?“ wurde vom nigeria-
nischen Künstler Emeka Udemba gestaltet, der heute in Freiburg lebt und 
arbeitet. Sein farbenstarkes Bild ist als Collage aus vielen Schichten ausge-
rissener Zeitungsschnipsel, Kleber und Acryl aufgebaut: Nachrichten, Infos, 
Fakten, Fakes – Schicht um Schicht reißt und klebt der Künstler diese Frag-
mente und komponiert aus ihnen etwas Neues. Das Hungertuch lädt zu 
Reflexion und Auseinandersetzung ein. Es ist in zwei Größen zum Aushang 
im Kirchenraum, Pfarrheim oder in der Schule bestellbar. 

Die „Liturgischen Bausteine“ geben Anregungen zur Gestaltung von Gottes-
diensten während der Fastenzeit. Kreuzwege für Kinder und Erwachsene 
sind separat bestellbar. 

Der Misereor-Fastenkalender 2023 und das Fastenbrevier (fasten-
brevier.de) laden ab Aschermittwoch ein, die Fastenzeit für sich oder mit der 
Familie aktiv zu gestalten. Viele Gemeinden bieten am Misereor-Sonntag, 
dem 26. März 2023, ein Fastenessen zugunsten von Misereor-Projekten an. 

Die Kinderfastenaktion hält mit Rucky Reiselustig zahlreiche Anregungen 
und Angebote zur Gestaltung der Fastenzeit in Kindergarten, Grundschule 
und Gemeinde bereit: kinderfastenaktion.de.  

Am Freitag, dem 24. März 2023, ist bundesweiter Coffee Stop-Aktionstag. 
Bereiten Sie Ihren Mitmenschen eine schöne Pause – schenken Sie fair 
gehandelten Kaffee aus und sammeln Sie für Misereor-Projekte.  

Am 4. Fastensonntag, dem 19. März 2023, soll in allen katholischen Gottes-
diensten der Aufruf der deutschen Bischöfe zur Misereor-Fastenaktion ver-
lesen werden. Legen Sie bitte die Opfertütchen aus oder verteilen Sie diese 
über Ihren Pfarrbrief oder direkt an die Haushalte. 

Am 5. Fastensonntag, dem 26. März 2023, wird mit der Misereor-Kollekte 
um Unterstützung der Projektarbeit der Partner in Afrika, Asien, Ozeanien 
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und Lateinamerika gebeten. Für spätere Fastenopfer sollte das Misereor-
Schild am Opferstock bis zum Sonntag nach Ostern stehen bleiben. Das 
„Fastenopfer der Kinder“ soll gemeinsam mit der Gemeindekollekte über-
wiesen werden. Es ist ausdrücklicher Wunsch der Bischöfe, dass die 
Kollekte zeitnah und ohne Abzug von den Gemeinden über die 
Bistumskassen an Misereor weitergeleitet wird. Eine pfarreiinterne 
Verwendung der Kollektengelder, z. B. für eigene Partnerschaftsprojekte, ist 
nicht zulässig. Misereor ist den Spendern gegenüber rechenschaftspflichtig. 
Sobald das Ergebnis Ihrer Kollekte vorliegt, geben Sie es bitte der Gemeinde 
mit einem herzlichen Wort des Dankes bekannt. 

Fragen zur Fastenaktion beantwortet gerne das „Team Fastenaktion“ bei 
Misereor, Tel.: 0241 442-445, E-Mail: fastenaktion@misereor.de. Infor-
mationen finden Sie auf der Misereor-Homepage fastenaktion.misereor.de. 
Dort stehen viele Materialien zum kostenlosen Download bereit. 

Materialien zur Fastenaktion können bestellt werden bei: MVG, Tel.: 0241 
47986100, E-Mail: bestellung@eine-welt-shop.de und im Internet unter 
www.misereor-medien.de. 
 
 

4. Ankündigung: Bischöfliches Hirtenwort zum 1. Fasten-
sonntag 

 
Bischof Heinrich Timmerevers wird ein Hirtenwort zum 1. Fastensonntag, 
den 25. Februar 2023, verfassen. 
 
 

5. Aufruf zur Solidarität mit den Christen im Heiligen Land 
(Palmsonntagskollekte 2023) 

 
Liebe Schwestern und Brüder,  

am Palmsonntag hören wir das Evangelium vom Einzug Jesu in Jerusalem. 
Auf diesem biblischen Weg ziehen auch in diesem Jahr zahlreiche Christen 
aus dem Heiligen Land in einer Prozession durch die Stadt. Hoffentlich kön-
nen sie nach den Jahren der Einschränkungen durch die Pandemie nun 
wieder von Pilgern aus aller Welt begleitet werden – eine Erfahrung der Soli-
darität, die dringend erwünscht ist. 

Denn die Christen des Heiligen Landes sind eine kleine Minderheit. Im West-
jordanland, in Gaza und sogar in Jerusalem nimmt ihre Zahl kontinuierlich 
ab. Für die Gesellschaft, in der sie leben, sind sie jedoch von großer Bedeu-
tung. Je nach Wohnort haben Christen jüdische oder muslimische Nachbarn. 
Mit dem Judentum verbindet sie die gemeinsame Hebräische Bibel, mit dem 
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Islam die gemeinsame orientalische Kultur. In ihrem Alltag haben sie des-
halb die Chance, als Vermittler in der konfliktreichen Region zu agieren. Für 
sich selbst aber sehen viele Christen wenig Perspektiven. Viele träumen von 
einem besseren Leben jenseits ihrer Heimat. 

Wir bitten Sie am Palmsonntag um Ihre Solidarität mit den Christen im Hei-
ligen Land, damit sie für sich eine Zukunft sehen und bleiben. Der Deutsche 
Verein vom Heiligen Lande und das Kommissariat des Heiligen Landes der 
Franziskaner eröffnen durch Ihre Spende den Christen vor Ort Chancen auf 
Bildung, soziale Teilhabe und ein selbstbestimmtes Leben. Christliche 
Begegnungsstätten, Schulen, Gemeinden und soziale Einrichtungen sorgen 
für neue Perspektiven. Sie bieten nicht nur Arbeitsplätze, sondern sie unter-
stützen auch Kinder aus sozial schwachen Familien, Menschen mit Behin-
derung, chronisch Kranke und Migranten – darunter viele Frauen. Darüber 
hinaus tragen christliche Einrichtungen vielfach zur interreligiösen Friedens-
erziehung bei. 

Wir bitten Sie: Tragen Sie mit Ihrem Gebet und Ihrer Spende am Palm-
sonntag dazu bei, dass die christliche Präsenz im Heiligen Land erhalten 
bleibt. Herzlichen Dank!  
 
Fulda, den 29. September 2022  

Für das Bistum Dresden-Meißen 

 

gez + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 
Die Kollekte, die am Palmsonntag, dem 2. April 2023, in allen Gottesdiensten 
(auch am Vorabend) gehalten wird, ist ausschließlich für die Unterstützung 
der Christen im Heiligen Land durch den Deutschen Verein vom Heiligen 
Lande und das Kommissariat des Heiligen Landes der Deutschen 
Franziskanerprovinz bestimmt. 

 

6. Hinweise zur Durchführung der Palmsonntagskollekte 
2023 

 
Die Palmsonntagskollekte kommt den Christen im Heiligen Land zugute. Der 
Leitgedanke zur Palmsonntagskollekte 2023 lautet: Chancen spenden. 
Damit Christen im Heiligen Land bleiben. 
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Die Christen des Heiligen Landes sind eine kleine Minderheit. Im West-
jordanland, in Gaza und in Jerusalem nimmt ihre Zahl kontinuierlich ab. Für 
die Gesellschaft, in der sie leben, sind sie jedoch von großer Bedeutung. Je 
nach Wohnort haben Christen jüdische oder muslimische Nachbarn. In 
ihrem Alltag haben sie deshalb die Chance, als Vermittler in der konflikt-
reichen Region zu agieren. Für sich selbst aber sehen viele Christen wenig 
Perspektiven. Viele träumen von einem besseren Leben jenseits ihrer 
Heimat. Der Deutsche Verein vom Heiligen Lande und das Kommissariat 
des Heiligen Landes der Franziskaner eröffnen den Christen vor Ort Chan-
cen auf Bildung, soziale Teilhabe und ein selbstbestimmtes Leben. Christ-
liche Begegnungsstätten, Schulen, Gemeinden und soziale Einrichtungen 
sorgen für neue Perspektiven. Sie bieten nicht nur Arbeitsplätze, sondern sie 
unterstützen auch Kinder aus sozial schwachen Familien, Menschen mit 
Behinderung, chronisch Kranke und Migranten – darunter viele Frauen. 
Darüber hinaus tragen christliche Einrichtungen vielfach zur interreligiösen 
Friedenserziehung bei.  

Mit einer Spende zur Palmsonntagskollekte unterstützen Sie die Menschen 
im Heiligen Land, an den Ursprungsstätten unseres christlichen Glaubens. 
So können sie ihren Dienst an den Menschen und der Gesellschaft erfüllen.  

Die deutschen Bischöfe bitten daher in ihrem Aufruf um Unterstützung der 
Christen im Nahen Osten durch Gebet, Pilgerreisen und materielle Hilfe.  
 
Palmsonntagskollekte am 2. April 2023 

Die Palmsonntagskollekte findet am Palmsonntag, dem 2. April 2023, in 
allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) statt. Das jeweilige General-
vikariat/Ordinariat überweist die Spenden, einschließlich der später einge-
gangenen, an den Deutschen Verein vom Heiligen Lande. Auf 
ausdrücklichen Wunsch der Bischöfe soll die Kollekte zeitnah und ohne 
jeden Abzug von den Gemeinden über die Bistumskassen an die genannten 
Stellen weitergeleitet werden. Diesen obliegt die Aufteilung der Gelder 
gemäß dem bekannten Schlüssel und die zügige Weiterleitung der 
jeweiligen Spendenanteile an das Kommissariat des Heiligen Landes der 
Franziskaner in Deutschland bzw. den Deutschen Verein vom Heiligen 
Lande. Eine pfarreiinterne Verwendung der Kollektengelder, beispielsweise 
für Partnerschaftsprojekte, ist nicht zulässig. Der Deutsche Verein vom 
Heiligen Lande und das Kommissariat des Heiligen Landes sind den 
Spendern gegenüber rechenschaftspflichtig.  

Sobald das Ergebnis der Kollekte vorliegt, sollte es der Gemeinde mit einem 
herzlichen Dank bekannt gegeben werden. 
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Informationen und Kontakt 

Weitere Informationen finden sich auf der Internetseite www.palmsonntags-
kollekte.de. Hier können ab Anfang Januar alle Unterlagen in druckfähiger 
Qualität heruntergeladen werden. Circa zwei Wochen vor Palmsonntag 
werden weitere Materialien zur Palmsonntagskollekte an alle deutschen 
katholischen Pfarreien versandt.  

Bei weiteren Fragen zur Palmsonntagskollekte wenden Sie sich bitte an:  
Deutscher Verein vom Heiligen Lande 
Dr. Matthias Vogt, Generalsekretär 
Tel.: 0221 9950650 
E-Mail: palmsonntagskollekte@dvhl.de 
Internet: www.dvhl.de 
 
 

7. D E K R E T  – zur Änderung des Statutes des Priesterrates 
 
Das Statut des Priesterrates des Bistums Dresden-Meißen vom 24. Februar 
1989, ergänzt am 13. Januar 1998, wird in Punkt 2.2. neu gefasst. 

Er lautet vollständig: „2.2. Geborene Mitglieder sind: Generalvikar, 
Bischofsvikar und der für das Seelsorgepersonal beauftragte Priester in der 
Hauptabteilung Personal des Bischöflichen Ordinariates.“ 
 
Die Änderung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. 
 
Dresden, den 20. Dezember 2022 
 

gez. + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

8. Vergaberichtlinie zur Förderung pastoraler Projekte 
 

1. Gegenstand der Förderung: Projekte der lokalen Kirchen-
entwicklung  

 
Förderungswürdige Projekte erfüllen mindestens drei der folgenden 
Kriterien: 

1) Lokal: Das Projekt wirkt mit einem christlichen Profil in den Sozial- 
und Lebensraum der Gesellschaft hinein. 

http://www.dvhl.de/


14 
 
 

  

2) Innovativ: Das Neuartige an diesem Projekt besitzt Modell-
charakter. 

3) Ökumenisch: An dem Projekt sind Partner aus der Ökumene 
beteiligt. 

4) Ökologisch: Das Projekt thematisiert die Verantwortung für die 
Bewahrung der Schöpfung und setzt sie mit Hilfe von Kriterien 
ökologischer Nachhaltigkeit um. 

5) Geistlich: Das Projekt fördert spirituelle Vielfalt, geistliches Leben 
und eröffnet Zugänge zum Glauben. 

6) Gabenorientiert: Das Projekt fördert Engagement und Teilhabe 
von Ehrenamtlichen und deren Qualifizierung. Es stärkt Charismen 
und unterstützt die Stärkung der eigenen Taufberufung. 

7) Partizipativ: Das Projekt eröffnet Gestaltungsspielräume und 
ermöglicht Teilhabe für im Projekt mitwirkende Ehrenamtliche. 

8) Missionarisch: Durch das Projekt werden die Sorgen, Fragen oder 
Probleme der Menschen aufgegriffen und in Wort- oder Tat-
Zeugnis beantwortet, Not wird gelindert, Gerechtigkeit wächst. 

9) Einladend: Das Projekt stellt als Angebot eine Einladung auch für 
Sinnsuchende und Nichtchristen dar und gibt damit Zeugnis in die 
Gesellschaft. 

10) Sichtbar: Glauben/Evangelium/Kirche werden durch das Projekt in 
Medien und Öffentlichkeit sichtbar. 

2. Antragsteller/-innen 

- Pfarreien im Bistum Dresden-Meißen 

- Kirchliche Orte wie z.B. Gemeinschaften, Vereine und Verbände, 
Initiativen, Projekte, Dienste und Einrichtungen, müssen ihre 
Anträge über die Pfarrei stellen, auf deren Gebiet das Projekt 
hauptsächlich verortet ist. In diesem Fall wird die Pfarrei 
Antragstellerin mit allen Rechten und Pflichten.  

- Zuwendungen an Privatpersonen sind unzulässig. 

3. Projektförderung und förderfähige Ausgaben 

- Der Antrag über das Formblatt muss eine nachvollziehbare 
inhaltliche Projektbeschreibung und einen Kosten- und Finanzie-
rungsplan enthalten.  

- Stellungnahmen des Pfarreirates, des Kirchenvorstandes und 
des leitenden Pfarrers sind beizufügen. 

- Die Eigenmittelbeteiligung beträgt mindestens 10%. 

- Gefördert werden können: Sachkosten, Honorarkosten, Fortbil-
dungskosten und Anschaffungen für die Projektabsicherung. 
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- Befristete projektbezogene Personalstellen werden nur geför-
dert, wenn sie der Gewinnung, Begleitung und Koordination von 
ehrenamtlichem Engagement dienen und das Projekt nach 
Projektende sinnvoll abgeschlossen oder ohne Bistums-
förderung weitergeführt werden kann. Bei Anträgen auf 
Personalkostenzuschuss bezieht vor der Förderentscheidung 
der Vergabeausschuss die Hauptabteilung Personal des 
Bischöflichen Ordinariats beratend mit ein. Vor Ausschreibung 
und Einstellung ist die kirchenaufsichtliche Genehmigung einzu-
holen. 

- Nicht förderfähig sind bauliche Maßnahmen. 

- Der Förderzeitraum beträgt max. drei Jahre. 

4. Vergabeverfahren 

- Der Generalvikar beruft einen Vergabeausschuss, der über die 
Vergabe der vom Bischöflichen Ordinariat zur Verfügung gestell-
ten Haushaltsmittel entscheidet. 

- Anträge auf Gewährung von Zuschüssen sind schriftlich mit dem 
vorgegebenen Formular jeweils zum 1.März und 1.September 
des Jahres an das Bischöfliche Ordinariat, Hauptabteilung 
Pastoral einzureichen. Der Vergabeausschuss tagt jeweils Ende 
März und Ende September. 

- Die Geschäftsführung des Vergabeausschusses erarbeitet eine 
Vorlage für die Vergabeausschusssitzung. Diese Vorlage enthält 
die vollständig und fristgerecht eingegangenen Anträge. 

- Der Vergabeausschuss entscheidet über die Förderung der Pro-
jekte. Nach Ermessen des Vergabeausschusses kann eine 
Projektberatung angeordnet werden. 

- Ein vorzeitiger Projektbeginn vor Projektmittelzusage kann auf 
Antrag des Antragstellers auf eigenes Risiko genehmigt werden. 
Dabei darf der Antragsteller aber nicht auf eine spätere För-
derung schließen bzw. auf diese vertrauen. 

5. Mitglieder 

Es werden mit Sitz und Stimme berufen:  

(1)  der/die Leiter/-in der Hauptabteilung Pastoral und Verkündigung 
(Vorsitz), 

(2)  der/die Geschäftsführer/-in der Hauptabteilung Pastoral und Verkün-
digung, 

(3)  ein Mitglied aus dem Diözesanpastoralrat, 
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(4)  ein Mitglied aus Diözesancaritasverband, 
(5)  ein Mitglied des Katholikenrates, 
(6) eine vom Priesterrat delegierte Person. 

Die Geschäftsführung für den Vergabeausschuss übernimmt ein(e) Mit-
arbeiter(in) der Hauptabteilung Pastoral und Verkündigung, ohne ein 
Stimmrecht zu haben. 

6. Beschlussfassung 

- Die unter 5. Mitglieder (1) – (6) genannten Personen haben 
Stimmrecht.  

- Die Stimmabgabe erfolgt stets per Handzeichen.  

- Bei allen Abstimmungen zählt die einfache Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen, Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung.  

- Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen gelten als nicht 
abgegeben. 

- Bei ordnungsgemäßer Einladung ist der Ausschuss bei 
Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder 
beschlussfähig. 

7. Vereinfachtes Verfahren Mikroprojekte: 

- Mikroprojekte bis 3.000 € Projektzuschuss können fortlaufend 
gestellt werden. 

- Auch für Mikroprojekte gilt, dass drei der unter 1. Gegenstand 
der Förderung genannten Kriterien erfüllt sein müssen. 

Über die Vergabe entscheidet eine Kommission,   

- die aus dem/der Leiter/-in der Hauptabteilung Pastoral und 
Verkündigung (Vorsitz), dem/der Geschäftsführer/-in der Haupt-
abteilung Pastoral und Verkündigung und dem/der zuständigen 
Ansprechpartner/-in aus der Abteilung 3.1 der Pfarrei besteht. 

- Für die Entscheidung über den Antrag gilt die einfache Mehrheit. 

- Zur Beratung können fachkundige Referenten hinzugezogen 
werden, die kein Stimmrecht besitzen.  

- Eine Entscheidung erfolgt zeitnah, in der Regel innerhalb von 
vier Wochen. 
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8. Allgemeine Grundlagen 

- Die Projektmittel werden von der Hauptabteilung Pastoral und 
Verkündigung verwaltet und durch das Bistum an die Antrag-
stellenden ausgezahlt. 

- Die Auszahlung der Zuschüsse erfolgt als Anteilsfinanzierung 
und nur im Rahmen der hierfür zur Verfügung stehenden Mittel. 
Ein Rechtsanspruch besteht nicht. 

- Die sachgerechte Verwendung der bereitgestellten Mittel muss 
durch die Pfarrei, die die Zuwendung erhalten hat, nachgewiesen 
werden. Sie besteht aus dem rechnerischen Nachweis 
(Aufführung aller im Projekt entstandenen Einnahmen und Aus-
gaben/ Eigenmittelnachweis) und einem Erfahrungsbericht. 
Dazu sind die entsprechenden Formulare zu nutzen. Die 
Zuwendung kann mit Zustimmung des Zuwendungsgebers an 
den beteiligten kirchlichen Ort weitergeleitet werden. Dabei bleibt 
die Pfarrei letztverantwortlich für die Erstellung des 
Verwendungsnachweises. 

- Das geförderte Projekt ist in geeigneter Form der Öffentlichkeit 
zugänglich zu machen.  

- Bei Veranstaltungen und Ausstellungen ist auf Plakaten, Einla-
dungen, Programmheften und Katalogen auf die Förderung 
hinzuweisen. 

- Belegexemplare aller Veröffentlichungen sind dem 
Verwendungsnachweis beizulegen. 

- Der Verwendungsnachweis ist spätestens drei Monate nach 
Abschluss des Projektes vorzulegen.  

- Die Zuschüsse können in voller Höhe oder anteilig zurück-
gefordert werden, wenn der Verwendungsnachweis nicht frist-
gemäß erstellt wurde, in der Projektdurchführung gegen die 
Förderrichtlinie verstoßen wurde, oder Ausgaben sich im aner-
kannten Kostenplan verringert haben. Ein begründetes, unver-
schuldetes Nichterreichen der Projektziele führt nicht zu Rückfor-
derungen. 

- Der Vergabeausschuss kann nach Ermessen Zwischen-
nachweise anfordern.  
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Inkrafttreten/ Außerkrafttreten 

Die Vergaberichtlinie zur Förderung pastoraler Projekte (KA 100/2016) 
vom 29. August 2016 sowie die Vergaberichtlinie II zur Förderung 
pastoraler Projekte (KA 106/2020) setze ich hiermit außer Kraft. 

Gleichzeitig setze ich die vorliegende Vergaberichtlinie zur Förderung von 
pastoralen Projekten im Bistum Dresden-Meißen mit Wirkung zum 
1. Februar 2023 in Kraft. 

Dresden, den 16. Januar 2023 
 
Andreas Kutschke 
Generalvikar 

 
 

9. Ausführungsbestimmung zur Personalaktenordnung 
 

Ausführungsbestimmungen zur Rahmenordnung über die Führung 
von Personalakten und Verarbeitung von Personalaktendaten von 

Klerikern und Kirchenbeamten (Personalaktenordnung) für 
Ausbildungsakten von Alumnen in den Priesterseminaren 

 

Vorbemerkung: 

Die folgenden Ausführungsbestimmungen zur Personalaktenordnung (PAO) 
in ihrer jeweils geltenden Fassung dienen der Sicherstellung einer einheit-
lichen und rechtssicheren Führung von Ausbildungsakten der Alumnen und 
der Transparenz der Ausbildung in den diözesanen oder überdiözesanen 
Priesterseminaren. Nach § 22 PAO können diese vom Ortsordinarius er-
lassen werden. 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Für alle Seminaristen als Kandidaten gem. § 3 lit. b) PAO, ein-
schließlich aller Bewerber für den priesterlichen Dienst, die in ein 
Propädeutikum aufgenommen wurden, ist nach § 4 Abs. 1 und 2 PAO 
eine Personalakte zu führen.  

(2) Sie ist nach § 4 PAO in der Personalabteilung der zuständigen  
(Erz-)Diözese zu führen, in welcher der Bewerber als Alumnus durch 
den Diözesanbischof in das Priesterseminar aufgenommen wurde.  

§ 2 Begriffsbestimmungen 

(1) „Bewerber“ sind Personen, die die Aufnahme als Alumnus in das 
Priesterseminar beantragt haben.  
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(2) „Seminaristen“ sind Bewerber, die als Alumnus durch den Diözesan-
bischof oder seinen Beauftragten in das Priesterseminar oder in die 
entsprechende Ausbildungseinrichtung aufgenommen sind bis zur 
Aufnahme in den Klerikerstand.  

(3) „Ausbildungsakte“ ist eine Teilakte der Personalakte gem. § 7 Abs. 5 
PAO für den Zeitraum bis zur Priesterweihe.  

(4) 1Akten, die im Rahmen der Ausbildung nach der Priesterweihe bis zum 
Pfarrexamen oder dem Abschluss der Ausbildung (II. Dienstprüfung) 
geführt werden, sind ebenfalls Teilakten der Personalakte gem. § 7 
Abs. 5 PAO. 2Sie sind von diesen Ausführungsbestimmungen nicht 
erfasst, für sie gelten die Bestimmungen der PAO.  

§ 3 Aufnahme als Alumnus 

(1) Jeder Bewerber als Alumnus hat einen schriftlichen Antrag auf Auf-
nahme ins Priesterseminar an den jeweiligen Diözesanbischof zu 
stellen.  

(2) 1Wenn es Anhaltspunkte gibt, dass der Bewerber seinen Ver-
pflichtungen  zur Angabe von bereits erfolgten Bewerbungen oder der 
Entlassung aus bzw. dem Abbruch der Ausbildung in einem anderen 
Seminar  nicht  nachgekommen ist, darf der Diözesanbischof oder sein 
Bevollmächtigter bei den anderen Priester-seminaren, Ordens-
instituten, Gesellschaften des apostolischen Lebens, einem Säkular-
institut oder einer sonstigen geistlichen Gemeinschaft im Bereich der 
Deutschen Bischofskonferenz Nachforschungen anstellen und hat ein 
Zeugnis anzufordern . 2Der Bewerber ist in unmittelbarem Zusammen-
hang mit der Antragstellung auf Aufnahme in das Priesterseminar 
schriftlich darüber zu informieren, dass sowohl alle Bewerber, die nach 
ausführlicher Prüfung abgelehnt werden, als auch Seminaristen, die 
ihre Ausbildung abbrechen, gem. can. 241 § 3 CIC mit Namen und 
Geburtsdatum sowie Ablehnungs- bzw. Abbruchsgrund gespeichert 
werden. 3Alle weiteren vom abgelehnten Bewerber eingesandten 
Unterlagen sind zu vernichten oder dem Bewerber zurückzusenden.  

(3) Die Aufnahme in das Priesterseminar erfolgt durch Dekret des 
Diözesanbischofs oder seines Bevollmächtigten.  

(4) In einem Begleitschreiben soll auf die Geltung der Personal-
aktenordnung und der Ausführungsbestimmungen für Ausbildungs-
akten hingewiesen werden. 
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§ 4 Führung der Ausbildungsakte 

(1) 1Von der Aufnahme in das Priesterseminar an wird für den Semina-
risten während der Ausbildung im Priesterseminar eine Ausbildungs-
akte als Teilakte der Personalakte im Priesterseminar geführt. 2Die 
Führung der Ausbildungsakte ist nach § 7 Abs. 5 Satz 3 PAO in der 
Hauptpersonalakte der zuständigen (Erz-)Diözese nach § 1 zu 
vermerken. 

(2) Verantwortliche Person gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 PAO zur Führung der 
Ausbildungsakte ist bis zum Ende der Ausbildung der Regens des 
Priesterseminars. 

(3) 1Die Regelungen der PAO in ihrer jeweils geltenden Fassung sind 
einzuhalten. 2Besonders zu verweisen ist auf die Verpflichtung zur 
Paginierung ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der PAO (§§ 5 Abs. 
6, 23 Abs. 2 PAO), sowie  

die Anhörungspflicht (§ 12 PAO), das Einsichtsrecht (§ 13 PAO), die 
Regelungen zur Auskunft an Dritte (§ 15 PAO) und zur Entfernung von 
Personalaktendaten (§ 16 PAO). 

(4) 1Weitergehende Notizen und Aufzeichnungen des Regens, welche 
dieser während der Ausbildung als Gedächtnisstützen im Hinblick auf 
den Zweck der Ausbildung benötigt, sind als solche zu kennzeichnen 
und gesondert vom Regens zu verwahren. 2Sie sind umgehend 
datenschutzkonform zu vernichten, sobald dieser Zweck erfüllt ist, 
spätestens vor Überführung der Ausbildungsakte in die Personalakte 
der zuständigen (Erz-)Diözese zur Priesterweihe.  

§ 5 Überdiözesane Priesterausbildung 

(1) In überdiözesanen Priesterseminaren ist vergleichbar wie in § 14 PAO 
für die auswärtige Tätigkeit definiert zu verfahren: 

a) Personalaktenführende Stelle bleibt die zuständige 
(Erz-)Diözese nach § 1. 

b) Diese stellt dem überdiözesanen Priesterseminar eine Kopie der 
Personalakte zur Verfügung.  

c) Das überdiözesane Priesterseminar stellt sicher, dass alle 
personalaktenrelevanten Dokumente und Vorgänge für die 
Dauer der Ausbildung unverzüglich an die zuständige 
(Erz-)Diözese oder den Inkardinationsverband übermittelt 
werden.  
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d) Auch die zuständige (Erz-)Diözese stellt sicher, dass dem über-
diözesanen Seminar ausbildungsrelevante Unterlagen zur Verfü-
gung gestellt werden. 

(2) Bei Abschluss der Ausbildung oder bei Beendigung des Ausbildungs-
abschnitts im überdiözesanen Priesterseminar wird die gesamte 
Ausbildungsakte an die zuständige (Erz-)Diözese oder den 
Inkardinationsverband gesandt.  

§ 6 Inhalt der Ausbildungsakte 

(1) Der Inhalt der Ausbildungsakte richtet sich nach den §§ 7 und 9 PAO.  

(2) So ist gem. § 7 Abs. 2 lit.j) PAO in der Ausbildungsakte nur ein Vermerk 
zur Einleitung einer Plausibilitätsprüfung aufzunehmen, mit einem 
Hinweis darüber, wo diese Vorgangsakten zu finden sind sowie gem. 
§ 7 Abs. 2 lit. g) PAO abschließende Dekrete oder Urteile einer kano-
nischen Voruntersuchung eines Disziplinar- oder Strafprozesses (ggf. 
in Kopie) mit einem Vermerk darüber, wo die vollständigen Unterlagen 
zu diesen Verfahren zu finden sind.  

(3) Semester- und Jahresgespräche sind zu protokollieren, dem Semina-
risten zur Kenntnis zu geben und von ihm gegenzuzeichnen, und in die 
Personalakte aufzunehmen, siehe §§ 7, 10 PAO. 

(4) Schriftliche Prüfungsarbeiten sind gem. § 7 Abs. 3 PAO nicht Teil der 
Ausbildungsakte.  

(5) Mentoren/innen und Gutachter/innen im Rahmen der Ausbildung er-
halten vom Regens einen Hinweis, dass ihre Gutachten in die 
Ausbildungsakte eingehen und der Seminarist nach § 13 PAO ein 
Einsichtsrecht besitzt.  

(6) 1Psychologische Begutachtungen und eignungsdiagnostische Ver-
fahren jeder Art im Rahmen des Aufnahmeverfahrens und der Aus-
bildung sind nach § 7 Abs. 2 lit. f) PAO besonders gesichert in der 
Ausbildungsakte zu verwahren. 2Eine mündliche Beratung des Regens 
durch den Ersteller / die Erstellerin eines psychologischen Gutachtens 
darf in Ausnahmefällen erfolgen und bedarf stets der schriftlichen Ein-
willigung des Bewerbers bzw. des Seminaristen, die ebenfalls in der 
Ausbildungsakte abzulegen ist. 3Dabei hat der Seminarist das Recht, 
auf eigenen Wunsch an einem Gespräch mit dem Gutachter/ der Gut-
achterin und dem Regens teilzunehmen.  

§ 7 Ende der Ausbildung 

(1) Mit der Priesterweihe wird die Ausbildungsakte in die Personalakte der  

zuständigen (Erz-)Diözese überführt.  
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(2) Im Fall des Ausscheidens des Alumnus aus dem Seminar vor der 
Diakonenweihe geht die Ausbildungsakte gem. § 17 Abs. 1, 2 und 4 
PAO nach Ablauf von fünf Jahren ins Archiv der zuständigen 
(Erz-)Diözese über. Das Entlassungs-dekret wird der Ausbildungsakte 
beigefügt. 

(3) Im Fall des Ausscheidens des Klerikers vor der Priesterweihe wird die 
Ausbildungsakte ebenfalls an die zuständige (Erz-)Diözese überführt.  

(4) Ein Personalstammblatt mit dem Hinweis, dass die Personalakte in der 
zuständigen (Erz-)Diözese weitergeführt wird, verbleibt im Priester-
seminar. 

§ 8 Inkrafttreten 

(1) Die vorstehenden Ausführungsbestimmungen sind vom Zeitpunkt 
ihres Inkrafttretens an auf Seminaristen anzuwenden, die ab diesem 
Zeitpunkt ihre Ausbildung in einem Seminar beantragen.  

(2) 1Alle Regelungen dieser Bestimmung finden mit dem Zeitpunkt ihres 
Inkrafttretens unmittelbare Anwendung auch auf Ausbildungsakten der 
Seminaristen, die bereits aufgenommen wurden. 2Es ist zum Stichtag 
des Inkrafttretens eine deutliche Zäsur einzufügen und die 
Ausbildungsakte ab diesem Zeitpunkt nach Satz 1 zu führen. 

Hiermit setze ich die Ausführungsbestimmungen zur Rahmenordnung über 
die Führung von Personalakten und Verarbeitung von Personalaktendaten 
von Klerikern und Kirchenbeamten (Personalaktenordnung) für 
Ausbildungsakten von Alumnen in den Priesterseminaren zum 1. Januar 
2023 in Kraft. 

Dresden, den 17. Januar 2023 

 
       LS 
gez + Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

10. Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteilnehmer 
(5. März 2023) 

 
Gemäß den Beschlüssen der Deutschen Bischofskonferenz werden die 
Gottesdienstteilnehmer zwei Mal im Jahr gezählt. Die erste Zählung findet 
am zweiten Sonntag in der Fastenzeit (5. März 2023) statt. Zu zählen sind 
alle Personen, die an den sonntäglichen Heiligen Messen (einschließlich 
Vorabendmessen) teilnehmen. Mitzuzählen sind auch die Besucher der 
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Wort- oder Kommuniongottesdienste, die anstelle einer Eucharistiefeier 
gehalten werden. Zu den Gottesdiensteilnehmern zählen auch die Angehö-
rigen anderer Pfarreien (z. B. Wallfahrer, Seminarteilnehmer, Touristen und 
Besuchsreisende). 

Die Erfassung erfolgt pro Gottesdienststation in der zuständigen Pfarrei. Um 
Ihnen die Arbeit bei der Erfassung zu erleichtern, werden Zusatzer-
hebungsbögen für die kirchliche Statistik bereits zum Zählsonntag in e-mip 
freigeschaltet. Dort können die Gottesdienstorte einzeln erfasst und die 
Anzahl der Gottesdienste sowie die Anzahl der Besucher eingetragen 
werden. Die Übertragung in den statistischen Erhebungsbogen am Jahres-
ende erfolgt dann automatisch. 

Bei der Einrichtung der Gottesdienststationen in e-mip und weiteren Fragen 
zur Erfassung der Gottesdienstbesucher ist Ihnen die kirchliche Meldestelle 
gern behilflich (E-Mail: meldewesen@bddmei.de, Tel.: 0351 31563-203). 
 
 

11. Hinweis zum kirchlichen Handbuch XLII 
 

Statistisches Jahrbuch der Bistümer im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz 2016–2020 

Der neueste Band des „Kirchlichen Handbuchs“, Statistisches Jahrbuch der 
Bistümer im Bereich der Deutschen Bischofskonferenz, Band XLII 
(Zusammenfassung der Ergebnisse aus der kirchlichen Statistik 2016 bis 
2020), ist soeben erschienen und im Buchhandel, ISBN: 978-3-8107-0366-
8, zum Preis von 25,00 € erhältlich. 

 
 

12. Mitteilung der amtlichen Sachbezugswerte 2023 
 
Anrechnung des Wertes unentgeltlicher Verpflegung auf Dienstreisen 

Der monatliche Sachbezugswert für Verpflegung für 2023 ist im Rahmen der 
jährlichen Anpassung von 270 auf 288 Euro bundeseinheitlich angehoben 
wurden. Daher betragen die neuen Sachbezugswerte ab 1. Januar 2023 für 
ein Frühstück 2,00 € (2022: 1,87 €) und für Mittag- bzw. Abendessen 3,80 € 
(2022: 3,57 €).  
Der kalendertägliche Sachbezug für 2023 beträgt bei der Verpflegung 
folgende Werte: 
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 Frühstück  2,00 € 
Mittagessen 3,80 € 

 Abendessen 3,80 € 
 
 

13. Ungültige Dienstausweise 
 

Der Dienstausweis Nr. 232, ausgestellt am 21. Januar 2011 für Pfarrer 
Mĕrćin Deleńk, ist ungültig.  

Der Dienstausweis Nr.19, ausgestellt am 6. Oktober 2019 für Diakon Volker 
Babucke, ist ungültig. 
 
 

14. Berufung der Mitglieder des Diözesanvermögens-
verwaltungsrates 

 
Bischof Heinrich Timmerevers hat für eine Amtszeit von fünf Jahren bis zum 
31. Dezember 2027 gemäß § 6 DVVG folgende Mitglieder des 
Diözesanvermögensverwaltungsrates des Bistums Dresden-Meißen 
berufen: 

D i t g e s , Johannes, Prof. Dr. 

G e h r i n g , Herbert, Dresden 

G i e s d e r , Katharina, Chemnitz 

H o f f m a n n , Marcus, Dekan, Plauen 

K ö s t , Konrad, Pf, Altenburg 

P a n g l i s c h , Dr. Paul, Radeberg 

S c h w e t z l e r , Gisela, Leipzig  

 
 

15. Priesterausbildung 
 
Für den Herbst 2023 können sich wieder Männer melden, die Theologie 
studieren und Priester werden möchten.  

Die Bewerbung für den Priesterberuf erfordert die Bereitschaft zum Dienst 
am Volk Gottes und ein hohes Bewusstsein von der mit der Taufe 
verliehenen Würde und Berufung jedes Christen. Die Kandidaten können 
aus dem Geist der Innerlichkeit leben. Sie sind physisch und psychisch 
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belastbar, teamfähig und kommunikativ. Neben den genannten Voraus-
setzungen sind das Abitur und idealerweise ein Praxisjahr bzw. eine abge-
schlossene Berufsausbildung oder die Mittlere Reife und eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung erforderlich. Die Bewerber sollten i. d. R. mindestens 
20 Jahre alt sein. Interessenten werden gebeten, sich in der Hauptabteilung 
Personal im Bischöflichen Ordinariat zu einem Orientierungsgespräch 
anzumelden, nach dem entschieden wird, ob ein Bewerbungsverfahren 
beginnen kann. Informationen zum Ausbildungsweg finden sich auch unter 
www.bistum-dresden-meissen.de/bildungsstark.  

Die Bewerbungsmappe sollte folgende Unterlagen enthalten:  

• Bewerbungsschreiben, aus dem die Motivation für die Ausbildung 
hervorgeht 

• Ausführlicher Lebenslauf, aus dem die Herkunft, und die Teilnahme 
am kirchlichen und gesellschaftlichen Leben ersichtlich wird 

• Tabellarischer Lebenslauf (mit Foto) 

• Tauf- und Firmzeugnis  

• Pfarramtliches Zeugnis des Heimatpfarrers  

• schulische und berufliche Zeugnisse in beglaubigter Kopie  

• Referenzen von Geistlichen und/oder Gemeindereferenten/innen o. ä. 

Die Bewerbungen bitte senden an:  

Bischöfliches Ordinariat  
HA Personal  
OR Ulrich Dombrowsky 
Käthe-Kollwitz-Ufer 84  
01309 Dresden  
Tel.: 0351 31563-500 
 
Die Seelsorgerinnen und Seelsorger unseres Bistums werden gebeten, 
geeignete Männer auf diesen Weg aufmerksam zu machen.  

 
 

16. Ausbildung Ständiger Diakone im Zivilberuf  
 
Im Herbst 2024 beginnt an der Fachakademie für Gemeindepastoral 
Magdeburg ein neuer Ausbildungskurs zum Ständigen Diakon mit Zivilberuf.  

Bewerber für den Diakonat zeichnen sich durch ein Leben aus dem Glauben, 
durch gemeindliches Engagement und durch die Bereitschaft und Fähigkeit, 
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auf die Nöte anderer Menschen einzugehen, aus. Sie haben sich in Familie 
und Beruf bewährt, sind physisch und psychisch belastbar, teamfähig, 
lernbereit und verfügen über eine abgeschlossene Berufsausbildung. Bei 
Ausbildungsbeginn ist der Abschluss des theologischen Fernkurses „Der 
christliche Glaube: Grundkurs“ (Domschule Würzburg) bzw. eine 
vergleichbare Qualifikation nachzuweisen. Grundsätze, Voraussetzungen 
und Rahmenbedingungen für die dreijährige Ausbildung beschreibt der 
„Leitfaden für die Ausbildung zum Ständigen Diakon im Bistum Dresden-
Meißen“ (KA 74/2015; dieser kann unter personal@bddmei.de angefordert 
werden). Im Übrigen gelten die „Richtlinien über persönliche Anforderungen 
an Diakone und Laien im pastoralen Dienst im Hinblick auf Ehe und Familie“ 
(28. September 1995) sowie die in der „Rahmenordnung für Ständige 
Diakone in den Bistümern der Bundesrepublik Deutschland“ (24. Februar 
1994) formulierten Voraussetzungen für den Dienst (Die deutschen 
Bischöfe, Nr. 63). Die Bewerber sollten am Ausbildungsende mindestens 35 
Jahre sowie am Ausbildungsbeginn höchstens 50 Jahre alt sein. 
Interessenten werden gebeten, sich in der Hauptabteilung Personal im 
Bischöflichen Ordinariat zu einem Orientierungsgespräch anzumelden, nach 
dem entschieden wird, ob ein Bewerbungsverfahren beginnen kann.    

Informationen zum Ausbildungsweg finden sich auch unter www.bistum-
dresden-meissen.de/bildungsstark.    

Die Bewerbungsmappe sollte folgende Unterlagen enthalten: 

• Bewerbungsschreiben, aus dem die Herkunft, die Motivation für die 
Ausbildung sowie die Teilnahme am kirchlichen und gesellschaftlichen 
Leben hervorgehen    

• Tabellarischer Lebenslauf (mit Foto)    

• Tauf- und Firmzeugnis    

• ggf. Urkunde über die kirchliche Eheschließung    

• Pfarramtliches Zeugnis des Heimatpfarrers    

• schulische und berufliche Zeugnisse in beglaubigter Kopie    

• Bescheinigung über den erfolgreichen Abschluss des theologischen 
Fernkurses „Der christliche Glaube: Grundkurs“    

• Referenzen von Geistlichen, Gemeindereferent/innen o.ä. 

Bewerbungen, gern per E-Mail als PDF (eine Datei bis max. 5 MB), können 
bis zum 30. April 2023 in der Hauptabteilung Personal des Bischöflichen 
Ordinariats eingereicht werden. Datenschutzrechtlicher Hinweis: Die 
Datenübertragung ist nicht verschlüsselt. 
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Kontakt: 

Bischöfliches Ordinariat  
HA Personal    
Monika Münch 
Käthe-Kollwitz-Ufer 84    
01309 Dresden    
Tel.: 0351 31563-511  
Mail: monika.muench@bddmei.de  
 
Die Seelsorger/innen unseres Bistums werden gebeten, geeignete 
Männer auf diesen Weg aufmerksam zu machen.   
 
 

17. Ausbildung für den Beruf der Gemeindereferentin bzw. 
des Gemeindereferenten 

 
Im Herbst 2023 besteht die Möglichkeit, eine Ausbildung für den Beruf der 
Gemeindereferentin bzw. des Gemeindereferenten zu beginnen. Frauen 
und Männer, die bereit sind, die vielfältigen Dienste und Charismen der 
Gläubigen zu unterstützen und zu fördern, können sich durch ein Studium 
der Religionspädagogik/Theologie und eine sich anschließende dreijährige 
Ausbildung für den pastoralen Dienst qualifizieren.  

Geeignete Kandidat/innen zeichnen sich durch eine aktive Teilnahme am 
Leben der Kirche und einen persönlichen Glauben aus. Sie werden in ihrem 
Umfeld als glaubwürdige Zeug/innen der Frohen Botschaft erlebt. Sie sind 
physisch und psychisch belastbar, teamfähig, kommunikativ, flexibel und 
bereit Menschen in unterschiedlichen Lebenssituationen zu begleiten (vgl. 
Die deutschen Bischöfe, Nr. 96 Rahmenstatuten und -ordnungen für 
Gemeinde- und Pastoralreferentinnen und -referenten. 2011). Neben den 
genannten Voraussetzungen sind das Abitur und idealerweise ein Praxisjahr 
bzw. eine abgeschlossene Berufsausbildung oder die Mittlere Reife und eine 
abgeschlossene Berufsausbildung erforderlich.  

Interessierte werden gebeten, sich in der Hauptabteilung Personal im 
Bischöflichen Ordinariat zu einem Orientierungsgespräch anzumelden, nach 
dem entschieden wird, ob ein Bewerbungsverfahren beginnen kann. 
Informationen zum Ausbildungsweg finden sich auch unter www.bistum-
dresden-meissen.de/bildungsstark. 

Alle Bewerber/innen werden zu einem Auswahlverfahren eingeladen, in dem 
über die Aufnahme in den Bewerberkreis entschieden wird. Diese Zusage 
umfasst eine Studienempfehlung und eine Begleitung bis zum Ende der 
pastoralpraktischen Ausbildung.  
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Die Bewerbungsmappe sollte folgende Unterlagen enthalten:  

• Bewerbungsschreiben, aus dem die Motivation für die Ausbildung 
sowie die Teilnahme am kirchlichen und gesellschaftlichen Leben 
hervorgehen  

• Tabellarischer Lebenslauf (mit Foto)  

• Tauf- und Firmzeugnis  

• Pfarramtliches Zeugnis des Heimatpfarrers  

• schulische und berufliche Zeugnisse in beglaubigter Kopie  

• Referenzen von Geistlichen, Gemeindereferent/innen, Jugendrefe-
rent/innen o.ä.  

 
Bewerbungen, gern per E-Mail als PDF (eine Datei bis max. 5 MB), können 
bis zum 30. April 2023 in der Hauptabteilung Personal des Bischöflichen 
Ordinariats eingereicht werden. Datenschutzrechtlicher Hinweis: Die 
Datenübertragung ist nicht verschlüsselt. 

Kontakt:   

Bischöfliches Ordinariat  
HA Personal    
Monika Münch 
Käthe-Kollwitz-Ufer 84    
01309 Dresden    
Tel.: 0351 31563-511  
Mail: monika.muench@bddmei.de  
 
Die Seelsorger/innen unseres Bistums werden gebeten, geeignete 
Frauen und Männer auf diese Möglichkeit aufmerksam zu machen.  
 
 

18. Nachruf auf Pfarrer i. R. Reinhard Gröger 
 
Gott, der Herr über Leben und Tod, hat am 26. Dezember 2022, den 
Priester des Bistums Dresden-Meißen 

 
Pfarrer i.R. Reinhard Gröger 

 
in sein ewiges Reich gerufen. 
 
Reinhard Gröger wurde am 24. Oktober 1931 in Kamnitz (Krs. Habel-
schwerdt) geboren. Hier verbrachte er seine Kindheit und Schulzeit. 1946 



29 
 
 

  

musste die Familie die Heimat verlassen und kam nach Freital. Nach der 
Facharbeiterprüfung als Elektriker begann er 1953 seine Ausbildung zum 
Priester zunächst im Norbertuswerk Magdeburg. Danach studierte er Theo-
logie im Priesterseminar Erfurt und absolvierte anschließend das Pastoral-
seminar in Neuzelle. Am 22. Dezember 1962 weihte ihn Dr. Otto Spülbeck 
in Bautzen zum Priester. Als Kaplan wirkte er ab 1963 in Bischofswerda und 
ab 1966 in Borna. 1971 übertrug ihm Bischof Gerhard Schaffran die Pfarrei 
Dippoldiswalde, die er bis zu seinem Eintritt in den Ruhestand 1999 
gewissenhaft und treu leitete. Eine wichtige Stütze war ihm seit seiner 
Pfarrerszeit (also über 50 Jahre) seine Haushälterin, Frau Annelies Hart-
mann, die ihn auch die letzten Jahre betreut hat. Er drängte sich nicht auf, 
aber war zur Stelle, wenn Hilfe gebraucht wurde. In seinem Wirken als Pries-
ter in der Pfarrei scheute er sich nicht, auch praktische und handwerkliche 
Arbeiten zu übernehmen, wenn es nötig wurde. Seiner schlesischen Heimat 
im Glatzer Bergland blieb er zeitlebens verbunden und unterstützte die 
einheimische Bevölkerung. Den Ruhestand verbrachte er in Kipsdorf. Wenn 
er gebeten wurde übernahm er gern Gottesdienstvertretungen auch in der 
Umgebung. Bis zu seinem 90. Lebensjahr versah er im Rahmen der gesund-
heitlichen Möglichkeiten so seinen priesterlichen Dienst. Die letzten Tage 
verbrachte er im Altenheim in Goppeln. Hier konnte er noch gemeinsam mit 
seinem Mitbruder Pfarrer i. R. Eberhard Grond sein diamantenes Priester-
jubiläum feiern. 

Wir sind dankbar für sein segensreiches Wirken und für sein Glaubens-
zeugnis und hoffen ihn nun geborgen in der Heimat Gottes, der uns ewiges 
Leben verheißt. Ich empfehle den Verstorbenen dem Gebet der Gläubigen. 
R. i. p. 
 
Dresden, 29. Dezember 2022 
 
+ Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 

 
Das Requiem mit anschließender Beerdigung feiern wir am Donnerstag, 
5. Januar 2023, um 13.00 Uhr in der Friedhofskapelle des Neuen 
Katholischen Friedhofs Dresden, Bremer Straße 20.  
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gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 
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1 9 .  Gesetz zur Änderung der „Zentral-KODA-Ordnung“ 
(ZAK-Ordnung-ÄnderungsG) 

 

Artikel 1 
Gremienbezeichnung 

Die „Zentrale Kommission“ gemäß § 2 Abs. 1 S. 1 lit. a Zentral-KODA-
Ordnung in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des Verban-
des der Diözesen Deutschlands vom 18. November 2013 (KA 21/2014) 
erhält folgende neue Bezeichnung: „Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
(ZAK)“. 
 

Artikel 2 
Fortgeltung der Beschlüsse 

1Die bisherigen Beschlüsse und Empfehlungen der Zentralen Kommission 
bzw. der Zentral-KODA bleiben von den nachfolgenden Änderungen unbe-
rührt. 2Sie gelten nunmehr als Beschlüsse und Empfehlungen der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission bis zu einer anderslautenden Beschluss-
fassung durch diese fort. 
 

Artikel 3 
Fortgeltung der Zusammensetzung von Zentraler Kommission,  

Arbeitsrechtsausschuss, Vermittlungsausschuss und der übrigen 
Ausschüsse 

(1) Die nach der Zentral-KODA-Ordnung in der Fassung des Beschlusses 
der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 
18. November 2013 bestehende Zentrale Kommission setzt ihre Arbeit 
in zunächst unveränderter Zusammensetzung als Zentrale Arbeits-
rechtliche Kommission fort.  

(2) Arbeitsrechtsausschuss, Vermittlungsausschuss und sonstige beste-
hende Ausschüsse der Zentralen Kommission bzw. des Arbeitsrechts-
ausschusses setzen ihre Arbeit ebenfalls in zunächst unveränderter 
Zusammensetzung als Gremien der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kom-
mission fort. 

(3) Ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Änderungsgesetzes erfol-
gen Änderungen betreffend die Zusammensetzung der in den Absät-
zen 1 und 2 genannten Gremien nach den Regelungen der ZAK-
Ordnung zu Wahl, Bestellung und Benennung von Personen.  
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Artikel 4 
Änderung der „Zentral-KODA-Ordnung“ in „Ordnung der Zentralen  

Arbeitsrechtlichen Kommission (ZAK-Ordnung)“ 

Die „Zentral-KODA-Ordnung“, zuletzt geändert durch Beschluss der Vollver-
sammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 18. November 
2013 (KA 21/2014), wird nach Beratung und Beschlussfassung in der Voll-
versammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands am 22. November 
2022 wie folgt geändert: 
 
1. In der Präambel werden die Angabe „Artikel 7“ durch „Artikel 9“ ersetzt 

und die Wörter „im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“ gestrichen.  
 
2. In § 1 wird die Überschrift „Aufgabe der Zentral-KODA und Geltungs-

bereich“ durch „Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission und Arbeits-
rechtsausschuss“ ersetzt. In § 1 wird der bisherige Satz zum Absatz 1 
und die Wörter „Zentral-KODA“ werden durch „Zentrale Arbeitsrechtli-
che Kommission (ZAK)“ ersetzt. Vor „Diözesen“ wird der Zusatz  
„(Erz-)“ eingefügt. 

Folgende Absätze 2 bis 4 werden angefügt:  

„(2)  Sie wird gebildet aus Vertretern/ Vertreterinnen der Arbeitsrecht-
lichen Kommissionen der (Erz-)Diözesen und der Arbeitsrechtli-
chen Kommission des Deutschen Caritasverbandes. 

(3)  1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission nimmt ihre Aufgaben 
als ständige Kommission wahr. 2Sie bedient sich zur Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses (ARA). 

(4)  Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission und 
die Mitglieder des Arbeitsrechtsausschusses sind an geltende 
Kirchengesetze, insbesondere an die Grundordnung des kirchli-
chen Dienstes (Grundordnung) gebunden.“ 

 
3. Der bisherige § 2 entfällt.  
 
4. Der bisherige § 3 wird zu § 2 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 2 Aufgaben der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1)  Aufgabe der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist die 
Beschlussfassung von Rechtsnormen über Inhalt, Abschluss und 
Beendigung von Arbeitsverhältnissen mit kirchlichen Rechts-
trägern im Geltungsbereich der Grundordnung in folgenden Ange-
legenheiten: 
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1. Ausfüllung von Öffnungsklauseln in staatlichen Gesetzen, 

2. Fassung von Einbeziehungsabreden für Arbeitsverträge 
hinsichtlich der Loyalitätsobliegenheiten und Nebenpflichten 
gemäß der Grundordnung, 

3. kirchenspezifische Regelungen 

a) für die Befristung von Arbeitsverhältnissen, soweit 
nicht bereits von Nr. 1 erfasst, 

b) für den kirchlichen Arbeitszeitschutz, insbesondere 
für den liturgischen Dienst, 

c) für Mehrfacharbeitsverhältnisse bei verschiedenen 
Dienstgebern, 

d) für die Rechtsfolgen des Wechsels von einem Dienst-
geber zu einem anderen Dienstgeber. 

(2) 1Solange und soweit die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
von ihrer Regelungsbefugnis durch Beschlussfassung keinen 
Gebrauch gemacht hat oder macht, haben die anderen aufgrund 
Artikel 9 Grundordnung errichteten Kommissionen die Befugnis 
zur Beschlussfassung über Rechtsnormen. 2Deren Regelungen 
bleiben unangewendet, solange und soweit der Beschluss der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission Gültigkeit besitzt. 

(3)  Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission kann den anderen 
nach Artikel 9 Grundordnung gebildeten Kommissionen nach 
Maßgabe des § 3 Ziff. 8 Empfehlungen für die Beschlussfassung 
über Rechtsnormen geben.“ 

 
5. Der bisherige § 4 wird zu § 3 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 3 Aufgaben des Arbeitsrechtsausschusses 

Der Arbeitsrechtsausschuss hat im Bereich des Arbeitsrechts folgende 
Aufgaben: 

1. Informations- bzw. Meinungsaustausch zu allen Fragen 
und Auswirkungen des Arbeitsrechts,  

2. Koordinierung der Positionen, 

3. Beobachtung der arbeitsrechtlichen Entwicklungen  
(Monitoring), 

4. Erarbeitung von Beschlussvorschlägen für die Zentrale 
Arbeitsrechtliche Kommission, 
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5. Information und Beratung des Katholischen Büros in Berlin, 

6. Mitwirkung gemäß der Ordnung über das Zustande-
kommen von arbeitsrechtlichen Regelungen auf der Ebene 
der DBK auf dem Gebiet des Arbeitsrechts,  

7. Vorbereitung der Sitzungen der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission, 

8. Entscheidung über die Zuweisung von Empfehlungs-
materien an die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission.“ 

 
6. Der bisherige § 5 wird zu § 4 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 4 Zusammensetzung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission  

(1)  1Der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission gehören jeweils 21 
Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstgeber und der Dienstnehmer 
an. 2Zusätzlich zu den von den Arbeitsrechtlichen Kommissionen 
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 entsandten Vertretern/ 
Vertreterinnen der Dienstnehmer wird eine bestimmte Anzahl von 
Mitgliedern durch tariffähige Arbeitnehmerkoalitionen (Gewerk-
schaften) entsandt. 3Das Nähere regelt § 5. 

(2)  1Für die (Erz-)Diözesen gehören der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission insgesamt 14 Vertreter/ Vertreterinnen der Dienst-
geber und 14 Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstnehmer nach 
folgendem Schlüssel an:  

- Bayern mit den (Erz-)Diözesen Augsburg, Bamberg, 
Eichstätt, München-Freising, Passau, Regensburg, Würz-
burg  

3 Mitglieder 

- Nordrhein-Westfalen mit den (Erz-)Diözesen Aachen, 
Essen, Köln, Münster, Paderborn  

3 Mitglieder 

- Mittelraum mit den Diözesen Fulda, Limburg, Mainz, 
Speyer, Trier  

2 Mitglieder 

- Nord-Ost mit den (Erz-)Diözesen Hamburg, Hildesheim, 
Osnabrück, Berlin, Erfurt, Dresden-Meißen, Görlitz, 
Magdeburg, Offizialatsbezirk Oldenburg  

4 Mitglieder 
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- Süd-West mit den (Erz-)Diözesen Freiburg und Rotten-
burg-Stuttgart  

2 Mitglieder. 

2Die Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstgeber werden von den 
Dienstgeber-vertretern/vertreterinnen der in den Regionen beste-
henden Kommissionen nach § 1 Abs. 2 aus ihrer Mitte gewählt, 
soweit in der jeweiligen Region nach Abs. 2 Satz 1 eine regionale 
Kommission besteht. 3In Regionen, in denen eine solche nicht 
besteht, bestellen die Generalvikare aller (Erz-)Diözesen der 
Region in gegenseitigem Einvernehmen die Vertreter/ Vertreter-
innen der Region aus dem Kreis der Dienstgebervertre-
ter/vertreterinnen der in der Region bestehenden Kommissionen 
nach § 1 Abs. 2. 4Die Vertreter/ Vertreterinnen der Dienstnehmer 
werden von Vertretern/ Vertreterinnen der Dienstnehmer in den in 
der Region bestehenden Kommissionen nach Artikel 9 Grund-
ordnung aus ihrer Mitte gewählt. 5Das Nähere wird in einer von 
den Bischöfen der jeweiligen Region zu erlassenden Wahlord-
nung geregelt. 

(3)  Die Dienstgeber- und die Dienstnehmerseite der Arbeitsrecht-
lichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes wählen aus 
ihrer Mitte jeweils sieben Vertreter/ Vertreterinnen. 

(4)  1Wird neben den gewählten Vertretern/ Vertreterinnen der Dienst-
nehmerseite auch eine bestimmte Anzahl von Gewerkschafts-
vertretern/ Gewerkschaftsvertreterinnen nach § 5 entsandt, ist die 
Dienstgeberseite durch eine identische Zahl von Vertretern/ 
Vertreterinnen zu erhöhen. 2Die entsprechenden Vertreter/ 
Vertreterinnen werden von der Dienstgeberseite des Arbeits-
rechtsausschusses benannt. 3Als Vertreter/ Vertreterinnen der 
Dienstgeberseite kann nicht berufen werden, wer aufgrund der 
Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) Mitglied der Mitarbeiter-
vertretung sein kann. 4Mit Ausscheiden eines Gewerkschafts-
vertreters/ einer Gewerkschaftsvertreterin scheidet auch eine/r 
dieser nach Satz 1 gewählten zusätzlichen Vertreter/ Vertreterin-
nen der Dienstgeberseite aus. 5Welche Person nach Satz 1 hier-
von betroffen ist, entscheidet das Los. 

(5) Die Mitgliedschaft des einzelnen Mitglieds in der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission endet mit Ablauf der Amtsperiode 
der entsprechenden Bistums-/ Regional-KODA bzw. der Arbeits-
rechtlichen Kommission des deutschen Caritasverbandes, mit 
Beendigung der Mitgliedschaft in dieser Kommission oder bei 
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vorzeitigem Ausscheiden aus der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission.  

(6)  Die Mitgliedschaft in der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
endet auch mit rechtskräftiger Entscheidung des Kirchlichen 
Arbeitsgerichts Köln, das die grobe Vernachlässigung oder 
Verletzung der Befugnisse und Pflichten als Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission festgestellt hat. 

(7)  Wenn die Mitgliedschaft nach Absatz 5 oder 6 endet, erfolgen 
Bestellung und Wahl nach Maßgabe der Bestimmungen in den 
Absätzen 2 und 3. 

(8)  1Scheidet ein Dienstgebervertreter/ eine Dienstgebervertreterin 
oder ein Dienstnehmervertreter/ eine Dienstnehmervertreterin aus 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission aus, wird das 
Stimmrecht des ausscheidenden Mitglieds bis zur Bestellung bzw. 
Wahl eines Nachfolgers/ einer Nachfolgerin durch das nach 
Lebensjahren älteste anwesende Mitglied der jeweiligen Seite 
ausgeübt (gesetzliche Stimmrechtsübertragung). 2Scheiden 
mehrere Vertreter/ Vertreterinnen der jeweiligen Seite aus, so 
werden zunächst bis zu zwei Stimmen gesetzlich durch das nach 
Lebensjahren älteste Mitglied der jeweiligen Seite ausgeübt. 
3Weitere gesetzliche Stimmrechtsübertragungen werden durch 
die nächstältesten Mitglieder der jeweiligen Seite ausgeübt. 
4Dabei dürfen maximal zwei weitere Stimmen gesetzlich auf ein 
Mitglied übertragen werden. 5Die beiden Seiten legen zu Beginn 
der Sitzung dem/ der Vorsitzenden eine Liste der Personen vor, 
die die Stimmrechte nach Satz 1 bis 5 ausüben. 6§10 Abs. 3 S. 2 
und 3 finden in den Fällen des Absatz 8 Satz 1 bis 6 keine Anwen-
dung. 7Die Möglichkeit der gesetzlichen Stimmrechtsübertragung 
endet spätestens neun Monate nach dem Ausscheiden des 
Mitglieds aus der Kommission. 8Die Frist beginnt mit dem auf das 
Ausscheiden eines Mitglieds folgenden Tag. 9Die Möglichkeit der 
Ausübung eines nach § 10 Abs. 3 übertragenen Stimmrechts 
bleibt unberührt.“ 

 
7. Es wird folgender neuer § 5 eingefügt:  

„§ 5 Entsandte Vertreter/ Vertreterinnen der Gewerkschaften 

(1)  1Die in den Kommissionen nach § 4 Abs. 2 S. 3 bzw. § 4 Abs. 3 
vertretenen Gewerkschaften können insgesamt bis zu drei Vertre-
ter/ Vertreterinnen in die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission 
entsenden. 2Stichtag für die Benennung ist der 1. Juli alle vier 
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Jahre. 3Der erste Stichtag ist der 1. Juli 2023. 4Die Gewerk-
schaften teilen der Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission mit, ob, wie viele und welche Vertreter/ Vertre-
terinnen sie zu entsenden beabsichtigen. 5Die Kontaktdaten der 
Vertreter/ Vertreterinnen sind mitzuteilen. 

(2)  Benennt nur eine Gewerkschaft Vertreter/ Vertreterinnen für die 
Kommission, kann sie alle Sitze nach Absatz 1 beanspruchen. 

(3)  1Benennen mehrere Gewerkschaften Vertreter/ Vertreterinnen für 
die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission, einigen sich die 
mitwirkungsberechtigten und mitwirkungswilligen Gewerk-
schaften auf die zahlenmäßige Zusammensetzung der von der 
Gewerkschaft zu entsendenden Vertreter/ Vertreterinnen. 
2Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet der Sprecher/ 
die Sprecherin der Dienstnehmerseite nach § 7 Abs. 1 über die 
Verteilung der Plätze. 3Gegen die Entscheidung des Sprechers/ 
der Sprecherin der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist 
Klage beim Kirchlichen Arbeitsgericht Köln innerhalb einer 
Ausschlussfrist von zwei Wochen nach Bekanntgabe der 
Entscheidung zulässig. 4Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn die 
Gewerkschaften über den Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem der 
Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist 
schriftlich belehrt worden sind. 5Das Kirchliche Arbeitsgericht ent-
scheidet insbesondere auf Grund der Mitgliederzahlen, die ihm 
gegenüber glaubhaft zu machen sind. 6Die Glaubhaftmachung der 
Mitgliederzahl kann insbesondere durch eine eidesstattliche 
Versicherung erfolgen, die ein Mitglied des Vertretungsorgans der 
Gewerkschaft vor einem Notar abgibt. 7Die endgültige Benennung 
aller Vertreter/ Vertreterinnen ist der Geschäftsführung 
unverzüglich gemeinsam von allen vertretenen Gewerkschaften 
mitzuteilen. 

(4)  Die entsandten Mitglieder müssen die Gewähr dafür bieten, dass 
sie das verfassungsmäßige Selbstbestimmungsrecht der Kirche 
gem. Art. 140 Grundgesetz in Verbindung mit Art. 137 Abs. 3 der 
Weimarer Reichsverfassung zur Gestaltung der sozialen Ordnung 
ihres Dienstes achten und die Eigenart des kirchlichen Dienstes 
respektieren. 

(5)  Scheidet ein entsandtes Mitglied aus der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission aus oder wird es abberufen, entsendet die 
Gewerkschaft, die durch das Mitglied vertreten wurde, unverzüg-
lich ein neues Mitglied. 
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(6)  1Kündigt eine Gewerkschaft ihre Mitarbeit in der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission auf, einigen sich die verbleibenden 
mitwirkungsberechtigten und mitwirkungswilligen Gewerk-
schaften darüber, wer für den Rest der Amtszeit die Stelle des 
ausscheidenden Mitglieds übernehmen soll. 2Kommt keine Eini-
gung zustande, entscheidet der/ die Sprecher/ Sprecherin der 
Dienstnehmerseite, welcher verbleibenden Gewerkschaft, die 
einen Vertreter/ eine Vertreterin entsenden will, das Nachbeset-
zungsrecht zusteht. 3Gegen die Entscheidung des/ der Vorsitzen-
den der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist Klage beim 
Kirchlichen Arbeitsgericht Köln innerhalb einer Ausschlussfrist 
von zwei Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung zulässig. 
4Die Frist beginnt nur zu laufen, wenn die Gewerkschaft über den 
Rechtsbehelf, das Gericht, bei dem der Rechtsbehelf anzubringen 
ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden 
ist. 

(7)  Kündigen alle Gewerkschaften ihre Mitarbeit in der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission, beginnt der Prozess nach Absatz 
1 zum nächsten Stichtag erneut. 

(8)  Eine Entsendung entfällt, wenn die Mitgliedschaft in der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission von keiner Gewerkschaft bean-
sprucht wird.“ 

 
8. § 6 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 6 Zusammensetzung des Arbeitsrechtsausschusses 

(1)  1Der Arbeitsrechtsausschuss besteht aus 24 stimmberechtigten 
Mitgliedern: Je sechs Vertretern/ Vertreterinnen der Dienstgeber 
und der Dienstnehmer jeweils aus dem Bereich der verfassten 
Kirche und dem Bereich der Caritas, darunter dem/ der Vorsitzen-
den und dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission. 2Die Vertreter/ Vertreterinnen 
werden von den jeweiligen Seiten aus ihrer Mitte gewählt. 3Es 
können nur Vertreter/ Vertreterinnen gewählt werden, die Mitglie-
der der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission sind. 

(2)  1Darüber hinaus gehören dem Arbeitsrechtsausschuss als nicht 
stimmberechtigte Mitglieder an: Je ein Vertreter/ eine Vertreterin 
des 

- Verbandes der Diözesen Deutschlands (VDD),  

- des Deutschen Caritasverbandes (DCV),  
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- der Deutschen Ordensobernkonferenz (DOK) und 

- des Katholischen Büros in Berlin. 

2Ferner gehören dem Arbeitsrechtsausschuss als nicht stimm-
berechtigte Mitglieder drei Vertreter/ Vertreterinnen der Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Mitarbeiter-vertretungen (BAG-MAV) an. 
3Die in Satz 1 und 2 genannten Vertreter/ Vertreterinnen haben 
das Recht, Tagesordnungspunkte anzumelden. 

(3)  Scheidet ein stimmberechtigtes Mitglied des Arbeitsrechts-
ausschusses aus, findet bis zur Neuwahl § 4 Abs. 8 entspre-
chende Anwendung.“ 

 
9. § 7 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 7 Vorsitzende(r) und stellvertretende(r) Vorsitzende(r) 

(1)  1Der/ die Vorsitzende und der/ die stellvertretende Vorsitzende werden 
von der Gesamtheit der Kommissionsmitglieder in zweijährigem Wech-
sel gemeinsam geheim gewählt; dabei wird der/ die Vorsitzende 
einmal aus den Reihe der Dienstgebervertreter und das andere Mal 
aus der Reihe der Dienstnehmervertreter, der/ die stellvertretende 
Vorsitzende aus der jeweils anderen Seite gewählt. 2§ 10 Abs. 3 findet 
Anwendung. 3Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder 
der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission auf sich vereinigt. 
4Kommt in zwei Wahlgängen die erforderliche Mehrheit nicht zustande, 
so ist gewählt, wer in einem weiteren Wahlgang die meisten Stimmen 
auf sich vereinigt. 5Bis zur Wahl des/ der Vorsitzenden und des/ der 
stellvertretenden Vorsitzenden leitet das nach Lebensjahren älteste 
anwesende Mitglied die Sitzung. 

(2)  Scheidet der/ die Vorsitzende oder der/ die stellvertretende Vorsit-
zende vorzeitig aus, findet für den Rest des Zwei-Jahres-Zeitraumes 
eine Nachwahl statt. 

(3)  1Der/ die Vorsitzende der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission ist 
zugleich Vorsitzender/ Vorsitzende des Arbeitsrechtsausschusses. 
2Der/ die stellvertretende Vorsitzende der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ist zugleich stellvertretender Vorsitzender/ stellver-
tretende Vorsitzende des Arbeitsrechtsausschusses.“ 

 
10. Es wird folgender neuer § 8 eingefügt:  

„§ 8  Geschäftsführung 

(1)  Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission hat eine Geschäftsführung. 
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(2)  1Die Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 
wird vom Verband der Diözesen Deutschlands bestellt. 2Im Verhin-
derungsfall der Geschäftsführung wird die Stellvertretung durch die 
Geschäftsstelle des Verbandes der Diözesen Deutschlands bestimmt. 

(3)  1Die Geschäftsführung nimmt die laufenden Geschäfte der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission und des Arbeitsrechtsausschusses 
wahr. 2In Zweifelsfällen ist ein Einvernehmen mit dem/ der jeweiligen 
Vorsitzenden und dem/ der jeweiligen stellvertretenden Vorsitzenden 
herzustellen. 3Kann ein Einvernehmen nicht hergestellt werden, 
entscheidet der/ die jeweilige Vorsitzende im Benehmen mit der 
Geschäftsführung. 4Das Nähere kann in Geschäftsordnungen geregelt 
werden.“ 

 
11. Der bisherige § 8 wird zu § 9 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 9 Rechtsstellung der Mitglieder  

(1)  1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission führen ihr 
Amt unentgeltlich als Ehrenamt. 2Sie sind in ihrem Amt unabhängig 
und an keine Weisungen gebunden. 

(2)  1Für die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, die 
im kirchlichen Dienst beschäftigt sind, steht die Wahrnehmung von 
Aufgaben als Mitglied der Kommission der arbeitsvertraglich verein-
barten Tätigkeit gleich. 2Sie dürfen in der Ausübung ihres Amtes nicht 
behindert und aufgrund ihrer Tätigkeit weder benachteiligt noch 
begünstigt werden. 3Aus ihrer Tätigkeit dürfen ihnen keine beruflichen 
Nachteile erwachsen.“ 

 
12. Der bisherige § 11 wird zu § 10 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 10 Arbeitsweise der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission 

(1)  1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit dem/ der Vorsitzen-
den und dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden unter Angabe der 
Tagesordnung spätestens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – 
vor der Sitzung ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet im Einverneh-
men mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden Vorsit-
zenden über die Eilbedürftigkeit. 3Der/ die Vorsitzende entscheidet 
über die Tagesordnung. 4Hat die Amtszeit des / der Vorsitzenden 
geendet, ohne dass bereits zu einer weiteren Sitzung eingeladen 
wurde, lädt die Geschäftsführung baldmöglichst zu einer Sitzung mit 
einer Tagesordnung ein, die zunächst nur die Wahlen vorsieht.  

(2)  Die Geschäftsführung lädt ein 
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a) zur jährlich stattfindenden Sitzung (reguläre Sitzung). Die 
Sitzung soll im 4. Quartal eines jeden Kalenderjahres stattfinden. 

b) aus einem der folgenden Gründe (außerordentliche Sitzung): 

- wenn der Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit von 
mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl seiner stimm-
berechtigten Mitglieder eine klärungsbedürftige Thematik 
in Form eines Antrags der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission vorlegt, 

- wenn eine nach Artikel 9 Grundordnung gebildete Kommis-
sion mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der 
Gesamtzahl ihrer Mitglieder eine klärungsbedürftige 
Thematik in Form eines Antrags der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission vorlegt,  

- wenn Wahlen nach Maßgabe dieser Ordnung durchzufüh-
ren sind, 

- 1wenn eine Seite der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion einen Antrag auf Beschlussfassung gemäß § 2 Abs. 1 
stellt. 2Liegt ein Antrag vor, hat der Arbeitsrechtsausschuss 
zunächst sechs Monate ab Antragseingang bei der 
Geschäftsführung Zeit, sich mit dem Antrag zu befassen. 
3Der Arbeitsrechtsausschuss kann eine Stellungnahme zu 
dem Antrag abgeben. 4Nach Ablauf der Sechsmonatsfrist 
soll innerhalb von zwei Monaten eine Sitzung der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission stattfinden, wenn nicht der 
Arbeitsrechtsausschuss mit einer Mehrheit von mindestens 
drei Vierteln der Gesamtzahl seiner Mitglieder eine Weiter-
leitung des Antrags an die Zentrale Arbeitsrechtliche Kom-
mission ablehnt. 5Findet die nächste reguläre Sitzung 
innerhalb der nächsten zwei Monate nach Ablauf der 
Sechsmonatsfrist statt, ist von einer gesonderten Sitzung 
abzusehen. 

- wenn ein Diözesanbischof oder mehrere Diözesanbischöfe 
gegen einen Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission gemäß § 2 Abs. 1 Einspruch einlegt/ einlegen. 

(3)  1Ist ein Mitglied verhindert, an einer Sitzung teilzunehmen, so ist die 
Übertragung des Stimmrechtes auf ein anderes Mitglied derselben 
Seite zulässig. 2Ein Mitglied kann zusätzlich nicht mehr als ein übertra-
genes Stimmrecht ausüben. 3Die Übertragung des Stimmrechtes ist 
der Geschäftsführung in Textform nachzuweisen. 
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(4)  1Eine Sitzung kann nur stattfinden, wenn auf jeder Seite mindestens 
die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. 2Unter den Anwesenden muss 
sich der/ die Vorsitzende und/ oder der/ die stellvertretende Vorsit-
zende befinden. 3Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 4Unbeschadet 
von Satz 3 ist die Information der nicht in der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission vertretenen Kommissionen und die Beratung mit 
diesen möglich. 5Im Einvernehmen zwischen dem/ der stellvertreten-
den Vorsitzenden und dem/ der Vorsitzenden können Sachverständige 
teilnehmen. 6Diese haben kein Stimmrecht. 

(5)  Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. 

(6)  Antragsberechtigt ist jedes Mitglied der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission; die Anträge müssen dem/ der Vorsitzenden über die 
Geschäftsführung in Textform mit Begründung vorgelegt werden. 

(7)  1Die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission fasst Beschlüsse mit einer 
Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl ihrer Mitglieder. 
2Auf Antrag eines Mitglieds findet eine Beschlussfassung in geheimer 
Abstimmung statt. 

(8)  1In Eilfällen und in Angelegenheiten, für die eine mündliche Verhand-
lung entbehrlich ist, können Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrecht-
lichen Kommission durch schriftliche Stimmabgabe herbeigeführt 
werden. 2Der/ die Vorsitzende entscheidet im Einvernehmen mit dem/ 
der stellvertretenden Vorsitzenden über die Einleitung dieses Verfah-
rens. 3Das Ergebnis der schriftlichen Stimmabgabe wird von der 
Geschäftsführung festgestellt und den Kommissionsmitgliedern 
schriftlich mitgeteilt. 

(9)  1Für die Bearbeitung ihrer Aufgaben kann die Zentrale Arbeitsrecht-
liche Kommission ständige oder zeitlich befristete Ausschüsse einset-
zen. 2Diese bereiten die Beschlüsse der Kommission vor. 

(10)  1Über die Sitzung ist ein Protokoll anzufertigen. 2Die Protokollführung 
soll grundsätzlich durch die Geschäftsführung erfolgen. 3Das Protokoll 
wird nach Abstimmung mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stell-
vertretenden Vorsitzenden von der Protokollführung unterzeichnet und 
unverzüglich den Mitgliedern der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission zugeleitet.“ 

 
13. Der bisherige § 12 wird zu § 11 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 11 Arbeitsweise des Arbeitsrechtsausschusses 
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(1)  1Der Arbeitsrechtsausschuss tritt bei Bedarf zusammen. 2Er tagt in der 
Regel drei Mal im Kalenderjahr. 3Der Bedarf wird von dem/ der Vorsit-
zenden im Einvernehmen mit dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden 
festgestellt. 4Der Arbeitsrechtsausschuss soll nicht in dem Quartal 
tagen, in dem die reguläre Sitzung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission stattfindet. 

(2)  1Die Geschäftsführung lädt im Einvernehmen mit dem/ der Vorsitzen-
den und dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden unter Angabe der 
Tagesordnung spätestens vier Wochen – in Eilfällen zwei Wochen – 
vor der Sitzung ein. 2Die Geschäftsführung entscheidet im Einverneh-
men mit dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden Vorsit-
zenden über die Eilbedürftigkeit. 3Der/ die Vorsitzende entscheidet 
über die Tagesordnung. 

(3)  1Für das Verfahren gelten § 10 Abs. 3 - 7 und 9 - 10 sinngemäß, mit 
der Maßgabe, dass Sitzungen des Arbeitsrechtsausschusses auch 
stattfinden und Beschlüsse gemäß § 3 gefasst werden können, wenn 
mindestens sechs Mitglieder der Dienstnehmer- und sechs Mitglieder 
der Dienstgebervertreter anwesend sind, darunter der/ die Vorsitzende 
und/ oder der/ die stellvertretende Vorsitzende. 2Die nicht stimm-
berechtigten Mitglieder nach § 6 Abs. 2 sind bei der Bestimmung der 
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit nicht zu berücksichtigen. 

(4)  Bei Stellungnahmen zu staatlichen Gesetzgebungsvorhaben, die das 
Arbeitsrecht betreffen, soll das Katholische Büro den Arbeitsrechts-
ausschuss angemessen beteiligen.“ 

 
14. Es wird folgender neuer § 12 eingefügt:  

„§ 12 Online- und Hybridversammlungen 

(1)  1Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, des Arbeits-
rechts-ausschusses und sonstiger Ausschüsse finden im Regelfall als 
Präsenzsitzungen statt. 2Sie können auch als Online-Versammlungen 
erfolgen. 

(2)  Der/ die Vorsitzende kann im Einvernehmen mit der/ dem stellvertre-
tenden Vorsitzenden und der Geschäftsführung bestimmen, dass 
Sitzungen als Online-Versammlungen in einem nur für die teilnahme-
berechtigten Personen zugänglichen Chat-Raum durchgeführt 
werden.  

(3)  1Wird zu einer Online-Versammlung eingeladen, erhalten die teilnah-
meberechtigten Personen zu diesem Zwecke rechtzeitig vor der 
Sitzung neben der Tagesordnung auch die Zugangsdaten. 2Sie 
verpflichten sich, die Legitimationsdaten keinem Dritten zugänglich zu 
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machen. 3Mit Einwahl zur Online-Versammlung gilt die teilnahme-
berechtigte Person als anwesend im Sinne des § 10 Abs. 4 Satz 1 und 
2. 

(4)  1Hybrid-Versammlungen sind nur in Ausnahmefällen zulässig. 2Es 
gelten die Absätze 2 und 3 entsprechend. 

(5)  1Während der Online- oder Hybrid-Versammlung sind Abstimmungen 
und Wahlen grundsätzlich möglich, soweit entsprechende technische 
Möglichkeiten existieren. 2Die Abstimmungen und Wahlen erfolgen 
unter Wahrung der Vorgaben dieser Ordnung und der datenschutz-
rechtlichen Vorgaben (z.B. KDG) durch Nutzung geeigneter techni-
scher Mittel, wie beispielsweise Abstimmungssoftware. 

(6)  Im Übrigen sind die Vorschriften zu Präsenzversammlungen entspre-
chend zu berücksichtigen.“ 

 
15. § 13 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 13 Inkraftsetzung der Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission 

(1)  1Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, der den 
Erlass von Rechtsnormen gemäß § 2 Abs. 1 zum Gegenstand hat, wird 
nach Unterzeichnung durch den Vorsitzenden/ die Vorsitzende durch 
die Geschäftsführung den zuständigen Diözesanbischöfen zur Kennt-
nisnahme übermittelt. 2Auf die Einspruchsfrist nach Absatz 2 wird 
hingewiesen. 

(2)  Sieht sich ein Diözesanbischof nicht in der Lage, einen Beschluss in 
Kraft zu setzen, weil er offensichtlich gegen kirchenrechtliche Normen 
oder gegen Vorgaben der katholischen Glaubens- und Sittenlehre 
verstößt, so legt er innerhalb von sechs Wochen nach Zugang des 
Beschlusses beim Bischöflichen Ordinariat unter Angabe von Gründen 
Einspruch bei der Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission ein; dabei können Gegenvorschläge unterbreitet werden. 

(3) 1Wenn bis zum Ablauf der sechswöchigen Frist kein Einspruch erho-
ben worden ist, teilt die Geschäftsführung den Diözesanbischöfen mit, 
dass der Beschluss in den (Erz-) Diözesen in Kraft zu setzen und 
innerhalb einer Frist von zwei Monaten ab Zugang der Information in 
den Amtsblättern zu veröffentlichen ist. 2Hierüber informiert die 
Geschäftsführung zeitgleich den Deutschen Caritasverband. 

(4)  1Im Falle eines Einspruchs informiert die Geschäftsführung die Diöze-
sanbischöfe über den Einspruch. 2Die Angelegenheit wird von der 
Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission innerhalb einer Frist von drei 
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Monaten ab dem Zeitpunkt der Information über den Einspruch an die 
Diözesanbischöfe erneut beraten. 3Fasst sie einen neuen Beschluss 
oder bestätigt sie ihren bisherigen Beschluss, so leitet die Geschäfts-
führung diesen allen Diözesanbischöfen zur Inkraftsetzung und dem 
Deutschen Caritasverband zur Kenntnis zu. 4Der Diözesanbischof 
setzt den Beschluss in Kraft und veröffentlicht ihn innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten ab Zugang der Information im Amtsblatt. 

(5)  Kommt ein Beschluss nach Absatz 4 Satz 3 nicht zustande, so ist das 
Verfahren beendet. 

(6)  1Mit dem Ablauf der Inkraftsetzungsfrist des Abs. 3 bzw. des Abs. 4 
Satz 4 findet der Beschluss auch im Geltungsbereich der Arbeits-
vertragsrichtlinien des Deutschen Caritasverbandes Anwendung. 2Der 
Beschluss soll zusätzlich in der Verbandszeitschrift „neue caritas“ 
veröffentlicht werden. 

(7)  Ein Beschluss der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, der 
Empfehlungen gemäß § 2 Abs. 3 zum Gegenstand hat, wird allen 
aufgrund Artikel 9 Grundordnung errichteten Kommissionen zur Bera-
tung zugeleitet. 

(8) 1Eine am 01.01.1998 bereits in Kraft befindliche Regelung in einer 
diözesanen Ordnung kann vorsehen, dass die Beschlüsse der Zentra-
len Arbeitsrechtlichen Kommission zusätzlich von einer diözesanen 
oder regionalen Kommission unter Wahrung der Frist nach Abs. 2 wort-
lautidentisch zu beschließen sind. 2Die Regelungen der Absätze 1 bis 
7 bleiben hiervon unberührt.“ 

 
16. § 14 wird wie folgt geändert:  

In Absatz 1 und Absatz 2 werden die Wörter „Zentralen Kommission“ 
jeweils durch „Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission“ ersetzt. In 
Absatz 2 werden die Wörter „Beisitzerinnen und Beisitzern“ jeweils 
durch „Beisitzern/ Beisitzerinnen“ ersetzt. Im Absatz 2 letzter Halbsatz 
werden die Wörter „Beisitzerinnen und Beisitzer“ durch „Beisitzer/ 
Beisitzerinnen“ ersetzt. Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen.  

 
17. § 15 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 15 Voraussetzungen für die Mitgliedschaft im Vermittlungs-
ausschuss 

(1)  1Die nach § 16 Abs. 1 zu wählenden Vorsitzenden des Vermittlungs-
ausschusses dürfen bei keinem kirchlichen Rechtsträger beschäftigt 
sein und keinem vertretungsberechtigten Leitungsorgan eines kirch-
lichen Rechtsträgers angehören. 2Sie sollen der katholischen Kirche 
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angehören und über fundierte Kenntnisse und Erfahrungen im Arbeits-
recht verfügen. 3Sie dürfen nicht in der Ausübung der allen Kirchen-
mitgliedern zustehenden Rechte behindert sein und müssen die 
Gewähr dafür bieten, dass sie jederzeit für das kirchliche Gemeinwohl 
eintreten. 4Für sie gelten die Vorgaben der Grundordnung entspre-
chend. 

(2)  Für Beisitzer/ Beisitzerinnen gelten Absatz 1 Satz 2 2. Halbsatz und 
Satz 4 entsprechend.“ 

 
18. § 16 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 16 Wahl und Amtsperiode des Vermittlungsausschusses 

(1)  1Beide Seiten schlagen je eine/n Kandidaten/in für den Vorsitz vor. 2Die 
Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission wählt nach einer Aussprache 
mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Gesamtzahl ihrer 
Mitglieder die beiden Vorsitzenden gemeinsam in geheimer Wahl. 
3Kommt in den ersten beiden Wahlgängen diese Mehrheit nicht 
zustande, reicht im dritten Wahlgang die einfache Mehrheit der Stim-
men. 4Wird auch diese nicht erreicht, wählen die Vertreter/ Vertreterin-
nen der Dienstgeber und der Dienstnehmer getrennt je einen Vorsit-
zenden/ eine Vorsitzende mit mindestens der Mehrheit ihrer Stimmen. 
5Wählt eine Seite keinen Vorsitzenden/ keine Vorsitzende, ist nur der/ 
die andere Vorsitzender/ Vorsitzende des Vermittlungsausschusses. 

(2)  Jeder Beisitzer/ jede Beisitzerin hat für den Fall der Verhinderung 
einen Stellvertreter/ eine Stellvertreterin. 

(3)  Jeweils drei Beisitzer/ Beisitzerinnen und ihre Stellvertreter/ Stellver-
treterinnen werden von den Dienstgebervertretern/ Dienstgebervertre-
terinnen bzw. von den Dienstnehmervertretern/ Dienstnehmerver-
treterinnen in der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission benannt.  

(4)  Die Abwahl eines/ einer Vorsitzenden kann nach einer Aussprache 
geheim mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Gesamtzahl der 
Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission erfolgen. 

(5)  1Die Amtsperiode der Mitglieder beträgt vier Jahre. 2Bis zur Wahl eines 
neuen Vermittlungsausschusses nimmt der bestehende Vermittlungs-
ausschuss die Aufgaben wahr, jedoch nicht über die Dauer von zwölf 
Monaten über das Ende seiner Amtsperiode hinaus. 3Wiederwahl ist 
zulässig. 4Das Amt eines Mitglieds des Vermittlungsausschusses, 
welches gleichzeitig Mitglied der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion ist, erlischt mit seinem Ausscheiden aus dieser. 5Bei vorzeitigem 
Ausscheiden findet für den Rest der Amtsperiode eine Nachwahl statt. 
6Dazu gilt das Verfahren nach Absatz 1 bzw. Absatz 3.“ 
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19. § 17 wird wie folgt geändert:  

Die Angabe „§ 2 Abs. 1“ wird durch „§ 3 Abs. 1“ und die Wörter „Zent-
ralen Kommission“ werden durch „Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission“ ersetzt. Nach den Wörtern „mindestens die Hälfte der 
Mitglieder dem Beschluss zugestimmt“ wird „haben“ durch „hat“ 
ersetzt. Nach dem Wort „Vorsitzende“ werden die Wörter „der Zentra-
len Arbeitsrechtlichen Kommission“ eingefügt.  

 
20. § 18 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 18 Verfahren vor dem Vermittlungsausschuss 

(1)  1Die Einladungen zu den Sitzungen des Vermittlungsausschusses 
erfolgen auf Veranlassung der beiden Vorsitzenden des Vermittlungs-
ausschusses. 2Für jedes Vermittlungsverfahren wird jeweils zu Beginn 
des Verfahrens einvernehmlich von den Mitgliedern festgelegt, 
welcher/ welche der beiden Vorsitzenden die Sitzung nach pflicht-
gemäßem Ermessen leitet und welcher/ welche unterstützend teil-
nimmt. 3Kommt keine solche einvernehmliche Festlegung zustande, 
entscheidet das Los. 4Der/ die leitende Vorsitzende kann im Beneh-
men mit dem weiteren Vorsitzenden Sachverständige hinzuziehen. 

(2)  1Die beiden Vorsitzenden unterbreiten dem Vermittlungsausschuss 
einen gemeinsamen Vermittlungsvorschlag. 2Der Vermittlungs-
ausschuss entscheidet mit einer Mehrheit von mindestens vier 
Stimmen über den Vermittlungsvorschlag. 3Eine Stimmenthaltung ist 
nicht zulässig. 4Bei der Abstimmung haben die beiden Vorsitzenden 
gemeinsam nur eine Stimme. 5Sollten beide Vorsitzende sich nicht auf 
einen Vermittlungsvorschlag einigen können, erklären sie das Verfah-
ren für beendet. 

(3)  Das Vermittlungsverfahren soll spätestens zwölf Wochen nach Anru-
fung des Vermittlungsausschusses mit einem Vermittlungsvorschlag 
oder mit der Feststellung abgeschlossen werden, keinen Vermittlungs-
vorschlag unterbreiten zu können. 

(4)  1Der Vermittlungsausschuss kann im Einvernehmen mit den beiden 
Vorsitzenden die Verbindung verschiedener Vermittlungsverfahren 
beschließen, wenn die Verfahrensgegenstände in sachlichem oder 
rechtlichem Zusammenhang stehen. 2Nach der Verbindung ist 
entsprechend Absatz 1 ein leitender Vorsitzender/ eine leitende 
Vorsitzende zu bestimmen, wenn kein solcher/ keine solche nach § 18 
gewählt ist. 

(5)  Das Vermittlungsverfahren ist nicht öffentlich. 
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(6)  1Scheidet der/ die leitende Vorsitzende während des Verfahrens aus 
dem Amt aus oder ist er/ sie dauerhaft krankheitsbedingt oder aus 
anderen Gründen an der Wahrnehmung des Amtes verhindert, wird 
der/ die andere leitender/ leitende Vorsitzender/ Vorsitzende. 2Die 
dauerhafte Verhinderung ist durch den/ die Vorsitzenden/ Vorsitzende 
und den/ die stellvertretenden/ stellvertretende Vorsitzenden/ Vorsit-
zende festzustellen. 3Scheidet einer/ eine der beiden Vorsitzenden aus 
dem Amt aus bzw. ist einer/ eine der beiden Vorsitzenden dauerhaft 
verhindert, so hat binnen einer Frist von drei Monaten ab dem Zeit-
punkt des Ausscheidens bzw. ab dem Zeitpunkt der Feststellung der 
dauerhaften Erkrankung oder Verhinderung eine Neuwahl zu erfolgen. 
4Solange ruht das Verfahren. 5Eine Neuwahl für den Rest der Amts-
periode findet auch dann statt, wenn der/ die Vorsitzende im Sinne des 
§ 16 Abs. 1 S. 4 aus dem Amt ausgeschieden ist oder dauerhaft 
verhindert ist.“ 

 
21. § 19 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 19 Verfahren zur ersetzenden Entscheidung 

(1)  1Stimmt die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission im Falle des § 18 
dem Vermittlungsvorschlag nicht mit mindestens drei Vierteln der 
Gesamtheit ihrer Mitglieder innerhalb einer Frist von zwölf Wochen zu 
oder entscheidet die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission nicht 
gemäß § 10 Abs. 7 oder 8 selbst über die Angelegenheit, hat sich der 
Vermittlungsausschuss erneut mit der Angelegenheit zu befassen, 
wenn mindestens die Hälfte der Gesamtzahl der Mitglieder der Zent-
ralen Arbeitsrechtlichen Kommission dies beantragt. 2Das Verfahren 
ist nicht öffentlich. 

(2)  1Der Vermittlungsausschuss entscheidet mit einer Mehrheit von 
mindestens vier Stimmen über den Vermittlungsvorschlag. 2Eine 
Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 3Die beiden Vorsitzenden haben 
gemeinsam nur eine Stimme. 4Der Vermittlungsspruch (ersetzende 
Entscheidung) tritt an die Stelle eines Beschlusses der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission. 5Er wird durch die Geschäftsführung 
den Diözesanbischöfen zur Inkraftsetzung gemäß § 13 vorgelegt. 6Die 
Geschäftsführung der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission setzt 
die Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission unverzüglich über die erset-
zende Entscheidung, die den Diözesanbischöfen zugeleitet wird, in 
Kenntnis. 

(3)  Das Verfahren zur ersetzenden Entscheidung soll spätestens acht 
Wochen nach erneuter Anrufung des Vermittlungsausschusses mit 
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einer ersetzenden Entscheidung oder mit der Feststellung abgeschlos-
sen werden, dass keine ersetzende Entscheidung unterbreitet wird.“ 

 
22. Der bisherige § 9 wird zu § 20 und wie folgt neu gefasst:  

„§ 20 Freistellung 

1Die Mitglieder der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, die im kirch-
lichen Dienst stehen, sind zur ordnungsgemäßen Durchführung ihrer Aufga-
ben im notwendigen Umfang von der dienstlichen Tätigkeit freizustellen, 
insbesondere für die Teilnahme an den Sitzungen der Zentralen Arbeits-
rechtlichen Kommission, des Arbeitsrechtsausschusses und der sonstigen 
Ausschüsse sowie für deren Vorbereitung. 2Zu den Aufgaben gehört auch 
die Pflege einer angemessenen Rückbindung zu denen, die sie repräsentie-
ren. 3Die Freistellung beinhaltet den Anspruch auf Reduzierung der übertra-
genen Aufgaben.“ 
 
23. Der bisherige § 10 wird zu § 21 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 21 Beratung 

1Den Seiten werden zur Beratung im notwendigen Umfang durch den 
Verband der Diözesen Deutschlands entweder eine sachkundige Person 
oder die für eine Beratung durch Honorarkräfte erforderlichen Mittel zur 
Verfügung gestellt. 2Der Berater/ die Beraterin ist nicht Mitglied der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission, kann jedoch an den Sitzungen der Zentralen 
Arbeitsrechtlichen Kommission und deren Ausschüsse teilnehmen. 3Die 
Teilnahme ist auf einen Berater/ eine Beraterin pro Seite beschränkt.“ 
 
24. § 22 wird wie folgt neu gefasst:  

„§ 22 Kosten 

(1) 1Für die Sitzungen der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission, des 
Arbeitsrechtsausschusses, der anderen Ausschüsse sowie für die 
laufende Geschäftsführung und die Beratung der Vertreter/ Vertrete-
rinnen der Dienstnehmer sowie der Dienstgeber im Sinne des § 21 
trägt der Verband der Diözesen Deutschlands im erforderlichen 
Umfang die notwendigen Kosten für Raum, Geschäftsbedarf und 
Personalkräfte. 2Zu den notwendigen Kosten gehören auch die Kosten 
für Unterbringung und Verpflegung. 3Der Verband der Diözesen 
Deutschlands trägt auch die durch die Freistellung gemäß § 20 dem 
jeweiligen kirchlichen Dienstgeber entstehenden Personalkosten. 

(2)  1Im Übrigen tragen für Mitglieder, die dem verfasst-kirchlichen Bereich 
angehören, die jeweilige (Erz-)Diözese, für Mitglieder aus dem Bereich 
der Caritas der Deutsche Caritasverband die Fahrtkosten sowie ggf. 
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Tagegelder. 2Für die entsandten Vertreter/ Vertreterinnen der Gewerk-
schaft trägt die jeweilige Gewerkschaft die Fahrtkosten sowie ggf. 
Tagegelder.  

(3)  1Dem/ der Vorsitzenden und dem/ der stellvertretenden Vorsitzenden 
des Vermittlungsausschusses kann eine Aufwandsentschädigung 
oder eine Vergütung gewährt werden. 2Die Kosten hierfür trägt der 
Verband der Diözesen Deutschlands. 3Er trägt für diese Personen 
auch die während ihrer Amtsausübung anfallenden notwendigen 
Reisekosten. 4Das Nähere kann in einer Entschädigungsordnung 
geregelt werden.“ 

 
25. Die bisherigen §§ 20, 21 entfallen. 
 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Änderungsgesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 2023 in Kraft.  
 
 
Dresden, den 20. Januar 2023 
 
       LS 

gez. + Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

2 0 .  D E K R E T  – Inkraftsetzung des Beschlusses der 
Bundeskommission des deutschen Caritasverbandes 
vom 20. Oktober 2022 

 
Die Bundeskommission beschließt: 

A. 
 
Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst  
 
I. Änderungen in Anlage 33 zu den AVR  
 
1. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die Anmerkung Nr. 1 der 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis 
S 18 neu gefasst:  
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„a) 1Mitarbeiter, denen entsprechende Tätigkeiten als Praxisanleiter in 
der Ausbildung von Erziehern, von Kinderpflegern, von Sozialassisten-
ten, von Heilerziehungspflegern oder von Heilerziehungspflegehelfern 
übertragen sind und die die übertragene Tätigkeit mit einem zeitlichen 
Anteil von mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamttätigkeit ausüben, 
erhalten ab dem 1. Januar 2023 für die Dauer dieser Tätigkeit eine 
Zulage in Höhe von 70,00 Euro monatlich. 2Die Zulage wird nur für 
Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter einen Anspruch auf Dienst-
bezüge oder Fortzahlung der Dienstbezüge (§ 10 AT, Abschnitt XII 
Absätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 Abs. 3 Satz 1 
der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) haben. 

b) 1Mitarbeiter nach Absatz a) Satz 1, die an mindestens einem Tag 
zwischen dem 1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf 
Dienstbezüge haben, erhalten eine Einmalzahlung in Höhe von 490 
Euro, die spätestens bis zum 31. März 2023 ausgezahlt wird. 2§ 12a 
der Anlage 33 findet Anwendung. 3Der Anspruch nach Satz 1 vermin-
dert sich um ein Sechstel für jeden Kalendermonat im Zeitraum Juli bis 
Dezember 2022, in dem der Mitarbeiter nicht mindestens an einem Tag 
Anspruch auf Dienstbezüge hat und Anspruch auf die Praxisanleiter-
zulage gehabt hätte. 4Anspruch auf Dienstbezüge im Sinne des Satzes 
3 sind hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in 
§ 10 AT, in Abschnitt XII Absätze a) und b) der Anlage 1, in § 2 der 
Anlage 14, in § 2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33 und in § 16 der Anlage 
33 genannten Ereignisse sowie der Anspruch auf Krankengeld-
zuschuss aus Abschnitt XII Absatz c Satz 1 der Anlage 1, auch wenn 
dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherers nicht 
gezahlt wird. 5Einem Anspruch auf Dienstbezüge gleichgestellt ist der 
Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender 
gesetzlicher Leistungen und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG 
oder § 24i SGB V.“ 

 
2. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR werden die Entgeltgruppen 

wie folgt ergänzt: 

Die Entgeltgruppen S 7, S 8a, S 8b, S 9, S 10, S 11a, S 13, S 15 
Fallgruppen 8 bis 12, S 16 Fallgruppen 5 bis 10, S 17 Fallgruppen 4 
und 10 bis 13, S 18 Fallgruppen 5 bis 7 werden jeweils um die Hoch-
ziffer (Anmerkung) 1 ergänzt.  

3. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 12b ergänzt: 

„§ 12b Einmalzahlung 2022 
1Vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter, die in einer der Entgeltgruppen S 2 
bis S 11a eingruppiert sind und die an mindestens einem Tag zwischen 
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dem 1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 Anspruch auf Dienst-
bezüge haben, erhalten eine Einmalzahlung in Höhe von 910,00 Euro. 
2Vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter, die in Entgeltgruppe S 11b, S 12 Ziffer 
1, S 14, oder S 15 Ziffer 7 eingruppiert sind und die an mindestens 
einem Tag zwischen dem 1. Juli 2022 und dem 31. Dezember 2022 
Anspruch auf Dienstbezüge haben, erhalten eine Einmalzahlung in 
Höhe von 1.240,00 Euro.  

3§ 12a der Anlage 33 findet Anwendung. 4Der Anspruch nach Sätzen 
1 und 2 vermindert sich um ein Sechstel für jeden Kalendermonat im 
Zeitraum Juli bis Dezember 2022, in dem der Mitarbeiter nicht mindes-
tens an einem Tag Anspruch auf Dienstbezüge hat. 5Anspruch auf 
Dienstbezüge im Sinne des Satzes 4 sind hier auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII Absätze 
a) und b) der Anlage 1, in § 2 der Anlage 14, in § 2 Abs. 3 Satz 1 der 
Anlage 33 und in § 16 der Anlage 33 genannten Ereignisse sowie der 
Anspruch auf Krankengeldzuschuss aus Abschnitt XII Absatz c Satz 1 
der Anlage 1, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen 
des Sozialversicherers nicht gezahlt wird. 6Einem Anspruch auf Dienst-
bezüge gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB 
V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen und Leistungen nach 
§§ 18 bis 20 MuSchG oder § 24i SGB V. 7Die Auszahlung erfolgt 
spätestens bis zum 31. März 2023.“ 

 
4. In § 11 der Anlage 33 zu den AVR wird nach Absatz 4 folgender neuer 

Absatz 5 eingefügt: 

„(5) 1Mitarbeiter, die in einer der Entgeltgruppen S 2 bis S 11a eingrup-
piert sind, erhalten ab dem 1. Januar 2023 eine monatliche SuE-
Zulage in Höhe von 130,00 Euro. 2Mitarbeiter, die in den Entgeltgruppe 
S 11b, S 12 bei Tätigkeiten der Ziffer 1, S 14, oder S 15 bei Tätigkeiten 
der Ziffer 7 eingruppiert sind, erhalten ab dem 1. Januar 2023 eine 
monatliche SuE-Zulage in Höhe von 180,00 Euro. 3Die Zulage wird nur 
für Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter einen Anspruch auf Entgelt 
oder Fortzahlung des Entgelts haben.“ 

 
5. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 19a ergänzt: 

„§ 19a Regenerationstage 2022 
1Mitarbeiter, die nach Anhang B der Anlage 33 eingruppiert sind, 
haben im Kalenderjahr 2022 bei Verteilung der wöchentlichen Arbeits-
zeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei Arbeitstage 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts (Dienstbezüge) und 
der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen (Regenerationstage). 
2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf Tagen in der 
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Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf die Regenerations-
tage entsprechend. 3Maßgeblich für die Verminderung nach Satz 2 
sind die jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung nach 
Abs. 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum zwischen der Antrag-
stellung und dem gewährten Regenerationstag die Verteilung der 
wöchentlichen Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der Anspruch 
auf die Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt bei den Berech-
nungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens einen 
halben Regenerationstag ergibt, wird er auf einen vollen Regenerati-
onstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Regene-
rationstag bleiben unberücksichtigt. 6Die Regenerationstage für das 
Kalenderjahr 2022 verfallen spätestens am 30. September 2023.  

Anmerkung zu Satz 1:  
1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn in dem 
Kalenderjahr nicht für mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf 
Entgelt bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satz 1 sind 
hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung (§ 10 AT, Abschnitt XII 
Absätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 Abs. 3 Satz 1 
der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) und der Anspruch auf Kranken-
geldzuschuss, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen 
des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch 
auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 
SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach 
§ 56 lfSG, Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG 
oder nach § 24i SGB V. 

Anmerkung zu § 19a:  
Bei den Regenerationstagen handelt es sich nicht um Urlaubs-
/Zusatzurlaubstage.“ 

 
6. In Anlage 33 zu den AVR wird folgender § 19 ergänzt: 

 „§ 19 Regenerationstage/Umwandlungstage  
(1) 1Mitarbeiter, die nach Anhang B der Anlage 33 eingruppiert sind, 
haben ab dem Kalenderjahr 2023 bei Verteilung der wöchentlichen 
Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei 
Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts (Dienst-
bezüge) und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen (Regenera-
tionstage). 2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf 
Tagen in der Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf die 
Regenerationstage entsprechend. 3Maßgeblich für die Verminderung 
nach Satz 2 sind die jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung nach Abs. 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum zwischen der 
Antragstellung und dem gewährten Regenerationstag die Verteilung 
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der wöchentlichen Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der 
Anspruch auf die Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt bei den 
Berechnungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens 
einen halben Regenerationstag ergibt, wird er auf einen vollen Rege-
nerationstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben 
Regenerationstag bleiben unberücksichtigt.  

Anmerkung zu Satz 1:  
1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn in dem 
Kalenderjahr nicht für mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf 
Entgelt bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satz 1 sind 
hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung (§ 10 AT, Abschnitt XII 
Absätze a) und b) der Anlage 1, § 2 der Anlage 14, § 2 Abs. 3 Satz 1 
der Anlage 33, § 16 der Anlage 33) und der Anspruch auf Kranken-
geldzuschuss, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen 
des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch 
auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach  
§ 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen 
nach § 56 lfSG, Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 
MuSchG oder nach § 24i SGB V. 

(2) 1Bei der Festlegung der Lage der Regenerationstage sind die 
Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, sofern dem keine 
dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 2Der 
Mitarbeiter hat den/die Regenerationstag/e spätestens vier Wochen 
vor dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegen-
über dem Dienstgeber geltend zu machen. 3Der Dienstgeber entschei-
det über die Gewährung der Regenerationstage bis spätestens zwei 
Wochen vor diesen und teilt dies dem Mitarbeiter in Textform mit. 4Im 
gegenseitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der aktuellen 
dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 2 
und 3 auch eine kurzfristige Gewährung von Regenerationstagen 
möglich. 5Regenerationstage, für die im laufenden Kalenderjahr keine 
Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, verfallen. 6Abweichend von 
Satz 5 verfallen Regenerationstage, die wegen dringender betriebli-
cher/dienstlicher Gründe im laufenden Kalenderjahr nicht gewährt 
worden sind, spätestens am 30. September des Folgejahres.  

(3) 1Mitarbeiter, die Anspruch auf eine monatliche SuE-Zulage gemäß 
§ 11 Abs. 5 haben, können bis zum 31. Oktober des laufenden Kalen-
derjahres in Textform geltend machen, statt der ihnen zustehenden 
SuE-Zulage im Folgejahr bis zu zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung 
unter Fortzahlung des Entgelts (Dienstbezüge) und der in Monats-
beträgen festgelegten Zulagen in Anspruch zu nehmen (Umwand-
lungstage). 2Mitarbeiter, die erstmalig einen Anspruch auf eine SuE-
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Zulage gemäß § 11 Abs. 5 erwerben, können nach Ablauf von drei 
Kalendermonaten nach Aufnahme des Dienstverhältnisses 
(Neubegründung des Dienstverhältnisses oder Tätigkeitswechsel) die 
Geltendmachung der Umwandlungstage für das laufende Kalender-
jahr erklären. 3Die SuE-Zulage wird jeweils nach der erfolgten Arbeits-
befreiung gekürzt. 4Der Kürzungsbetrag ergibt sich aus dem individuell 
ermittelten Stundenentgelt bezogen auf die an dem Umwandlungstag 
dienstplanmäßig bzw. betrieblich festgelegten Arbeitsstunden. 
5Besteht zum Zeitpunkt der Beantragung kein Dienstplan bzw. keine 
betrieblich festgelegte Arbeitszeit, so ist die an dem Umwandlungstag 
zu leistende Arbeitszeit dadurch zu ermitteln, dass die arbeitsvertrag-
lich vereinbarte regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Arbeits-
zeit durch die Anzahl der Arbeitstage zu teilen ist, die der Mitarbeiter 
in der Woche zu leisten hat, in der der Umwandlungstag liegt. 6Der 
Mitarbeiter hat den/die Umwandlungstag/e spätestens vier Wochen 
vor dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegen-
über dem Dienstgeber geltend zu machen. 7Der Dienstgeber entschei-
det über die Gewährung der Umwandlungstage bis spätestens zwei 
Wochen vor diesen und teilt dies der/dem Beschäftigten in Textform 
mit. 8Bei der Festlegung der Lage der Umwandlungstage sind die 
Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, sofern dem keine drin-
genden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 9Im 
gegenseitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der aktuellen 
dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 6 
und 7 auch eine kurzfristige Gewährung von Umwandlungstagen 
möglich. 10Eine im Vorjahr nach Satz 1 oder im laufenden Kalenderjahr 
nach Satz 2 beantragte Umwandlung der SuE-Zulage wirkt längstens 
bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres.  

Anmerkung zu Abs. 3 Satz 1: 
Eine Umwandlung der SuE-Zulage ist erstmals für das Jahr 2024 
möglich. 

Anmerkung zu Abs. 3 Satz 4: 
Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die in 
Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile durch das 4,348-
fache der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu teilen. 

Anmerkung zu § 19:  
Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen handelt es sich nicht 
um Urlaubs-/ Zusatzurlaubstage.“ 
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II. Änderungen in Anlage 1 zu den AVR  
 
1. Abschnitt VIIa der Anlage 1 zu den AVR wird mit Wirkung zum  

1. Januar 2023 wie folgt neu gefasst: 
 

„VIIa Wohn- und Werkstattzulage 
(a) 1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 sowie Mitarbeiter, die 
aufgrund eines Bewährungsaufstieges aus Vergütungsgruppe 3 in 
Vergütungsgruppe 2 eingruppiert sind und Mitarbeiter in den Entgelt-
gruppen S 2 bis S 18 der Anlage 33, erhalten für die Dauer der Tätig-
keit in einer besonderen Wohnform (insbesondere stationäre Einrich-
tungen, Wohngruppen für Menschen mit Behinderung im Sinne von 
SGB IX, Kinder- und Jugendwohnheimen oder vergleichbaren Einrich-
tungen [Heim]) oder in der ambulant unterstützten Einzel- oder 
Gruppenbetreuung, wenn diese als Präsenzleistung durchgängig für 
24 Stunden täglich erfolgt, oder in der Heimerziehung nach § 34 SGB 
VIII eine Zulage in Höhe von 100,00 Euro monatlich, wenn dort ein 
überwiegender Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- 
oder Betreuungsbedarf untergebracht ist bzw. betreut wird. 2Voraus-
setzung ist, dass die Mitarbeiter in der Pflege, Betreuung, Erziehung 
oder heilpädagogisch-therapeutischen Behandlung tätig sind. 3Über-
wiegt der Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- oder 
Betreuungsbedarf nicht, beträgt die Zulage 50,00 Euro monatlich. 

b) 1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 sowie Mitarbeiter, die 
aufgrund eines Bewährungsaufstieges aus Vergütungsgruppe 3 in 
Vergütungsgruppe 2 eingruppiert sind und Mitarbeiter in den Entgelt-
gruppen S 2 bis S 18 der Anlage 33 
1. in Ausbildungs- oder Berufsbildungsstätten oder Berufsförderungs-
werkstätten 
2. oder in Werkstätten für Menschen mit Behinderung 
erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit in der beruflichen Anlei-
tung/Ausbildung oder im begleitenden sozialen Dienst eine monatliche 
Zulage von 65,00 Euro. 
2Die Zulage erhalten auch Mitarbeiter in Versorgungsbetrieben für die 
Dauer ihrer Tätigkeit, wenn sie in der beruflichen Anleitung/Ausbildung 
von Menschen mit Behinderungen tätig sind. 

(c) 1Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, für die Dienstbezüge 
(Vergütung, Urlaubsvergütung, Krankenbezüge) zustehen. 2Sie ist bei 
der Bemessung der Zuwendungen im Todesfall (Abschnitt XV der 
Anlage 1) und des Übergangsgeldes (Anlage 15) zu berücksichtigen. 

 
2. In Anlage 1 zu den AVR wird ein neuer Abschnitt VIIb eingefügt:  
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„VIIb Einmalzahlung Wohn- und Werkstattzulage 
1Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absätze a) und b) der Anlage 1, die 
an mindestens einem Tag zwischen dem 1. Juli 2022 und dem 31. 
Dezember 2022 Anspruch auf Dienstbezüge haben, erhalten eine 
Einmalzahlung, die spätestens bis zum 31. März 2023 ausgezahlt 
wird. 2Die Einmalzahlung beträgt für 

a) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz a) Satz 1 der Anlage 
1  270,00 Euro 
b) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz a) Satz 3 der Anlage 
1  135,00 Euro 
c) Mitarbeiter nach Abschnitt VIIa Absatz b) der Anlage 1 
 170,00 Euro. 

3Abschnitt IIa der Anlage 1 sowie § 12a der Anlage 33 finden Anwen-
dung. 4Der Anspruch nach Sätzen 1 und 2 vermindert sich um ein 
Sechstel für jeden Kalendermonat im Zeitraum Juli bis Dezember 
2022, in dem der Mitarbeiter nicht mindestens an einem Tag Anspruch 
auf Dienstbezüge hat. 5Anspruch auf Dienstbezüge im Sinne des 
Satzes 4 sind hier auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus 
Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII Absätze a) und b) der Anlage 1, 
in § 3 Absatz 2 Satz 2 der Anlage 5, in § 2 und § 4 der Anlage 14, in § 
2 Abs. 3 Satz 1 der Anlage 33 und in § 16 der Anlage 33 genannten 
Ereignisse sowie der Anspruch auf Krankengeldzuschuss aus 
Abschnitt XII Absatz c Satz 1 der Anlage 1, auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherers nicht gezahlt wird. 
6Einem Anspruch auf Dienstbezüge gleichgestellt ist der Bezug von 
Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher 
Leistungen und der Bezug von Leistungen nach §§ 18 - 20 MuSchG 
oder § 24i SGB V.“ 

 
III. Inkrafttreten  
 

Die Änderungen treten zum 20. Oktober 2022 in Kraft. 
 
 
Teil II: Eingruppierung von Betreuungskräften / Anlage 22 zu den AVR  
 
I. Eingruppierung von Betreuungskräften  
 
1. In Anlage 2 zu den AVR werden die Ziffern 18 und 19 der Vergütungs-

gruppe 10 wie folgt neu gefasst: 
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„18 Betreuungskräfte in der ambulanten Pflege mit Tätigkeiten zur 
Unterstützung im Alltag, soweit sie im Rahmen der von ihnen auszu-
übenden Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 25 Prozent 
ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und 
Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, 
betreuend oder pflegend tätig werden 144, 145, 146, 147, 148, 149. 150“ 

„19 Betreuungskräfte mit Tätigkeiten in der Betreuung und Aktivierung 
in stationären Pflegeeinrichtungen, soweit sie im Rahmen der von 
ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 25 
Prozent ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen 
und Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, 
betreuend oder pflegend tätig werden 144, 145, 146, 147, 148, 149,150“ 

2. In der Anlage 2 zu den AVR werden den Anmerkungen zu den Tätig-
keitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 bis 12 die neuen Hochzif-
fern 148,149,150, 151 hinzugefügt: 

„148 Abweichend von Abschnitt III § 1 Absatz a) der Anlage 1 ist für 
Betreuungskräfte in Vergütungsgruppe 10 Ziffern 18 und 19 die Stufe 
4 Einstiegsstufe. 

149 Das Tätigkeitsmerkmal wird z.B. erfüllt von Betreuungskräften in 
Angeboten nach § 45a SGB XI oder Betreuungskräften in Pflege-
einrichtungen i. S. d. § 43b SGB XI. Das Tätigkeitsmerkmal ist auch 
erfüllt bei Mitarbeitern in der Verwaltung, Haustechnik, Küche, haus-
wirtschaftlichen Versorgung, Gebäudereinigung, Empfangs- und 
Sicherheitsdienst, Garten- und Geländepflege, Wäscherei sowie 
Logistik, soweit sie im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkei-
ten in einem Umfang von mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten 
Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und Beziehern von Pflege-
leistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder pflegend 
tätig werden. 

150 Mitarbeiter die im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkei-
ten in einem Umfang von mindestens 25 Prozent ihrer vereinbarten 
Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und Beziehern von Pflege-
leistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder pflegend 
tätig werden, erhalten ab 1. November 2022 eine Zulage in Höhe von 
monatlich 120 Euro. Die Zulage ist bis zum 31. Dezember 2024 befris-
tet. 

151 Soweit Mitarbeiter in dieser Ziffer im Rahmen der von ihnen aus-
zuübenden Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 25 Prozent 
ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und 
Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, 
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betreuend oder pflegend tätig werden, erfolgt die Eingruppierung in 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 18 oder 19.“ 

3. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Hochziffer 145 wie folgt neu 
gefasst: 

145 1Die Bestimmungen der Anlage 1 Abschnitt V finden keine Anwen-
dung. 2Für Betreuungskräfte, auf die am 31. Dezember 2018 die 
Bestimmungen der Anlage 1 Abschnitt V Anwendung finden, verbleibt 
es bei dieser Anwendung. 3Für Mitarbeiter, auf die am 31. Oktober 
2022 die Bestimmungen der Anlage 1 Abschnitt V Anwendung finden, 
verbleibt es bei dieser Anwendung. 

4. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Befristung in der Anmerkung mit 
der Hochziffer 146 wie folgt geändert: 

„146 Diese Eingruppierung tritt [in der neuen Fassung] zum 1. Novem-
ber 2022 in Kraft und ist bis zum 31. Dezember 2024 befristet.“ 

5. In der Anlage 2 zu den AVR wird die Anmerkung mit der Hochziffer 
147 wie folgt geändert: 

„147 Für Betreuungskräfte, die am 31. Dezember 2018 bzw. am 31. 
Oktober 2022 höher eingruppiert sind, verbleibt es bei der höheren 
Eingruppierung.“  

6. In der Anlage 2 zu den AVR wird in der Vergütungsgruppe 11 Ziffer 1 
die Anmerkung mit der Hochziffer 151 hinzugefügt: 

„1 Hauswirtschaftliche, gärtnerische und landwirtschaftliche Hilfskräfte 
sowie Reinigungskräfte 151“ 

7. In der Anlage 2 zu den AVR wird in die Anmerkung mit der Hochziffer 
150 bei Folgenden Tätigkeitsmerkmalen hinzugefügt: 

Vergütungsgruppe 9a Ziffer 2a 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 2b 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 4a 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 4b 
Vergütungsgruppe 9a Ziffer 8 

Vergütungsgruppe 9 Ziffer 1 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 2 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 3 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 8 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 9 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 13 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 17a 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 23 
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Vergütungsgruppe 9 Ziffer 24 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 38 

Vergütungsgruppe 10 Ziffer 1 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 2 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 6 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 6a 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 7 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 9 
Vergütungsgruppe 10 Ziffer 17 

8. Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in Kraft. 
 
II. Anlage 22 zu den AVR  
 
1.  Änderungen in Anlage 22 zu den AVR  

In der Anlage 22 zu den AVR wird der folgende neue § 6 eingefügt: 

„§ 6 Überleitungsregelung für Mitarbeiter nach Anlage 22  

1Die Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2022 in einem Dienstverhältnis 
stehen, das am 1. Januar 2023 fortbesteht und die am 31. Dezember 
2022 nach Anlage 22 vergütet werden, sind zum 1. Januar 2023 der 
Vergütungsgruppe nach Anlage 2 zugeordnet, in die sie gemäß 
Abschnitt I der Anlage 1 eingruppiert sind. 2Die bisher ab Beginn des 
Dienstverhältnisses zurückgelegte Zeit wird vollumfänglich auf die 
Stufenzuordnung gemäß § 1 Abschnitt III A der Anlage 1 angerechnet. 
3Die Stufenzuordnung erfolgt unter Beibehaltung der bisher zurück-
gelegten Zeit. 4Soweit vorstehend keine abweichenden Regelungen 
vorgesehen sind, finden die AVR Anwendung.“ 

2.  Inkrafttreten  

Die Änderungen treten zum 1. November 2022 in Kraft. 
 
 
Teil III: Korrekturen zum Ärztebeschluss 2022 
 
I. § 4 Abs. 4 der Anlage 30 zu den AVR (Arbeit an Sonn- und Feiertagen 

sowie an Wochenenden) wird wie folgt geändert: 

1. Satz 3 wird wie folgt neu gefasst: „Die Arbeitsleistung an einem 
Wochenende wird jeweils dem Kalendermonat zugeordnet, in dem sie 
begonnen hat.“ 
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2. Satz 6 wird wie folgt neu gefasst: „Dies gilt nicht für Arbeits-
leistungen, die an dem ersten weiteren Wochenende im Kalender-
vierteljahr (Satz 2) erbracht worden sind.“ 
3. Satz 8 wird wie folgt neu gefasst: „Jedenfalls ein freies Wochen-
ende pro Kalendermonat ist zu gewährleisten.“ 
4. Nach Satz 8 wird folgender neuer Satz 9 angefügt: „Gewährte 
freie Wochenenden werden jeweils dem Kalendermonat ihres Beginns 
zugeordnet.“ 

II. § 6 Abs. 12 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt neu gefasst: 

„(12) 1Bei vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten, die sowohl 
Bereitschaftsdienst als auch Rufbereitschaft leisten, gilt, dass diese im 
Kalendermonat  
bei einem Bereitschaftsdienst höchstens noch zu zehn Rufbereitschaf-
ten,  
bei zwei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu sieben Rufbereit-
schaften,  
bei drei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu vier Rufbereit-
schaften und  
bei vier Bereitschaftsdiensten zu keiner Rufbereitschaft  
sowie  
bei bis zu vier Rufbereitschaften höchstens noch zu drei Bereitschafts-
diensten,  
bei mehr als vier bis zu sieben Rufbereitschaften höchstens noch zu 
zwei Bereitschaftsdiensten,  
bei mehr als sieben bis zu zehn Rufbereitschaften höchstens noch zu 
einem Bereitschaftsdienst und  
bei mehr als zehn Rufbereitschaften zu keinem Bereitschaftsdienst 
herangezogen werden dürfen. 2Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und 
Ärzten ist das Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnitt-
lichen regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit 
vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und Ärzten zu berück-
sichtigen. 3§ 6 Abs. 10 Sätze 2 und 3 sowie § 6 Abs. 8 Satz 5 gelten 
entsprechend. 4Für über die Anzahl nach den Sätzen 1 oder 2 hinaus 
angeordnete Bereitschaftsdienste oder Rufbereitschaften gelten die 
jeweils einschlägige Bewertungsregelung (§ 8 Abs. 3 Sätze 4 bis 6) 
oder Zuschlagsregelung (§ 7 Abs. 3 Sätze 10 bis 12).“ 

III. Die Anmerkung 2 zu § 6 Abs. 12 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt 
neu gefasst: 

„2. 1Die zulässige Anzahl gemäß § 6 Abs. 8 Satz 4 und § 6 Abs. 10 
Satz 1 gilt dann als erreicht, sofern die gegenseitige Anrechnung der 
Dienste einen Punktwert entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell 
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vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmä-
ßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und 
Ärzten (52 Punkte) erreicht. 2Ergibt sich bei Berechnungen nach Satz 
1 ein Bruchteil von mindestens 0,5, ist er aufzurunden; Bruchteile von 
weniger als 0,5 werden abgerundet.“ 

IV. § 7 Abs. 4 der Anlage 30 zu den AVR wie folgt neu gefasst: 

„(4) 1Für Inanspruchnahmen innerhalb der Rufbereitschaft in der Zeit 
zwischen 0 Uhr und 6 Uhr erhält die Ärztin/der Arzt zusätzlich zu dem 
Entgelt für Überstunden sowie etwaigen Zeitzuschlägen (§ 7 Abs. 1 in 
Verbindung mit § 7 Abs. 3 Sätze 4 bis 6) einen gesonderten Zuschlag. 
2Dieser beträgt 50 Prozent des Rufbereitschaftsentgelts nach § 7 Abs. 
3 Satz 5. 3Zur Berechnung des Zuschlags nach Satz 1 sind Inan-
spruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr von unter 
einer Stunde auf eine Stunde zu runden; überschreitet die Addition der 
Inanspruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr die Zeit-
spanne von einer Stunde, findet keine Rundung statt. 4Der Zuschlag 
nach Satz 1 ist auf die im Folgemonat geäußerte Erklärung der Ärz-
tin/des Arztes hin im Verhältnis 1:1 bis zum Ende des dritten Kalender-
monats, der auf seine Entstehung folgt, in Freizeit auszugleichen; Satz 
1 der Anmerkung zu § 7 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d findet entsprechend 
Anwendung. 

V. § 20 der Anlage 30 zu den AVR (Kosten des Heilberufsausweises) wird 
wie folgt neu gefasst: 

„Der Dienstgeber übernimmt für die Dauer des Dienstverhältnisses die 
Kosten für den elektronischen Heilberufsausweis (eHBA) für Ärztinnen 
und Ärzte.“ 

VI. Inkrafttreten 

Die Änderung in der Ziffer V. tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft. Die 
Änderung in der Ziffer IV. tritt zum 1. Juli 2022 in Kraft. Die Änderungen 
in den Ziffern I. bis III. treten zum 1. Januar 2023 in Kraft.  

 
Fulda, 20. Oktober 2022  

gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 
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B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst  

Mit diesem Beschluss zur Tarifrunde 2022 für die Anlage 33 zu den AVR 
werden Teile der Tarifeinigung für den Bereich Sozial- und Erziehungsdienst 
im Rahmen der Tarifrunde 2022 zum TVöD-B/VKA auch für den Geltungs-
bereich der Anlage 33 zu den AVR nachvollzogen. Die Änderungen betref-
fen: 

- die Praxisanleiterzulage 
- die SuE-Zulage 
- die Wohn- und Werkstattzulage und 
- die zu den Regenerationstagen. 

 
Teil II: Eingruppierung von Betreuungskräften / Anlage 22 zu den AVR  

In den Regionen West wird das Problem der Unterschreitung des Pflege-
mindestlohns von 13,70 Euro (ab 1. September 2022) in der Vergütungs-
gruppe 10 durch die Festlegung der Einstiegsstufe auf die Stufe 4 gelöst. Im 
Tarifgebiet Ost der RK Ost ist zur Verhinderung der Unterschreitung des 
Pflegemindestlohns von 13,70 Euro (ab 01.09.2022) in der Vergütungs-
gruppe 10 in der Stufe 1 jedoch ein Aufschlag von 236 Euro nötig. Diese 
Lücke lässt sich nicht allein durch die Vorweggewährung von Stufen lösen. 
Gelöst wird dieses Problem durch eine Kombination aus Stufenvorweg-
gewährung und Zulage. In der Stufe 4 bleibt z. B. noch eine Lücke von  
117 Euro, die durch eine entsprechende Zulage geschlossen wird.  

Der Beschluss zur Ergänzung der Regelungen zu den Ziffern 18 und 19 der 
Vergütungsgruppe 10 besteht auf Grund der Kombination von Stufenvor-
weggewährung und Zulage aus mehreren Elementen: 

1. Aufnahme der 25 Prozent Regelung aus § 1 Abs.4 der 5. PflegeArbbV. 

2. In Hochziffer 148 wird als Einstiegsstufe für Betreuungskräfte die Stufe 
4 festgelegt. Dieser Teil gilt durch Beschluss der Bundeskommission 
automatisch in allen Regionen. 

3. In Hochziffer 149 erfolgt eine Erläuterung des Geltungsbereichs des 
Tätigkeitsmerkmals in Ziffern 18 und 19 im Sinne des § 1 Abs. 3 und 4 
der 5. PflegeArbbV. 

4. In Hochziffer 150 wird ab 01.11.2022 eine Zulage in Höhe von 120 
Euro (mittlerer Wert) eingeführt. Die Zulage ist an die in der Pflege-
arbeitsbedingungenverordnung formulierte Voraussetzung für die 
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Erstreckung des Mindestlohns (mindestens 25 Prozent ihrer vereinbar-
ten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und Beziehern von 
Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder 
pflegend tätig)  

geknüpft. Die tatsächliche Höhe der Zulage kann dann im Rahmen der 
Bandbreite (15 Prozent) von den Regionalkommissionen im Rahmen 
von deren Regelungskompetenzen festgelegt werden. Die Zulage ist 
bis 31. Dezember 2024 befristet. 

5. In Hochziffer 151 erfolgt für die Vergütungsgruppe 11 eine Klarstellung 
der Eingruppierung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 18 oder 19 bei 
Vorliegen der Voraussetzungen der Hochziffer 150. Diese Beschäftig-
ten behalten einen eventuell bestehenden Anspruch auf Kinderzulage. 
Dies ist durch die Ergänzung des Satzes 3 der Hochziffer 145 geregelt. 

6. Die Hochziffer 150 (Zulage) wird bei weiteren vom Geltungsbereich der 
Zulage potentiell erfassten Ziffern der Vergütungsgruppen 9 und 10 
ergänzt. 

7. Verlängerung der Regelung um zwei Jahre bis zum 31. Dezember 
2024. 

Die Anlage 22 zu den AVR ist bis zum 31. Dezember 2022 befristet. Die 
Geltungsdauer wird nicht verlängert. Mit Auslaufen der Regelungen werden 
mit den obigen Änderungen für Mitarbeiter in Dienstverhältnissen, die am 
31. Dezember 2022 bestehen und am 1. Januar 2023 fortbestehen, Rege-
lungen zur Überleitung in die Anlage 2 zu den AVR geschaffen bezüglich der 
Zuordnung zu einer Vergütungsgruppe sowie zur vollumfänglichen Anrech-
nung der ab Beginn des Dienstverhältnisses nach § 3 der Anlage 22 in 
Vergütungsgruppe 11 Stufe 1 zurückgelegten Zeit. 
 
Teil III: Korrekturen zum Ärztebeschluss 2022 

Mit dem Beschluss werden, wie in Ziffer XIII. des Beschlusses der Bundes-
kommission vom 30. Juni 2022 vereinbart, die durch die Redaktionsverhand-
lungen zwischen der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände 
(VKA) und dem Marburger Bund (MB) vereinbarten Änderungen der Tarif-
einigung für die Ärztinnen und Ärzte im Rahmen der Tarifrunde 2022 zum 
TV-Ärzte/VKA auch für den Geltungsbereich der Anlage 30 zu den AVR 
nachvollzogen.  
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C. 
 

Beschlusskompetenz 

Die Änderungen nach Teil I und nach Teil III beinhalten Rechtsnormen über 
den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es 
handelt sich in Teilen auch um eine Festlegung mittlerer Werte zur Höhe der 
Vergütungsbestandteile und Arbeitszeit.  

Die Regelungen zur Stufenvorweggewährung, zur Einführung einer neuen 
Zulage und zur Überleitung der Mitarbeiter nach Anlage 22 zu den AVR (Teil 
II) sind Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 
4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der 
Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeits-
zeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 
1 AK-Ordnung. 

Damit besteht die Kompetenz der Bundeskommission nach § 13 Abs. 1 Satz 
1 AK-Ordnung sowie nach § 13 Abs. 1 Sätze 2 und Satz 4 AK-Ordnung. 
 
 
Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 

 
Dresden, den 17. Januar 2023 
 
       LS 
Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

2 1 .  D E K R E T  – Inkraftsetzung des Beschlusses der Regio-
nalkommission Ost vom 3. November 2022 (Caritas) 

 
Änderungen der Anlagen 2 zu den AVR 

 
Die Regionalkommission Ost beschließt: 

I. Übernahme des beschlossenen mittleren Wertes/Festsetzung der 
Vergütung 

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion vom 20. Oktober 2022 zu den Betreuungskräften in VG 10 der 
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Anlage 2 zu den AVR, Neufassung der Ziffern 18 und 19 wird hinsicht-
lich des dort festgelegten mittleren Wertes (Höhe der Zulage gemäß 
Anmerkung 150 Satz 1 der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen 
der Vergütungsgruppen 1 bis 12 der Anlage 2 zu den AVR) als Fest-
setzung für den Bereich der Regionalkommission Ost übernommen. 
Er beträgt 120,00 Euro.  

II. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in Kraft. 

 

Leipzig, den 3. November 2022 

gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 

Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 

Dresden, den 17. Januar 2023 
 
       LS 
gez. + Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

2 2 .  D E K R E T  – Inkraftsetzung des Beschlusses der Regio-
nalkommission Ost vom 3. November 2022 (Caritas) 

      
Änderungen der Anlagen 33 und 1 zu den AVR 

 
Die Regionalkommission Ost beschließt: 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/Festsetzung der 
Vergütung 

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde Sozial- und Erziehungs-
dienst, Änderungen in der Anlage 33 und der Anlage 1 zu den AVR 
wird hinsichtlich aller dort beschlossenen mittleren Werte mit der Maß-
gabe übernommen, dass alle dort beschlossenen mittleren Werte in 
derselben Höhe, wie sie in Ziffern I. und II. des o. g. Beschlusses der 
Bundeskommission enthalten sind, als Werte für den Bereich der 
Regionalkommission Ost festgesetzt werden. 
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II. Antrag auf Kompetenzübertragung 

Bezugnehmend auf den Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde 
Sozial- und Erziehungsdienst, Änderungen in der Anlage 33 zu den 
AVR wird beantragt, auf die Regionalkommission Ost die Kompetenz 
zu übertragen hinsichtlich der Festlegung der Fälligkeit und der 
Konkretisierung des Auszahlungszeitraums für die im Beschluss der 
Bundeskommission vom 20. Oktober 2022 bzw. im Beschluss der 
Regionalkommission Ost vom 3. November 2022 beschlossenen 
Einmalzahlungen, so dass die Regionalkommission folgenden ergän-
zenden Beschluss fassen kann: 

Der Auszahlungszeitraum der in der Ziffer I. 3. festgelegten Einmal-
zahlung (in Höhe von 910,00 Euro für Mitarbeitende der Entgeltgrup-
pen S 2 bis S 11a und in Höhe von 1.240,00 Euro für Mitarbeitende 
der Entgeltgruppen S 11b, S 12 Ziffer 1, S 14 oder S 15 Ziffer 7 gemäß 
der nach § 12b Anlage 33 AVR jeweils geltenden Anspruchsvoraus-
setzungen) des Beschlusses der Bundeskommission der Arbeitsrecht-
lichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde Sozial- und 
Erziehungsdienst, Änderungen in der Anlage 33 und der Anlage  
1 AVR, wird dahingehend konkretisiert, dass die Einmalzahlung ab 
dem 1. Januar 2023 fällig wird und spätestens bis zum 31. März 2023 
auszuzahlen ist. Vor dem 1. Januar 2023 erfolgte Auszahlungen 
werden darauf angerechnet.  

 Für den Antrag an die Bundeskommission Antragsteller: 
 
 Jörg Straube     Ekkehardt Bösel  

Vorsitzender der     Mitglied der 
Regionalkommission Ost und  Regionalkommission Ost  
Mitglied der Bundeskommission  und der Bundeskommission 

  

III. Unter der Bedingung, dass die Kompetenzübertragung gemäß 
Ziffer II dieses Beschlusses erfolgt, beschließt die Regional-
kommission Ost folgendes: 

Der Auszahlungszeitraum der in der Ziffer I. 3. festgelegten Einmal-
zahlung (in Höhe von 910,00 Euro für Mitarbeitende der Entgeltgrup-
pen S 2 bis S 11a und in Höhe von 1.240,00 Euro für Mitarbeitende 
der Entgeltgruppen S 11b, S 12 Ziffer 1, S 14 oder S 15 Ziffer 7 gemäß 
der nach § 12b Anlage 33 AVR jeweils geltenden Anspruchsvoraus-
setzungen) des Beschlusses der Bundeskommission der Arbeitsrecht-
lichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarifrunde Sozial- und 
Erziehungsdienst, Änderungen in der Anlage 33 und der Anlage  
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1 AVR, wird dahingehend konkretisiert, dass die Einmalzahlung ab 
dem 1. Januar 2023 fällig wird und spätestens bis zum 31. März 2023 
auszuzahlen ist. Vor dem 1. Januar 2023 erfolgte Auszahlungen 
werden darauf angerechnet.  

IV. Die Regionalkommission Ost setzt einen Ausschuss ein, der 
folgenden Arbeitsauftrag erhält: 

Es soll ein Vorschlag erarbeitet werden für eine zukünftige Regelung 
zur Lösung der in den Erzbistümern Berlin und Hamburg bestehenden 
Besonderheit der Diskrepanz insbesondere zwischen den Vergütungs-
werten nach Anlage 33 zu den AVR und den besonderen Finanzie-
rungsbedingungen in den beiden Stadtstaaten, die zum Teil auf andere 
Tarifverträge abstellen (z. B. TV-L). 

Der Vorschlag wird der Regionalkommission Ost zur weiteren Bera-
tung und gegebenenfalls Beschlussfassung in der RK Ost und 
anschließend gegebenenfalls in der Bundeskommission vorgelegt.  

V. Inkrafttreten 

Ziffer I. tritt zum 20. Oktober 2022 in Kraft. Ziffern II. und IV. treten zum 
3. November 2022 in Kraft. Ziffer III. tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft.  

 
Leipzig, den 3. November 2022 
 
gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 
 
Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 
 
Dresden, den 17. Januar 2023 
 
       LS 
gez. + Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
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2 3 .  D E K R E T  – Inkraftsetzung des Beschlusses der Regio-
nalkommission Ost vom 16. Dezember 2022 (Caritas) 

      
Fassung des Eckpunktebeschlusses vom 19. Dezember 2019 zur 

Weiterentwicklung der Vergütung in Bezug auf das Urlaubsgeld § 7 
Abs. 1 Anlage 14 AVR 

I. Bestätigung der Werte  

Die Regionalkommission Ost bestätigt die Richtigkeit der auf der 
Grundlage ihres Eckpunktebeschlusses vom 19. Dezember 2019 
nachfolgend in Abschnitt B dieses Beschlusses wiedergegebenen 
Werte. 
 

II. Urlaubsgeld im Bereich der Regionalkommission Ost ab dem  
1. Januar 2023 

§ 7 Abs. 1 Anlage 14 AVR wird, soweit er die Regionalkommission Ost 
betrifft, wie folgt gefasst:  

(a) (RK Ost): für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der Vergü-
tungsgruppen 1 bis 5b der Anlagen 2, 2d und 2e zu den AVR  

ab 1. Januar 2023                      341,48 Euro 

(b) (RK Ost): für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der Vergü-
tungsgruppen 5c bis 12 der Anlagen 2, 2d und 2e zu den AVR 

ab 1. Januar 2023     443,90 Euro 

(c) (RK Ost): für den gemäß der Anlage 7 zu den AVR zu seiner 
Ausbildung Beschäftigten  

ab 1. Januar 2023     261,57 Euro 

 
III. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 

 

Freiburg, den 16. Dezember 2022 

Für die Richtigkeit: 

 
gez. Jörg Straube     gez. Martin Wessels 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost Stellv. Vorsitzender der 

Regionalkommission Ost 
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Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Mit dem Beschluss wird der Eckpunktebeschluss der Regionalkommission 
Ost vom 19. Dezember 2019 für das Urlaubsgeld ab dem 1. Januar 2023 
angewendet und die Richtigkeit der Werte bestätigt. 

 

Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 
 
Dresden, den 17. Januar 2023 
 
       LS 
gez. + Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

2 4 .  D E K R E T  – zum Durchführungsgesetz über den Kirch-
lichen Datenschutz 

 
In der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes zur Regelung des 
Rechtsinstruments nach § 29 Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG) im Bereich des Bistums Dresden-Meißen (§ 29-KDG-Gesetz-
DVO) (KA 129/2019) wird in Anlage 1 (zuletzt geändert zum 1. Dezember 
2021 (KA 107/2021), mit Wirkung zum 1. Dezember 2022 folgendes ergänzt: 

Die „Liste der beauftragten Unterauftragnehmer einschließlich der 
Verarbeitungsstandorte“ wird wie folgt ergänzt: 

In der Spalte „Unterauftragnehmer (Name, Rechtsform)“ wird Haneke 
Software GbR eingefügt. 

In der Spalte „Verarbeitungsstandorte“ wird eingefügt: Siegburg.  

In der Spalte „Art der Dienstleistung“ wird der Text „Verwaltung von 
Gruppen und Kreisen, Mitarbeitern und ehrenamtlich Tätigen, Erstellung von 
Dienstplänen, Verwaltung von Spenden, Kollekten und Intentionen, Raum-
planung und Vermietungen, Gottesdienstordnungen, Terminveröffentlichung 
auf der Homepage mit der Anwendung Custos, „Newsletterversand“, 
„Verwaltung von Gremien“, „Verwaltung von Gruppen Kreisen“ 
„Planung/Protokollierung von Gremiensitzungen“, „Kassenbuch“ eingefügt. 

In der Spalte „Gegenstand der Verarbeitung“ wird „Verwaltung und 
Planung Haupt- und Ehrenamt, Raum und Dienstpläne“ eingefügt. 
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Die „Auflistung der beauftragten Dienstleistungen und Kontaktdaten 
des Datenschutzbeauftragten“ wird wie folgt ergänzt: 

In der Spalte „Art und Zweck der Verarbeitung“ wird „Verwaltung von 
Gruppen und Kreisen, Mitarbeitern und ehrenamtlich Tätigen, Erstellung von 
Dienstplänen, Raumplanung und Vermietungen, Gottesdienstordnungen, 
Verwaltung von Spenden, Kollekten und Intentionen, Terminveröffentlichung 
auf der Homepage“ eingefügt. 

In die Spalte „Art der personenbezogenen Daten“ wird „Nachname, 
Vorname, Anschrift, Telefonnummer, Telefaxnummer, Mobilfunknummer, E-
Mail-Adresse, Geburtsdatum, Geburtsort, Arbeitszeit, Staatsangehörigkeit, 
Familienstand, Daten zu Kindern und Ehepartnern, Konfession, Bankverbin-
dung, Daten zur Ausbildung (Schule, Berufsausbildung, Zivildienst, Bundes-
wehr, Studium, Promotion), Daten zum bisherigen beruflichen Werdegang, 
Ehrenämter, Fotos, Geburtsort, Staatsangehörigkeit, Familienstand, Daten 
zu Kindern und Ehepartnern, Konfession, Bankverbindung, Daten zur 
Ausbildung (Schule, Berufsausbildung, Zivildienst, Bundeswehr, Studium, 
Promotion), Daten zum bisherigen beruflichen Werdegang, Ehrenämter“ 
eingefügt. 

In die Spalte „Kategorien betroffener Personen“ wird „Mitarbeiter, 
Gemeindemitglieder, Ehrenamtliche, Teilnehmer von Freizeiten und 
Bildungsveranstaltungen, Teilnehmer von Sakramentskursen, Empfänger 
von Sakramenten, Teilnehmer am Religionsunterricht, Spender, Empfänger 
von Hilfsleistungen und Spenden“ eingefügt. 
 
Dresden, den 6. Januar 2023 
 
       LS 
gez. + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden Meißen       Notar 
 
 
 
 

gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 
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25. Botschaft des Heiligen Vaters für die Fastenzeit 2023 
 

Askese in der Fastenzeit, ein synodaler Weg 

 
Liebe Brüder und Schwestern! 

Die Evangelien nach Matthäus, Markus und Lukas berichten übereinstim-
mend von der Begebenheit der Verklärung Jesu. In diesem Ereignis sehen 
wir die Antwort des Herrn auf das Unverständnis, das ihm seine Jünger 
entgegengebracht hatten. Kurz zuvor war es nämlich zu einer wirklichen 
Auseinandersetzung zwischen dem Meister und Simon Petrus gekommen, 
nachdem dieser sich zu Jesus als dem Christus, dem Sohn Gottes, bekannt 
hatte, dann aber seine Ankündigung von Leiden und Kreuz zurückgewiesen 
hatte. Jesus hatte ihn scharf getadelt: „Tritt hinter mich, du Satan! Ein Ärger-
nis bist du mir, denn du hast nicht das im Sinn, was Gott will, sondern was 
die Menschen wollen“ (Mt 16,23). Und „sechs Tage danach nahm Jesus 
Petrus, Jakobus und dessen Bruder Johannes beiseite und führte sie auf 
einen hohen Berg“ (Mt 17,1). 

Das Evangelium der Verklärung wird jedes Jahr am zweiten Fastensonntag 
verkündet. Tatsächlich nimmt uns der Herr in dieser liturgischen Zeit 
beiseite, damit wir mit ihm kommen. Auch wenn unsere gewöhnlichen Pflich-
ten von uns verlangen, an den angestammten Orten zu bleiben und ein 
manchmal langweiliges Alltagsleben mit vielen Wiederholungen zu führen, 
sind wir in der Fastenzeit eingeladen, gemeinsam mit Jesus „auf einen 
hohen Berg zu steigen“, um mit dem heiligen Gottesvolk eine besondere 
Erfahrung von Askese zu machen. 

Die Askese in der Fastenzeit ist ein – stets von der Gnade beseeltes – 
Bestreben, unseren Mangel an Glauben und unseren Widerstand gegen die 
Nachfolge Jesu auf dem Weg des Kreuzes zu überwinden. Genau das, was 
Petrus und die anderen Jünger nötig hatten. Um unsere Kenntnis des Meis-
ters zu vertiefen, um das Geheimnis des göttlichen Heils, das sich in der 
vollkommenen Selbsthingabe aus Liebe verwirklicht, voll zu verstehen und 
anzunehmen, muss man sich von ihm beiseite und in die Höhe führen lassen 
und sich von Mittelmäßigkeit und Eitelkeit befreien. Man muss sich auf den 
Weg machen, einen ansteigenden Weg, der Anstrengung, Opfer und 
Konzentration erfordert, so wie bei einer Bergwanderung. Diese Voraus-
setzungen sind auch wichtig für den synodalen Weg, den zu beschreiten wir 
uns als Kirche vorgenommen haben. Es wird uns guttun, über diese Bezie-
hung zwischen der Askese in der Fastenzeit und der synodalen Erfahrung 
nachzudenken. 

Zu den „Exerzitien“ auf dem Berg Tabor nimmt Jesus drei Jünger mit, die 
erwählt wurden, um Zeugen eines einzigartigen Ereignisses zu sein. Er 
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möchte, dass diese Erfahrung der Gnade nicht eine einsame, sondern eine 
gemeinsame ist, wie unser ganzes Glaubensleben. Jesus folgt man gemein-
sam nach. Und gemeinsam, als pilgernde Kirche durch die Zeit, leben wir 
das Kirchenjahr und in ihm die Fastenzeit, indem wir gemeinsam mit denen 
gehen, die uns der Herr als Weggefährten zur Seite gestellt hat. In Analogie 
zum Aufstieg Jesu und der Jünger auf den Berg Tabor können wir sagen, 
dass unser Weg in der Fastenzeit „synodal“ ist, denn wir gehen ihn gemein-
sam und auf demselben Weg, als Jünger des einzigen Meisters. Ja wir 
wissen, dass er selbst der Weg ist, und deshalb tut die Kirche sowohl im 
Vollzug der Liturgie wie auch der Synode nichts anderes, als immer tiefer 
und voller in das Geheimnis Christi, des Erlösers, einzutreten. 

Und so kommen wir zum Höhepunkt. Das Evangelium berichtet, dass Jesus 
„vor ihnen verwandelt [wurde]; sein Gesicht leuchtete wie die Sonne und 
seine Kleider wurden weiß wie das Licht“ (Mt 17,2). Das ist also der „Gipfel“, 
das Ziel des Weges. Am Ende des Aufstiegs, als sie mit Jesus auf dem 
hohen Berg stehen, wird den drei Jüngern die Gnade zuteil, ihn in seiner 
Herrlichkeit zu schauen, in einem übernatürlichen Licht, das nicht von außen 
kam, sondern von ihm selbst ausstrahlte. Die göttliche Schönheit dieses 
Anblicks war unvergleichlich größer als jede Anstrengung, die die Jünger 
beim Aufstieg auf den Tabor hätten unternehmen können. Wie bei jeder 
anstrengenden Bergwanderung muss man beim Aufstieg den Blick fest auf 
den Pfad gerichtet halten, doch das Panorama, das sich am Ende eröffnet, 
überrascht und entschädigt durch seine Pracht. Auch der synodale Prozess 
erscheint oft beschwerlich und manchmal könnten wir den Mut verlieren. 
Aber was uns am Ende erwartet, ist zweifellos etwas Wunderbares und 
Überraschendes, das uns helfen wird, Gottes Willen und unseren Auftrag im 
Dienst an seinem Reich besser zu verstehen. 

Die Erfahrung der Jünger auf dem Berg Tabor wird noch weiter angereichert, 
als neben dem verklärten Jesus Mose und Elija erscheinen, die für das 
Gesetz beziehungsweise die Propheten stehen (vgl. Mt 17,3). Die Neuheit 
Christi ist die Erfüllung des alten Bundes und der Verheißungen; sie ist 
untrennbar mit der Geschichte Gottes mit seinem Volk verbunden und offen-
bart deren tiefe Bedeutung. Im analogen Sinn ist auch der synodale Weg in 
der Tradition der Kirche verwurzelt und gleichzeitig offen für das Neue. Die 
Tradition ist Quelle der Inspiration für die Suche nach neuen Wegen, wobei 
die gegensätzlichen Versuchungen der Unbeweglichkeit und des improvi-
sierten Experimentierens vermieden werden müssen.  

Der asketische Weg der Fastenzeit und in ähnlicher Weise der synodale 
Weg haben beide das Ziel einer Verklärung, sowohl auf der persönlichen als 
auch auf der kirchlichen Ebene. Einer Verwandlung, die in beiden Fällen ihr 
Vorbild in der Verklärung Jesu findet und durch die Gnade seines österlichen 
Geheimnisses bewirkt wird. Damit sich eine solche Verklärung in diesem 
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Jahr in uns verwirklicht, möchte ich zwei „Pfade“ vorschlagen, die wir 
beschreiten können, um gemeinsam mit Jesus aufzusteigen und mit ihm das 
Ziel zu erreichen. 

Der erste bezieht sich auf die Aufforderung, die Gottvater an die Jünger auf 
dem Tabor richtet, während sie den verklärten Jesus schauen. Die Stimme 
aus der Wolke sagt: „Auf ihn sollt ihr hören“ (Mt 17,5). Der erste Hinweis ist 
also ganz klar: auf Jesushören. Die Fastenzeit ist eine Zeit der Gnade in dem 
Maße, in dem wir auf ihn hören, der zu uns spricht. Und wie spricht er zu 
uns? Vor allem im Wort Gottes, das uns die Kirche in der Liturgie schenkt: 
Lassen wir es nicht ins Leere fallen; wenn wir nicht immer an der Messe 
teilnehmen können, so lasst uns doch Tag für Tag die biblischen Lesungen, 
auch mit Hilfe des Internets, lesen. Über die Heiligen Schriften hinaus spricht 
der Herr zu uns in unseren Brüdern und Schwestern, vor allem in den 
Gesichtern und Geschichten derer, die der Hilfe bedürfen. Aber ich möchte 
noch einen weiteren Aspekt hinzufügen, der im synodalen Prozess sehr 
wichtig ist: Das Hören auf Christus geschieht auch über das Hören auf 
unsere Brüder und Schwestern in der Kirche, jenes gegenseitige Zuhören, 
das in manchen Phasen das Hauptziel ist, das aber immer unverzichtbar 
bleibt in der Methode und im Stil einer synodalen Kirche.  

Als sie die Stimme des Vaters hörten, warfen sich die Jünger „mit dem 
Gesicht zu Boden und fürchteten sich sehr. Da trat Jesus zu ihnen, fasste 
sie an und sagte: Steht auf und fürchtet euch nicht! Und als sie aufblickten, 
sahen sie niemanden außer Jesus allein“ (Mt 17,6-8). Hier ist der zweite 
Hinweis für diese Fastenzeit, der darin besteht, nicht Zuflucht in einer Reli-
giosität zu suchen, die nur aus außergewöhnlichen Ereignissen, aus 
eindrucksvollen Erfahrungen besteht, weil man Angst hat, sich der Realität 
mit ihren täglichen Mühen, Nöten und Widersprüchen zu stellen. Das Licht, 
das Jesus den Jüngern zeigt, ist ein Vorgeschmack auf die österliche Herr-
lichkeit, und auf diese geht man zu, indem man „ihm allein“ folgt. Die 
Fastenzeit ist auf Ostern ausgerichtet: Die „Exerzitien“ sind kein Selbst-
zweck, sondern bereiten uns darauf vor, das Leiden und das Kreuz mit 
Glaube, Hoffnung und Liebe zu leben, um zur Auferstehung zu gelangen. 
Auch der synodale Weg darf uns keine falschen Hoffnungen machen, wir 
seien angekommen, wenn Gott uns die Gnade einiger starker Gemein-
schaftserfahrungen schenkt. Auch dort sagt uns der Herr: „Steht auf und 
fürchtet euch nicht“. Lasst uns in die Ebene hinabsteigen, und möge die 
Gnade, die wir erfahren haben, uns dabei helfen, an der Synodalität im 
Alltagsleben unserer Gemeinschaften zu arbeiten. 

Liebe Brüder und Schwestern, der Heilige Geist möge uns in dieser Fasten-
zeit bei Aufstieg mit Jesus beseelen, damit wir seinen göttlichen Glanz 
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erfahren und – solchermaßen im Glauben gestärkt – unseren Weg gemein-
sam mit ihm fortsetzen können, der der Ruhm seines Volkes und das Licht 
aller Völker ist. 
 
Rom, St. Johannes im Lateran, 25. Januar 2023, Fest der Bekehrung des 
heiligen Apostels Paulus. 
 
FRANZISKUS 
 
 

26.  Änderungsgesetz zur Ordnung für das Verfahren zur 
Anerkennung des Leids 

 

Gesetz zur Änderung der „Ordnung für das Verfahren zur 
Anerkennung des Leids“ 

(UKA-Ordnung-ÄnderungsG) 

 
Artikel 1 

Änderung der „Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des 
Leids“ 

 
Die „Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des Leids“ (UKA-Ordnung) 
vom 24. November 2020 in der Fassung vom 26. April 2021 (KA 56/2021) 
wird nach Beratung und Beschlussfassung im Ständigen Rat am 23. Januar 
2023 wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

    Die Angabe zu 12. wird wie folgt neu gefasst: 

    „12. Widerspruch, erneute Befassung und Vorbringen neuer Informa-
tionen“ 

2. Abschnitt 6 Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

    Folgender Satz wird angefügt: 

„Sofern eine gemeinsame Entscheidung über das Ergebnis der Plausibili-
tätsprüfung nicht herbeigeführt werden kann, trifft die Unabhängige 
Kommission für Anerkennungsleistungen die Plausibilitätsentscheidung in 
Gesamtsitzung gemäß Abschnitt 4 c (4).“ 

3. Abschnitt 12 wird wie folgt neu gefasst: 

„12. Widerspruch, erneute Befassung und Vorbringen neuer Informationen 
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(1) Gegen die Festsetzung der Leistungshöhe der Unabhängigen Kommis-
sion für Anerkennungsleistungen nach Abschnitt 8 können die Betroffenen 
einmalig schriftlich über die Ansprechpersonen oder die zuständige kirch-
liche Institution (beide im Folgenden „jeweilige Stelle“) Widerspruch 
einlegen. Der Widerspruch bedarf keiner Begründung. Für die Einlegung des 
Widerspruchs gilt eine Frist von 12 Monaten ab Bekanntgabe der Leistungs-
entscheidung durch die Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für 
Anerkennungsleistungen gem. Abschnitt 11 Absatz 3. Für bereits abge-
schlossene Verfahren gilt eine Frist bis zum 31. März 2024. 

Über den Widerspruch entscheidet die Unabhängige Kommission für Aner-
kennungsleistungen. Richtet sich der Widerspruch gegen eine Kammer-
entscheidung, so wird eine andere Kammer mit der Entscheidung über den 
Widerspruch befasst; die Zuständigkeit der verschiedenen Kammern ist in 
der Geschäftsordnung der UKA zu regeln. Ist der Berichterstatter der ange-
fochtenen Entscheidung auch Mitglied der zur Entscheidung über den 
Widerspruch berufenen Kammer, so bearbeitet den Widerspruch ein ande-
rer Berichterstatter. Im Fall der Anfechtung einer Entscheidung des Plenums 
bearbeitet den Widerspruch ein anderer Berichterstatter als in der angefoch-
tenen Ausgangsentscheidung. Für das Verfahren ist ggf. gemäß den 
Bestimmungen in den Abschnitten 4c, 6 bis 9 zu verfahren. 

Wollen Betroffene ihren Widerspruch begründen, können sie zugleich mit 
Einlegen des Widerspruchs formlos einen Antrag auf Einsicht in die dem 
UKA-Berichterstatter zur Vorbereitung seines Berichts für die Sitzung, in der 
die angefochtene Entscheidung gefallen ist, zur Verfügung stehende Akte 
stellen. Die Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission für Anerken-
nungsleistungen stellt die Papierakte unter Wahrung der schutzwürdigen 
Rechte Dritter zum Zweck der Akteneinsicht der jeweiligen Stelle zur Verfü-
gung, über die der Antrag auf Akteneinsicht gestellt wurde. Die Einsicht des 
Betroffenen in die Papierakte erfolgt bei der jeweiligen Stelle in Anwesenheit 
einer von der jeweiligen Stelle hierfür vorgesehenen Person.  

Der Widerspruch kann innerhalb einer Frist von vier Wochen ab dem Datum 
der Einsichtnahme in die angeforderte Papierakte begründet werden. Er wird 
über die jeweilige Stelle an die Unabhängige Kommission für Anerkennungs-
leistungen übermittelt. 

Die Geschäftsstelle unterrichtet die antragstellende Person, die kirchliche 
Institution sowie die jeweilige Stelle über die Widerspruchsentscheidung. 
 
(2) Unabhängig von dem Widerspruchsrecht gemäß Absatz 1 steht es den 
Betroffenen frei, über die Ansprechpersonen oder zuständige kirchliche 
Institution den Antrag nach Abschluss des Verfahrens mit neuen Informatio-
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nen der Unabhängigen Kommission für Anerkennungsleistungen zur erneu-
ten Prüfung vorzulegen. In diesem Fall ist, sofern notwendig, gemäß den 
Bestimmungen in den Abschnitten 6 bis 9 zu verfahren. Über das Ergebnis 
der Prüfung wird der Betroffene unterrichtet.“ 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 
 
Dieses Änderungsgesetz tritt mit Wirkung vom 1. März 2023 in Kraft.  
 
Dresden, den 14. Februar 2023 

 

Heinrich Timmerevers                                                       Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

27. Ordnung für die Seelsorge in Krankenhäusern und 
Kliniken im Bistum Dresden-Meißen 

 
1. Auftrag und Sendung 

Die Klinikseelsorge ist dem biblisch-christlichen Menschenbild verpflichtet 
und dient allen Menschen in der Organisation des Krankenhauses. Seel-
sorge ist ein Wesensmerkmal von Kirche, daher haben die Klinikseelsorger1 
teil am Sendungs- und Verkündigungsauftrag der katholischen Kirche im 
Bistum Dresden-Meißen.  

Als soziales Wesen gestaltet der Mensch sein Leben in Beziehungen zu 
anderen Menschen. Um sich zu entwickeln, zu wachsen und zu reifen, 
bedarf er der Erfahrung, als Individuum gesehen, angesprochen und in 
seiner Würde geachtet zu werden. Gerade in Zeiten von Krankheit und Krise 
ist er auf die wohlwollende Zuwendung anderer angewiesen.  

Aus Worten der Bibel wird deutlich, wie Gott sich selbst in der Beziehung zu 
den Menschen sieht. Er wird dort beschrieben als einer, der sich den Men-
schen zuwendet („Ich bin der Ich-bin (da).“ vgl. Ex 3,14), der das Wohl der 
Menschen im Blick hat („Du bist ein Gott, der auf mich schaut.“ vgl. Gen 
16,13f), der heilt und tröstet („Wie einen Mann, den seine Mutter tröstet, so 

                                      

 

1 Im Text wird die männliche Form genannt, andere Geschlechter sind mitgemeint. 
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tröste ich euch.“ Jes 66,13). Jesus wendet sich den Kranken und gesell-
schaftlich Außenstehenden zu und nimmt ihre Autonomie ernst („Was willst 
du, dass ich dir tue?“ Lk 18,41). Im Umgang Jesu mit den Menschen seiner 
Zeit erkennen wir den umfassenden Heilswillen Gottes, gerade für Men-
schen, die mit Beeinträchtigungen umgehen müssen oder sich an Lebens-
grenzen befinden. 

Seelsorgende übernehmen neben anderen eine anwaltschaftliche Aufgabe 
für die Würde des Menschen als Geschöpf Gottes, die die Anerkennung des 
Lebens als Geschenk und den Respekt vor der Einmaligkeit jedes einzelnen 
Menschen einschließt, unabhängig von Herkunft, Alter, Geschlecht, Haut-
farbe, Religion, Weltanschauung, sexueller Orientierung sowie physischer 
und psychischer Verfassung. 

 
2. Rechtliche Grundlagen 

2.1 Staatskirchenrechtliche Einordnung 

Klinikseelsorge ist Ausdruck der Religionsfreiheit nach Artikel 4 des Grund-
gesetzes und Artikel 140 und 141 der Weimarer Reichsverfassung vom 
11. August 1919. 

Die „Vereinbarung des Freistaates Sachsen mit dem Bistum Dresden-
Meißen, dem Bistum Görlitz und dem Bistum Magdeburg zur Regelung der 
Seelsorge in staatlichen Krankenhäusern (Katholische Krankenhaus-
seelsorgevereinbarung – KathKSV)“ vom 9. November 1999 gewährleistet 
in Artikel 1 den Zutritt zu landeseigenen Krankenhäusern für vom Bistum 
bestellte Seelsorger und garantiert das Beicht- und Seelsorgegeheimnis. 
Klinikseelsorger können die Einrichtungen des Krankenhauses in Anspruch 
nehmen, erhalten ein Dienstzimmer und die Möglichkeit, in einem geeigne-
ten Raum Gottesdienste zu feiern. Sie wahren Verschwiegenheit über alle 
dienstlichen Informationen, die sie im Krankenhaus erhalten. 

Im Staatsvertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Freistaat Thüringen 
vom 11. Juni 1997 ist in Artikel 14 die Anstaltsseelsorge geregelt: „(1) In 
staatlichen Krankenhäusern und Justizvollzugsanstalten sowie in den sons-
tigen öffentlichen Anstalten des Freistaates Thüringen, in denen eine seel-
sorgerliche Betreuung üblich ist, wird die Katholische Kirche zu Gottesdienst 
und Seelsorge zugelassen. Besteht in diesen Einrichtungen das Bedürfnis 
nach regelmäßigem Gottesdienst und Seelsorge, wird der Freistaat Thürin-
gen im Rahmen der vorhandenen Gebäude dafür Sorge tragen, dass ein 
geeigneter Raum zur Verfügung gestellt wird. (2) Bei entsprechenden 
Einrichtungen anderer Träger wird der Freistaat Thüringen im Rahmen 
seiner rechtlichen Möglichkeiten darauf hinwirken, dass eine entsprechende 
seelsorgerliche Betreuung erfolgen kann.“ 
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Im Thüringer Krankenhausgesetz (ThürKHG) vom 30. April 2003 wird in 
§ 19 a der Sozialdienst, die Seelsorge und die Gesundheitsförderung 
geregelt. In Absatz 2 heißt es: „Das Krankenhaus hat Angebote 
seelsorgerischer Betreuung zu ermöglichen.“ 

2.2 Verschwiegenheitsrechte und -pflichten 

Datenschutz: Patientendaten sind sehr sensible Daten, die den Klinikseel-
sorgern in katholischen Kliniken laut PatDSG in der Fassung des Beschlus-
ses der Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 
23. November 2020 nur dann zugänglich sind, wenn die Seelsorger durch 
ein Seelsorgekonzept, das sowohl die Seelsorgenden als auch die Klinik-
leitungen unterzeichnet haben, implementiert sind und „… wenn im Rahmen 
des Behandlungsvertrages auf die konzeptionelle Implementierung von 
Klinikseelsorge und die damit einhergehende Einbindung eines Klinikseel-
sorgers in das Behandlungsteam in angemessener Form hingewiesen wird. 
Das im Einzelnen näher ausgestaltete und fundierte Konzept zur Kranken-
hausseelsorge ist Bestandteil des Behandlungsvertrages; es ist zur Einsicht 
auszulegen oder bereit zu halten“ (PatDSG § 3). Unabhängig von der 
konzeptionellen Implementierung der Seelsorge in das Behandlungsteam 
wahren die Seelsorgenden Verschwiegenheit über alle Informationen, die 
sie über einen oder von einem Patienten erhalten. Der Datenschutz, insbe-
sondere der Schutz von Personendaten, ist immer zu gewährleisten. 

Schweigepflicht: Bischöflich beauftragte Seelsorger sind an die Schweige-
pflicht gebunden. Sie werden Dritten ohne Genehmigung des Patienten oder 
Gesprächspartners keine Informationen aus dem Seelsorgegespräch mit-
teilen. Bei notwendigen Dokumentationen oder multiprofessionellen Team-
besprechungen ist das Seelsorgegeheimnis zu wahren. 

Beicht- und Seelsorgegeheimnis: Priester sind an das Beichtgeheimnis, alle 
Seelsorgenden sind an das Seelsorgegeheimnis gebunden. Das Beicht-
geheimnis ist verfassungsrechtlich verankert und wird staatskirchenrechtlich 
vor allem durch das Zeugnisverweigerungsrecht geschützt. 

Zeugnisverweigerungsrecht: Das Zeugnisverweigerungsrecht steht laut 
Strafprozessordnung (StPO) § 53 Absatz 1 Nr. 1 allen Geistlichen und 
Berufshelfern von Geistlichen zu. Auch Gemeindereferenten oder andere 
hauptamtliche Laien im pastoralen Dienst werden nach jüngster Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofes und des Bundesverfassungsgerichtes 
wie Geistliche nach § 53 StPO behandelt (vgl. Zeugenaussage, Zeugnis-
verweigerungsrecht und Schweigepflicht. Ein juristischer Leitfaden für Seel-
sorger zum Schutz des Beicht- und Seelsorgegeheimnisses, hrsg. vom 
Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Arbeitshilfen Nr. 222), 
1. Januar 2008, S. 8). 
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3. Seelsorgeverständnis 

In Zeiten von Belastung, Krise und Krankheit steht häufig das ganze Leben 
eines Menschen infrage, auch die spirituelle Dimension. Klinikseelsorger 
unterstützen mit ihrer theologischen, spirituellen und seelsorglichen Kompe-
tenz Patienten, deren Angehörige sowie die Mitarbeitenden einer Klinik 
darin, nach Hilfen zur Bewältigung ihrer Situation, nach den Quellen ihrer 
Hoffnung, nach Antworten auf die Fragen nach Sinn, Heil und Zugehörigkeit 
oder nach dem tragenden Grund ihres Lebens zu suchen. Dies geschieht in 
Gesprächen, in der Begleitung und in der Begegnung.  

Die Feier von Gottesdiensten und spirituellen Ritualen, Segensfeiern wie 
beispielsweise der Sterbesegen und der Segen für Neugeborene und die 
Feier der Sakramente eröffnen eine Dimension der Transzendenz, die Trost 
und Zuversicht schenken kann und die Gottesfrage am häufig säkularen Ort 
Krankenhaus offenhält. 

Die verlässliche Präsenz der Seelsorgenden, ihre unmittelbare Zuwendung, 
ihr Dasein und Mit-Aushalten einer unabwendbaren Situation macht das 
Wesen der Seelsorge aus. Mit ihrer eigenen geistlichen und religiösen 
Kompetenz und ihrer kirchlichen Verortung achten sie die Spiritualität, Reli-
giosität und die persönliche Weltanschauung des Anderen und versuchen 
diese nach Möglichkeit zu stützen und zu stärken.  

Klinikseelsorger wissen sich eingebunden in ein multiprofessionelles Team 
von helfenden Berufen. Dabei wählt sich der Patient seinen Gesprächs-
partner selbst, mit dem er über seine spirituellen Bedürfnisse sprechen 
möchte.  

 
4. Arbeitsweise in der Klinik 

Hauptamtliche Klinikseelsorger, die beim Bistum angestellt sind, stehen 
außerhalb der Dienstaufsicht der Kliniken, in denen sie eingesetzt sind. Sie 
unterliegen der Dienst- und Fachaufsicht des Diözesanverantwortlichen, 
unterstellen sich aber den geltenden Bestimmungen des jeweiligen 
Krankenhauses. Die Arbeitsweise und die Art der Zusammenarbeit der Seel-
sorgenden in Kliniken orientiert sich an den Qualitätsstandards für Klinikseel-
sorge der deutschen Bistümer und am Verhaltenskodex der Klinikseelsorge 
im Bistum Dresden-Meißen zur Prävention von Missbrauch2.  

                                      

 

2 „Verhaltenskodex für die Klinikseelsorge im Bistum Dresden-Meißen“, 2023. 
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-  Seelsorge im System der Klinik: Das Angebot der Seelsorge gilt allen 
Personengruppen in der Klinik, die es in Anspruch nehmen möchten, 
den Patienten, Mitarbeitenden und den An- und Zugehörigen. 
Klinikseelsorge versteht sich als aufsuchende Seelsorge. 

-  Teamorientierung: Klinikseelsorger verstehen sich als Teil eines Seel-
sorge- oder multiprofessionellen Teams, das aus Menschen 
unterschiedlicher Fähigkeiten und Kompetenzen besteht, die eigene 
Grenzen erkennen und sich gegenseitig unterstützen. 

-  Ökumenische Kooperation: Die Klinikseelsorger arbeiten an ihren 
Einsatzorten in ökumenischer Kooperation und streben an, 
gemeinsam mit den evangelischen Kollegen ein Seelsorgekonzept für 
die jeweilige Klinik zu erstellen. 

-  Interreligiöse Offenheit: Bei Bedarf vermitteln die Seelsorgenden 
Ansprechpartner anderer Religionen. 

-  Interdisziplinäre Zusammenarbeit: Die Klinikseelsorger arbeiten 
konstruktiv mit den Mitarbeitenden aus anderen Berufsgruppen 
zusammen.  

 
5. Aufgaben der Klinikseelsorge  

Zu den Aufgaben der Seelsorge in der Organisation einer Klinik gehören: 

- Seelsorgliche Begleitung von Patienten sowie ihrer An- und Zugehöri-
gen 

- Gottesdienstfeier und Sakramentenspendung (vgl. Punkt 9) 

- Begleitung von Sterbenden und Trauernden 

- Feier von Abschiedsritualen 

- Gesprächs- und Seelsorgeangebote für Mitarbeitende 

- Übernahme von Erreichbarkeitsdiensten über die Kernarbeitszeit 
hinaus 

- Mitarbeit in der klinischen Ethikarbeit 

- Fachaufsicht für und Begleitung von Ehrenamtlichen in der Klinikseel-
sorge 

- Fachliche Einbindung in Aus-, Fort- und Weiterbildungsformate von 
Gesundheitsberufen zu klinikseelsorgerelevanten Themen 

- Kommunikation mit der Klinikleitung 
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- Reflektion und Evaluation der eigenen Tätigkeit (bspw. in Super-
vision/Intervision) 

 
6. Anforderungen an Klinikseelsorger 

6.1 Persönliche Anforderungen 

Zu den persönlichen Anforderungen an Klinikseelsorger im Bistum Dresden-
Meißen gehören: 

-  eine eigene gelebte Spiritualität 

-  Fähigkeit zur Selbst- und Fremdwahrnehmung 

-  Sprachfähigkeit und Zuhören können 

-  Bereitschaft zum Aushalten und Mittragen von leidvollen Situationen 
bei gleichzeitigem Gespür für professionelle Nähe- und Distanz-
einschätzung 

- Bereitschaft zur regelmäßigen Fortbildung, kollegialen Beratung und 
Supervision 

-  Bereitschaft zur Fortbildung in klinikseelsorgerelevanten Themen und 
für seelsorgliche Spezialbereiche, bspw. Psychiatrie- oder Palliativ-
seelsorge 

-  Zugehörigkeit zur katholischen Kirche und aktive Teilnahme am kirch-
lichen Leben 

6.2 Fachliche Anforderungen 

Seelsorge ist eine komplexe Tätigkeit, die theologische, anthropologische 
und psychologische Kenntnisse erfordert und sie mit Erfahrungen aus der 
pastoralen Praxis verschränkt. Klinikseelsorger haben deshalb folgende 
fachliche Anforderungen erfüllt: 

-  Theologische Ausbildung, d. h. abgeschlossenes (Fach-)Hochschul-
studium Theologie, Religionspädagogik oder Angewandte Theologie, 
Würzburger Fernkurs oder eine vergleichbare Qualifikation. 

-  Pastorale Berufseinführung, vielfältige pastorale Erfahrungen oder 
eine vergleichbare Qualifikation. 

-  Ausbildung in Gesprächsführung und eine Klinische 
Seelsorgeausbildung (KSA) oder eine vergleichbare 
pastoralpsychologische Qualifikation, die nach Inhalt und Umfang 
einem 6-Wochen-KSA-Kurs entspricht. Die pastoralpsychologische 
Qualifikation kann berufsbegleitend erworben werden. 
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Eine Qualifizierung für die Mitarbeit in Klinischen Ethikkomitees erfolgt bei 
Bedarf in der Regel über das Krankenhaus. 

 
6.3 Anforderungen an das Krankenhaus 

Der Dienst der Klinikseelsorge innerhalb des Systems Krankenhaus erfor-
dert folgende Rahmenbedingungen, die das Krankenhaus bereitstellt: 

- Geeignetes Dienstzimmer 

- Kapelle oder geeigneter Raum für Gottesdienste 

- Ermöglichung der Sakramentenspendung 

- Kommunikations- und Arbeitsmittel 

- Unterstützung hinsichtlich der Bekanntmachung und Auffindbarkeit der 
Seelsorge 

 
7. Bischöfliche Beauftragung 

Hauptamtliche Klinikseelsorger haben mindestens einen Stellenumfang von 
0,5 VzÄ für die Klinikseelsorge. Diese werden vom Bischof für ihren Dienst 
beauftragt. 

Eine bischöfliche Beauftragung kann nur erteilt werden, wenn die unter 
Punkt 6.2 genannten fachlichen Anforderungen erfüllt und die unter Punkt 
6.1 genannten personalen Anforderungen gegeben sind.  

Seelsorgende, die von Kliniken in Trägerschaft der katholischen Kirche 
direkt angestellt sind, werden vom Bischof zu diesem Dienst beauftragt und 
stehen unter der Fachaufsicht des Bistums. Der Diözesanverantwortliche ist 
in das Besetzungsverfahren einzubinden und hat die Verpflichtung, dem 
Bischof einen Hinweis zu geben, wenn er Einwände gegen die persönlichen 
Anforderungen feststellt oder die fachlichen Anforderungen nicht gegeben 
sind. 

Seelsorgende, die von anderen Trägern angestellt sind und eine bischöfliche 
Beauftragung anstreben, treffen eine Vereinbarung zwischen ihnen, der 
Klinikleitung und dem Bistum, in dem das Beicht- und Seelsorgegeheimnis 
zugesichert und die Fachaufsicht an das Bistum Dresden-Meißen übertra-
gen wird. Der Diözesanverantwortliche ist in das Besetzungsverfahren 
einzubinden und hat die Verpflichtung, dem Bischof einen Hinweis zu geben, 
wenn er Einwände gegen die persönlichen Anforderungen feststellt oder die 
fachlichen Anforderungen nicht gegeben sind. 
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8. Organisation der Klinikseelsorge im Bistum 

8.1 Diözesanverantwortlicher für Klinikseelsorge 

Die Diözesanverantwortung für die Klinikseelsorge liegt in der Hauptabtei-
lung Pastoral und Verkündigung, die die Dienstaufsicht für alle beim Bistum 
angestellten Klinikseelsorger wahrnimmt, sowie die Fachaufsicht für alle 
anderen bischöflich beauftragten katholischen Klinikseelsorger auf dem 
Gebiet des Bistums Dresden-Meißen.  

Dem Diözesanverantwortlichen obliegt die fachliche Einführung von 
Klinikseelsorgern in ihren Dienst und deren Verabschiedung. Er führt ein 
jährliches Mitarbeitergespräch mit jedem beim Bistum angestellten 
Klinikseelsorger. Ein Fachgespräch mit den bischöflich beauftragten 
Klinikseelsorgern, für die der Diözesanverantwortliche die Fachaufsicht hat, 
findet mindestens alle zwei Jahre statt. Die Dokumentation dieses Gesprä-
ches ist mit der Dienstaufsicht in der Klinik abzustimmen. 

Im Rahmen seines Verantwortungsbereiches vertritt er die Klinikseelsorge 
sowohl nach außen als auch innerhalb des Bistums und hält intensiven 
Kontakt zur evangelischen Landeskirche, um die ökumenische Kooperation 
zu fördern. 

8.2 Fachkonferenz der Klinikseelsorger 

Der Diözesanverantwortliche lädt zweimal im Jahr alle bischöflich beauftrag-
ten Klinikseelsorger zu einer Fachkonferenz ein. Eine der beiden Konferen-
zen ist mit einem Studienteil zu einem klinikseelsorgerelevanten Thema 
verbunden. Die Teilnahme an der Konferenz ist verpflichtend. Die Kosten für 
den jeweiligen Seelsorger werden vom Anstellungsträger übernommen. 

Alle bischöflich beauftragten Klinikseelsorger sind Mitglieder der Fachkonfe-
renz und wählen einen Sprecher und einen stellvertretenden Sprecher. 
Sprecher kann nur ein beim Bistum angestellter Klinikseelsorger sein, wäh-
rend der stellvertretende Sprecher aus der gesamten Konferenz gewählt 
werden kann. 

Klinikseelsorger aus dem Bistum Görlitz können mit Genehmigung ihres Vor-
gesetzten an der Konferenz teilnehmen. 

8.3 Sprecher 

Die Konferenz wählt mit einfacher Mehrheit einen Sprecher und einen Stell-
vertreter. Die Amtszeit beträgt vier Jahre, eine Wiederwahl ist möglich. 

Die Aufgaben des Sprecherteams sind: 

- Vorbereitung der Fachkonferenz in Zusammenarbeit mit dem Diö-
zesanverantwortlichen 
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- Einbringen aktueller Fragestellungen der Klinikseelsorge in die Fach-
konferenz  

- Beratung des Diözesanverantwortlichen in fachlichen Belangen 

- Kontakt zu ökumenischen Partnern 

- Vertretung der Konferenz der Klinikseelsorger zur Bistumsleitung 

Das Sprecherteam nimmt kein Mandat nach außen wahr. 

 
9. Gottesdienst und Sakramente 

Klinikseelsorger feiern vor Ort in Absprache und in der Regel im Wechsel mit 
den Seelsorgern oder Kollegen im Krankenhaus Gottesdienste in ökumeni-
scher Offenheit. Sie bringen dem Patienten auf Wunsch die Kranken-
kommunion. Wenn ein Patient die Krankensalbung oder das Bußsakrament 
empfangen möchte, vermitteln die Klinikseelsorger den Kontakt zu einem 
Priester. 

Für seelsorgliche Notfälle, die den Dienst eines Priesters erfordern, werden 
in Regionen oder den Dekanaten Ansprechpartner für priesterliche Dienste 
benannt. Die entsprechenden Informationen werden in den Kliniken und in 
den Pfarreien veröffentlicht. 

 
10. Ehrenamtliche in der Klinikseelsorge 

10.1 Seelsorgliche Dienste 

Der Bischof kann Ehrenamtliche für die Klinikseelsorge beauftragen. Die 
Ehrenamtlichen erbringen eine entsprechende Qualifikation und sind in das 
Team der Klinikseelsorge eingebunden. 

Die Qualifikation für Ehrenamtliche umfasst neben theologischen und pasto-
ralpsychologischen Themen auch praktische Übungen zur Kommunikation, 
Gesprächsführung und Selbsterfahrung, das Einüben von professioneller 
Nähe und Distanz und eine Einführung in die Organisation der Klinik.  

Die persönlichen Anforderungen an Klinikseelsorger sind im Abschnitt 6.1 
dargelegt. Sie gelten in gleicher Weise für Seelsorgliche Dienste.  

10.2 Besuchsdienste 

Wenn Gemeinden und Pfarreien Ehrenamtliche entsenden, die einen 
Besuchsdienst im Krankenhaus oder Altenheim wahrnehmen, liegt die 
Verantwortung in den Pfarreien.  
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11. Verantwortung der Territorialpfarrei 

Für Kliniken, in denen keine hauptamtlichen Klinikseelsorger tätig sind, über-
nehmen haupt- oder ehrenamtliche pastorale Mitarbeitende der Pfarrei den 
Dienst der Krankenseelsorge.  

Der jeweilige Verantwortliche wird der zuständigen Stelle in der Klinik, dem 
ökumenischen Partner, ggf. evangelischen Seelsorger in der Klinik, und dem 
Diözesanverantwortlichen mitgeteilt. 

 
12. Inkraftsetzung der Ordnung 

Diese Ordnung tritt am 1. März 2023 in Kraft. 

 
Dresden, den 14. Februar 2023  
 
gez. + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

28. Ordnung zur Aufsicht über strafrechtlich sanktionierte 
Kleriker 

 

1. Rechtsgrundlage: 

Die Rechtsgrundlagen für diese Ordnung sind: 

- Codex Iuris Canonici (CIC), insbesondere can. 1339 § 5 CIC: „Wenn 
es die Schwere des Falles erforderlich macht, und besonders, wenn 
jemand in der Gefahr steht, eine Straftat zu wiederholen, soll ihn der 
Ordinarius auch über die durch Urteil oder Dekret verhängten oder 
erklärten Strafen hinaus in einer durch Dekret bestimmten Weise einer 
Maßnahme der Überwachung unterstellen“. 

- „Ordnung für den Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger 
und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener durch Kleriker und 
sonstige Beschäftigte im kirchlichen Dienst“ (Interventionsordnung), 
(KA 48/2022), Nr. 53: „Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu 
tragen, dass die von ihm verfügten Beschränkungen oder Auflagen 
eingehalten werden. Das gilt bei Klerikern auch für die Zeit des Ruhe-
stands.“ 

- Je nach Einzelfall kann die besondere Aufsicht des Ordinarius über 
einen strafrechtlich sanktionierten Kleriker auch in den individuellen 
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römischen oder bischöflichen Dekreten verankert sein. Der Wortlaut 
des Strafdekrets ist zu beachten.  

2. Verantwortlichkeit: 

Die Verantwortung für die Aufsicht über einen strafrechtlich sanktionierten 
Kleriker trägt der Bischof und der in der Hauptabteilung Personal entspre-
chend beauftragte Priester; die konkrete Durchführung obliegt diesem, als 
bischöflich Beauftragtem. 

3. Ziel: 

Ziel der Aufsicht über einen strafrechtlich sanktionierten Kleriker ist die Kon-
trolle der Einhaltung von Auflagen aus vorausgehenden bischöflichen oder 
römischen (Straf-)Dekreten durch den strafrechtlich sanktionierten Kleriker. 
Eine Aussage oder Einschätzung (z. B. im Sinne einer Sozialprognose) für 
die mögliche weitere dienstliche Verwendung dieses Klerikers ist nicht Ziel 
und Inhalt dieser Aufsicht. Der bischöflich Beauftragte formuliert für jeden 
strafrechtlich sanktionierten Kleriker halbjährlich einen Bericht, der durch 
den bischöflich Beauftragten schriftlich dem Bischof und dem Generalvikar 
vorgelegt, vorgetragen und von diesen abgezeichnet wird.  

4. Beginn: 

Am Beginn der Aufsicht über einen strafrechtlich sanktionierten Kleriker steht 
ein Gespräch des Bischofs mit diesem, im Beisein des bischöflich Beauftrag-
ten, zur Erläuterung der zukünftigen Maßnahmen. 

Dabei wird dem strafrechtlich sanktionierten Kleriker ein Dekret des Ordina-
rius mit folgendem Inhalt übergeben: 

- Rechtsgrundlage, 

- Anlass (im Sinne des jeweiligen früheren Vergehens) für die Aufsicht 
im Einzelfall,  

- Beschreibung der künftigen, vom strafrechtlich sanktionierten Kleriker 
verpflichtend zu absolvierenden Maßnahmen im Sinne der Aufsicht 
(vgl. Nr. 5 a)),  

- Sanktionsandrohung im Fall der Verweigerung (can. 1371 § 1 CIC), 

- Rechtsmittelbelehrung. 

5. Umfang: 

a) Die Aufsicht über einen strafrechtlich sanktionierten Kleriker umfasst 
grundsätzlich folgende regelmäßige Maßnahmen, die durch Entscheid 
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des Bischofs in Häufigkeit und Ausgestaltung jeweils an den individu-
ellen Status des strafrechtlich sanktionierten Klerikers angepasst 
werden können: 

- Bericht des strafrechtlich sanktionierten Klerikers über seine 
Tätigkeiten sowie über die Einhaltung der gegen ihn verhängten 
Auflagen und Beschränkungen (halbjährlich).  

- Gespräch des bischöflich Beauftragten mit dem strafrechtlich 
sanktionierten Kleriker (halbjährlich). 

- Gespräch des bischöflich Beauftragten mit dem Dienstvorge-
setzten bzw. Dekan des strafrechtlich sanktionierten Klerikers 
(halbjährlich). 

- Falls der strafrechtlich sanktionierte Kleriker sich in Therapie 
befindet, ist die Vorlage der therapeutischen Ergebnisse, 
Befunde bzw. Gutachten nach Schweigepflichtentbindung 
erwünscht.  

b) Alle Vorgänge und Gespräche im Rahmen der Aufsicht über den straf-
rechtlich sanktionierten Kleriker werden protokolliert und von allen 
Beteiligten unterzeichnet. Informationen und Inhalte sind, gemäß der 
Verschwiegenheitserklärung nach § 5 des Gesetzes über den Kirchli-
chen Datenschutz (KDG) von allen Beteiligten streng vertraulich zu 
behandeln. 

c) Die Entscheidung darüber, welche Kleriker sich der Aufsicht im Sinne 
dieser Ordnung zu unterziehen haben, ergibt sich aus den jeweiligen 
bischöflichen oder römischen Dekreten. Der Bischof prüft die vorlie-
genden Dekrete, entscheidet über jeden Einzelfall und erteilt schließ-
lich dem bischöflich Beauftragten einen schriftlichen Auftrag zur Durch-
führung der Aufsicht über den strafrechtlich sanktionierten Kleriker. 
Darin gründet das Recht des bischöflich Beauftragten, die oben 
genannte Aufsicht durchzuführen und vom strafrechtlich sanktionierten 
Kleriker einzufordern. 

6. Zuständigkeit: 

Die Zuständigkeit für die Aufsicht über den strafrechtlich sanktionierten 
Kleriker ergibt sich aus der Inkardination in das Bistum Dresden-Meißen. Sie 
bleibt auch bei einem Wohnsitzwechsel in ein anderes (Erz-)Bistum beste-
hen. Der auswärtige Wohnsitzordinarius wird über den Zuzug eines straf-
rechtlich sanktionierten Klerikers informiert (vgl. Interventionsordnung, 
Nr. 55). 
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7. Zeitliche Dauer der Aufsicht über einen strafrechtlich sanktionierten Kleri-
ker: 

Die Aufsicht über einen strafrechtlich sanktionierten Kleriker ist grundsätzlich 
unbefristet. Der Bischof überprüft alle fünf Jahre, ob die Aufsicht über einen 
strafrechtlich sanktionierten Kleriker im Einzelfall weitergeführt bzw. verän-
dert werden muss oder eingestellt werden soll. Die Entscheidung über eine 
Beendigung dieser Aufsicht teilt der Bischof dem bischöflich Beauftragten 
und dem strafrechtlich sanktionierten Kleriker schriftlich mit. 

8. Datenschutz: 

Hinsichtlich des Datenschutzes gelten die Bestimmungen gem. Interven-
tionsordnung, Nr. 59-61. 

9. Aktenverwahrung: 

Die Akten, die sich aus dieser Ordnung ergeben, werden in der Personalakte 
des strafrechtlich sanktionierten Klerikers abgelegt. 

 

Diese Regelungen treten zum 1. April 2023 in Kraft. 
 
Dresden, den 21. Februar 2023 
 

gez. + Heinrich Timmerevers       Notar 
Bischof von Dresden Meißen 
 
 

29. D E K R E T  – Beschlüsse der Regional-KODA Nord-Ost 
(24. November 2022) 

 
Beschluss 6/ 2022 der Regional-KODA Nord-Ost vom 24. November 
2022 

In der Sitzung am 24.11.2022 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost 
Folgendes beschlossen: 
 

I. Änderungen in § 23 DVO 
 
1)   Die Überschrift des § 23 DVO wird wie folgt neu gefasst:    

„§ 23 Besondere Zahlungen: Vermögenswirksame Leistun-
gen, Sterbegeld, Geburtszuwendung, Umwandlung von 
Entgeltbestandteilen“    
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2)   Dem § 23 DVO wird der folgende neue Absatz 4 angefügt: 

„(4)  Durch einzelvertragliche Regelung oder auf der Grundlage 
einer Dienstvereinbarung können künftige monatliche 
Entgeltbestandteile der Mitarbeiter zum Zwecke des 
Leasings von Fahrrädern gemäß § 63a Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung (StVZO) sowie leasingfähigen Zube-
hörs umgewandelt werden.“ 

II. Inkrafttreten   
 
Die Änderungen in § 23 Absatz 4 DVO treten zum 1. Januar 2023 in 
Kraft.   

 

 

Beschluss 7/ 2022 der Regional-KODA Nord-Ost vom 24. November 
2022 

In der Sitzung am 24. November 2022 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-
Ost Folgendes beschlossen: 
 
Änderung der Regelungen zu Mitarbeitern im Sozial- und Erziehungs-
dienst (SuE) in der DVO 

 
I. Änderung der Anlage 12 zur DVO 

Nach § 28b werden folgende neue Paragrafen 28c, 28d und 28e 
eingefügt: 

„§ 28c  
unbesetzt 

 
§ 28d  
Höhergruppierung auf Antrag  

1Ergibt sich für Mitarbeiter, die am 30. Juni 2022 in die Entgeltgruppe 
S 11b eingruppiert waren, aufgrund der Änderungen ab 1. Juli 2022 im 
Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO (Entgeltordnung) eine 
Eingruppierung in die Entgeltgruppe S 12, sind diese Mitarbeiter nur 
auf Antrag gemäß § 12 DVO in diese Entgeltgruppe eingruppiert. 
2Ergibt sich für Mitarbeiter, die am 30. Juni 2022 in die Entgeltgruppe 
S 12 eingruppiert waren, aufgrund der Änderungen ab 1. Juli 2022 im 
Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO (Entgeltordnung) eine 
Eingruppierung in die Entgeltgruppe S 14, sind diese Mitarbeiter nur 
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auf Antrag gemäß § 12 DVO in diese Entgeltgruppe eingruppiert. 3Der 
Antrag nach Satz 1 oder 2 kann nur bis zum 31. Juli 2023 gestellt wer-
den (Ausschlussfrist) und wirkt jeweils auf den 1. Juli 2022 zurück. 
4Nach dem 1. Juli 2022 eingetretene Änderungen der Stufenzuord-
nung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der Stufenzuordnung 
in der höheren Entgeltgruppe unberücksichtigt. 5Werden Mitarbeiter 
nach Satz 1 aus einer individuellen Endstufe höhergruppiert, so erhal-
ten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt, das mindestens dem 
Entgelt ihrer bisherigen individuellen Endstufe zuzüglich des Garantie-
betrags nach § 17 Absatz 4b DVO entspricht. 6Werden Mitarbeiter 
nach Satz 2 aus einer individuellen Endstufe höhergruppiert, so erhal-
ten sie in der höheren Entgeltgruppe Entgelt, das mindestens dem 
Entgelt ihrer bisherigen individuellen Endstufe zuzüglich des Höher-
gruppierungsgewinns, den die Mitarbeiter erhalten, die aus der Stufe 
6 ihrer bisherigen Entgeltgruppe in die höhere Entgeltgruppe höher-
gruppiert werden, entspricht. 7Die individuelle Endstufe verändert sich 
bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertrags-
parteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz. 

 
§ 28e  
Besondere Regelungen hinsichtlich der Stufenlaufzeiten für 
Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst  

(1) 1Mitarbeiter, die nach dem Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 
zur DVO (Entgeltordnung) eingruppiert sind und die am 1. Okto-
ber 2024 in Stufe 2 eine Stufenlaufzeit von mehr als zwei Jahren 
absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 3 
zugeordnet. 2Mitarbeiter, die nach dem Teil B Abschnitt XXIV der 
Anlage 1 zur DVO (Entgeltordnung) eingruppiert sind und die am 
1. Oktober 2024 in Stufe 3 eine Stufenlaufzeit von mehr als drei 
Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 
4 zugeordnet. 

(2) 1Mitarbeiter mit Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 4 bei 
Tätigkeiten der Fallgruppe 2 und Mitarbeiter mit Eingruppierung 
in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten in der Fallgruppe 2, die 
am 1. Oktober 2024 in Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als 
vier Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der 
Stufe 5 zugeordnet. 2Mitarbeiter mit Eingruppierung in der Ent-
geltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1, die am 
1. Oktober 2024 in der Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als 
vier Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der 
Stufe 5 zugeordnet. 3Mitarbeiter mit Eingruppierung in der 
Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1, die am 
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1. Oktober 2024 in der Stufe 5 eine Stufenlaufzeit von mehr als 
fünf Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der 
Stufe 6 zugeordnet.  

(3) Für die Stufenzuordnung gemäß den Absätzen 1 und 2 gilt, dass 
die ab dem 1. Oktober 2024 zugeordnete Stufe jeweils neu zu 
laufen beginnt. 

(4) 1Die Werte der Entgeltgruppe S 9 werden ab dem 1. Oktober 
2024 neu gefasst. 2Dafür verändern sich die folgenden Tabellen-
werte bis zum 1. Oktober 2024 bei allgemeinen Entgeltanpas-
sungen um den für die Entgeltgruppe S 9 (in der bis zum 
30. September 2024 geltenden Fassung) festgelegten 
Vomhundertsatz: 

  
(Die Tabellenwerte werden in Tabelle 3 für Mitarbeiter im Sozial- und 
Erziehungsdienst in den (Erz-)Bistümern Dresden-Meißen, Erfurt, 
Görlitz, Hamburg und Magdeburg gültig ab 1. April 2022 mit dem 
Vermerk „gültig ab 1. Juli 2022“ aufgenommen.) 

 

§ 36 der Anlage 12 zur DVO wird wie folgt geändert:     

In § 36 der Anlage 12 zur DVO werden die Wörter „ab 1. April 2021“ 
gestrichen und durch die Wörter „ab 1. Juli 2022“ ersetzt. 

 

II. Änderung der Anlage 13 zur DVO 

Die Anlage 13 zur DVO (Dienstvertragsbestimmungen für Mitarbeiter 
im Sozial- und Erziehungsdienst) wird wie folgt ersetzt: 

„§ 1  
Geltungsbereich 

1Diese Anlage gilt für Mitarbeiter, die gemäß Teil B Abschnitt XXIV der 
Anlage 1 zur DVO (Entgeltordnung) eingruppiert sind. 

§ 2  
Gesundheitsschutz 

1Die Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst (SuE), die insbeson-
dere in Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der Gesundheit, 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6  

S 9  

in Euro 
3.060,00 3.280,00 3.530,00 3.900,00 4.250,00 4.520,00 

 “ 



96 
 
 

  

der Erziehung, Fürsorge oder Betreuung von Kindern und Jugend-
lichen, der Fürsorge und Betreuung von obdachlosen, alten, gebrech-
lichen, erwerbsbeschränkten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen 
dienen, beschäftigt sind, haben einen individuellen Anspruch auf die 
Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung. 2Die Durchführung 
erfolgt nach Maßgabe des Gesetzes über die Durchführung von Maß-
nahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Mitarbeiter bei der Arbeit (Arbeitsschutz-
gesetz). 3Die Mitarbeiter sind in die Durchführung der Gefährdungs-
beurteilung einzubeziehen. 4Sie sind über das Ergebnis von Gefähr-
dungsbeurteilungen zu unterrichten. 5Vorgesehene Maßnahmen sind 
mit ihnen zu erörtern. 6Die Wirksamkeit der Maßnahmen ist in ange-
messenen Abständen zu überprüfen.  

§ 2a  
Regenerationstage/Umwandlungstage  

(1) 1Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur 
DVO (Entgeltordnung) eingruppiert sind, haben im Kalenderjahr 
bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der 
Kalenderwoche Anspruch auf zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung 
unter Fortzahlung des Entgelts gemäß § 21 DVO (Regenerati-
onstage). 2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf 
Tagen in der Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf 
die Regenerationstage entsprechend. 3Maßgeblich für die 
Verminderung nach Satz 2 sind die jeweiligen Verhältnisse zum 
Zeitpunkt der Antragstellung nach Absatz 2 Satz 2. 4Verändert 
sich im Zeitraum zwischen der Antragstellung und dem gewähr-
ten Regenerationstag die Verteilung der wöchentlichen Arbeits-
zeit, erhöht oder vermindert sich der Anspruch auf die Regene-
rationstage entsprechend. 5Verbleibt bei den Berechnungen 
nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens einen 
halben Regenerationstag ergibt, wird er auf einen vollen Rege-
nerationstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem hal-
ben Regenerationstag bleiben unberücksichtigt. 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1: 
1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn 
in dem Kalenderjahr nicht für mindestens vier Kalendermonate 
Anspruch auf Entgelt bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im 
Sinne des Satz 1 sind auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung 
aus Anlass der in § 21 Satz 1 DVO genannten Ereignisse und 
der Anspruch auf Krankengeldzuschuss (§ 22 Absatz 2 und 3 
DVO), auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des 
Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch 
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auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach 
§ 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leis-
tungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld und Leistungen nach 
§§ 18 bis 20 MuSchG.  

(2) 1Bei der Festlegung der Lage der Regenerationstage sind die 
Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, sofern dem keine 
dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 
2Der Mitarbeiter hat den/die Regenerationstag/e spätestens vier 
Wochen vor dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Text-
form gegenüber dem Dienstgeber geltend zu machen. 3Der 
Dienstgeber entscheidet über die Gewährung der Regenerati-
onstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen und teilt dies 
der/dem Mitarbeiter in Textform mit. 4Im gegenseitigen Einver-
nehmen ist unter Berücksichtigung der aktuellen dienstli-
chen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 2 
und 3 auch eine kurzfristige Gewährung von Regenerations-
tagen möglich. 5Regenerationstage, für die im laufenden Kalen-
derjahr keine Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, verfallen. 
6Abweichend von Satz 5 verfallen Regenerationstage, die wegen 
dringender betrieblicher/dienstlicher Gründe im laufenden 
Kalenderjahr nicht gewährt worden sind, spätestens am 30. Sep-
tember des Folgejahres. 

(3) 1Mitarbeiter, die Anspruch auf eine monatliche SuE-Zulage 
gemäß § 4 der Anlage 13 zur DVO haben, können bis zum 
31. Oktober des laufenden Kalenderjahres in Textform geltend 
machen, statt der ihnen zustehenden SuE-Zulage im Folgejahr 
bis zu zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des 
Entgelts gemäß § 21 DVO in Anspruch zu nehmen (Umwand-
lungstage). 2Mitarbeiter, die erstmalig einen Anspruch auf eine 
SuE-Zulage gemäß § 4 der Anlage 13 zur DVO erwerben, 
können nach Ablauf von drei Kalendermonaten nach Aufnahme 
des Arbeitsverhältnisses (Neubegründung des Arbeitsverhältnis-
ses oder Tätigkeitswechsel) die Geltendmachung der Umwand-
lungstage für das laufende Kalenderjahr erklären. 3Die SuE-
Zulage wird jeweils nach der erfolgten Arbeitsbefreiung gekürzt. 
4Der Kürzungsbetrag ergibt sich aus dem gemäß § 24 Absatz 3 
Satz 3 DVO ermittelten Stundenentgelt bezogen auf die an dem 
Umwandlungstag dienstplanmäßig bzw. betrieblich festgelegten 
Arbeitsstunden. 5Besteht zum Zeitpunkt der Beantragung kein 
Dienstplan bzw. keine betrieblich festgelegte Arbeitszeit, so ist 
die an dem Umwandlungstag zu leistende Arbeitszeit dadurch zu 
ermitteln, dass die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige 
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durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit durch die Anzahl der 
Arbeitstage zu teilen ist, die der Mitarbeiter in der Woche zu leis-
ten hat, in der der Umwandlungstag liegt. 6Der Mitarbeiter hat 
den/die Umwandlungstag/e spätestens vier Wochen vor dem 
gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegenüber 
dem Dienstgeber geltend zu machen. 7Der Dienstgeber 
entscheidet über die Gewährung der Umwandlungstage bis spä-
testens zwei Wochen vor diesen und teilt dies dem Mitarbeiter in 
Textform mit. 8Bei der Festlegung der Lage der Umwandlungs-
tage sind die Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, 
sofern dem keine dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe 
entgegenstehen. 9Im gegenseitigen Einvernehmen ist unter 
Berücksichtigung der aktuellen dienstlichen/betrieblichen Ver-
hältnisse abweichend von den Sätzen 6 und 7 auch eine kurz-
fristige Gewährung von Umwandlungstagen möglich. 10Eine im 
Vorjahr nach Satz 1 oder im laufenden Kalenderjahr nach Satz 2 
beantragte Umwandlung der SuE-Zulage wirkt längstens bis zum 
Ende des laufenden Kalenderjahres. 

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1: 
Für das Kalenderjahr 2022 gilt statt des 31. Oktober der 
31. Dezember. 

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 2: 
Satz 2 gilt nur für Geltendmachungen ab dem 1. Januar 2023. 

Anmerkung zu § 2a: 
Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen handelt es sich 
nicht um Urlaubs-/Zusatzurlaubstage. 

§ 3  
Mitarbeiter im Erziehungsdienst 

1Bei Mitarbeitern im Erziehungsdienst werden – soweit gesetzliche 
Regelungen bestehen, zusätzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen 
– im Rahmen der regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen 
Arbeitszeit im Kalenderjahr 30 Stunden für Zwecke der Vorbereitung 
und Qualifizierung verwendet; im Gebiet der Bundesländer Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen und dem ehemaligen Berlin-Ost gilt, dass diese Zeiten zur Vorbe-
reitung und Qualifizierung auch durch gesetzliche Regelungen erfüllt 
sein können.  

2Bei Teilzeitmitarbeitern gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass sich die Stundenzahl nach Satz 1 in dem Umfang, der dem 
Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit 
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zu der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitmitarbeiter 
entspricht, reduziert. 3Im Erziehungsdienst tätig sind insbesondere 
Mitarbeiter als Kinderpfleger bzw. Sozialassistent, Heilerziehungs-
pflegehelfer, Erzieher, Heilerziehungspfleger, im handwerklichen 
Erziehungsdienst, als Leiter oder ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten oder Erziehungsheimen sowie andere Mitarbeiter 
mit erzieherischer Tätigkeit in der Erziehungs- oder Eingliederungs-
hilfe. 

Anmerkung zu Satz 3: 
Soweit Berufsbezeichnungen aufgeführt sind, werden auch Mitarbeiter 
erfasst, die eine entsprechende Tätigkeit ohne staatliche Anerkennung 
oder staatliche Prüfung ausüben.   

§ 4  
SuE-Zulage    

1Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO 
(Entgeltordnung) in einer der Entgeltgruppen S 2 bis S 11a eingrup-
piert sind, erhalten eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 130,00 
Euro. 2Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur 
DVO (Entgeltordnung) in einer der Entgeltgruppen S 11b bis S 12 
sowie S 14 oder S 15 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 6 eingruppiert 
sind, erhalten eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 180,00 Euro. 

§ 5  
Allgemeine Maßgabe zur Anwendbarkeit der DVO 

Soweit in dieser Anlage keine abweichende Regelung vorgesehen ist, 
findet die DVO Anwendung. 

§ 6  
Inkrafttreten 

Die §§ 1, 2, 2a Absatz 1, 2 und § 5 dieser Anlage treten zum 1. Januar 
2022, § 2a Absatz 3 dieser Anlage tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 
§§ 3 und 4 dieser Anlage treten zum 1. Juli 2022 in Kraft.“ 

 

III. Änderungen der Anlage 1 zur DVO, Teil B Abschnitt XXIV 

1. In der Anmerkung Nummer 1 Satz 4 in der Anlage 1 zur DVO, Teil 
B Abschnitt XXIV, wird „und S 11a“ ersetzt durch „, S 11a, S 13, 
S 15, S 16, S 17 und S 18“.  

2. Entgeltgruppe S 4 der Anlage 1 zur DVO, Teil B Abschnitt XXIV, 
wird wie folgt neu gefasst: 
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„1. Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungspflege-
helfer mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die auf-
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre-
chende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen fachlichen Tätig-
keiten. 
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 2 und 3) 

2. Mitarbeiter in der Tätigkeit von Erziehern, Heilerziehungs-
pfleger oder Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung. 
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 3)“    

3. Diese Änderungen zu 1. und 2. treten zum 1. Juli 2022 in Kraft. 

 

IV. Änderungen der DVO 

1. § 3 Absatz 4d wird gestrichen. 

2. In § 39 Absatz 7 wird die Angabe „1. März 2022“ durch die Angabe 
„1. Juli 2022“ ersetzt. 

 

 

Beschluss 8/ 2022 der Regional-KODA Nord-Ost vom 24. November 
2022 

In der Sitzung am 24. November 2022 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-
Ost Folgendes beschlossen: 

I. Änderung der DVO 
 
§ 7 wird um folgenden Absatz ergänzt: 
 
„(10) Dienstvereinbarungen und einzelvertragliche Regelungen über 
Telearbeit, das Arbeiten des Mitarbeiters im häuslichen Büro sowie 
das mobile/dezentrale Arbeiten sind zulässig.“  

II. Inkrafttreten 

Diese Änderung tritt am 1. Dezember 2022 in Kraft. 
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Die vorausgehenden Beschlüsse werden für das Bistum Dresden-Meißen 
hiermit in Kraft gesetzt. 

Dresden, den 14. Februar 2023 

 

gez.+ Heinrich Timmerevers                                                           Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

30. Festsetzung und Genehmigung des Wirtschaftsplans des 
Bistums Dresden-Meißen für das Jahr 2023 

 
1. Vorbemerkung 

Der Wirtschaftsplan wurde nach den Maßgaben des Gesetzes betreffend die 
Grundsätze für die Erstellung des Jahreswirtschaftsplans und des Jahres-
abschlusses des Bistums Dresden-Meißen (WpJaG) erstellt. 

2. Haushalt 

Die Planung des Gesamthaushaltes des Bistums Dresden-Meißen für das 
Jahr 2023 ergibt einen Planfehlbetrag i. H. v. -5.369.705 €. Plan-Erträgen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit i. H. v. 73.962 T€ und einem Plan-
Aufwand aus laufender Verwaltungstätigkeit i. H. v. 80.845 T€ steht ein Plan-
Verwaltungsergebnis i. H. v. -6.883 T€ gegenüber. Nach Plan-Finanzergeb-
nis i. H. v. 1.531 T€ sowie Steuern i. H. v. -18 T€ ergibt sich ein Planfehl-
betrag von 5.369.705 €.  

3. Kirchensteuer 

Über Art und Höhe der Kirchensteuer wurde ein Kirchensteuerbeschluss für 
den sächsischen Teil der Diözese am 17. August 2021 und für den thüringi-
schen Teil der Diözese am 13. September 2021 gefasst. Die Anerkennung 
vom Freistaat Sachsen datiert vom 15. Oktober 2021 und die Anerkennung 
vom Freistaat Thüringen datiert vom 25. November 2021. Diese Beschlüsse 
sind Bestandteil des Wirtschaftsplanes.  

4. Kirchensteuerverteilung 

1. Die Kirchensteuerverteilung an die Pfarreien erfolgt nach der im 
Bistum gültigen Schlüsselzuweisungsordnung (KA 72/2015). 
Nach Kenntnisnahme der Prüfung hat der diözesane Vermö-
gensverwaltungsrat die Weitergeltung der Schlüsselzuweisungs-
ordnung in seiner Sitzung am 15. September 2022 beschlossen. 
Dieser Beschluss wurde am 30. September 2022 durch den 
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Diözesanbischof in Kraft gesetzt. Diese Schlüsselzuweisungs-
ordnung wurde der Wirtschaftsplanung 2023 zugrunde gelegt. 
Danach stellt das Bistum den Pfarreien einen jährlichen Bistums-
zuschuss zur Verfügung. Die im Dekret des Schlüssel-
zuweisungsmodells unter § 4 Abs. 1 geregelten Übergangs-
bestimmungen sind zu beachten.  

2. Der ordentliche Bistumszuschuss wird nach dem Schlüssel-
zuweisungsbetrag Katholiken, dem Schlüsselzuweisungsbetrag 
Territorium und dem Schlüsselzuweisungsbetrag Immobilien (in 
Verbindung mit der Flächenrichtlinie, veröffentlicht im 
KA 69/2015) ermittelt und verteilt.  

3. Neben dem ordentlichen Bistumszuschuss aus dem neuen 
Schlüsselzuweisungsmodell erhalten die Pfarreien seit 1. Januar 
2017 gem. Dekret KA 125/2016 pauschalierte Zuschüsse für 
Wohnungen, die sie den vom Bischof eingesetzten Priestern zur 
Verfügung stellen.  

5. Stellenplan 

1. Der Stellenplan für das Bistum Dresden-Meißen ist Bestandteil 
des Wirtschaftsplanes für das Jahr 2023. 

2. Im Haushaltsjahr 2023 dürfen die Stellen des Bistums den Wert 
von 591 (Vorjahr 600) VZÄ nicht überschreiten. 

3. Der Generalvikar wird ermächtigt, Stellen innerhalb des Stellen-
planes zu verschieben. Dabei ist zu beachten, dass Stellen aus 
der Priesterbesoldung und Gestellungsstellen nicht in Angestell-
tenverhältnisse gewandelt werden dürfen. 

6. Personalwesen 

Die Personalkostenansätze des Wirtschaftsplans dienen der Feststellung 
und Deckung des Finanzbedarfes, der zur Deckung des genehmigten 
Personalaufwands im Wirtschaftsjahr voraussichtlich notwendig sein wird. 

7. Deckungsfähigkeit 

Zur Unterstützung einer flexibleren Haushaltsführung sind innerhalb einer 
Kostenstelle jeweils die Kostenarten in den nachfolgend genannten Positio-
nen in sich gegenseitig deckungsfähig: 

1. Materialaufwand 

2. Sonstige betriebliche Aufwendungen – a) Miet- und Raumkosten 

3. Sonstige betriebliche Aufwendungen – b) Versicherung, 
Beiträge, Abgaben 
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4. Sonstige betriebliche Aufwendungen – c) Restaurierung, 
Reparatur und Instandhaltung 

5. Sonstige betriebliche Aufwendungen – d) Fahrzeugkosten 

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen – e) Werbe- und Bewir-
tungskosten 

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen – f) Reisekosten 

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen – g) Spez. Aufwand / 
Besonderheiten 

8. Bürgschaften / Haftungsübernahme für Dritte 

Die Ausstellung von Bürgschaften im Haushaltsjahr 2023 ist nicht 
geplant. Dieser Haushaltsbeschluss ermächtigt nicht zur Übernahme 
von Bürgschaften namens des Bistums, zur Abgabe von Patronats-
erklärungen oder zu anderen Formen der Haftungsübernahme für 
Dritte. 

9. Verpflichtungsermächtigung für den Abriss und Neubau des 
Propst-Beier-Hauses 

1. Vorhaben 

Der Abriss und Neubau des Propst-Beier Hauses in der Schwe-
riner Straße wurde in der Sitzung des DVVR am 23. April 2021 
beschlossen. Der Bischof hat diesen Beschluss in Kraft gesetzt. 
Mit Beschluss vom 10. Dezember 2021 hat der DVVR die Bau-
kostenänderungen angenommen. 

Die Verwaltung des Bistums Dresden-Meißen wird ermächtigt 
insgesamt Baukosten i. H. v. 47.951.709 € zu verausgaben. 
Demgegenüber werden Erträge aus Fördermitteln i. H. v. 
2,7 Mio. € erwartet.  

Die Baukosten werden in der Bauphase von 2020 bis 2025 unter 
der Kostenstelle 462008 auf dem Sachkonto 72000 als Anlagen 
im Bau geplant und gebucht.  

2. Auswirkung auf das Vermögen des Bistums  

Durch die Realisierung des Projekts wird das Eigenkapital des 
Bistums nicht vermindert. In der Bauphase handelt es sich um 
einen Aktivtausch. Liquides Vermögen wird auf der Vermögens-
verwendungsseite der Bilanz gegen Anlagevermögen in der 
Position Anlagen im Bau getauscht. Nach Fertigstellung, 
Abnahme und mit beginnender Abnutzung des Gebäudes wird 
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dieses Anlagevermögen in gleichmäßigen Jahresscheiben abge-
schrieben. Ebenso werden Mieteinnahmen vereinnahmt. Eine 
Beurteilung der Auswirkungen auf das Vermögen des Bistums 
ergibt sich dann aus dem Gesamtzusammenhang der Ertrags-
lage (GuV).  

3. Auswirkung auf die Liquidität des Bistums 

Nach derzeitigen Planungsstand sind für 2020: 1.274.985,81 € 
(Baunebenkosten für die Bauplanung), 2021: 1.462.376,80 €, für 
2022: 3.106.052,31 €, für 2023: 19.658.323,02 €, für 2024: 
20.089.597,61 € und für 2025: -422.715,01 € an Liquiditätsflüs-
sen vorgesehen. Diese nicht ergebniswirksamen Mittelflüsse im 
Rahmen der Baumaßnahme haben unmittelbare Auswirkungen 
auf die Liquiditätslage der Körperschaft Bistum Dresden-Meißen. 
Nach derzeitiger Planung soll die gesamte Liquidität aus Eigen-
mitteln und nicht durch Fremdkapitalaufnahme finanziert werden. 
Diese Liquidität ist aktuell im Bistum in vollem Umfang vorhanden 
und in den Folgejahren durch ein Liquiditätsmanagement sicher-
zustellen. 

4. Auswirkungen auf die Ergebnissituation des Bistums (GuV) 

Auch wenn wie unter b) aufgeführt eine Abschreibung des 
Gebäudes nach Abnahme des Baus zu einer jährlichen 
Belastung des Haushaltes i. H. v. ca. 903 T€ führt, wird die 
Gesamtbelastung der Gewinn- und Verlustrechnung durch die 
Baumaßnahme deutlich geringer sein. Durch verschiedene Maß-
nahmen zur Kosteneinsparung für z. B. gegenwärtig noch ange-
mieteten Büroräume und zusätzlich durch Ertragsgenerierung 
z. B. durch Mieteinnahmen wird die Gesamtbelastung prognos-
tisch ca. 165 T€ betragen.  

5. Maßnahme zur Einhaltung des Gesamtbudgets 

Aufgrund der aktuell hochvolatilen Preisentwicklungen für Bau-
material wird die Verwaltung weiterhin ermächtigt, zur Einhaltung 
des Gesamtbudgets die einzelnen unter c) aufgeführten Jahres-
budgets schon im Vorjahr oder erst im nachfolgenden Jahr für 
die Umsetzung der Baumaßnahme zu verwenden. 

Nach Verabschiedung durch den Vermögensverwaltungsrat des Bistums 
Dresden-Meißen in seiner Sitzung vom 9. Dezember 2022 setze ich den 
Beschluss zum Haushaltsplan 2023 in Kraft. 
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Dresden, den 15. Januar 2023 

 
gez. + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

31. Profanierung 
 
Mit Dekret vom 3. Februar 2023 hat Bischof Heinrich Timmerevers die Fili-
alkirche St. Martin in Waldenburg in der Pfarrei Heilige Familie in Zwickau 
profaniert. 
 
 

32. Unabhängige Beratungsstelle für Verdachtsfälle sexuellen 
Missbrauchs 

 
Für das Bistum Dresden-Meißen ist die unabhängige, nicht in katholischer 
Trägerschaft stehende Anlaufstelle gemäß Nr. 4 der „Ordnung für den 
Umgang mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebe-
dürftiger Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im kirchli-
chen Dienst“ (KA 2/2020) die Fachberatung „Kind im Zentrum (KiZ)“, 
Maxstraße 3 a, 13347 Berlin, Tel.: 030 2828077, E-Mail: kiz@ejf.de. 

 

33. Information und Anmeldung zur Ölweihmesse und zum 
Dies sacerdotalis am 3. April 2023 

 
Die Missa chrismatis wird am Montag, 3. April 2023 um 10.00 Uhr in der 
Kathedrale gefeiert. 

Ab 8.45 Uhr besteht die Gelegenheit zum Empfang des Bußsakramentes in 
der Kathedrale bzw. zu einem Imbiss im Haus der Kathedrale. Die Mitbrüder, 
die konzelebrieren möchten, werden gebeten, zur Eucharistiefeier Albe und 
weiße Stola mitzubringen und vorn auf der rechten Seite im Hauptschiff der 
Kathedrale Platz zu nehmen. Alle anderen Mitbrüder werden daran erinnert, 
in Chorkleidung mitzufeiern. 

Gleich im Anschluss wird Bischof Tomáš Holub, Pilsen, im Haus der Kathe-
drale den geistlichen Vortrag halten. 

Danach können die Heiligen Öle für die Dekanate in Empfang genommen 
werden. Die Dekane bzw. deren Stellvertreter werden gebeten, in der übli-
chen Weise die gereinigten Ölgefäße für ihr Dekanat mitzubringen und vor 
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Beginn des Gottesdienstes in der Sakristei der Kathedrale abzugeben. An 
einzelne Gemeinden können die Heiligen Öle an diesem Tag nicht ausgeteilt 
werden. 

Der Priestertag endet mit dem Mittagessen. 

Die Anmeldungen werden erbeten bis spätestens zum 10. März 2023 über 
eveeno: 

https://eveeno.com/Missa_chrismatis_Dies_2023 
 
 

34. Ausbildung für den Beruf der Religionslehrerin bzw. des 
Religionslehrers 

 
Im Oktober 2023 besteht die Möglichkeit, eine Ausbildung zum Beruf des 
Religionslehrers bzw. der Religionslehrerin zu beginnen. Frauen und 
Männer, die bereit sind, als Lehrer/innen zu arbeiten und im Fach Katholi-
sche Religion einen Dienst an der religiösen Bildung junger Menschen in der 
Schule zu leisten, können sich durch ein Lehramtsstudium mit dem Fach 
Katholische Religion, das je nach Schulart 4 bis 5 Jahre dauert, dafür quali-
fizieren. Nach dem Studium erfolgt die schulpraktische Ausbildung, das 
sogenannte Referendariat, im Umfang von 1,5 Jahren. 

Geeignete Kandidat/innen zeichnen sich durch Interesse am christlichen 
Glauben, durch aktive Teilnahme am Leben der Kirche und die Entwicklung 
eines persönlichen Glaubens aus, den sie im Beruf dann auch bezeugen 
(vgl. Die deutschen Bischöfe, Kirchliche Anforderungen an die Religions-
lehrerbildung, Nr. 93, S. 46-48).  

Sie haben das Abitur bestanden, sind physisch und psychisch belastbar, 
teamfähig, kommunikativ, flexibel und arbeiten gern mit jungen Menschen? 
Dann bewerben Sie sich für ein Lehramtsstudium mit dem Fach Katholische 
Religion (und einem weiteren Fach / mehreren weiteren Fächern) für die 
Grundschule, für die Oberschule, für das Gymnasium oder für Berufsbil-
dende Schulen, das mit dem ersten Staatsexamen abschließt.  

Anschließend erfolgt das Referendariat, das mit dem zweiten Staatsexamen 
abschließt. 

Für alle, die mit einem Lehramtsstudium starten möchten, gilt folgende 
Bewerbungsfrist: 

1. Juni bis 15. Juli 2023 

für das Wintersemester 2023, das im Oktober anfängt. 
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Die Bewerbung für ein Studium an der TU Dresden erfolgt über folgende 
Website: 

https://tud.de/bewerbung 

Bewerber/innen für einen Lehramtsstudiengang an Oberschulen oder Gym-
nasien oder Berufsbildenden Schulen wählen neben dem Fach Kath. Reli-
gion ein weiteres Lehramtsfach.  

Wenn das gewählte weitere Lehramtsfach zulassungsbeschränkt ist (bzw. 
einen NC hat), ist es sinnvoll, sich für mehrere Fachkombinationen zu 
bewerben. Jede Bewerbung an der TU Dresden für eine neue Fächer-
kombination muss von dem/der Bewerber/in separat im Online-Portal einge-
geben werden. 

Bei Interesse am Studiengang Lehramt Grundschule erfolgt die Bewerbung 
für das Fach Kath. Religion und für Grundschuldidaktik (d.h. Didaktik für 
Deutsch, Mathe und Sachkunde). 

Interessierte am Beruf des Religionslehrers/der Religionslehrerin erhalten 
Informationen bei: 

Bischöfliches Ordinariat 
Hauptabteilung Schulen und Hochschulen  
Regina Nothelle 
Diözesandirektorin für Religionspädagogik 
Käthe-Kollwitz-Ufer 84 
01309 Dresden 
Tel.: 0351 31563-715 
E-Mail: Regina.Nothelle@bddmei.de 

Institut für Katholische Theologie 
TU Dresden 
Prof. Dr. Monika Scheidler 
Studienfachberaterin 
Weberplatz 5 
01062 Dresden 
E-Mail: Monika.Scheidler@tu-dresden.de 
 
 

35. Personalia 
 
B l e y , Sabine, GRf 
Mit Wirkung zum 31. Januar 2023 als Gemeindereferentin in der Pfarrei 
Hl. Teresia Benedicta vom Kreuz – Edith Stein in Limbach-Oberfrohna 
entpflichtet und aus dem Dienst im Bistum Dresden-Meißen ausgeschieden. 



108 
 
 

  

C l a u s e n , Ulrich 
Mit Wirkung zum 1. Januar 2023 zum Umweltbeauftragten des Bistums 
Dresden-Meißen bis zum 31. Dezember 2024 ernannt. 
 
F r a n k , Dr. Daniel, DZ  
Mit Wirkung zum 2. Februar 2023 vom Amt als Vorsitzender des Diözesan-
Caritasrates und der damit einhergehenden Mitgliedschaft im Diözesan-
Caritasrat des Bistums Dresden-Meißen entpflichtet. 

G ü n t h e r , Jadwiga, GRf 
Mit Wirkung zum 1. Januar 2023 zur Seelsorgerin für Menschen mit Behin-
derungen im Bistum Dresden-Meißen ernannt, unter Beibehaltung ihrer 
Aufgaben in der Pfarrei Selige Märtyrer vom Münchner Platz in Dresden. 

K l o s e , Stefan, DZ 
Mit Wirkung zum 1. Januar 2023 von den Aufgaben als Krankenhausseel-
sorger und Seelsorger an Menschen mit körperlicher und geistiger Behinde-
rung entpflichtet. 

L ö w e , Stephan, Pf 
Mit Wirkung vom 23. Januar 2023 zum Dekan des Dekanates Meißen 
ernannt. 

S c h ü f f n y , Friederike 
Mit Wirkung zum 1. Januar 2023 als Seelsorgerin in der Justizvollzugsanstalt 
Zeithain beauftragt. Der Dienstsitz ist die JVA Zeithain. 

 

 

 

gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 
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36. Hirtenwort von Bischof Timmerevers zur Österlichen Buß-
zeit  

 
Liebe Schwestern und Brüder, 

am Aschermittwoch wurde uns das Aschekreuz aufgelegt mit den Worten: 
„Kehr um und glaub an das Evangelium.“ Ich frage mich, was kann Umkehr 
in unserer jetzigen Situation bedeuten. 

Wir stehen inmitten einer Welt, die sich seit einem Jahr mittelbar oder 
unmittelbar im Krieg befindet. Wir sehen, wie sich eine Spirale der Gewalt 
immer weiterdreht: der unrechtmäßige Überfall Russlands; das Recht der 
Ukraine, sich zu verteidigen; die Unterstützung mit immer neuen Waffen 
durch die westliche Welt. Diese Dynamik ist ein Dilemma, denn wir dürfen 
nicht vergessen: jede Waffe tötet.  

Wir spüren, dass der Krieg auch uns betrifft: ob Sorge um Flüchtende, um 
wenig geheizte Wohn- und Arbeitsräume, gestiegene Preise oder 
Medikamentenknappheit.  

Neben allen Fragen ist es bewegend, wie viel Gutes durch Ihre vielfältige 
Unterstützung möglich wird. Ich lade Sie ein, weiter pragmatisch zu helfen 
und für den Frieden zu beten, für einen beherzten ersten Schritt zur Versöh-
nung. Das Evangelium mahnt uns auch im Heute: „Selig, die Frieden stiften.“ 
(Mt 5,9) 

Was sehe ich bei einem Blick in die Kirche? Missbrauch beschäftigt uns wei-
terhin. Betroffene melden sich und erwarten einen adäquaten Umgang mit 
dem Geschehenen. Vor wenigen Wochen haben wir von Verdachts-
momenten des sexuellen Missbrauchs durch einen unserer Priester erfah-
ren. Mit dem betroffenen Jugendlichen stehe ich persönlich im Kontakt. Den 
Vorschriften entsprechend haben wir den Vorfall der Staatsanwaltschaft 
angezeigt und auch kirchenrechtlich alle Maßnahmen ergriffen, um hier Klar-
heit zu schaffen. Den Untersuchungen möchte ich nicht mit einer Vorverur-
teilung vorgreifen, wenngleich ich tief erschüttert bin. All das zeigt, dass wir 
in unseren Anstrengungen um Prävention, Intervention und Aufarbeitung 
nicht nachlassen dürfen.  

Schaue ich auf die Dekanatsveranstaltungen im vergangenen Jahr und die 
ersten Visitationen in den Pfarreien, nehme ich zunächst ein großes Enga-
gement, aber auch Resignation angesichts der großen Veränderungen 
wahr. Ich merke, dass mit den neugegründeten Pfarreien die vertretbare 
Größe der Fläche an vielen Stellen mindestens erreicht ist. Gleichzeitig wird 
das Bistum nicht mehr alle Planstellen mit einem Priester oder einer 
Gemeindereferentin besetzen können, einfach, weil es nicht mehr pastorale 
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Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gibt. Ehrenamtliche tragen mit hohem Ein-
satz zu einem Glaubens- und Gemeindeleben vor Ort bei, ob Hausmeister-
dienst, in den Räten oder bei der Leitung der Wort-Gottes-Feier. Ich spüre 
deutlich: Wir müssen neu über das Thema Ehrenamt nachdenken. 

In diesen Tagen bin ich in dem kleinen Büchlein „Demokratie braucht Reli-
gion“ einem Gedanken des Soziologen Hartmut Rosa begegnet, der uns 
vielleicht eine Möglichkeit zur Umkehr weist.  

1. Wir müssen aufhören 

In vielen – vielleicht auch den gerade eingangs benannten – Kontexten ist 
die Steigerungsdynamik von immer mehr und immer schneller ein Teil des 
Problems. Hartmut Rosa analysiert Symptome unseres Alltags. Er schreibt: 
„Ich bin immerzu im Aggressionsmodus, denn ich muss das noch abar-
beiten, ich muss jenes kaufen, ich will dies haben, ich will das erfahren, und 
so weiter. Und die Frage ist, geht’s auch anders?“1 Was heißt das für uns 
und unser Bistum? 

Angesichts der beschriebenen Situation werden uns weder ein Schönreden 
noch Durchhalteparolen noch Traumschlösser weiterhelfen. Nüchternheit 
und Aufmerksamkeit sind hier gefragt, damit wir die Situation annehmen. 

In den Jahren der Neugründung unserer Pfarreien habe ich den Satz ge-
prägt: „So viel wie möglich vor Ort und so viel wie nötig und möglich gemein-
sam.“ Ich bin nach wie vor davon überzeugt, dass Kirche vor Ort gelebt 
werden muss. Damit das möglich bleibt, muss man aber auch konstruktiv, 
strategisch und mutig nach dem gemeinsam Möglichen suchen. Es wird 
nicht mehr gehen, dasselbe pastorale Programm mit weniger Ressourcen 
einfach überall weiter zu fahren. 

Auch die ersten Resultate des Strategieprozesses werden uns in den kom-
menden Monaten zugemutet werden. Der für einzelne Wirkungsbereiche zu 
setzende Rahmen wird nach Ostern weiter unsere Kreativität fordern, wie 
wir mit wesentlich knapperen finanziellen Ressourcen Schwerpunkte setzen 
können. Das wird nur gelingen, wenn wir mit einigem aufhören. 

Liebgewonnenes und Vertrautes, mit dem wir in der Kirche groß geworden 
sind, ziehen zu lassen, fällt nicht leicht. Aber die Wirklichkeit auszublenden, 
wäre ebenso lieblos und keine Option. Hoffnung gibt mir die Zusage Jesu, 
die ebenso für eine Kirche im Wandel gilt: „Ich bin mit euch alle Tage bis 
zum Ende der Welt.“ (Mt 28,20) Wir können die Zeit nicht zurückdrehen. 

                                      

 

1 Hartmut Rosa, Demokratie braucht Religion, München 2022, 57 
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Weder Traditionalismus, der einen einzelnen Moment aus der Geschichte 
Gottes mit uns Menschen absolut setzt, noch Nostalgie, die Vergangenes 
verklärt, werden uns helfen. Wir brauchen Tradition, die den Glauben in der 
jeweiligen Zeit verlebendigt. Es gilt, die Zeichen der Zeit zu erkennen, ohne 
sich gedankenlos dem Faktischen zu unterwerfen. Dabei sollten wir uns 
nicht abarbeiten an Machtansprüchen, Deutungshoheiten oder Privilegien, 
sondern ganz auf die Macht unseres Gottes vertrauen.  

2. Hören wir auf… 

Das Wort „Aufhören“ heißt nicht nur beenden, es ist auch ein „Hören auf…“  
Was passiert beim Hören? Im Idealfall ziehen Worte nicht einfach vorbei, 
sondern es gibt eine Resonanz auf das Gehörte. Hartmut Rosa beschreibt 
diese Erfahrung so: „Da, wo Resonanz zustande kommt, wo ich wirklich auf-
höre und mich mit dem, was mich erreicht, verbinde, verwandle ich mich, 
komme ich in eine andere Stimmung und auf anderen Gedanken. Ich fange 
an, die Welt anders zu sehen oder anders zu denken.“2   

Dieses Prinzip liegt auch der Synodalität zugrunde. Es geht primär um ein 
Hören aufeinander und ein Hören auf Gott, dessen Resonanz uns gegen-
seitig verändert. Damit wächst eine synodale Kirche. 

Papst Franziskus macht uns Mut zur Synodalität, wenn er sagt: „Auf diesem 
Weg müssen wir weitergehen. Die Welt, in der wir leben und die in all ihrer 
Widersprüchlichkeit zu lieben und ihr zu dienen wir berufen sind, verlangt 
von der Kirche eine Steigerung ihres Zusammenwirkens in allen Bereichen 
ihrer Sendung. Genau dieser Weg der Synodalität ist das, was Gott sich von 
der Kirche des dritten Jahrtausends erwartet. 

Was der Herr von uns verlangt, ist in gewisser Weise schon im Wort 
„Synode“ enthalten. Gemeinsam voranzugehen – Laien, Hirten und der 
Bischof von Rom –, ist ein Konzept, das sich leicht in Worte fassen lässt, 
aber nicht so leicht umzusetzen ist.“  

Und Papst Franziskus fährt fort: 

„Eine synodale Kirche ist eine Kirche des Zuhörens, in dem Bewusstsein, 
dass das Zuhören ‚mehr ist als Hören‘. Es ist ein wechselseitiges Anhören, 
bei dem jeder etwas zu lernen hat: das gläubige Volk, das Bischofs-
kollegium, der Bischof von Rom – jeder im Hinhören auf die Anderen und 

                                      

 

2 Hartmut Rosa, Demokratie braucht Religion, München 2022, 62. 
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alle im Hinhören auf den Heiligen Geist, den »Geist der Wahrheit« (Joh 
14,17), um zu erkennen, was er den Kirchen sagt (vgl. Offb 2,7).“3  

Wir brauchen die verschiedenartige Gemeinschaft der Glaubenden, die im 
Hören Selbstbezogenheit überwindet und das Wirken von Gottes Geist in 
den Herzen spürbar werden lässt. Kurz: Resonanzraum für Gott und die Mit-
menschen. So sind wir dienende Kirche füreinander und für die Welt. 

Liebe Schwestern und Brüder, drei Fragen möchte ich Ihnen mit auf den 
Weg des Aufhörens geben: 

1. Womit möchte ich in diesen Wochen der österlichen Bußzeit 
aufhören?  

2. Wem in meinem Lebensumfeld möchte ich in besonderer Weise 
meine Aufmerksamkeit durch ehrliches und zugewandtes 
Zuhören schenken? 

3. Wie kann mein und unser Hören auf Gott neu und vertieft 
werden? 

Nehmen Sie diese Fragen als Impuls für sich persönlich, zum Austausch in 
Ihrer Familie oder für die Gruppen und Gremien. Für das Aufhören und für 
Neubeginne in dieser österlichen Bußzeit erbitte ich Ihnen den Segen des 
dreifaltigen Gottes, des + Vaters, des + Sohnes und des + Heiligen Geistes. 

 

Dresden, am 24. Februar 2023 

 

Ihr 

Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
  

                                      

 

3 Papst Franziskus, Ansprache zur 50-Jahr-Feier der Einrichtung der Bischofssynode, Samstag, 

17. Oktober 2015. 
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37. Aufruf der deutschen Bischöfe zur Pfingstaktion von 
Renovabis 2023 

 
Liebe Schwestern und Brüder, 

Arbeitskräfte aus dem Ausland sind für Deutschland enorm wichtig. Ohne 
sie würden große Teile der Wirtschaft und unseres täglichen Lebens nicht 
funktionieren. Sehr viele der bei uns tätigen Migrantinnen und Migranten 
kommen aus Mittel- und Osteuropa. 

Deshalb nimmt die diesjährige Pfingstaktion des Osteuropa-Hilfswerks 
Renovabis das Thema „Arbeitsmigration aus Osteuropa“ in den Blick. Das 
Leitwort lautet: „Sie fehlen. Immer. Irgendwo.“ Es geht um Menschen, die 
ihre Heimat verlassen, um ihren Lebensunterhalt in der Fremde zu verdie-
nen. Die Entscheidung zur Migration erfolgt selten leichtfertig, meist beruht 
sie auf Not. Die Folgen sind gravierend; denn in ihren Herkunftsländern 
hinterlassen die Frauen und Männer eine große Lücke: Sie fehlen in ihren 
Familien und in ihren Gemeinden, sie fehlen als Arbeitskräfte und Bürger. 
Hier in Deutschland erfahren die Migrantinnen und Migranten oft wenig Wert-
schätzung. Viele leiden unter prekären Beschäftigungsverhältnissen, 
manche sogar unter kriminellen Machenschaften bis hin zum Menschen-
handel. 

Zusammen mit der Kirche in Osteuropa hilft Renovabis, diesen Menschen in 
ihrer Heimat Perspektiven zu eröffnen – durch Bildung und bessere Arbeits-
möglichkeiten. So unterstützt das Hilfswerk zum Beispiel einen häuslichen 
Pflegedienst in Belarus, Job-Trainings für jugendliche Häftlinge in der Re-
publik Moldau oder Projekte zur regionalen Entwicklung im Kosovo. 

Wir bitten Sie herzlich: Unterstützen Sie die Anliegen von Renovabis durch 
Ihr Gebet und Ihre großzügige Spende bei der Kollekte am Pfingstsonntag. 

Dresden, den 2. März 2023  

   

Für das Bistum Dresden-Meißen 

Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
Dieser Aufruf soll am Sonntag, dem 21. Mai 2023, in allen Gottesdiensten 
(auch am Vorabend) verlesen und den Gemeinden darüber hinaus auch auf 
anderen geeigneten Wegen bekannt gemacht werden. Die Kollekte am 
Pfingstsonntag, dem 28. Mai 2023, ist ausschließlich für die Solidaritäts-
aktion Renovabis bestimmt und ohne Abzüge weiterzuleiten. 
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38. Hinweise zu Thema und Durchführung der 31. Renovabis-
Pfingstaktion 2023 

 
Das Leitwort der diesjährigen Pfingstaktion lautet „Sie fehlen. Immer. Irgend-
wo. Arbeitsmigration aus Osteuropa“. Auch in diesem Jahr werden Gäste 
aus Mittel-, Ost- und Südosteuropa nach Deutschland kommen und lebendig 
aus ihren Ländern berichten. Es haben Projektpartner aus Albanien, dem 
Kosovo, Rumänien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Rumänien 
zugesagt. Es bieten sich die beiden Aktionswochen in der zweiten Maihälfte 
an, um die Anliegen von Renovabis zugunsten der Menschen im Osten 
Europas in Pfarrgemeinden, Schulen und bei katholischen Verbänden 
aufzugreifen und in den Fokus zu rücken. Eine besondere Zielgruppe sind 
junge Menschen in der Firmvorbereitung. Sie stehen vor ihren ersten Erfah-
rungen mit dem Berufsleben und kommen auch mit der Thematik „Arbeits-
migration“ in Kontakt. Das facettenreiche Thema bietet viele Anknüpfungs-
punkte. 

Das weltkirchliche Hilfswerk Renovabis besteht in diesem Jahr seit 30 
Jahren. In diesen drei Jahrzehnten konnte es in 29 Ländern im Osten Euro-
pas viele Projekte fördern – vor allem durch die Erlöse der Pfingstkollekte 
und durch Spenden. Nach der inzwischen abklingenden Covid-Pandemie 
belastet jetzt der Krieg gegen die Ukraine die Menschen und Projektpartner 
überall in Mittel-, Ost- und Südosteuropa. Neben der Nothilfe im Krieg fördert 
Renovabis dort weiter soziale, pastorale und Bildungs-Projekte. Christinnen 
und Christen bleiben der Hoffnung auf Frieden verpflichtet. Das Gebet um 
Frieden verbindet Menschen in Ost und West, in der Ukraine und in Deutsch-
land.  

Mit der bundesweiten Eröffnung der 31. Pfingstaktion-Aktion ist Renovabis 
in diesem Jahr im Bistum Hildesheim zu Gast. Der Eröffnungsgottesdienst 
findet am Sonntag, dem 14. Mai 2023, mit Bischof Dr. Heiner Wilmer SCJ 
um 10 Uhr am Liegeplatz des Arbeitsdampfschiffs „Eisbrecher Wal“ im Hafen 
von Bremerhaven, bei schlechtem Wetter in der Pfarrkirche Hl. Herz Jesu in 
Bremerhaven statt. Er wird über domradio.de live im Web-TV und bei k-tv-
Katholisches Fernsehen übertragen. Über alle Veranstaltungstermine infor-
miert die Webseite: www.renovabis.de/pfingstaktion.  

Ab Montag, dem 8. Mai 2023, sollen die Renovabis-Plakate in der Gemeinde 
ausgehängt werden und die kombinierten Spendentüten/Infoblätter an 
Gottesdienstbesucher oder über den Pfarrbrief verteilt werden. 

Die Pfingstnovene 2023 mit dem Titel „… das habt ihr mir getan“ wurde ver-
fasst von Bischof Dodё Gjergji, Bischof von Prizren-Pristina, Kosovo. Das 
Neun-Tage-Gebet von Renovabis ist als Begleiter für die Tage auf das 
Pfingstfest zu gedacht; in diesem Jahr greift der Autor außerdem mit Texten 
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über „Arbeitsmigration aus Osteuropa“ die Thematik der Pfingstaktion auf. 
Die 28. Renovabis-Pfingstnovene bietet elf Textimpulse für Novenen- 
Andachten in der Gemeinschaft oder zum persönlichen Gebet. „Christi 
Himmelfahrt“ als Einstimmung und Pfingsten als Fest der Herabkunft des 
Heiligen Geistes zum Abschuss ergänzen die klassischen neun 
Novenentage. Die Pfingstnovene 2023 wird von Renovabis-Erzbischof Dr. 
Heiner Koch erneut für das Gebet in den Pfarreien, in Familienkreisen, 
Gruppen und Verbänden und als Gebetsbrücke in den Osten Europas 
empfohlen. Ein Gebetsheft „Öffne mein Herz“ mit Gebeten zum Heiligen 
Geist soll darüber hinaus ein Wegbegleiter für die persönliche Begegnung 
der Gläubigen mit Gottes Geist sein. Das Heft ist online in Deutsch, Englisch, 
Albanisch, Kroatisch und Ukrainisch verfügbar. Ein Aktions-Themenheft 
vermittelt Reportage-Impulse und hält Gottesdienstbausteine und 
Predigtskizzen bereit. 

Am Wochenende vor Pfingsten (20./21. Mai 2023) soll in den Gemeinden 
der Aufruf der deutschen Bischöfe in allen Gottesdiensten, auch in den 
Vorabendmessen, verlesen werden. Auch in der Predigt ist ein Hinweis auf 
die Pfingstkollekte von Renovabis erbeten und hilfreich. Bitte verteilen Sie 
die Spendentüten und Infoblätter mit dem Hinweis, dass die Spende für die 
Menschen in Osteuropa am Pfingstsonntag gesammelt wird und dass die 
Spende auch zum Pfarramt gebracht oder auf ein Renovabis-Spendenkonto 
überwiesen werden kann. 

Am Pfingstsonntag, dem 28. Mai 2023, sowie in den Vorabendmessen am 
27. Mai 2023, wird in allen katholischen Kirchen die Renovabis-Kollekte für 
Osteuropa gehalten. Auf Wunsch der deutschen Bischöfe wird die Reno-
vabis-Kollekte für die Aufgaben der Solidaritätsaktion Renovabis ohne jeden 
Abzug an die Bistumskasse weitergegeben. Diese Überweisung soll inner-
halb eines Monats mit dem Vermerk „Renovabis 2023“ erfolgen. Die 
Bistumskasse leitet die Beträge unverzüglich an Renovabis weiter. 

Weitere Informationen: 

Die Gemeinden erhalten im April einen Materialbrief mit Informationen, 
Plakaten und Textvorschlägen zur Renovabis-Aktion. Eine Übersicht über 
alle Materialien gibt die Webseite www.renovabis.de/material. Alle Aktions-
materialien liegen auch dort online zum Herunterladen bereit. Über alle 
Veranstaltungstermine, auch zu besonderen Terminen im Bistum Hildes-
heim, informiert auch die Webseite: www.renovabis.de/pfingstaktion. 

Individuelle Kollekten oder Spenden von Gruppen können auch direkt an 
Renovabis überwiesen werden: www.renovabis.de/pfingstspende oder: 
Renovabis e.V., Bank für Kirche und Caritas eG, DE94 4726 0307 0000 0094 
00, GENODEM1BKC. 
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39. D E K R E T  – zum Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes 

 
Die Bundeskommission beschließt: 

 
A. 

Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst Teil 2 

I. § 2a der Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt geändert: 

In § 2a Satz 1 wird jeweils die Angabe „19,5 Stunden“ durch die 
Angabe „30 Stunden“ ersetzt. 

II. Die Anmerkung zu § 11 Absatz 2 Satz 3 Anlage 33 zu den AVR wird 
wie folgt geändert: 

„1Ein Berufspraktikum nach abgelegtem Examen oder eine praktische 
Ausbildung nach abgelegter theoretischer schulischer Teilprüfung gilt 
grundsätzlich als Erwerb einschlägiger Berufserfahrung. 2Als Erwerb 
einer einjährigen einschlägigen Berufserfahrung gilt entsprechend 
auch die fachpraktische Ausbildung im Rahmen einer ab-geschlos-
senen praxisintegrierten Ausbildung zum Erzieher nach landes-
gesetzlichen Regelungen und im Rahmen einer abgeschlossenen 
praxisintegrierten Ausbildung zum Heilerziehungspfleger nach landes-
gesetzlichen Regelungen.“ 

III. Der Anhang B der Anlage 33 zu den AVR erhält folgende Änderungen: 

1. Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 2 wird wie folgt 
gefasst: 

„S 2 
Mitarbeiter in der Tätigkeit von Kinderpflegern, Sozialassistenten 
und Heilerziehungs(pflege)helfern mit staatlicher Anerkennung 
oder mit staatlicher Prüfung.“ 

2. Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 3 wird wie folgt 
gefasst: 

„S 3 
Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungs(pflege)-
helfer mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung 
und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben.“ 
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3. Die Ziffer 1 des Tätigkeitsmerkmals der Entgeltgruppe S 4 wird 
wie folgt gefasst: 

„1. Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungs-
(pflege)helfer mit staatlicher Anerkennung oder mit 
staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähig-
keiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten.2“ 

4. Die Entgeltgruppe S 8a wird wie folgt geändert: 

a. Der bisherige Text der Entgeltgruppe S 8a wird zur Ziffer 1 
und erhält den Zähler „1.“. 

b. Die Hochziffer „1,“ wird vor der Hochziffer „3“ eingefügt. 

c. Folgende neue Ziffer 2 wird angefügt: 

„2. Mitarbeiter mit abgeschlossener Berufsausbildung und 
einer abgeschlossenen Weiterbildung als geprüfte Fach-
kraft für Arbeits- und Berufsförderung als Gruppen-
leiterin/Gruppenleiter in Ausbildungs- oder Berufs-
förderungswerkstätten oder in Werkstätten für behinderte 
Menschen.1“ 

d. Folgende neue Ziffer 3 wird angefügt:  

„3. Arbeitserzieher mit staatlicher Anerkennung und ent-
sprechender Tätigkeit.1“  

e. Folgende neue Ziffer 4 wird angefügt: 

„4. Mitarbeiter mit Meisterprüfung in der beruflichen Aus-
bildung/Anleitung in Einrichtungen der Erziehungs-, Behin-
derten-, Suchtkranken-, Wohnungslosen- oder Straf-
fälligenhilfe 21, 22“     

f. Folgende neue Ziffer 5 wird angefügt: 

„5. Mitarbeiter mit Meisterprüfung/Techniker als Gruppenleiter 
in einer Werkstatt für behinderte Menschen 20“ 

g. In Entgeltgruppe S 7 entfallen die Tätigkeitsmerkmale der Zif-
fern 5 bis 7 und werden als „(weggefallen)“ gekennzeichnet. 
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5. Das Tätigkeitsmerkmal der Entgeltgruppe S 14 wird wie folgt 
gefasst: 

„S 14 
Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Aner-
kennung sowie Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschul-
bildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorge-
sehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, die Entscheidungen zur Vermeidung der Gefährdung 
des Kindeswohls treffen und in Zusammenarbeit mit dem 
Familiengericht bzw. Betreuungsgericht Maßnahmen einleiten, 
welche zur Gefahrenabwehr erforderlich sind, oder mit gleich-
wertigen Tätigkeiten, die für die Entscheidung zur zwangsweisen 
Unterbringung von Menschen mit psychischen Krankheiten 
erforderlich sind (z. B. Sozialpsychiatrischer Dienst der örtlichen 
Stellen der Städte, Gemeinden und Landkreise).12, 13“ 

IV. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR erhalten die Anmerkungen zu 
den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis S 18 folgende 
Änderungen: 

1.  In der Anmerkung Nummer 3 wird das Wort „Erziehern,“ durch 
die Wörter „Erziehern oder Kinderpflegern“ ersetzt sowie hinter 
dem Wort „Schulkindergärten,“ die Wörter „Ganztagsangeboten 
für Schulkinder,“ eingefügt. 

2. Die Anmerkung Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

a. Buchstabe f wie folgt gefasst: 

„f) Tätigkeiten einer Facherzieherin/eines Facherziehers mit 
entsprechender abgeschlossener Fort- bzw. Weiter-
bildung im Umfang von mindestens 160 Stunden,“ 

b. Nach Buchstabe f werden folgende neue Buchstaben g und 
h angefügt: 

„g) Tätigkeiten in Gruppen mit einem Anteil von mindestens 
15 Prozent von Kindern und Jugendlichen mit einem 
erhöhten Förderbedarf,  

h) Tätigkeiten von Mitarbeitern, die vom Dienstgeber zur in-
soweit erfahrenen Fachkraft nach § 8a SGB VIII 
(Kinderschutzfachkraft) bestellt worden sind.“ 

c. Der bisherige Buchstabe g wird zum Buchstaben i. 
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3. Die Anmerkung Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

„1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige 
Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl der vom 1. Januar bis 31. 
Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres vergebenen, 
je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde zu legen. 2Eine 
Unterschreitung der maßgeblichen je Tag gleichzeitig beleg-
baren Plätze von nicht mehr als 7,5 v. H. führt nicht zur Herab-
gruppierung. 3Eine Unterschreitung um mehr als 7,5 v. H. führt 
erst dann zur Herabgruppierung, wenn die maßgebliche Platz-
zahl drei Jahre hintereinander unterschritten wird. 4Die Unter-
schreitung der maßgeblich je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze 
führt auch dann nicht zu einer Herabgruppierung, wenn aufgrund 
von zu betreuenden Kindern mit erhöhtem oder wesentlich er-
höhtem Förderungsbedarf entsprechende Betreuungs-
anforderungen festgestellt werden. 5Eine Unterschreitung auf 
Grund vom Dienstgeber verantworteter Maßnahmen (z. B. 
Qualitätsverbesserungen) führt ebenfalls nicht zur Herab-
gruppierung. 6Hiervon bleiben organisatorische Maßnahmen 
infolge demografischer Handlungsnotwendigkeiten unberührt.“ 

4. Die Anmerkung Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 

„11. 1Schwierige Tätigkeiten sind z. B. die  

a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 

b) begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nach-
gehende Fürsorge für ehemalige Heimbewohner, 

c) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nach-
gehende Fürsorge für ehemalige Strafgefangene, 

d) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Mitarbeiter min-
destens der Entgeltgruppe S 9, 

e) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von behin-
derten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX, bei denen in 
mindestens vier der neun Lebensbereiche im Sinne von 
§ 118 SGB IX nicht nur vorübergehende Beein-
trächtigungen der Aktivität und Teilhabe vorliegen, 

f) Tätigkeiten in der Schulsozialarbeit, 

g) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von Menschen 
mit multiplen psychosozialen Beeinträchtigungen, 
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h) Tätigkeit in gruppenergänzenden Diensten oder als Leiter 
einer Gruppe in Einrichtungen der Erziehungs-, Behin-
derten- oder Gefährdetenhilfe oder eine dem entspre-
chende eigenverantwortliche Tätigkeit, 

i) schwierige Fachberatung, 

j) schwierige fachlich koordinierende Tätigkeit, 

k) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS erkrankten 
Personen.“ 

5. In der Anmerkung Nummer 12 werden nach dem Wort 
„Diplompädagoge,“ die Wörter „Erziehungswissenschaftler 
(Bachelor/Master) oder Kindheitspädagoge (Bachelor/Master),“ 
eingefügt. 

6. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die Anmerkung Nr. 
14 wie folgt neu gefasst: 

„14. Voraussetzung für die Eingruppierung ist, dass der Mitar-
beiter über eine sonderpädagogische Zusatzqualifikation 
im Sinne der Werkstättenverordnung nach dem Neunten 
Buch des Sozialgesetzbuches oder über eine der 
sonderpädagogischen Zusatzqualifikation gleich-
gestellte Qualifikation verfügt.“ 

V. Der § 11 der Anlage 33 zu den AVR erhält folgende Änderungen: 

1. § 11 Absatz 2 Satz 3 der Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt 
geändert: 

In Satz 3 wird das Wort „vier“ durch das Wort „drei“ ersetzt. 

2. § 11 Absatz 3 der Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt neu 
gefasst: 

a) „(3) Die Mitarbeiter erreichen die jeweils nächste Stufe – 
von Stufe 3 an in Abhängigkeit von ihrer Leistung gemäß 
§ 13 Abs. 2 – nach folgenden Zeiten einer ununter-
brochenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe 
bei ihrem Dienstgeber (Stufenlaufzeit): 

• Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 

• Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 

• Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 

• Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 
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• Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.“ 

b) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

3.  Es wird eine Anmerkung zu § 11 Absatz 3 mit folgendem Wort-
laut ergänzt: 

  „Anmerkung zu Absatz 3 

(1) 1Mitarbeiter, die nach Anhang B dieser Anlage – Entgelt-
gruppen für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst ein-
gruppiert sind und die am 1. Oktober 2024 in Stufe 2 eine Stufen-
laufzeit von mehr als zwei Jahren absolviert haben, werden zum 
1. Oktober 2024 der Stufe 3 zugeordnet. 2Mitarbeiter, die nach 
Anhang B dieser Anlage – Entgeltgruppen für Mitarbeiter im 
Sozial- und Erziehungsdienst eingruppiert sind und die am 
1. Oktober 2024 in Stufe 3 eine Stufenlaufzeit von mehr als drei 
Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 
4 zugeordnet. 

(2) 1Mitarbeiter mit Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 4 bei 
Tätigkeiten der Fallgruppe 2 und Mitarbeiter mit Eingruppierung 
in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten in der Fallgruppe 2, die 
am 1. Oktober 2024 in Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als 
vier Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der 
Stufe 5 zugeordnet. 2Mitarbeiter mit Eingruppierung in der 
Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1, 3, 4 oder 
5, die am 1. Oktober 2024 in der Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von 
mehr als vier Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 
2024 der Stufe 5 zugeordnet. 3Mitarbeiter mit Eingruppierung in 
der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppen 1, 3, 4 
oder 5, die am 1. Oktober 2024 in der Stufe 5 eine Stufenlaufzeit 
von mehr als fünf Jahren absolviert haben, werden zum 1. Okto-
ber 2024 der Stufe 6 zugeordnet.  

(3) Für die Stufenzuordnung gemäß den Absätzen 1 und 2 gilt, 
dass die ab dem 1. Oktober 2024 zugeordnete Stufe jeweils neu 
zu laufen beginnt.“ 

VI.  Anhang A der Anlage 33 zu den AVR 

1Die Werte der Entgeltgruppe S 9 werden ab dem 1. Oktober 2024 neu 
gefasst. 2Dafür verändern sich die folgenden Tabellenwerte bis zum 
1. Oktober 2024 bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den 
Tarifvertragsparteien für die Entgeltgruppe S 9 (in der bis zum 
30. September 2024 geltenden Fassung) festgelegten Vom-
hundertsatz: 
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 Mittlere Werte in Euro 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

S 9 3.060,00 3.280,00 3.530,00 3.900,00 4.250,00 4.520,00 

 

VII. Es wird ein neuer § 11a in die Anlage 33 zu den AVR eingefügt: 

„§ 11a Höhergruppierung auf Antrag  

1Ergibt sich für Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2022 in Anlage 33 
eingruppiert waren, aufgrund der Änderungen ab 1. Januar 2023 in 
Anhang B der Anlage 33 eine höhere Eingruppierung, sind diese 
Mitarbeiter nur auf Antrag gemäß § 11 in diese Entgeltgruppe 
eingruppiert. 2Der Antrag nach Satz 1 kann nur bis zum 30. Juni 2023 
gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt jeweils auf den 1. Juli 2022 
zurück. 3Nach dem 1. Januar 2023 eingetretene Änderungen der 
Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der 
Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe unberücksichtigt.“ 

VIII. Überleitung  

 Es wird ein neuer § 20 in die Anlage 33 zu den AVR eingefügt:  

 „§ 20 Überleitung in die Anlage 33  

(1) 1Ergibt sich für Mitarbeiter, die am 31. Dezember 2022 in Anlage 2 
eingruppiert sind, aufgrund der Änderungen ab 1. Januar 2023 in 
Anhang B der Anlage 33 eine Eingruppierung in Anlage 33, sind sie 
nur auf Antrag in der Anlage 33 eingruppiert. 2Der Antrag kann nur bis 
zum 31. Dezember 2023 gestellt werden (Ausschlussfrist) und wirkt 
jeweils auf den 1. Januar 2023 zurück.  

(2) 1Mitarbeiter, die von ihrem Antragsrecht nach Absatz 1 Gebrauch 
machen, erhalten ab dem 1. Januar 2023 Entgelt nach einer Entgelt-
gruppe, in die sie nach § 11 i.V.m. Anhang B der Anlage 33 ein-
gruppiert sind. 2Für die Überleitung dieser Mitarbeiter gilt § 2 Anhang 
D der Anlage 33 mit der Maßgabe, dass nach dem 1. Januar 2023 
eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen 
Vergütungsgruppe sowie nach dem 1. Januar 2023 erfolgte 
Bewährungsaufstiege bei der Überleitung unberücksichtigt bleiben.“ 

IX. Befristung mittlere Werte 

Die mittleren Werte sind bis zum 31. Dezember 2024 befristet. 
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X. Inkrafttreten  

Die Änderungen in den Ziffern I. bis IV. sowie VII. und VIII. treten zum 
1. Januar 2023 in Kraft. Die Änderungen in den Ziffern V. und VI. treten 
zum 1. Oktober 2024 in Kraft. 

 

Teil II: Anzeige- und Nachweispflichten im Abschnitt XIIa der Anlage 1 
AVR 

I. Im Abschnitt XIIa der Anlage 1 zu den AVR wird eine neue Anmerkung 
zu Absatz (a) eingefügt: 

„Anmerkung zu Abs. (a): 

1Abs. (a) Sätze 2 bis 4 gelten nicht für Mitarbeiter, die Versicherte einer 
gesetzlichen Krankenkasse sind, § 5 Abs. 1a EFZG. 2Diese sind zum 
Nachweis ihrer Arbeitsunfähigkeit gegenüber dem Dienstgeber ver-
pflichtet, zu den in Abs. (a) Satz 2 bis 4 genannten Zeitpunkten das 
Bestehen einer Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer 
feststellen und sich eine ärztliche Bescheinigung nach Abs. (a) Satz 2 
oder 4 aushändigen zu lassen. 3 Kommt der Mitarbeiter der Pflicht aus 
Satz 2 nicht nach, gilt Abs. (a) Satz 9 1. Alternative entsprechend. 
4Liegt ein Fall des § 5 Abs. 1a Satz 3 EFZG vor, verbleibt es bei der 
Anwendung des Abs. (a) Sätze 2 bis 4.“ 

II. Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft.  

 

Teil III: Änderungen in Anlage 7 zu den AVR  

I. Änderungen in Abschnitt D des Teils II der Anlage 7 zu den AVR 

1. In Abschnitt D des Teils II der Anlage 7 zu den AVR wird § 1 Abs. 
1 wie folgt ergänzt: 

  „§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die in praxis-
integrierten Ausbildungsgängen zum Erzieher nach landes-
rechtlichen Regelungen ausgebildet werden sowie für Auszu-
bildende in den Gesundheitsberufen Diätassistent, Ergo-
therapeut, Logopäde, Medizinisch-technischer Laboratoriums-
assistent, Medizinisch-technischer Radiologieassistent, Medi-
zinisch-technischer Assistent für Funktionsdiagnostik, Orthoptist 
oder Physiotherapeut, für ab dem 1. Januar 2023 begonnene 
Ausbildungsgänge: Medizinischer Technologe für Laboratori-
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umsanalytik, Medizinischer Technologe für Radiologie, Medizi-
nischer Technologe für Funktionsdiagnostik, deren praktische 
Ausbildung bei einer Einrichtung im Geltungsbereich der AVR 
(§ 2 Abs. 1 AT) erfolgt, die entweder vom selben Träger wie die 
die theoretische Ausbildung erbringende Schule getragen ist 
oder die eine Kooperationsvereinbarung mit dieser Schule 
getroffen hat.“ 

2.  In Abschnitt D des Teils II der Anlage 7 zu den AVR wird § 1 Abs. 
2 um eine neue Nummer 3b. ergänzt. Die bisherige Nummer 3. 
wird zu 3a. 

„(2) Den Gesundheitsberufen im Sinne des Absatzes 1 liegen 
folgende Vorschriften zu Grunde: 

 
Ausbildungen Gesetzliche Vorschriften in der jeweils aktu-

ellen Fassung 

1. Orthoptisten 

Orthoptistengesetz vom 28. November 1989 
(BGBl. I S. 2061) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Orthoptistinnen und Orthoptisten vom 21. März 
1990 (BGBl. I S. 563) 

2. Logopäden 

Gesetz über den Beruf des Logopäden vom  

7. Mai 1980 (BGBl. I S. 529) 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Logo-
päden vom 1. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1892) 

3a. 

a) Medizinisch-technische 
Laboratoriumsassistenten 

b) Medizinisch-technische 
Radiologieassistenten 

c) Medizinisch-technische 
Assistenten für Funktions-
diagnostik 

MTA-Gesetz vom 2. August 1993 (BGBl. I  
S. 1402) 

 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
technische Assistenten in der Medizin vom  
25. April 1994 (BGBl. I S. 922) 

3b. 

Für ab dem 1. Januar 2023 
begonnene Ausbildungs-
gänge: 

a) Medizinischer Technologe 
für Laboratoriumsanalytik 

b) Medizinischer Technologe 
für Radiologie 

c) Medizinischer Technologe 
für Funktionsdiagnostik 

MT-Berufe-Gesetz vom 1. Februar 2021 
(BGBl. I S. 274) 

 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Medizinische Technologinnen und Medizi-
nische Technologen (MT-Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung - MTAPrV) vom 24. Sep-
tember 2021 (BGBl. I. S. 4467) 
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4. Ergotherapeuten 

Ergotherapeutengesetz vom 25. Mai 1976 
(BGBl. I S. 1246) 

Ergotherapeuten-Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung vom 2. August 1999  
(BGBl. I S. 1731) 

5. Physiotherapeuten 

Masseur- und Physiotherapeutengesetz vom 
26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1084) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Physiotherapeuten vom 6. Dezember 1994 
(BGBl. I S. 3786) 

6. Diätassistenten  

Diätassistentengesetz vom 8. März 1994 
(BGBl. I S. 446) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Diätassistentinnen und Diätassistenten vom  
1. August 1994 (BGBl. I S. 2088) 

 

II. Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 

 

Teil IV: Tarifrunde 2023 Teil I  

I. Prämie zur Abmilderung des schnellen Anstiegs der Verbraucher-
preise 

1. In den AVR wird nach Anlage 1b eine neue Anlage 1c eingefügt: 

„Prämie zur Abmilderung des schnellen Anstiegs der 
Verbraucherpreise 

(1) 1Vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter, die in den Anlagen 2, 2d, 2e, 
21, 21a, 23, 30, 31, 32, 33 eingruppiert sind und Anspruch auf 
Dienstbezüge nach Satz 8 und 9 haben, erhalten eine Einmal-
zahlung in Höhe von 3.000,00 Euro im Sinne des § 3 Nr. 11c 
EStG. 2Die Auszahlung erfolgt in zwei Teilbeträgen in Höhe von 
1.500,00 Euro zum 30. Juni 2023 und zum 30. Juni 2024. 
3Anspruchsberechtigt sind Mitarbeiter, die an mindestens einem 
Tag im Auszahlungsmonat Anspruch auf Dienstbezüge nach 
Satz 8 und 9 haben, sofern ihnen die Leistung im Sinne von § 3 
Nr. 11c EStG noch nicht vollumfänglich ausgezahlt wurde. 
4Abweichende Auszahlungsmodalitäten können in einer 
Dienstvereinbarung geregelt werden. 5In Einrichtungen ohne 
Mitarbeitervertretungen können die Auszahlungsmodalitäten mit 
jedem Mitarbeiter gesondert vereinbart werden. 6Die Verein-
barungen dürfen die Gesamtsumme von 3.000,00 Euro nicht 
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unterschreiten sowie den Auszahlungszeitraum gem. § 3 Nr. 11c 
EstG nicht überschreiten. 7Bei teilzeitbeschäftigten Mitarbeitern 
vermindert sich die Einmalzahlung sowie der in Satz 6 benannte 
Auszahlungsbetrag entsprechend ihrem individuellen Beschäf-
tigungsumfangs zum regelmäßigen durchschnittlichen Beschäf-
tigungsumfangs eines vollzeitbeschäftigten Mitarbeiters, beträgt 
jedoch mindestens insgesamt 500,00 Euro. 8Anspruch auf 
Dienstbezüge im Sinne des Satzes 1 sind auch der Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 10 AT, in Abschnitt XII 
Abs. a und b der Anlage 1, in § 2 und § 4 der Anlage 14, in § 17 
der Anlagen 30 bis 32 und § 16 der Anlage 33 genannten Ereig-
nisse sowie der Anspruch auf Krankengeldzuschuss aus Ab-
schnitt XII Abs. c Satz 1 der Anlage 1, auch wenn dieser wegen 
der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherers nicht gezahlt 
wird. 9Einem Anspruch auf Dienstbezüge gleichgestellt ist der 
Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender 
gesetzlicher Leistungen und Leistungen nach §§ 18 bis 20 
MuSchG oder § 24i SGB V.  

(2) 1Auszubildende und Studierende im Sinne der Anlage 7, die 
an mindestens einem Tag des Auszahlungsmonats Anspruch 
auf Ausbildungsvergütung haben, erhalten zum 30. Juni 2023 
und zum 30. Juni 2024 eine Einmalzahlung in Höhe von jeweils 
500 Euro. 2Absatz 1 Sätze 8 und 9 gelten entsprechend.  

(3) Die Prämie nach Absatz 1 und 2 ist bei der Bemessung 
sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen. 

(4) 1Die Prämie nach Absatz 1 und 2 wird nicht mit sonstigen 
Leistungen verrechnet. 2Sofern für Mitarbeiter, die nach Anlage 
21 eingruppiert sind, die für vergleichbare Beschäftigte des 
jeweiligen Bundeslandes geltenden Regelungen Leistungen 
nach § 3 Nr. 11c EStG vorsehen, erhalten diese Mitarbeiter nur 
die Prämie nach Absatz 1.“ 

2. Inkrafttreten  

  Dieser Beschluss tritt zum 1. Dezember 2022 in Kraft. 

II. Verlängerung der Anlage 17a zu den AVR 

1. § 1 Absatz 2 der Anlage 17a zu den AVR wird wie folgt gefasst: 

„(2) Diese Regelung gilt für Mitarbeiter, die bis zum 30. Juni 2024 
die jeweiligen Voraussetzungen dieser Regelung erfüllen und 
deren Altersteilzeitdienstverhältnis oder deren flexible Alters-
arbeitszeit vor dem 1. Juli 2024 begonnen hat.“ 
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2. Inkrafttreten  

Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 

 

Teil V: Ergänzung des Beschlusses der Bundeskommission zu den 
Betreuungskräfte in VG 10 der Anlage 2 zu den AVR vom 20. Oktober 
2022 „Ergänzung der Anmerkung 148“ 

I.  Die in der Anlage 2 zu den AVR bei den Anmerkungen zu den 
Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 bis 12 neue Hochziffer 
148 wird nach dem Wort „Einstiegsstufe“ um folgenden Satz ergänzt: 

„148 (…) Bestandsmitarbeiter, die die Stufe 4 noch nicht erreicht 
haben, werden zum 1. November 2022 der Stufe 4 zugeordnet.“ 

II. Inkrafttreten  

Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2022 in Kraft. 

 

Teil VI: Kompetenzübertragung Fälligkeit der Einmalzahlung Anlage 33 
zu den AVR 

I. Kompetenzübertragung auf die Regionalkommission Baden-
Württemberg  

Die Bundeskommission beschließt, die Kompetenz auf die Regional-
kommission Baden-Württemberg – wie beantragt – zu übertragen.  

1. Bezugnehmend auf den Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarif-
runde Sozial- und Erziehungsdienst, Änderungen in der Anlage 
33 zu den AVR wird beantragt, auf die Regionalkommission 
Baden-Württemberg die Kompetenz zu übertragen hinsichtlich 
der Festlegung der Fälligkeit und der Konkretisierung des 
Auszahlungszeitraums für die im BK Beschluss vom 20. Oktober 
2022 bzw. im Beschluss der RK Baden-Württemberg vom 
25. Oktober 2022 beschlossenen Einmalzahlungen, so dass die 
Regionalkommission folgenden ergänzenden Beschluss fassen 
kann: 

Der Auszahlungszeitraum, der in den Ziffern I und II festgelegten 
Einmalzahlungen des Beschlusses der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarif-
runde Sozial- und Erziehungsdienst, Änderungen in der Anlage 
33 zu den AVR wird dahingehend konkretisiert, dass die jewei-
ligen Einmalzahlungen ab dem 1. Januar 2023 fällig werden und 
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spätestens bis zum 31. März 2023 auszuzahlen sind. Vor dem 
1. Januar 2023 erfolgte Auszahlungen werden darauf ange-
rechnet.  

2. Inkrafttreten  

Der Beschluss tritt zum 8. Dezember 2022 in Kraft.  

 

II. Kompetenzübertragung auf die Regionalkommission Ost  

Die Bundeskommission beschließt, die Kompetenz auf die Regional-
kommission Ost – wie beantragt – zu übertragen.  

1. Kompetenzübertragung 

Bezugnehmend auf den Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 20. Oktober 2022 zur Tarif-
runde Sozial- und Erziehungsdienst, Änderungen in der Anlage 
33 zu den AVR wird beantragt, auf die Regionalkommission Ost 
die Kompetenz zu übertragen hinsichtlich der Festlegung der 
Fälligkeit und der Konkretisierung des Auszahlungszeitraums für 
die im Beschluss der Bundeskommission vom 20. Oktober 2022 
bzw. im Beschluss der Regionalkommission Ost vom 3. Novem-
ber 2022 beschlossenen Einmalzahlungen, so dass die 
Regionalkommission folgenden ergänzenden Beschluss fassen 
kann: 

Der Auszahlungszeitraum der in der Ziffer I. 3. festgelegten 
Einmalzahlung (in Höhe von 910,00 Euro für Mitarbeitende der 
Entgeltgruppen S 2 bis S 11a und in Höhe von 1.240,00 Euro für 
Mitarbeitende der Entgeltgruppen S 11b, S 12 Ziffer 1, S14 oder 
S 15 Ziffer 7 gemäß der nach § 12b Anlage 33 AVR jeweils gel-
tenden Anspruchsvoraussetzungen) des Beschlusses der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom  
20. Oktober 2022 zur Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst, 
Änderungen in der Anlage 33 und der Anlage 1 AVR, wird dahin-
gehend konkretisiert, dass die Einmalzahlung ab dem 1. Januar 
2023 fällig wird und spätestens bis zum 31. März 2023 auszu-
zahlen ist. Vor dem 1. Januar 2023 erfolgte Auszahlungen 
werden darauf angerechnet.  

2. Inkrafttreten  

Der Beschluss tritt zum 3. November 2022 in Kraft.  
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Fulda, 8. Dezember 2022 

gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  
 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

 

Teil I: Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst  

Mit diesem zweiten Teilbeschluss werden die bisher nicht nachvollzogenen 
Teile der Tarifeinigungen für den Bereich Sozial- und Erziehungsdienst zum 
TVöD-B/VKA auch für den Geltungsbereich der Anlage 33 zu den AVR 
umgesetzt. 

Enthalten sind im Wesentlichen die folgenden Änderungen: 

- zum Umfang der Vorbereitungs- und Qualifizierungszeiten, 

- zur fachpraktischen Ausbildung als einschlägige Berufserfahrung, 

- zu den Änderungen und Ergänzungen der Tätigkeitsmerkmale, 

- zu den Änderungen der Stufenlaufzeiten und ab 1. Oktober 2024 und 

- zu den Anpassungen der Werte der Entgeltgruppe S 9 ab 1. Oktober 
2024. 

Sofern sich für Mitarbeiter durch die Änderungen ab dem 1. Januar 2023 in 
Anhang B der Anlage 33 Änderungen ergeben, erfolgt eine Höher-
gruppierung nur auf Antrag des Mitarbeiters, um mögliche Schlechter-
stellungen zu vermeiden. Dieser Antrag kann von Mitarbeitern, die am 
31. Dezember 2022 in Anlage 33 eingruppiert sind, bis zum 30. Juni 2023 
gestellt werden und wirkt bei Vorliegen der Voraussetzungen für die Höher-
gruppierung, in Anlehnung an das Inkrafttreten der Regelungen im öffentlich 
Dienst, auf den 1. Juli 2022 zurück. Über den Antrag ist dabei unter 
Zugrundelegung der ab dem 1. Januar 2023 geltenden Regelungen zu 
entscheiden. 
 
Teil II: Anzeige- und Nachweispflichten im Abschnitt XIIa der Anlage 1 
zu den AVR 

Mit dem Beschluss werden die Regelungen des Abschnitts XIIa der Anlage 
1 zu den AVR an die neue Gesetzeslage angepasst. Am 1. Januar 2023 tritt 
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die mit dem Dritten Bürokratieentlastungsgesetz im November 2019 vorge-
sehene Einführung der elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung in 
Kraft. Der neu eingeführte § 5 Absatz 1a EFZG sieht für Mitarbeitende, die 
Versicherte einer gesetzlichen Krankenkasse sind, den Wegfall der 
Nachweispflicht im Falle einer Arbeitsunfähigkeit vorsehen. Sie wird durch 
die Verpflichtung des Mitarbeitenden ersetz, die Arbeitsunfähigkeit bei einem 
Arzt feststellen und sich eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung aus-
händigen zu lassen. Dabei fallen unter § 5 Abs. 1a EFZG auch solche Mitar-
beitende, die freiwillig gesetzlich krankenversichert sind. Daneben muss der 
Mitarbeitende dem Dienstgeber auch weiterhin unverzüglich über seine 
Arbeitsunfähigkeit informieren (§ 5 Abs. 1 Satz 1 EFZG). 

Die Ablösung der Nachweispflicht durch die neue Feststellungpflicht gilt nicht 
für privat versicherte Mitarbeitende sowie für Personen, die nach § 5 Absatz 
1a Satz 3 Nr. 1 EFZG n.F. in einer geringfügigen Beschäftigung im Sinne 
des § 8a SGB IV in Privathaushalten tätig sind. Ferner gilt sie nicht, wenn 
die Arbeitsunfähigkeit durch einen Arzt festgestellt wird, der nicht an der 
vertragsärztlichen Versorgung teilnimmt, da diese von der Übermittlungs-
pflicht des § 295 Absatz 1 Satz 1 SGB V nicht erfasst werden. 

Der räumliche Geltungsbereich der neuen Regelung des § 5 Absatz 1a 
EFZG n.F. ist auf das Inland beschränkt. Es verbleibt daher nach Abschnitt 
XIIa Absatz (a) Satz 5 der Anlage 1 zu den AVR bei der Verpflichtung zur 
Vorlage einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung bei einer Arbeitsunfähigkeit, 
die im Ausland beginnt. 
 
Teil III: Änderungen in Anlage 7 zu den AVR 

Ab 1. Januar 2023 ist das MT-Berufe-Gesetz (MTBG) vom 24. Februar 2021 
gültig. Ebenfalls ab 1. Januar 2023 ist die Ausbildungs- und Prüfungs-
verordnung für Medizinische Technologinnen und Medizinische Tech-
nologen (MT-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung - MTAPrV) vom 
24. September 2021 gültig.  

Die Berufsbezeichnungen im Abschnitt D des Teils II der Anlage 7 zu den 
AVR müssen für ab dem 1. Januar 2023 begonnene Ausbildungsgänge 
angepasst werden. Wer die Ausbildung erfolgreich absolviert, erhält auf 
Antrag bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen die Erlaubnis zum 
Führen der Berufsbezeichnung Medizinischer Technologe für Laboratori-
umsanalytik, Medizinischer Technologe für Radiologie oder Medizinischer 
Technologe für Funktionsdiagnostik. 

Wer diese Ausbildung bis zum 31. Dezember 2026 auf der Grundlage der 
Vorschriften des MTA-Gesetzes in der bis zum 31. Dezember 2022 gelten-
den Fassung erfolgreich abgeschlossen hat und die weiteren Voraus-
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setzungen erfüllt, erhält auf Antrag die Erlaubnis zum Führen der Berufsbe-
zeichnung nach § 1 Absatz 1 des MTA-Gesetzes in der bis zum 31. De-
zember 2022 geltenden Fassung.  

Für die Ausbildung zum medizinischen Fachangestellten (MfA) gilt Abschnitt 
E des Teils II der Anlage 7 zu den AVR („Auszubildende in der dualen 
Berufsausbildung“). Die MfA-Ausbildung findet dual statt und dauert drei 
Jahre. Damit ist Abschnitt E des Teils II der Anlage 7 zu den AVR ein-
schlägig.  
 
Teil IV: Tarifrunde 2023 Teil I 

I.  Die Prämie dient der Abmilderung des schnellen Anstiegs der 
Verbraucherpreise und nutzt dabei die vom Gesetzgeber gewährte 
Steuer- und Sozialversicherungsbefreiung.  

II. Mit Beschluss der Bundeskommission vom 25. Februar 2021 war die 
Möglichkeit der Wahrnehmung von Altersteilzeit für eine Vereinbarung 
und Beginn vor dem 1.Juli 2023 verlängert worden. Die Bundes-
kommission lässt dabei die weiteren Regelungen unverändert. 

 
Teil V: Ergänzung des Beschlusses der Bundeskommission zu den 
Betreuungskräfte in VG 10 der Anlage 2 zu den AVR vom 20. Oktober 
2022 „Ergänzung der Anmerkung 148“ 

Bei diesem Beschluss handelt es sich lediglich um eine Klarstellung. Sinn 
und Zweck des Beschlusses im Oktober und der abweichenden Stufen-
zuordnung für die Betreuungskräfte in der VG 10 Ziffern 18 und 19 ist es, die 
Unterschreitung des Pflegemindestlohns von 13,70 Euro (ab 1. September 
2022) zu verhindern. Die Regelung soll nicht nur für Neueinstellungen ab 
dem 1. November 2022 gelten. Sie gilt ab dem 1. November 2022 auch für 
Bestandsmitarbeitende, die noch nicht die Stufe 4 erreicht haben, um auch 
hier die Unterschreitung des Pflegemindestlohns zu verhindern. Dies wird 
mit diesem ergänzenden Beschluss verdeutlicht. 
 
Teil VI: Kompetenzübertragung Fälligkeit der Einmalzahlung Anlage 33 
zu den AVR 

Mit Beschluss vom 20. Oktober 2022 der Bundeskommission der Arbeits-
rechtlichen Kommission zur Tarifrunde Sozial- und Erziehungsdienst, Ände-
rungen in der Anlage 33 zu den AVR wurde eine Einmalzahlung und ein 
Auszahlungszeitraum beschlossen. Die Regionalkommissionen Baden-
Württemberg und Ost beantragen die Übertragung der Regelungs-
kompetenz für die Fälligkeit und den Auszahlungszeitraum der Einmal-
zahlung.   
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C. 

Beschlusskompetenz 

 

Die Änderungen nach Teil I, Teil II, Teil III, Teil IV und Teil V beinhalten 
Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 
1 AK-Ordnung. Es handelt sich in Teilen auch um eine Festlegung mittlerer 
Werte zur Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regel-
mäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des 
§ 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. Damit besteht die Kompetenz der Bundes-
kommission der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-
Ordnung zur Regelung. 

Die Kompetenzübertragung (Teil VI) beinhaltet Rechtsnormen über den 
Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es han-
delt sich nicht um eine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile, 
des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs i. S. d. § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung, sondern um die 
Festlegung der Fälligkeit und der Konkretisierung des Auszahlungs-
zeitraums. Damit besteht die Kompetenz der Bundeskommission nach § 13 
Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur Regelung. Die Bundeskommission fasst 
diesen Beschluss gem. § 13 Abs. 6 Satz 1 2. HS AK-Ordnung.  

 

* * * 

Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 

 

Dresden, den 14. Februar 2023 

 

LS 

Heinrich Timmerevers                                                      Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
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40. D E K R E T  – zum Beschluss der Regionalkommission 
Ost (Caritas) vom 12. Januar 2023 

 
Inflationsausgleichsprämie 

Die Regionalkommission Ost beschließt: 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/Festsetzung der 
Vergütung 

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion vom 8. Dezember 2022 zur Prämie zur Abmilderung des schnel-
len Anstiegs der Verbraucherpreise wird hinsichtlich aller dort 
beschlossenen mittleren Werte mit der Maßgabe übernommen, dass 
alle dort beschlossenen mittleren Werte in derselben Höhe, wie sie in 
Nummer I des o. g. Beschlusses der Bundeskommission enthalten 
sind, als neue Werte für den Bereich der Regionalkommission Ost fest-
gesetzt werden.  

II. Inkrafttreten 

Ziffer tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 

 

Berlin, den 12. Januar 2023 

 

gez. Jörg Straube 

Vorsitzender der Regionalkommission Ost 

 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Die Prämie dient der Abmilderung des schnellen Anstiegs der Verbraucher-
preise und nutzt dabei die vom Gesetzgeber gewährte Steuer- und Sozial-
versicherungsbefreiung. Die Auszahlung erfolgt grundsätzlich in zwei glei-
chen Raten zu je 1.500,00 Euro zum 30. Juni 2023 und 30. Juni 2024. In 
Dienstvereinbarungen können davon abweichende Modalitäten der 
Auszahlung, wie z. B. Höhe der Raten, weitere Auszahlungszeitpunkte 
vereinbart werden. Dabei kann der vom Gesetzgeber vorgegebene zeitliche 
Rahmen bis zum 31. Dezember 2024 voll ausgenutzt werden. Wird keine 
Dienstvereinbarung geschlossen, ist die Prämie an den festgelegten 
Stichtagen in festgelegter Höhe auszuzahlen. Teilzeitkräfte erhalten 
insgesamt mindestens 500,00 Euro. Die Prämie erfüllt bei vollständiger 
Auszahlung bis 31. Dezember 2024 die vom Gesetzgeber formulierten 
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Anforderungen an die Steuer- und Sozialversicherungsbefreiung. Die 
Prämie ist bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen 
und auch nicht zusatzversorgungspflichtig. Ferner wird die Prämie nicht mit 
sonstigen Leistungen verrechnet. Sofern für Mitarbeiter, die nach Anlage 21 
eingruppiert sind, die für vergleichbare Beschäftigte des jeweiligen 
Bundeslandes geltenden Regelungen Leistungen nach § 3 Nr. 11c EStG 
vorsehen, kommt es zu keiner doppelten Auszahlung. 

Die Regionalkommission ist für die Festlegung der Höhe des Euro-Betrags 
der Prämie zuständig gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 

Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 

 

Dresden, den 16. März 2023 

 

LS 

Heinrich Timmerevers       Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 

 
 
41. D E K R E T  – zur Änderung der Besoldungsordnung für 

Priester im Bistum Dresden-Meißen (PrBO) 
 
Nach Anhörung des Priesterrates wird das folgende Dekret erlassen: 
 
I. § 5 Abs. 4 der Besoldungsordnung für Priester im Bistum Dresden-

Meißen (PrBO) wird wie folgt neu gefasst:  

Die Kosten für Heizung, Energie, Wasser und sonstige Gebühren, die 
im Falle der Vermietung gegen Entgelt umlagefähige Betriebskosten 
wären, hat der Inhaber der Dienstwohnung selbst zu tragen. Das Ver-
fahren zur Einzelerfassung dieser Kosten, das Verfahren zur Ermitt-
lung pauschaler Erstattungsbeträge bei fehlender Möglichkeit der 
Einzelerfassung sowie dazu die verpflichtende Mitwirkung der Pfar-
reien und sonstigen kirchlichen Rechtspersonen als Eigentümer oder 
wirtschaftlich Verfügungsberechtigte der jeweils an einen Priester 
gem. § 5 Abs. 1 PrBO zur Verfügung gestellten Dienstwohnung erge-
ben sich aus Anlage 2 PrBO. 
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II. Anlage 2 zur Besoldungsordnung für Priester im Bistum Dresden-
Meißen (PrBO) wird wie folgt neu gefasst: 

Anlage 2 zur Besoldungsordnung für Priester im Bistum Dresden-
Meißen (PrBO) 

A) Bei Dienstwohnungen ist der individuelle Verbrauch mit eigenen Mes-
seinrichtungen zu erfassen und abzurechnen. Aus der Abrechnung der 
umlagefähigen Betriebskosten1 resultierende Nachzahlungen oder 
Rückzahlungen sind unverzüglich dem Dienstwohnungsinhaber in 
Rechnung zu stellen und auszugleichen. Eine Kopie der Rechnung ist 
der Hauptabteilung Personal des Bischöflichen Ordinariats zu über-
senden. 

B) In den Fällen, in denen die Messung des individuellen Verbrauchs 
derzeit nicht mit vertretbarem Aufwand möglich ist, sind die 
Erstattungsbeträge für Dienstwohnungen i. S. v. § 5 Abs. 4 PrBO auf 
Basis der Abrechnungen von Vergleichsobjekten vorzunehmen. 
Vergleichsobjekte sind Wohnungen einer annähernd identischen 
Größe und gleicher Anzahl von Wohnungsnutzern, bei denen jedoch 
die Möglichkeit zur Messung dieser Verbrauchskosten besteht. 
Vergleichbare Wohnungen können entweder solche sein, die im 
Eigentum des Bistums Dresden-Meißen, der zum Bistum Dresden-
Meißen zugehörigen Pfarreien oder sonstigen kirchlichen Rechts-
personen stehen, oder diesen auf Grund eines Belegungsrechts zur 
Verfügung stehen oder von diesen angemietet worden sind. Sind 
mehrere Vergleichsobjekte im Sinne der Sätze 2 und 3 vorhanden, ist 
der Durchschnittswert je Quadratmeter Wohnfläche als Pauschal-
betrag der umlagefähigen Betriebskosten anzusetzen und mit der Zahl 
der Quadratmeter Wohnfläche zu multiplizieren; alternativ kann gem. 
Abschnitt C) der Durchschnittswert je Quadratmeter beim Bischöf-
lichen Ordinariat abgefragt werden und jener Durchschnittswert für die 
Multiplikation verwendet werden.  

C) Zur Durchführung des Abschnitts B) sowie zur Berücksichtigung des 
Bewertungsabschlags gem. § 8 Abs. 2 Satz 12 EStG wird ab 2022 bei 
der Hauptabteilung Personal des Bischöflichen Ordinariats ein Katas-
ter zu den umlagefähigen Betriebskosten auf Basis der Wohnungs-
größen, der Zahl der Nutzer der Vergleichsobjekte und den 
Verbrauchskosten geführt. Die Pfarreien und sonstigen kirchlichen 

                                      

 

1 Rechtsgrundlage ist derzeit die Betriebskostenverordnung hier: http://www.gesetze-im-

internet.de/betrkv/BJNR234700003.html 
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Rechtspersonen, die Vergleichsobjekte im Eigentum haben, oder ein 
Vergleichsobjekt aufgrund eines Belegungsrechts nutzen dürfen, oder 
ein Vergleichsobjekt angemietet haben, sollen die Betriebs-
kostenabrechnungen zu den o. g. Zwecken dem Bischöflichen 
Ordinariat bis zum 30. September des Folgejahres zur Verfügung stel-
len; die Namen der Nutzer können anonymisiert werden, soweit es 
keine Priester oder andere Beschäftigte des Bistums Dresden-Meißen, 
einer Pfarrei oder einer sonstigen kirchlichen Rechtsperson sind. Der 
Abruf des Durchschnittswerts je Quadratmeter gem. Abschnitt B) ist 
dann jeweils ab Oktober des Folgejahres möglich. Die Abrechnung der 
umlagefähigen Betriebskosten hat in jenen Fällen entsprechend 
Abschnitt A) Satz 2 unverzüglich nach Abruf zu erfolgen, eine Kopie ist 
der Hauptabteilung Personal des Bischöflichen Ordinariats zu über-
senden.  

D) Die Berücksichtigung des Bewertungsabschlags gem. § 8 Abs. 2 Satz 
12 Einkommensteuergesetz (EStG) ist nur bei Vorliegen des orts-
üblichen Kaltmietwerts und erfolgter Abrechnung der Betriebskosten 
des Vorjahrs bis zum 30. November des laufenden Jahres möglich. Bei 
fehlenden Angaben ist das Bischöfliche Ordinariat berechtigt, die 
Berücksichtigung des Bewertungsabschlags zu unterlassen bzw. 
vorläufig zugrunde gelegte Werte ab Januar desselben Jahres zu stor-
nieren. Ein Ausgleich durch die Ausgleichszulage gem. § 7 Abs. 1 
PrBO erfolgt in diesen Fällen nicht.  

 

III. Die Neufassung tritt mit Rückwirkung zum 1. Januar 2022 in Kraft, § 5 
Abs. 4 und Anlage 2 PrBO in der zuletzt veröffentlichten Fassung vom 
12. Dezember 2017 (KA 7/2018) treten zum selben Zeitpunkt außer 
Kraft. Für den Fall, dass keine Messeinrichtungen zur Messung indivi-
dueller Verbrauchswerte im Sinne Ziffer II Abschnitt B) vorhanden sind, 
können die Pauschalbeträge in Abschnitt B) der außer Kraft getretenen 
Regelung monatlich weitergezahlt werden, allerdings nur als 
Abschlagszahlungen bis zur Erteilung einer Abrechnung gem. Ziffer II 
Abschnitt C) dieses Dekrets.  

 

Dresden, den 16. März 2023 

 

Heinrich Timmerevers       Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
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42. Personalia 
 

B ö r n e r , Steffen, Lic. iur. can., Pf 
Mit Wirkung zum 8. März 2023 zum Stellvertretenden Dekan des Dekanates 
Meißen ernannt. 

 

E c k e r t , Andreas, tit. Pf 
Mit Wirkung zum 22. Februar 2023 bis zum 8. März 2023 als Pfar-
radministrator der Pfarrei Maria, Mutter der Kirche Annaberg ernannt. 

 

J e r a n , Johannes SJ 
Mit Wirkung zum 31. März 2023 als Spiritual für die Regionalgruppe der 
Gemeindereferenten/innen der Dekanate Dresden und Meißen entpflichtet. 

 

K u h n i g k , Anja, GRf 
Mit Wirkung zum 4. Dezember 2022 als Gemeindereferentin in der Pfarrei 
St. Bonifatius in Leipzig-Süd entpflichtet und zum gleichen Termin als 
Gemeindereferentin in der Pfarrei Hl. Maria Magdalena in Leipzig-Ost und 
zur Mitwirkung im Projektteam für die Erarbeitung der RKW 2026 beauftragt. 
Der Dienstsitz ist in Leipzig-Engelsdorf. 

 

K u p k a , Stephan, GRf 
Mit Wirkung zum 1. Januar 2023 wird die Beauftragung zum Beerdigungs-
dienst im Bistum Dresden-Meißen bis zum 31. Dezember 2025 verlängert. 

 

U l a t o w s k i , P. Henryk SChr 
Mit Wirkung vom 1. August 2023 bis 31. Juli 2024 für ein weiteres Jahr vom 
Orden für den Dienst im Bistum Dresden-Meißen freigestellt und per 
Gestellungsvertrag zur Mitarbeit in der Pfarrei St. Heinrich und Kunigunde in 
Pirna beauftragt. Der Dienstsitz ist in Pirna. 
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gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 
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43. Bischöfliche Amtshandlungen 2022 
 
A.  Herr Bischof Heinrich Timmerevers nahm im Jahr 2022 folgende 

Amtshandlungen vor: 

 
 I. Heilige Weihen 

  Priesterweihe 

  12. Juni   Frank Surek, St. Petrus Dresden 
Kathedrale zu Dresden 

 

  Diakonenweihe 

  26. Juni.  Julian Kania, Heilige Familie Falkenstein 
Kathedrale zu Dresden 

   

Admissio 

3. Januar für den Kandidaten für das Diakonat und 
Presbyterat Julian Kania, Heilige Familie 
Falkenstein 
Kathedrale zu Dresden 

 
II. Taufen 

16. April  1 Erwachsener in Kathedrale zu Dresden 
(Osternacht) 

 
III. Firmungen 

  Altenburg    22 
  Bautzen    52 + 6 Erwachsene 
  Crostwitz    46 
  Döbeln    11 
  Dresden Ost   20 
  Leipzig West   27 

  Limbach-Oberfrohna  15 
  Plauen      9 
  Ralbitz    63 
  Riesa    18 
  Wurzen    14 
  Zwickau    63  
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Erwachsenenfirmungen in Kathedrale zu Dresden  
8 Erwachsene 

  
 IV. Beauftragungen und Sendung 

     

Religionslehrer/-innen 

15. Juli  Missio-Verleihung Kathedrale Dresden  

     Sarah Flucht 
     Oliver Henze 
     Bernhard Holfeld 
     Sophia Schyra 
 
 V. Benediktionen 

   
VI. Profanierungen 

1. Juni Filialkirche Maria Verkündigung in Mülsen St. 
Jacob 

  2. Juni  Filialkirche St. Michael in Stolpen 
14. September Filialkirche Maria, Hilfe der Christen in    

Markranstädt 
 
 VII.  Grundsteinlegungen 

  10. November Propst-Beier-Haus, Dresden  

  
B.  Firmungen im Auftrag des Bischofs 

 
Bischof em. Joachim Reinelt  

  Dresden-Nord      80 
  Kamenz       26 

Bischof em. Dr. Konrad Zdarsa  

   Leutersdorf         8 

P. Josef kleine Bornhorst 

   Leipzig-Nord      31 
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44. D E K R E T  – zum Beschluss der Regionalkommission 
Ost (Caritas) – redaktionelle Korrektur 

 
Das Dekret zum Beschluss der Regionalkommission Ost (Caritas) vom 
12. Januar 2023, veröffentlicht unter KA 4/2023, enthält redaktionelle Fehler, 
die wie folgt korrigiert werden: 
 

Die Regionalkommission Ost beschließt: 

 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/Festsetzung der 
Vergütung 

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission 
vom 8. Dezember 2022 zur Prämie zur Abmilderung des schnellen Anstiegs 
der Verbraucherpreise wird hinsichtlich aller dort beschlossenen mittleren 
Werte mit der Maßgabe übernommen, dass alle dort beschlossenen mitt-
leren Werte in derselben Höhe, wie sie in Teil IV Abschnitt I Nummer 1 des 
o. g. Beschlusses der Bundeskommission enthalten sind, als neue Werte für 
den Bereich der Regionalkommission Ost festgesetzt werden.  

 

II. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft. 

 

Berlin, den 12. Januar 2023 

 

gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Die Prämie dient der Abmilderung des schnellen Anstiegs der Verbraucher-
preise und nutzt dabei die vom Gesetzgeber gewährte Steuer- und Sozial-
versicherungsbefreiung. Die Auszahlung erfolgt grundsätzlich in zwei 
gleichen Raten zu je 1.500,00 Euro zum 30. Juni 2023 und 30. Juni 2024. In 
Dienstvereinbarungen können davon abweichende Modalitäten der Auszah-
lung, wie z. B. Höhe der Raten, weitere Auszahlungszeitpunkte vereinbart 
werden. Dabei kann der vom Gesetzgeber vorgegebene zeitliche Rahmen 
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bis zum 31. Dezember 2024 voll ausgenutzt werden. Wird keine Dienst-
vereinbarung geschlossen, ist die Prämie an den festgelegten Stichtagen in 
festgelegter Höhe auszuzahlen. Teilzeitkräfte erhalten insgesamt mindes-
tens 500,00 Euro. Die Prämie erfüllt bei vollständiger Auszahlung bis 31. 
Dezember 2024 die vom Gesetzgeber formulierten Anforderungen an die 
Steuer- und Sozialversicherungsbefreiung. Die Prämie ist bei der Bemes-
sung sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen und auch nicht zusatz-
versorgungspflichtig. Ferner wird die Prämie nicht mit sonstigen Leistungen 
verrechnet. Sofern für Mitarbeiter, die nach Anlage 21 eingruppiert sind, die 
für vergleichbare Beschäftigte des jeweiligen Bundeslandes geltenden 
Regelungen Leistungen nach § 3 Nr. 11c EStG vorsehen, kommt es zu 
keiner doppelten Auszahlung. 

Die Regionalkommission ist für die Festlegung der Höhe des Euro-Betrags 
der Prämie zuständig gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 

Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 

 

Dresden, den 16. März 2023 

 

LS 

Heinrich Timmerevers       Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

45. Richtlinie zur Gewährung eines Zuschusses aus dem 
Fonds Flüchtlingshilfe  

 
Verfahren 

Antragsberechtigt sind Geflüchtete, Vertriebene und Asylbewerber, die sich 
im Gebiet des Bistums Dresden-Meißen aufhalten und in einer besonderen 
Notlage befinden. Insbesondere soll Familien mit (mehreren) Kindern gehol-
fen werden. 

Antragstellende müssen sich im Prozess der Beratung und Begleitung durch 
Mitarbeitende des jeweiligen Dekanatscaritasverbandes befinden.  
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Die Mittel stehen vor allem für die Beschaffung von Hausrat, Einrichtungs-
gegenständen und Bekleidung, z. B. Waschmaschine, Geschirr, Herd, Kühl-
schrank, Winterbekleidung und -schuhe sowie für medizinische Hilfen zur 
Verfügung. Weiterhin können Kosten, die im Zuge der Familienzusammen-
führung, sowie beim Bezug einer Wohnung entstehen, bezuschusst werden. 
Darüber hinaus können Kosten für Dolmetscherdienste, die im Beratungs- 
und Begleitprozess erforderlich sind, bezuschusst werden.  

Der Zuschuss soll einer akuten Notlage abhelfen und eine nachhaltige 
Verbesserung der Lebenssituation ermöglichen. Mitarbeitende der jeweili-
gen Dekanatscaritasverbände prüfen einen Rechtsanspruch, befürworten 
den Antrag und stellen die sachgerechte Verwendung sicher. Dem Antrag 
ist die Kopie eines Identitätsnachweises (z. B. Aufenthaltstitel) beizufügen. 
Es ist ein Verwendungsnachweis mit Kopie des Kaufbelegs zu führen. 

In der Regel ist ein Zuschuss in Höhe von bis zu 500,- Euro möglich. Mit der 
Verwaltung und Vergabe der Mittel wird der Diözesancaritasverband beauf-
tragt. Der Antrag und der Verwendungsnachweis sind formgebunden. Das 
Antragsverfahren und die Zahlungsabwicklung entsprechen dem der ande-
ren durch den DiCV verwalteten Fonds. Über die Gewährung und die Höhe 
des Zuschusses entscheidet die Leitung der Abteilung 1. Zur Beratung des 
Antrages können der DiCV-Referent für den Fachbereich Migration und 
andere DiCV-Referenten hinzugezogen werden. Das BO überweist dem 
DiCV auf Anforderung Mittel zur Bewirtschaftung. Der DiCV weist jeweils 
zum Ende des Kalenderjahres, bei Ausschöpfung des Fonds, bei Beendi-
gung der Flüchtlingshilfe und auf Anfrage des Generalvikars die sach-
gerechte Verwendung der Mittel nach. 

 

Diese Richtlinie tritt zum 1. April 2023 in Kraft. Die Richtlinie vom 6. Dezem-
ber 2017 wird zum 1. April 2023 außer Kraft gesetzt. 

 

Dresden, 16. März 2023 

 

Matthias Mitzscherlich  

Diözesan-Caritasdirektor 

 

Zustimmung durch den Generalvikar ist am 31. März 2023 erfolgt. 
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46. Hinweise zur Vervielfältigung von Noten und Liedtexten 
 
Zwischen dem Verband der deutschen Diözesen und der VG Musikedition 
besteht seit Jahrzehnten ein Vertrag, der es erlaubt, für Gottesdienste und 
andere liturgische Feiern Werke der Musik zu vervielfältigen, ohne dass 
dafür eine Meldung oder Vergütung gegenüber der VG erforderlich wäre.  

Aus aktuellem Anlass weisen wir darauf hin, dass das Vervielfältigen von 
Noten und Texten für den Chorgesang davon nicht umfasst ist. Chornoten 
müssen in Chorstärke käuflich erworben werden bzw. muss eine Lizenz 
beantragt werden. Einrichtungen der katholischen Kirche wird dabei ein 
Rabatt von 20 % eingeräumt. Wenn ohne Lizenz durch die Chöre Noten 
kopiert werden, entstehen den Verlagen existenzbedrohende Einnahme-
ausfälle.  

Außerdem informieren wir Sie darüber, dass der VDD einen weiteren Vertrag 
über die Rechte nach den §§ 51 ff. VGG abgeschlossen hat. Dies betrifft 
kollektive Lizenzen mit erweiterter Wirkung für die Nutzung einer Vielzahl 
von Werken verschiedener Rechtsinhaber. Mit dem nun abgeschlossenen 
Vertrag dürfen auch Werke von Außenstehenden – also Rechtsinhabern, die 
nicht im Vertragsverhältnis mit der VG Musikedition stehen – für Vervielfälti-
gungsvorgänge genutzt werden, solange diese nicht ausdrücklich wider-
sprochen haben.  
Näheres finden Sie unter:  
www.vg-musikedition.de/service/statuten/statuten/vgg-51 
 
 

47. Weiterbildung für Pfarrsekretärinnen und Pfarrsekretäre in 
Chemnitz 

 
Dieses Jahr findet die Weiterbildung für die Pfarrsekretärinnen und Pfarr-
sekretäre  am 24. bis 25. Oktober 2023 in Chemnitz statt. 

Die Anreise ist am Dienstag, 24. Oktober bis 9.30 Uhr und die Abreise am 
Mittwoch, 25. Oktober gegen 15.00 Uhr geplant. Das genaue Programm wird 
zu einem späteren Zeitpunkt per E-Mail bekanntgegeben. Alle Pfarrer und 
Pfarradministratoren werden gebeten, den Pfarrsekretärinnen und Pfarr-
sekretären die Teilnahme zu ermöglichen. 

Bitte melden Sie sich bis spätestens 31. August 2023 über folgenden Link 
an: 

https://eveeno.com/fortbildung-pfarrsekretaerinnen-2023 

Weitere Auskünfte erhalten Sie bei der Verwaltungsleiterin Frau Monika Höß 
(Monika.Hoess@pfarrei-bddmei.de). 
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48. Heilige Weihen 
 
Am Sonntag, dem 4. Juni 2023 wird Herr Bischof Heinrich Timmerevers 

 Julian-Michael Kania 

 aus Falkenstein / Diözese Dresden-Meißen 

die Priesterweihe spenden.  

Der Weihegottesdienst beginnt um 15.00 Uhr in der Kathedrale Ss. Trinitatis 
Dresden.  

Der Bischof bittet die Priester und alle Gläubigen, für den Weihekandidaten 
zu beten. 
 

49. Personalia 
 
G u n d e r m a n n , Manuela, GRf 
Mit Wirkung vom 1. April 2023 für die Dauer von 4 Jahren zur Regionalleiterin 
der Gemeindereferentinnen und -referenten für die Dekanate Chemnitz und 
Zwickau beauftragt. 

H o f f m a n n , Stephanie, GRf 
Mit Wirkung vom 1. April 2023 für die Dauer von 4 Jahren zur Regionalleiterin 
der Gemeindereferentinnen und -referenten für das Dekanat Bautzen beauf-
tragt. 

L u t h e r , Katharina, GRf 
Mit Wirkung vom 1. April 2023 bis auf Weiteres zur Regionalleiterin der 
Gemeindereferentinnen und -referenten für das Dekanat Leipzig beauftragt. 

M ä r z , Patricia, GRf 
Mit Wirkung vom 1. April 2023 für die Dauer von 4 Jahren zur Regionalleiterin 
der Gemeindereferentinnen und -referenten für die Dekanate Meißen und 
Dresden beauftragt. 
 
S i e g b u r g , Manuela, GRf 
Mit Wirkung vom 1. April 2023 befristet für ein Jahr zur Regionalleiterin der 
Gemeindereferentinnen und -referenten für die Dekanate Gera und Plauen 
beauftragt. 
 
  



148 
 
 

  

Z e h e , Elisabeth-Magdalena, Sr. OSB 
Mit Wirkung vom 1. April 2023 für die Dauer von 4 Jahren zur Geistlichen 
Begleiterin für die Regionalgruppen der Gemeindereferentinnen 
und -referenten der Dekanate Meißen, Dresden und Bautzen beauftragt. 

 

 
 
gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 
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50. Interdiözesane Kommission zur Aufarbeitung sexuellen 
Missbrauchs (IKA) 

 
Die interdiözesane Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs 
des Erzbistums Berlin, der Bistümer Görlitz und Dresden-Meißen und der 
Katholischen Militärseelsorge hat sich am 10. Mai 2023 konstituiert. In der 
Sitzung ist Frau Uta-Maria Kuder zur Vorsitzenden gewählt worden. Der 
Kommission gehören derzeit neun Mitglieder an: 

 Maria Bering, Abteilungsleiterin K 4 „Erinnerungskultur“ bei der Beauf-
tragten der Bunderegierung für Kultur und Medien, benannt vom Land 
Berlin 

 Andreas Hilliger, ehemals Abteilungsleiter des Ministeriums für 
Bildung, Jugend und Sport in Brandenburg, inzwischen im Ruhestand, 
benannt von der Landesregierung Brandenburg 

 Regina Kraushaar, Präsidentin der Landesdirektion Sachsen, benannt 
von der Sächsischen Staatsregierung 

 Uta-Maria Kuder, Juristin, ehemals Justizministerin des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern, inzwischen im Ruhestand, benannt von 
der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern 

 Sabine Otto, Sozialpädagogin und Betriebswirtin, entsandt vom 
Betroffenenbeirat Ost 

 Dr. Maria Sternemann, Ärztin für Radioonkologie und Strahlen-
therapie, Charité Campus Benjamin Franklin, benannt von Erzbischof 
Dr. Heiner Koch, Erzbistum Berlin 

 Hans Strobl, zuletzt Generalstaatsanwalt des Freistaates Sachsen, 
seit Februar 2022 im Ruhestand, benannt vom Bistum Dresden-
Meißen 

 Robert Wolf, Diplom Sozialarbeiter, M.A., Angestellter im öffentlichen 
Dienst im Gesundheitsamt einer Landkreisverwaltung im Land 
Brandenburg, benannt von den Diözesan- und Katholikenräten 

Die Kommission ist nicht Teil kirchlicher Strukturen und arbeitet 
weisungsfrei.  

Kontakt zur IKA kann über die Geschäftsstelle aufgenommen werden:  

Tel.: 0176 62036275 
E-Mail: kontakt@aufarbeitung-ost.de 
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51. Ankündigung: Digitalisierung des Kirchlichen Amtsblattes 
 
Mit Wirkung zum 20. August 2023 wird die bisher erscheinende Druck-
ausgabe sowie der Versand des Kirchlichen Amtsblattes für das Bistum 
Dresden-Meißen eingestellt. Das Kirchliche Amtsblatt wird ab dem 
20. August 2023 für die breite Öffentlichkeit nur noch im digitalen PDF-
Format erscheinen. 
 
Die Digitalisierung bietet den Vorteil, dass nun jede Ausgabe des Kirchlichen 
Amtsblattes zeitnah zum Tag des Erscheinens abruf- und ausdruckbar ist. 
Zeitliche Verzögerungen durch Druck und Postversand entfallen zukünftig 
ressourcenschonend. Dadurch leistet das Bistum außerdem schrittweise 
seinen Beitrag zum dringend gebotenen nachhaltigen Wirtschaften in allen 
Bereichen. Darüber hinaus ist die Digitalisierung ein Beitrag zur Effek-
tivierung und Beschleunigung von Arbeitsprozessen, mit der finanzielle 
Einsparungen aufgrund gestiegener Material- und Versandkosten und 
Reduzierung von Personalaufwand einhergehen.  
 
Das Kirchliche Amtsblatt für das Bistum Dresden-Meißen wird auf der  
Internetseite  
www.bistum-dresden-meissen.de/gut-informiert/kirchliches-amtsblatt 
für uneingeschränkte Personenkreise kostenfrei öffentlich zugänglich und 
abrufbar gemacht. Daneben besteht die Möglichkeit, per E-Mail über das 
Erscheinen eines neuen Kirchlichen Amtsblattes informiert zu werden. Die 
Mitteilung, dass ein Amtsblatt-Abo per E-Mail gewünscht ist, ist an die 
E-Mail: poststelle@bddmei.de zu richten. Pfarreien im Bistum Dresden-
Meißen werden bei ausbleibendem Widerspruch automatisch in den E-Mail-
Verteiler aufgenommen. 
 

52. Bekanntgabe der Regional-KODA Nord-Ost 
 
Bekanntgabe nach § 4 Absatz 1 Entsendeordnung Regional-KODA 
Nord-Ost 

Gemäß § 4 Absatz 1 Entsendeordnung Regional-KODA Nord-Ost wird 
bekannt gegeben, dass seitens der Gewerkschaften keine Vertreter für die 
Amtsperiode der VIII. Regional-KODA Nord-Ost in die Kommission entsandt 
wurden. 

Andrea Hartung 

Vorsitzende der Regional-KODA Nord-Ost 

Berlin, 2. Februar 2023 
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53. Firmtermine 2024 
 
Gemäß der angekündigten Terminvergabe für Firmungen ab 2024  
(vgl. KA 114/2022) wurden für das Jahr 2024 folgende Firmtermine 
vergeben: 

14. April 2024   9.00 Uhr Pfarrei Heilige Apostel Simon und Juda   
  Crostwitz 

20. April 2024 16.00 Uhr Pfarrei Mariä Geburt Aue-Bad Schlema 

27. April 2024 16.00 Uhr Pfarrei St. Elisabeth Dresden,    
     Gemeinde Mariä Himmelfahrt Striesen 

  4. Mai 2024 16.00 Uhr Pfarrei Philipp Neri Leipzig-West 

18. Mai 2024 10.00 Uhr Pfarrei Maria Magdalena Kamenz 

19. Mai 2024   9.00 Uhr Dompfarrei St. Petri Bautzen  

15. Juni 2024 16.00 Uhr Pfarrei St. Martin Dresden-Nord    
     (evtl. noch eine 2. Firmung um 10.00 Uhr) 

31. August 2024 10.00 Uhr Pfarrei St. Christophorus Auerbach/Vogtland 

31. August 2024 16.00 Uhr Pfarrei Heilige Familie Zwickau 

Weitere Firmanfragen liegen nicht vor. 

 

54. Exerzitien 2023 
 
Auf folgende Exerzitienangebote im Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah 
in Schönstatt weisen wir hin: 
 
Thema: Geistliche Quellen freilegen, um erneuert zu leben 
Termin: 12.-17. November 2023 
Teilnehmer: Schweigeexerzitien mit Vorträgen für alle Interessierten 
Leitung: Generalrektor Dr. Christian Löhr 
Anmeldung: Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah, Berg Moriah 1, 56337 
Simmern/Westerwald, 
Tel.: 02620 941401, E-Mail: reservierung@bergmoriah.de 
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Thema: Geistlich leben in Zeiten des Umbruchs 
Termin: 19.-24. November 2023,  
Teilnehmer: Schweigeexerzitien mit Vorträgen für Priester und Diakone 
Leitung: Msgr. Dr. Peter Wolf 
Anmeldung: Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah, Berg Moriah 1, 56337 
Simmern/Westerwald, 
Tel.: 02620 941401, E-Mail: reservierung@bergmoriah.de  
 

55. Nachruf Bernhard Kühn 
 
Gott, der Herr über Leben und Tod, hat am 17. Mai 2023 
seinen Diener, den Priester des Bistums Dresden-Meißen 

Pfarrer i. R. Bernhard Kühn 

in sein ewiges Reich gerufen. 

Bernhard Kühn wurde am 7. Oktober 1943 in Dresden geboren, wo er 
zusammen mit seinen drei Geschwistern aufwuchs. Die letzten Kriegsjahre 
und die Nachkriegszeit im zerstörten Dresden haben seine Kindheit und 
Jugend geprägt; dies spiegelt sich wider in seiner Demut und 
Bescheidenheit, die er ein Leben lang lebte. 

Nach der Lehre zum Offsetdrucker begann er seine Ausbildung im Norber-
tinum in Magdeburg, wo er das kirchliche Abitur ablegte. Im Priesterseminar 
in Erfurt und dem Pastoralseminar in Neuzelle setzte er seine Ausbildung 
fort. Am 26. Juni 1971 wurde Bernhard Kühn in Dresden zum Priester ge-
weiht. Kaplansstellen führten ihn 1971 nach Greiz mit Diensten in Crimmit-
schau, 1974 nach Leipzig-Connewitz und 1976 nach Annaberg-Buchholz. 
1979 trat er die Pfarrstelle in Zeulenroda an. Seine Mühe galt besonders 
dem Bau eines würdigen Gotteshauses. Am 26. Februar 1989 konnte die 
Gemeinde dann endlich die Einweihung ihrer neuen Kirche und des 
Gemeindezentrums feiern. Von 1996 bis 2018 übernahm er zugleich die 
Seelsorge in den Justizvollzugsanstalten Gera und Hohenleuben. Auf diö-
zesaner Ebene war er als Caritasreferent tätig und lange Jahre Mitglied im 
Vermögensverwaltungsrat des Bistums Dresden-Meißen.  

Hausbesuche lagen ihm besonders am Herzen: „Kommen die Leute nicht in 
die Kirche, kommt halt die Kirche zu ihnen“ war eine Maxime seines Han-
delns. In seinem Wirken hat er in Zeulenroda eine lebendige Gemeinde auf-
gebaut. Nach fast 40 Jahre seines Wirkens vor Ort erkrankte er zu Beginn 
des Jahres 2019 schwer. Dies war ein schwerer Einschnitt für ihn, der sonst 
immer für seine Gemeinde da war. Die Krankheit führte ihn über ver-
schiedene Krankenhausaufenthalte ins Caritasheim St. Clara nach Goppeln 
bei Dresden. Fest in seinem Glauben verankert, lebte er dort in Demut und 
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Bescheidenheit und wenn die Krankheit es zuließ, hatte er für jeden, der ihm 
begegnete, ein gutes und freundliches Wort. 

Wir verlieren mit ihm einen Priester, der geschätzt war für seine guten und 
lebensnahen Predigten und der seinen Glauben offen und für alle sichtbar 
lebte. Ich empfehle den Verstorbenen dem fürbittenden Gebet der Gläu-
bigen.  

Das Requiem für Pfarrer Bernhard Kühn feiern wir am Freitag, den 26. Mai 
2023, 10.00 Uhr in der Kapelle Maria, Königin des Friedens der Nazareth-
schwestern (Dorfstraße 27, 01728 Bannewitz OT Goppeln). Die Beisetzung 
wird später in Greiz stattfinden. 

 

Dresden, 19. Mai 2023 

 

+ Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 

56. Personalia 
 
B o n a t h , Christian  
Mit Wirkung vom 1. Mai 2023 bis zum 31. März 2026 in die Kommission für 
Liturgie und Kunst des Bistums Dresden-Meißen berufen. Darüber hinaus 
mit Wirkung vom 1. April 2023 neben seiner Anstellung als 
Domkapellmeister zum Kirchenmusikreferenten ernannt. 
 
H o f f m a n n , Marcus, Dekan, Pf 
Mit Wirkung vom 20. Mai 2023 von den Ämtern des Dekans des Dekanats 
Plauen sowie des Pfarrers der Pfarrei Herz Jesu in Plauen entpflichtet. 
Darüber hinaus mit Wirkung vom 1. Mai 2023 vom Amt als Mitglied des 
Vermögensverwaltungsrates im Bistum Dresden-Meißen entpflichtet. 
 
K o c h i n k a , Ralph, Pf 
Mit Wirkung vom 20. Mai 2023 zum Pfarradministrator der Pfarrei Herz Jesu 
Plauen für die Zeit der Vakanz ernannt. 
 
L u k a s c h , Elisabeth, GRf 
Mit Wirkung zum 30. April 2023 vom Dienst als Gemeindereferentin in der 
Pfarrei St. Maria Magdalena in Kamenz entpflichtet und in den Ruhestand 
eingetreten. 
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L o m m a t z s c h , André, tit. Pf 
Mit Wirkung zum 1. Juni 2023 von den priesterlichen Diensten in der Pfarrei 
St. Martin in Dresden entpflichtet und zum gleichen Termin in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt. 
 
M o t h e s , Norbert, Pf i R 
Mit Wirkung vom 1. Januar 2023 für weitere drei Jahre bis zum 31. 
Dezember 2025 zum Beauftragten für die Internetseelsorge des Bistums 
Dresden-Meißen ernannt. 
 
N i e g s c h , Timo, K 
Mit Wirkung vom 1. Mai 2023 als Kaplan in der Pfarrei St. Philipp Neri in 
Leipzig-West entpflichtet und zum gleichen Termin für einen Zeitraum von 
14 Monaten für seelsorgerliche Dienste in der Bahnhofsmission Leipzig 
unter Leitung des Caritasverbandes Leipzig e.V. freigestellt. 
 
P u c h a ł a ,  Łukasz Aleksander 
Mit Wirkung vom 10. Mai 2023 mit Reskript des Dikasteriums für die 
Glaubenslehre von den Verpflichtungen des Priestertums und des Zölibats 
dispensiert und aus dem Dienst des Bistums Dresden-Meißen ausge-
schieden. 
 
 
 
Verstorben  

 
K ü h n , Bernhard, Pf i R 
Verstorben am 17. Mai 2023 im Alter von 79 Jahren.  
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gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 
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57. D E K R E T  – Inkraftsetzung von Beschlüssen der 
Bundeskommission (Caritas) 

 
Die Bundeskommission beschließt: 

 

Abtretungsverbot nach Abschnitt X Absatz f der Anlage 1 zu den AVR 

 

A. 

Beschlusstext: 

I. Der Abschnitt X der Anlage 1 zu den AVR wird wie folgt geändert: 

1. Die Anmerkung zu Abschnitt X der Anlage 1 zu den AVR wird zu 
Anmerkung Nr. 1. 

2. Zu Abschnitt X der Anlage 1 zu den AVR wird eine Anmerkung  
Nr. 2 neu eingefügt: 

„2. Die Regelung des Abs. f gilt nur für Dienstverträge, die vor 
dem 1. Oktober 2021 abgeschlossen wurden.“ 

II.  Inkrafttreten  

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2022 in Kraft. 

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Gemäß § 308 Nr. 9 Buchst. a BGB ist das pauschale Abtretungsverbot in 
Abschnitt X Absatz f der Anlage 1 zu den AVR für Dienstverträge, die ab 
dem 1. Oktober 2021 abgeschlossen wurden und werden, unwirksam. Für 
bereits davor bestehende Dienstverträge werden nach der herrschenden 
Rechtsmeinung standardisiert in Verträge eingeführte pauschale 
Abtretungsverbote für zulässig gehalten. Mit der hier vorgenommenen Än-
derung erfolgt eine Klarstellung dahingehend, dass das pauschale 
Abtretungsverbot gemäß Abschnitt X Absatz f der Anlage 1 zu den AVR nur 
für Dienstverträge gilt, die vor dem 1. Oktober 2021 abgeschlossen wurden. 

Mit dem am 1. Januar 2021 in Kraft getretenen Gesetz für faire Verbraucher-
verträge vom 10. August 2021 (BGBl. I 2021, Nr. 53 v. 17. August 2021,  
S. 3433) wurde in die Tatbestände der Klauselverbote mit 
Wertungsmöglichkeit des § 308 BGB mit der neuen Nr. 9 die Bestimmung in 
AGB, die die Abtretbarkeit eines Geldanspruchs oder bei Fehlen von 
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schützenswerten Interessen des Verwenders oder überwiegenden 
berechtigten Belangen des Vertragspartners eines anderen Rechts 
ausschließen, für unwirksam erklärt. Dies soll nicht gelten für Ansprüche auf 
Versorgungsleistungen im Sinne des BetrAVG. Nach dem Art. 229 § 60 EG-
BGB gilt die Neuregelung nicht für vor dem 1. Oktober 2021 entstandene 
Schuldverhältnisse. 

Die Bundeskommission reagierte mit Beschluss vom 30. Juni 2022. Nach  
§ 308 Nr. 9 Buchst. a BGB ist ein Abtretungsverbot für Ansprüche aus der 
betrieblichen Altersversorgung weiterhin rechtlich zulässig – auch für ab dem 
1. Oktober 2022 geschlossene Dienstverträge. Mit dem genannten 
Beschluss regelte die Bundeskommission, dass für alle Dienstverträge, 
unabhängig davon, ob sie vor oder ab dem 1. Oktober 2021 abgeschlossen 
wurden, ein Abtretungsverbot ausdrücklich nur für Ansprüche aus der 
betrieblichen Altersversorgung nach Anlage 8 zu den AVR und dem 
Beschluss der Zentral-KODA zur Entgeltumwandlung gilt. Hier ist ein 
Abtretungsverbot nach wie vor rechtlich zulässig.  

Die Regelung in Abschnitt X Absatz f der Anlage 1 zu den AVR blieb unver-
ändert bestehen. Dieses pauschale Abtretungsverbot entfaltet aber nur 
Wirksamkeit für Dienstverträge, die bereits vor dem 1. Oktober 2021 
bestanden. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 

Die vorgeschlagene bundesweit geltende Regelung betrifft nicht die 
Festlegung der Höhe aller Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regel-
mäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des 
§ 13 Abs. 3 S. 1 AK-Ordnung. Damit besteht die Kompetenz der Bundes-
kommission der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-
Ordnung zur Regelung. 

 

Fulda, 23. März 2023 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 
 

 

* * * 
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Vermittlungsvorschlag Kurzarbeit 

A. 

Beschlusstext: 

I. Änderungen in der Anlage 5 zu den AVR: 

 

1. In der Anlage 5 zu den AVR wird der § 5 neu gefasst und die §§ 5a 
bis 5g neu eingefügt: 

§ 5 Kurzarbeit  

(1) §§ 5 bis 5g der Anlage 5 gelten für Mitarbeiter, die in einem unge-
kündigten Dienstverhältnis zu einem Dienstgeber stehen. 

(2) 1Für die Berechnung der Dienstbezüge gemäß Abschnitt II der 
Anlage 1 und der Krankenbezüge gemäß Abschnitt XII der Anlage 1 
gilt Abschnitt II a mit Ausnahme von Absatz b zweiter Halbsatz der 
Anlage 1 entsprechend. 2Für die Anwendung sonstiger Bestim-
mungen der AVR bleibt die Kürzung der dienstvertraglich verein-
barten Arbeitszeit und die sich daraus ergebende Minderung der 
Bezüge außer Betracht. 

(3) Mitarbeiter, deren Arbeitszeit länger als drei zusammen-
hängende Wochen verkürzt worden ist, können ihr Dienstverhältnis 
mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende kündigen. 

§ 5a Voraussetzungen der Einführung und Ausgestaltung der 
Kurzarbeit 

(1) 1Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen gemäß SGB 
III und der Kurzarbeitergeldverordnung kann der Dienstgeber nach 
Abschluss einer Dienstvereinbarung Kurzarbeit anordnen. 2Die 
Dienstvereinbarung legt ein Datum des Beginns der Kurzarbeit oder 
einen Zeitraum, in dem die Kurzarbeit beginnt, fest. 3Dieser Zeitraum 
beträgt höchstens zwei Monate ab Abschluss der Dienstver-
einbarung. 4Die Mitarbeitervertretung ist über die beabsichtigte Ein-
führung von Kurzarbeit unverzüglich und umfassend zu informieren. 
5Die gesetzlichen Rechte der Mitarbeitervertretung bleiben darüber 
hinaus bestehen, soweit durch die §§ 5 bis 5g der Anlage 5 keine 
abschließende Regelung getroffen wird. 6In Einrichtungen ohne 
Mitarbeitervertretung ist die Kurzarbeit mit jedem betroffenen 
Mitarbeiter gesondert zu vereinbaren. 

(2) 1Der Beginn der Kurzarbeit ist den von Kurzarbeit betroffenen 
Mitarbeitern mit einer Frist von fünf Kalendertagen anzukündigen. 
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2Sieht die Dienstvereinbarung einen konkreten Beginn vor, gilt als 
Ankündigung die Bekanntgabe der Dienstvereinbarung i. S. d. 
Absatzes 1. 3Sieht die Dienstvereinbarung einen Zeitraum für den 
Beginn der Kurzarbeit im Sinne des Absatzes 1 vor, so ist der Beginn 
den Mitarbeitern auf betriebsüblichem Wege bekannt zu machen. 

§ 5b Umfang der Kurzarbeit 

1Die Kurzarbeit kann in Einrichtungen sowie Teilen derselben, nicht 
jedoch für einzelne Mitarbeiter, eingeführt werden. 2Die Kurzarbeit 
kann bis zu einer Herabsetzung der Arbeitszeit auf null Stunden ein-
geführt werden. 

§ 5c Anzeige und Antrag bei der Agentur für Arbeit - Information 
durch den Dienstgeber 

(1) Der Dienstgeber zeigt im Falle der Notwendigkeit von Kurzarbeit 
den Arbeitsausfall unverzüglich bei der zuständigen Agentur für Ar-
beit an und stellt die Anträge zur Gewährung von Kurzarbeitergeld. 

(2) Die Mitarbeitervertretung erhält Kopien der Anzeige, des Erstan-
trags mit Anlagen und der Bescheide der Agentur für Arbeit. 

(3) Im Falle des § 5a Abs. 1 Satz 6 hat der Dienstgeber den Mitar-
beitern die für sie erforderlichen Informationen zur Verfügung zu 
stellen. 

§ 5d Aufstockung des Kurzarbeitergeldes 

(1) 1Die Mitarbeiter, die von der Kurzarbeit betroffen sind, erhalten 
vom Dienstgeber zusätzlich zum verkürzten Entgelt und dem von 
der Agentur für Arbeit zu erwartenden Kurzarbeitergeld eine 
Aufstockungszahlung. Mitarbeiter, die mindestens für ein Kind 
unterhaltspflichtig sind, erhalten eine Aufstockung auf 87 v.H., die 
sonstigen Mitarbeiter auf 80 v.H. des nach § 106 SGB III berech-
neten pauschalierten Nettoentgelts aus dem Soll-Entgelt. 2Durch 
Dienstvereinbarung kann diese Aufstockung erhöht oder verringert 
werden. 

(2) Ungekürzt weitergezahlt werden Urlaubsentgelt und Urlaubs-
geld, vermögenswirksame Leistungen sowie Jahressonderzahlung 
bzw. Weihnachtszuwendung  

(3) Der Aufstockungsbetrag ist kein monatliches Entgelt und wird 
deshalb bei tariflichen Leistungen, deren Höhe vom Entgelt 
abhängig ist, nicht berücksichtigt. 

(4) 1Werden während der Kurzarbeit betriebsbedingte Kündigungen 
gegenüber Mitarbeitern ausgesprochen, die sich in Kurzarbeit 
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befinden, endet die Kurzarbeit. 2Im Fall einer solchen betriebs-
bedingten Kündigung erhöht sich für die zweite Hälfte der in Kurz-
arbeit verbrachten Zeit, mindestens jedoch für die letzten zwei 
Monate der Kurzarbeit vor dem Ausspruch der betriebsbedingten 
Kündigung die Aufstockung nach § 5d Abs. 1 auf 100 v.H. des nach 
§ 106 SGB III berechneten pauschalierten Nettoentgelts aus dem 
Soll-Entgelt. 3Hiervon kann durch Dienstvereinbarung nicht abge-
wichen werden. 

§ 5e Zahlung des Kurzarbeitergeldes und des Aufstockungs-
betrages 

1Das Kurzarbeitergeld und der Aufstockungsbetrag werden zum 
Zeitpunkt der monatlichen Entgeltzahlung gemäß Abschnitt X der 
Anlage 1 durch den Dienstgeber gezahlt. 2Dies gilt unabhängig von 
dem Zahlungszeitpunkt durch die Agentur für Arbeit. 

§ 5f Urlaub und Altersteilzeit 

(1) Eine aus der Kurzarbeit resultierende Minderung des Umfanges 
des Anspruches auf Erholungsurlaub nach § 3 der Anlage 14 kann 
durch Dienstvereinbarung ganz oder teilweise ausgeschlossen 
werden.  

(2) 1Für Mitarbeiter in der Arbeitsphase des Altersteilzeit-
blockmodells kann § 10 der Anlage 17a entsprechend angewendet 
werden. 2Die Aufstockung gemäß § 5 Abs. 1 ist kein Regelarbeits-
entgelt im Sinne von § 7 Abs. 3 Satz 2 der Anlage 17a. 

§ 5g Veränderung der Kurzarbeit 

1Bei Unterbrechung, Ausweitung, Verlängerung oder Beendigung 
der Kurzarbeit ist die Mitarbeitervertretung im Rahmen ihrer 
Beteiligungsrechte einzubeziehen. 2Die Änderungen müssen mit 
einer Frist von mindestens fünf Arbeitstagen angekündigt werden. 

 

II.  Änderungen in § 2 Anlage 20 zu den AVR 

In § 2 Absatz 2 der Anlage 20 zu den AVR wird folgender neuer Satz 
3 eingefügt: 

„3Ferner von § 2 Abs. 1 ausgenommen sind die §§ 5 bis 5g der 
Anlage 5; sie finden Anwendung.“ 
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III. Änderungen in § 5 der Anlage 21 zu den AVR 

In § 5 der Anlage 21 zu den AVR werden nach den Worten „die Arbeits-
zeit,“ die Worte „die Kurzarbeit,“ eingefügt.  

 

IV. Änderungen in § 1 Absatz 2 der Anlage 30 zu den AVR 

§ 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt neu 
gefasst: 

„3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, 
§§ 5 bis 5g, § 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und § 10.“ 

 

V.  Änderung in § 1 Absatz 2 der Anlage 31 zu den AVR 

§ 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlage 31 zu den AVR wird wie folgt neu 
gefasst: 

„3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, 
§§ 5 bis 5g, § 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und § 10.“ 

 

VI. Änderung in § 1 Absatz 2 der Anlage 32 zu den AVR 

§ 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlage 32 zu den AVR wird wie folgt neu 
gefasst: 

„3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, 
§§ 5 bis 5g, § 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und § 10.“ 

 

VII. Änderung in § 1 Absatz 2 der Anlage 33 zu den AVR 

§ 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt neu 
gefasst: 

„3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, 
§§ 5 bis 5g, § 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und § 10.“ 

 

VIII. Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. April 2023 in Kraft. 
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B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Um bei Krisen in der Sozialwirtschaft möglichst schnell auf den dann erfor-
derlichen Personalbedarf reagieren zu können, die finanzielle Existenz der 
Mitarbeiter in der Krise zu sichern und wirtschaftlichen Schaden von den 
Dienstgebern abzuhalten, soll das Instrument der Kurzarbeit flexibel ein-
gesetzt werden.  

Vor diesem Hintergrund und zur Festlegung der Voraussetzungen für die 
Einführung von Kurzarbeit und deren Ausgestaltung erfolgen die oben 
genannten Regelungen. 

Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen gemäß SGB III und der 
Kurzarbeitergeldverordnung kann der Dienstgeber nach Abschluss einer 
Dienstvereinbarung Kurzarbeit anordnen. Die Dienstvereinbarung ist mit der 
Mitarbeitervertretung zu schließen. In Einrichtungen, in denen keine 
Mitarbeitervertretung existiert, ist die Kurzarbeit einzelvertraglich mit jedem 
einzelnen Mitarbeiter zu vereinbaren. Die Dienstvereinbarung bzw. die 
einzelvertragliche Vereinbarung muss mindestens die Regelungen der §§ 5 
bis g der Anlage 5 zu den AVR enthalten. Abweichungen sind z.B. bei der 
Aufstockung nach § 5d Abs. 1 Satz 2 oder nach § 5f Abs. 1 der Anlage 5 zu 
den AVR möglich.  

Die Regelungen zur Einführung von Kurzarbeit und deren Ausgestaltung 
gelten neben der Anlage 2 zu den AVR auch für Mitarbeiter in den Anlagen 
20, 21, 30, 31, 32 und 33 zu den AVR. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 

Die Regelung betrifft Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses 
nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine Fest-
legung der Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regel-
mäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs i. S. d. § 13 
Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. Damit besteht die Kompetenz der Bundes-
kommission nach § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur Regelung. 
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Fulda, 23. März 2023 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 
 

* * * 

Fristverlängerungen in Anlage 33 zu den AVR 

 

A. 

Beschlusstext: 

I. § 13 Absatz 4 Satz 9 der Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt gefasst: 

“9Die Regelungen nach Satz 8 sind befristet bis zum 30. September 
2024.“ 

II. Satz 2 der Anmerkung 31 in Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird 
ersatzlos gestrichen. 

III. Inkrafttreten  

Dieser Beschluss tritt zum 1. April 2023 in Kraft. 

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Die Sonderregelung für die Höhergruppierung aus der Entgeltgruppe S 8b 
in die Entgeltgruppe S 9 ist aktuell bis zum 30. Juni 2023 befristet. Da die 
Stufenlaufzeiten der beiden Entgeltgruppen erst zum 1. Oktober 2024 ange-
glichen werden, wird die Sonderregelung in § 13 Abs. 4 der Anlage 33 zu 
den AVR entsprechend bis zum 30. September 2024 verlängert. Mit der 
Angleichung der Stufenlaufzeiten entfällt der Grund der Sonderregelung.  

Zusammen mit der Sonderregelung in § 13 Abs. 4 der Anlage 33 zu den 
AVR wurde 2020 (Bundeskommission am 18. Juni 2020) die Anmerkung 31 
(Kann-Zulage für Mitarbeiter mit koordinierender Tätigkeit oder Gruppen-
leiter in der Entgeltgruppe S 12) eingeführt und ebenfalls befristet. Da für 
eine Befristung keine Gründe mehr ersichtlich sind, wird die Regelung 
entfristet. 
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C. 

Beschlusskompetenz 

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses 
nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine reine 
Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regel-
mäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des 
§ 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 

Fulda, 23. März 2023 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 
 

* * * 

Korrekturbeschluss zum Beschluss der Bundeskommission vom 
8. Dezember 2022 zur Tarifrunde im Sozial- und Erziehungsdienst  

– Teil 2 

 

A. 

Beschlusstext: 

1. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die Anmerkung „3“ 
entfernt. 

2. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die folgende neue 
Anmerkung „3a“ eingefügt: 

„Als entsprechende Tätigkeit von Erziehern gilt auch die Tätigkeit in 
Schulkindergärten, Ganztagsangeboten für Schulkinder, Vorklassen 
oder Vermittlungsgruppen für nicht schulpflichtige Kinder und die Be-
treuung von über 18jährigen Personen (z.B. in Einrichtungen für behi-
nderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder in Einrichtungen der 
Gefährdetenhilfe).“ 

3. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die folgende neue 
Anmerkung „3b“ eingefügt: 

„Als entsprechende Tätigkeit von Kinderpflegern gilt auch die Tätigkeit 
in Schulkindergärten, Ganztagsangeboten für Schulkinder, Vorklassen 
oder Vermittlungsgruppen für nicht schulpflichtige Kinder und die 
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Betreuung von über 18jährigen Personen (z.B. in Einrichtungen für 
behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder in Einrichtungen 
der Gefährdetenhilfe).“ 

4. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die Anmerkung Nr. 3 zu 
den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis S 18 durch  
Nr. 3a ersetzt. 

5. In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR wird die Anmerkung Nr. 3b zu 
den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 2 bis S 18 den Entgelt-
gruppen S 2, S 3 sowie S 4 Nr. 1 hinzugefügt. 

6. Der Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft.  

 

B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Mit Beschluss vom 8. Dezember 2022 zur Tarifrunde im Sozial- und 
Erziehungsdienst – Teil 2 beschloss die Bundeskommission u.a. die Ergän-
zung der Anmerkung Nr. 3 zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen 
S 2 bis S 18 („In der Anmerkung Nummer 3 wird das Wort „Erziehern,“ durch 
die Wörter „Erziehern oder Kinderpflegern“ ersetzt sowie hinter dem Wort 
„Schulkindergärten,“ die Wörter „Ganztagsangeboten für Schulkinder,“ 
eingefügt.“).  

Die Verortung der Anmerkung Nr. 3 wurde aber nicht angepasst. Sie findet 
sich nur bei der Entgeltgruppe S 4 Nr. 2. Die Eingruppierung der Kinder-
pfleger regeln aber auch Entgeltgruppen S 2, S 3 sowie S 4 Nr. 1. Daher 
erfolgt mit dem obigen Beschluss eine Korrektur.  

Anstatt die Erzieher und Kinderpfleger in einer Anmerkung zusammen-
zufügen, werden hier die zwei Gruppen getrennt voneinander geregelt. So 
wird Eingruppierungsfragen zwischen Erzieher und Kinderpfleger 
vorgebeugt. 

 

C. 

Beschlusskompetenz 

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses 
nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine reine 
Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regel-
mäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des 
§ 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 
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Fulda, 23. März 2023 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 
 

* * * 

Die vorausgehenden Beschlüsse werden für das Bistum Dresden-Meißen 
hiermit in Kraft gesetzt. 

 

Dresden, den 15. Juni 2023 

       

Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

58. D E K R E T  – Inkraftsetzung eines Beschlusses der 
Regional-KODA Nord-Ost 

 
In der Sitzung am 23. März 2023 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost 
Folgendes beschlossen: 

I. Änderung der DVO:  

1.  In § 14 Absatz 3 der Anlage 5a (Altersteilzeit) werden die Wörter „bis 
zum 31. März 2023“ gestrichen und durch die Wörter „bis zum  
31. Dezember 2023“ ersetzt, ebenso wird das Datum „vor dem  
1. April 2023“ gestrichen und durch das Datum „vor dem 1. Januar 2024“ 
ersetzt. 

 

2.  In § 3 Absatz 2 der Anlage 5b (FALTER) wird das Datum „vor dem  
1. April 2023“ gestrichen und durch das Datum „vor dem 1. Januar 2024“ 
ersetzt. 

 

II. Inkrafttreten  

Die in den Ziffern 1 und 2 benannten Änderungen treten am 1. April 2023 in 
Kraft.  
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Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 

 

Dresden, den 15. Juni 2023 

 

Heinrich Timmerevers       Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

59. Ordnung für die Erhebung von Schulgeld an den Schulen 
in Trägerschaft des Bistums Dresden-Meißen 
(SchulgeldO) 

 
 Präambel 

An den Bischöflichen Schulen in Trägerschaft des Bistums Dresden-Meißen 
wird ein sozial verträgliches Schulgeld erhoben, das gemäß folgenden 
Bestimmungen festgesetzt wird.  

§ 1 

1. Das Schulgeld wird jeweils für ein Schuljahr (1. August bis zum 31. Juli 
des Folgejahres) als Jahresbetrag festgesetzt und ist in zwölf gleichen 
Raten monatlich zu entrichten. Grundsätzlich ist das Schulgeld auch 
dann bis zum Ablauf des laufenden Schuljahres zu entrichten, wenn 
der Schulvertrag vor dem Schuljahresende beendet wird.  

2. Die freiwillige Zahlung eines höheren Betrages ist jederzeit möglich. 
Eine Spendenbescheinigung wird erstellt.  

3. Bei der Festlegung des Schulgeldes werden die unterschiedlichen 
regionalen Voraussetzungen der Schulstandorte (Bautzen, Dresden, 
Leipzig, Zwickau) berücksichtigt.  

§ 2 

Das zu entrichtende Schulgeld ist unter Beachtung der folgenden sozialen 
Kriterien zu staffeln:  

1. Besuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig die Bischöflichen 
Schulen, wird das Schulgeld des zweiten sowie aller weiteren Kinder 
gemindert.  

2. Schulgeldermäßigungen sind unter Vorlage des entsprechenden 
Nachweises möglich, wenn  
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2.1 der Erhalt von Sozialhilfe zum Lebensunterhalt oder Bürgergeld bzw. 
Sozialgeld durch die Personensorgeberechtigten nachgewiesen wird 
oder  

2.2 das monatliche Einkommen der Personensorgeberechtigten unter der 
Einkommensgrenze nach § 85 des Zwölften Buches Sozialgesetz 
(SGB XII) liegt oder  

2.3 ein mit den Nummern 2.1 oder 2.2 vergleichbarer Fall vorliegt, auf-
grund dessen die Personensorgeberechtigten nicht in der Lage sind, 
das Schulgeld aufzubringen. 

Das Vorliegen des zutreffenden Kriteriums ist von den Personen-
sorgeberechtigten oder den volljährigen Schülerinnen und Schülern der je-
weiligen Schulleitung und dem Schulträger gegenüber in geeigneter Weise 
nachzuweisen.  

§ 3 

Die zu entrichtenden Beträge sowie das Einzugsverfahren und die Gebüh-
ren werden durch Verordnung des Bischöflichen Ordinariates festgesetzt. 
Den Gremien nach § 19 Abs. 3 Schulmitwirkungsverordnung ist vor der 
Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben.  

§ 4 

Diese Ordnung tritt am 1. August 2023 in Kraft. Die zuletzt am 1. August 
2007 geänderte Ordnung tritt mit Wirkung zum 1. August 2023 außer Kraft.  

 

Dresden, den 20. Mai 2023 

 

Heinrich Timmerevers  
Bischof von Dresden-Meißen 
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60. Festsetzung der Schulgeldbeträge für die Schuljahre 
2023/2024 bis 2025/2026 zur SchulgeldO vom 20. Mai 2023 

 
Gemäß SchulgeldO vom 20. Mai 2023 werden die zu entrichtenden Beträge 
für das Schulgeld für die Schuljahre 2023/2024 bis 2025/2026 wie folgt 
festgesetzt:  

1. Die Höhe des Schulgeldes bestimmt sich grundsätzlich nach Anlage 1. 
In begründeten Ausnahmefällen kann das Schulgeld auch abweichend 
von Anlage 1 vorzeitig erhöht werden.  

2. Das Schuldgeld wird im Lastschriftverfahren in der Regel zum 20. für 
den laufenden Monat eingezogen. Fällt dieser Tag auf ein Wochen-
ende/einen Feiertag, verschiebt sich der Fälligkeitstag auf den ersten 
folgenden Werktag. Die Zahlungsverpflichteten haben zum Zeitpunkt 
des Schulgeldeinzuges (und aufgrund von möglichen Buchungs-
verzögerungen auch bis zu fünf Tage danach) für ausreichend 
Deckung auf den von ihnen benannten Konten zu sorgen. Sollten sie 
ihrer Verpflichtung nicht nachkommen und dem Schulträger hierdurch 
Kosten entstehen, so haben die Zahlungsverpflichteten dem Schul-
träger diese Kosten zu ersetzen. 

3. In den Fällen von Schulgeldermäßigung nach § 2 Ziff. 2.3 SchulgeldO 
legt grundsätzlich die Schulleitung nach Prüfung des Einzelfalles die 
Höhe des monatlich zu entrichtenden Schulgeldes mit Genehmigung 
des Schulträgers fest. Diese darf allerdings 10 € pro Monat nicht unter-
schreiten. Diese Festlegung gilt für die Dauer des laufenden Schul-
jahres. Im laufenden Schuljahr genehmigte Ermäßigungen treten im 
Monat nach der Genehmigung des ermäßigten Schulgeldes in Kraft.  

4. Das Schulgeld für die Dresdner Kapellknaben unterliegt einer 
gesonderten Festlegung.   

 

Diese Regelung inklusive der Anlage 1 gilt mit Wirkung ab 1. August 2023. 
Frühere Regelungen sind zum gleichen Zeitpunkt aufgehoben.  

 

Dresden, den 20. Mai 2023 

 

Andreas Kutschke  
Generalvikar 
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Anlage 1:  

      

In den Schuljahren 2023/2024 bis 2025/2026 beträgt das Schulgeld in € 
monatlich:  

 

2023/24 1. Kind 2. Kind 
3. Kind 
und mehr 

Bürgergeld 
Schulleitungs-
festlegung 
(Mindestbetrag) 

St. Benno-Gym Dresden 125,00 105,00 10,00 10,00 10,00 

PB Gym Zwickau 125,00 90,00 10,00 10,00 10,00 

BMMSZ Gym Leipzig 125,00 100,00 10,00 10,00 10,00 

BMMSZ OS Leipzig 125,00 100,00 10,00 10,00 10,00 

BMMSZ GS Leipzig 125,00 100,00 10,00 10,00 10,00 

BMM GS Bautzen 115,00 100,00 10,00 10,00 10,00 
      

2024/25 1. Kind 2. Kind 
3. Kind 
und mehr 

Bürgergeld 
Schulleitungs-
festlegung 
(Mindestbetrag) 

St. Benno-Gym Dresden 135,00 115,00 20,00 10,00 10,00 

PB Gym Zwickau 135,00 100,00 20,00 10,00 10,00 

BMMSZ Gym Leipzig 135,00 110,00 20,00 10,00 10,00 

BMMSZ OS Leipzig 135,00 110,00 20,00 10,00 10,00 

BMMSZ GS Leipzig 135,00 110,00 20,00 10,00 10,00 

BMM GS Bautzen 125,00 110,00 20,00 10,00 10,00 

 

2025/26 1. Kind 2. Kind 
3. Kind 
und mehr 

Bürgergeld 
Schulleitungs-
festlegung 
(Mindestbetrag) 

St. Benno-Gym Dresden 145,00 125,00 30,00 10,00 10,00 

PB Gym Zwickau 145,00 100,00 20,00 10,00 10,00 

BMMSZ Gym Leipzig 145,00 110,00 20,00 10,00 10,00 

BMMSZ OS Leipzig 145,00 110,00 20,00 10,00 10,00 

BMMSZ GS Leipzig 145,00 110,00 20,00 10,00 10,00 

BMM GS Bautzen 135,00 110,00 20,00 10,00 10,00 
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61. D E K R E T  – Änderung der Besoldungsordnung für 
Priester 

  
Änderung des Höchstversorgungssatzes bei Ansprüchen und Anwart-
schaften auf Versorgung nach der Besoldungsordnung für Priester im 
Bistum Dresden-Meißen (PrBO) 

Nach Anhörung des Priesterrates wird das folgende Dekret erlassen: 

 

I. In § 10 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1 der Besoldungsordnung für 
Priester im Bistum Dresden-Meißen (PrBO) wird jeweils die Zahl „75“ 
durch die Zahl „71,75“ ersetzt.  

II. Nach § 19 PrBO wird ein neuer § 20 mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

§ 20 Stufenweise Anpassung der am 30. Juni 2023 bereits zu-
stehenden Ruhegehälter und Unterhaltsbeiträge an neuen 
Höchstsatz gem. § 10 PrBO 

(1) Ab der ersten auf den 30. Juni 2023 folgenden Anpassung der 
Bezüge gem. § 19 PrBO werden die der Berechnung von Ruhe-
gehältern und Unterhaltsbeiträgen (Versorgungsbezügen) 
zugrundeliegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zur sie-
benten Anpassung durch einen Anpassungsfaktor nach Maß-
gabe der folgenden Tabelle vermindert: 

 
(2)  

Zahl der Anpassungen nach 
dem 30. Juni 2023 

Anpassungsfaktor 

1. 0,99458 

2. 0,98917 

3. 0,98375 

4. 0,97833 

5. 0,97292 

6. 0,96750 

7. 0,96208 

 

(3) Mit dem Inkrafttreten und vor Vollzug der achten Anpassung 
gem. § 19 PrBO nach dem 30. Juni 2023 wird der den 
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Versorgungsbezügen zugrundeliegende Ruhegehaltssatz mit 
dem Faktor 0,95667 vervielfältigt; der so verminderte Ruhe-
gehaltssatz gilt als neu festgesetzt und ist ab dem Tag der achten 
Anpassung gem. § 19 PrBO bei Berechnung der Versorgungs-
bezüge zugrunde zu legen.  

(4) Abs. 1 und 2 sind nicht auf Versorgungsbezüge anzuwenden, die 
nach dem 3. Juli 2023 unter Berücksichtigung der Neufassung 
des § 10 Abs. 3, 4 PrBO und der dort genannten Ruhe-
gehaltssätze festgesetzt worden sind.  

(5) Nach Vollzug der achten auf den 30. Juni 2023 folgenden An-
passung gem. § 19 PrBO wird diese Bestimmung 
gegenstandslos und tritt außer Kraft. 

 

III. Die Regelungen dieses Dekrets treten mit Wirkung zum 30. Juni 2023 
in Kraft. 

 

Dresden, den 19. Juni 2023 

 

Heinrich Timmerevers      Stephan Thuge 
Bischof von Dresden–Meißen    Notar  
 

62.  D E K R E T  – Aufwandsersatz und Aufwands-
entschädigungen an ehrenamtlich Tätige 

 
I. Die Ordnung über die Zahlung von Aufwandsersatz und 

Aufwandsentschädigungen an ehrenamtlich Tätige im Bistum Dresden-
Meißen, dessen Pfarreien und unselbstständige Einrichtungen wird 
hiermit in Kraft gesetzt. 

 

Ordnung  

über die Zahlung von Aufwandsersatz und Aufwandsentschädigungen 
an ehrenamtlich Tätige im Bistum Dresden-Meißen, dessen Pfarreien 
und unselbstständige Einrichtungen 

Präambel  

Die ehrenamtliche Mitarbeit von Gemeindegliedern und anderen Personen 
in der römisch-katholischen Kirche hat eine lange Tradition. Auch zukünftig 
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gilt es, diese Form der Mitarbeit und des Dienstes in der Kirche zu wahren 
und zu fördern, damit die ehrenamtliche Mitarbeit in der Kirche einen großen 
Umfang einnehmen kann. 

1. 

Ehrenamtliche Tätigkeit nach dieser Ordnung ist in jedem Fall unentgeltlich. 
Die Erstattung von Auslagen berührt die Unentgeltlichkeit des Dienstes 
Ehrenamtlicher nicht und ist gegen Vorlage der Belege statthaft.  

2. 

Alternativ zu dem Auslagenersatz gegen Nachweis können zur Abgeltung 
der im Zusammenhang mit der ehrenamtlichen Tätigkeit entstehenden 
Kosten und Aufwendungen pauschale Aufwandsentschädigungen bis zur 
Höhe von monatlich 250,00 € je ehrenamtlich tätiger Person gezahlt werden, 
ohne dass der Aufwand im Einzelnen nachgewiesen werden muss. Dies 
kommt insbesondere bei regelmäßig erbrachten ehrenamtlichen Diensten in 
Frage, z. B. als Organist, Chorleiter, Rendant, Küster, Hausmeister, 
Reinigungskraft. 

Die Höhe der pauschalen Aufwandsentschädigung wird von jeder 
Körperschaft selbst verantwortet; bei Pfarreien ist der Kirchenvorstand als 
Organ für die Bemessung der Angemessenheit zuständig. Maßstab für die 
Angemessenheit einer pauschalen Aufwandsentschädigung ist der 
tatsächliche oder übliche Sachaufwand und nicht der hier genannte 
Höchstbetrag und auch nicht der Zeitaufwand. Eine pauschale Abgeltung 
kommt nur bei Personen in Betracht, die nicht neben der ehrenamtlichen 
Tätigkeit auch entgeltlich (haupt- oder nebenamtlich) für diese Körperschaft 
tätig sind. Die Zusage und Beendigung einer pauschalen 
Aufwandsentschädigung an eine ehrenamtlich tätige Person, die 
Auszahlung und die Kontrolle der Einhaltung steuerrechtlicher Vorgaben 
sind Angelegenheiten der laufenden Verwaltung im Sinne § 26 Satz 1 PfVG. 
Darüber hinaus ist bei der Vereinbarung einer pauschalen 
Aufwandsentschädigung der Umfang der Zusage zur ehrenamtlichen 
Tätigkeit hinsichtlich der Einsatztage zu dokumentieren und diese 
Dokumentation ist durch die Pfarrei aufzubewahren. 

3. 

Auslagenerstattungen gemäß Ziffer 1. dieser Ordnung können bar oder 
unbar erfolgen, soweit der Erstattungspflichtige eine Barkasse unterhält. Die 
Barkassenordnung des Bistums ist dabei zu beachten. Der vom 
Erstattungsberechtigten einmal gewählte Zahlungsweg ist beizubehalten. Im 
Übrigen ist der Erstattungsanspruch durch Überweisung auf ein Konto 
desjenigen, der die Auslagen getragen hat, zu erfüllen.  
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Die Zahlung einer pauschalen Aufwandsentschädigung gemäß Ziffer 2. 
dieser Ordnung hat ausnahmslos mittels Überweisung und zwar auf ein 
Konto desjenigen, der den ehrenamtlichen Dienst erbracht hat, alternativ auf 
das Konto des Ehepartners zu erfolgen. Überweisungen auf Konten anderer 
Kontoinhaber sind nicht gestattet.  

4. 

Die pauschalen Aufwandsentschädigungen und Auslagenersatz sind im 
ordentlichen Haushaltsplan der Körperschaft (bei Pfarreien unter der 
Aufwandsgruppe „Dienste im Ehrenamt“) zu planen und abzurechnen. Ein 
individueller Rechtsanspruch auf Zahlung einer pauschalen 
Aufwandsentschädigung besteht nicht.  

5. 

Bezüglich der steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Behandlung wird 
auf die bestehenden Regelungen, veröffentlicht im KA 54/2018 verwiesen.  

6. 

Die Bestimmungen dieser Ordnung sind ab 1. Juli 2023 anzuwenden. 

 

II. Die Ordnung ist im Kirchlichen Amtsblatt des Bistums Dresden-Meißen 
umgehend zu veröffentlichen. 

 

III. Die Bestimmungen des Dekretes, veröffentlicht im KA 53/2018, 
werden hiermit zum 1. Juli 2023 außer Kraft gesetzt. 

 

 

Dresden, den 26. Juni 2023 

 

       L. S. 

Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
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63. Ungültiger Dienstausweis 

Der Dienstausweis Nr. 312, ausgestellt am 30. November 2022, ist ungültig. 

    

64.  Warnhinweis der DBK 

Herr Robert Kirkskothen gibt sich als „Pater Robert Kirkskothen, OFM“ aus 
und behauptet, Mitglied des Franziskanerordens, römisch-katholischer 
Priester und Bischof zu sein. Herr Kirkskothen ist weder Priester noch Fran-
ziskaner. Er verwendet diese Identität bereits seit vielen Jahren in betrü-
gerischer Absicht. Es werden ihm in diesem Zusammenhang mehrere 
Tathandlungen zur Last gelegt. 

Von jeglicher Zusammenarbeit mit Herrn Kirkskothen wird dringend 
abgeraten. 

 

65.  Kolping Altkleidercontainer 
 
Das Kolpingwerk im Bistum Dresden-Meißen e. V. sucht unter dem Titel 
„1m² zur Unterstützung unserer ehrenamtlichen Arbeit“ Stellplätze für 
KOLPING-Altkleidercontainer auf Pfarrgrundstücken. Für die Aufstellung 
wird den Pfarrgemeinden eine Vergütung angeboten.  

Nähere Informationen: Kolpingwerk im Bistum Dresden-Meißen e. V., 
Graßdorfer Str. 1, 04425 Taucha, E-Mail: stefan.sorek@kolping-ost.de, 
Telefon: 034298 208699. 

 

66. Diözesanvermögensverwaltungsrat 
 
H e c h t , Christian, Pf 
Mit Wirkung vom 6. Juni 2023 bis zum 31. Dezember 2027 als Mitglied des 
Vermögensverwaltungsrates im Bistum Dresden-Meißen berufen. 
 

67.  Personalia 
 
D o m b r o w s k y , Ulrich, DK, OR  
Mit Wirkung vom 1. Juni 2023 zum bischöflich beauftragten Priester gemäß 
der Ordnung zur Aufsicht über strafrechtlich sanktionierte Kleriker ernannt. 
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gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 
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68. Ordnung für Wort-Gottes-Feiern und für den Dienst von 
Gottesdienstbeauftragten im Bistum Dresden-Meißen 

 
Präambel 
 
Die Feier der Liturgie ist „der Gipfelpunkt, zu dem das Tun der Kirche strebt, 
und zugleich die Quelle, aus der all ihre Kraft strömt“ (Zweites Vatikanisches 
Konzil, SC 10). Weil das Volk Gottes ohne Feier des Gottesdienstes nicht 
leben kann, gibt es in unserem Bistum schon seit den 1960er Jahren eigene 
Wortgottesdienste, die durch Getaufte mit einer Beauftragung des Bischofs 
geleitet werden. Dankbar schauen wir auf unsere reiche Tradition der 
„Stationsgottesdienste“ und ihrer Leiter, der „Diakonatshelfer“. In Gemein-
schaft mit den anderen deutschsprachigen Diözesen haben sich diese 
Feiern in den letzten Jahrzehnten weiterentwickelt. Die vorliegende Ordnung 
regelt die Feier dieser Wortgottesdienste, um für alle Beteiligten Klarheit für 
die Gestalt und die tragenden Dienste zu gewinnen.1   
 
„Die Kirche hat die göttlichen Schriften wie auch den Herrenleib selbst immer 
verehrt“ (Zweites Vatikanisches Konzil, DV 21). Diese hohe Bewertung des 
Wortes Gottes soll sich im Leben der Kirche widerspiegeln. So empfahl das 
Konzil die Förderung von „heiligen Feiern des Wortes Gottes“ unter Leitung 
eines durch den Bischof beauftragten Laien, „besonders an Orten, die 
keinen Priester haben“ (Zweites Vatikanisches Konzil, SC 35,4). Der Begriff 
„Wort-Gottes-Feier“ bezeichnet im deutschen Sprachraum eine eigen-
ständige Gottesdienstform, in deren Zentrum die Verkündigung des Wortes 
Gottes steht, auf die jeweils eine Antwort der Gemeinde folgt. In der Wort-
Gottes-Feier erfährt die Gemeinde Gottes Gegenwart und sein Handeln vor 
allem in seinem Wort, das er an uns Menschen richtet. Unser Beten ist 
Antwort auf Gottes heilbringenden Anruf und sein Wort. 
 
A. Wort-Gottes-Feiern an Sonntagen und Hochfesten 
 
1. Wenn sich in der Diasporasituation unseres Bistums eine 

Gottesdienstgemeinde sonntags nicht mit einem Priester zur Feier der 
Eucharistie versammeln kann, ist es wünschenswert, dass sie sich zu 

                                      

 

1 Grundlage ist die Rahmenordnung für die Zusammenarbeit von Priestern, Diakonen und Laien im Bereich 

der Liturgie „Zum gemeinsamen Dienst berufen – Die Leitung gottesdienstlicher Feiern“ der Deutschen 
Bischofskonferenz vom 8. Januar 1999, 8. Auflage 2010. Besonders die theologische Grundlegung ist in 
der Rahmenordnung „Zum gemeinsamen Dienst berufen“ enthalten. 
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einer Wort-Gottes-Feier mit einer/einem Gottesdienstbeauftragten 
zusammenfindet.  

2. Ist die Einführung der Wort-Gottes-Feier als regelmäßiger Gottes-
dienst geplant, so ist vorher das gesamte Konzept der Gottesdienste 
einer Pfarrei in ihren Räten abzustimmen. In jeder Pfarrei soll es einen 
Ort geben, an dem jeden Sonntag zur selben Zeit Eucharistie gefeiert 
wird, bevorzugt in der Pfarrkirche. 

3. An Tagen, an denen sich eine Gemeinde in einer Kirche zur Feier der 
Heiligen Messe versammelt, findet dort in der Regel im direkten zeit-
lichen Umfeld keine Wort-Gottes-Feier statt. Ergänzend zur Messfeier 
sind aber Andachten, Formen der Tagzeitenliturgie wie Laudes und 
Vesper, auch mit einem erweiterten Verkündigungsteil, möglich.  

4. Wort-Gottes-Feiern sind keine verkürzten Messfeiern, sondern eine 
eigene Art des Gottesdienstes. Es ist wünschenswert, den betref-
fenden Gemeinden durch Bildungsangebote und Katechesen die 
Gottesdienstform vorzustellen und in die Feier einzuführen.  

5. Als Vorlage für die Feier an Sonn- und Festtagen dient im Bistum 
Dresden-Meißen das im Auftrag der Deutschen Bischofskonferenz 
herausgegebene Buch „Wort-Gottes-Feier. Werkbuch für die Sonn- 
und Festtage“ (Trier 2004 und neuere Auflagen).  

6. Für den anspruchsvollen Dienst der Verkündigung der Gottesdienst-
beauftragten ist der Pfarrer verantwortlich. Er berücksichtigt die 
Voraussetzungen der jeweiligen Gottesdienstbeauftragten, besonders 
ihre exegetischen und homiletischen Möglichkeiten. Die Pfarrei stellt 
geeignete Materialien für eine Lesepredigt zur Verfügung. Die 
Gottesdienstbeauftragten werden ihren Dienst nur im guten Kontakt 
mit den hauptamtlichen Mitarbeitenden ausüben können, die ihnen bei 
ihrem Dienst, vor allem bei der Wortverkündigung, helfen.  

7. Jeder Gottesdienst ist grundsätzlich eine gemeinschaftliche Feier mit 
Beteiligung und tätiger Teilnahme der Gläubigen. Die Vielfalt der litur-
gischen Dienste soll in ihm zum Tragen kommen. Jede/r Gläubige soll 
„in Ausübung seiner Aufgabe nur das und all das tun, was ihm von der 
Sache und gemäß den liturgischen Regeln zukommt“ (Zweites Vatika-
nisches Konzil, SC 28), denn die Kirche ist eine in verschiedene 
Dienste gegliederte und mit unterschiedlichen Charismen beschenkte 
Gemeinschaft. Gottesdienstbeauftragte leiten weitere liturgische 
Dienste (musikalische Dienste, Ministrantinnen und Ministranten, 
Lektorendienste, …) an und stimmen sich mit ihnen ab. Nur im 
Ausnahmefall übernehmen sie selbst weitere Dienste. 

8. Von ihrem Wesen her ist die Kommunionspendung originärer Teil des 
eucharistischen Geschehens und an dessen Vollzug, also an die 
Messfeier mit dem Eucharistischen Hochgebet, gebunden. Die 
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Kommunionspendung außerhalb der Eucharistiefeier (z. B. Kranken-
kommunion, Wegzehrung) ist ein Ausnahmefall. Im Bistum Dresden-
Meißen gibt es an den Sonntagen und Hochfesten eine lan-ge 
Tradition von Wortgottesdiensten mit Kommunionspendung. Damit 
Gemeinden nicht längere Zeit auf den Empfang des Leibes Christi ver-
zichten müssen, kann die Wort-Gottes-Feier an Sonntagen und Hoch-
festen mit Kommunionspendung begangen werden.  

9. Wenn die Kommunionspendung erfolgt, muss der Zusammenhang zu 
einer Messfeier deutlich werden.2  So sollten Gottesdienstbeauftragte 
eine Heilige Messe mitfeiern und von dort ausgesandt werden. Es ist 
auch möglich, dass eine Kommunionhelferin oder ein Kommunion-
helfer das eucharistische Brot von der Messfeier zur Wort-Gottes-Feier 
überträgt. Diese Form der Übertragung ist der Kommunionspendung 
aus einem (in der Kirche vorhandenen) Tabernakel vorzuziehen. Das 
muss bei der zeitlichen Planung der Gottesdienste berücksichtigt 
werden: die Feier der Eucharistie geht dem Empfang voraus. Seit den 
Anfängen der Wortgottesdienste mit Kommunion-spendung in 
unserem Bistum wurde größter Wert darauf gelegt, dass die Verbin-
dung zwischen der Messfeier und der Kommunionspendung außer-
halb der Messe für die Gemeinde zum Ausdruck kommt. 

10. Wenn die Wort-Gottes-Feier neu eingeführt wird, ist zu prüfen, ob sie 
ohne Kommunionspendung möglich ist. Dann kann die eigene Feier-
form der Wort-Gottes-Feier mit ihren vielfältigen Formen an Zeichen 
noch klarer herausgestellt und die Begegnung mit Gott in seinem Wort 
erfahrbar werden. 

 
B. Wortgottesdienste an Werktagen 
 
11. Seit frühester Zeit kannte die Kirche an Werktagen nichteucharistische 

Gottesdienste. Dieser Schatz soll heute neu entdeckt werden, 
besonders, wenn in einer Kirche nicht täglich die Heilige Messe 
gefeiert wird. Neben der Wort-Gottes-Feier sind Gebetszeiten der 
Tagzeitenliturgie möglich, die zu den ältesten Gottesdiensten gehören. 
Sie können auch in der freieren Form eines Morgen- oder Abendlobes 
(mit Hilfe des Gotteslobes) gefeiert werden. Diese Möglichkeit sollte 
vor allem dort geprüft werden, wo ein regelmäßiger nichteucha-
ristischer Gottesdienst eingeführt wird. Es empfiehlt sich, dafür statt 
der Kurzlesung die biblischen Texte, einen Text der Leseordnung o-
der eine Auswahl aus Lesungen der jeweiligen Woche zu wählen. 

                                      

 

2 Vgl. Zum gemeinsamen Dienst berufen, 36. 
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Außerdem sind neben Wort-Gottes-Feiern Andachten möglich (Kreuz-
weg, Rosenkranz, Marienandachten, eucharistische Anbetung), Taize-
gebete oder Meditationsgottesdienste. Gemeinden brauchen für neue 
Formen eine gewisse Zeit der Eingewöhnung. Danach wird dieser 
alternative Gottesdienst oft als großer Wert erkannt. 

12. Wort-Gottes-Feiern an Werktagen sollen bei gleicher Grundstruktur in 
ihrer Gestalt einfacher sein. Sonntage und Hochfeste müssen sich in 
der Feierlichkeit von ihnen abheben. Sie folgen der Geprägten Zeit 
(Advent, Weihnachten, Österliche Bußzeit, Osterzeit) oder Gedenk-
tagen und Festen, die im Direktorium oder ähnlichen Kalendern zu 
ersehen sind. 

13. Je nach den räumlichen Gegebenheiten ist zu prüfen, an welchem Ort 
sich eine Gemeinde zum Gottesdienst an Werktagen versammeln 
kann. Manche Kirchen kennen größere Altarräume, Andachtsorte oder 
Kapellen, die dafür besser geeignet sind als die Kirche. 

14. Die Wort-Gottes-Feier an Werktagen findet in der Regel ohne 
Kommunionspendung statt, wenn in der betreffenden Kirche am 
Sonntag oder einem anderen Werktag Eucharistie gefeiert wird. Als 
Hilfe für die Feiern an Werktagen kann das Werkbuch „Versammelt in 
seinem Namen. Tagzeitenliturgie – Wort-Gottes-Feier – Andachten an 
Wochentagen. Werkbuch“ (Trier 2008 und häufiger) verwendet 
werden. Die Elemente, die dem Sonntag oder Festen zukommen 
(Credo, Gloria, Lobpreis am Sonntag), entfallen am Werktag. Im Mittel-
punkt steht die Verkündigung biblischer Texte und eine Antwort der 
Gemeinde. 

15. Wort-Gottes-Feiern und Andachten im Bereich der kategorialen Seel-
sorge (in Kliniken, Altenheimen und in Einrichtungen für Menschen mit 
Behinderung) bedürfen einer besonders einfühlsamen Vorbereitung 
und Feier. Bei der Planung muss immer die zu erwartende Gruppe mit 
ihren Möglichkeiten im Blick sein. Eine klare Struktur und eingängige 
Gesänge erleichtern die Mitfeier.3  

 
 
 
 
 
 

                                      

 

3 Vgl. das Papier der Liturgiekommission „Gottesdienste in Kliniken, Altenheimen und 
Einrichtungen für Menschen mit Behinderung“ vom 14. November 2016, www. bistum-dresden-
meissen.de. 
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C. Die Leitung von Wort-Gottes-Feiern 
 
16. Die Leitung von Wort-Gottes-Feiern erfolgt durch Priester, Diakone, 

Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten oder durch 
Gottesdienstbeauftragte, die für ihren anspruchsvollen Dienst im 
Bistum ausgebildet und durch den Bischof beauftragt werden.  

17. Priester und Diakone üben ihren Dienst aufgrund der Weihe aus. 
Gemeindereferentinnen und Gemeindereferenten werden mit ihrer 
Sendung zum Dienst im Bistum auch zur Leitung von Gottesdiensten 
beauftragt. Auch diese Berufsgruppen müssen sich für ihren Dienst im 
Gottesdienst weiterbilden.  

18. Wenn die pastorale Situation den Einsatz von Gottesdienst-
beauftragten erfordert, schlägt der Pfarrer dem Bischof geeignete 
Frauen und Männer für diesen Dienst vor. Sie sollen das 25. Lebens-
jahr vollendet haben, getauft und gefirmt sein. Der Pfarrer konsultiert 
zu seinem Vorschlag die hauptamtlichen pastoralen Mitarbeitenden 
der Pfarrei. Danach stimmt der Pfarreirat über den Vorschlag ab.4  Dem 
Antrag an den Bischof ist eine Meldebescheinigung mit den entspre-
chenden Angaben oder ein aktueller Auszug aus dem Taufregister und 
ein Firmzeugnis beizufügen, wenn die Firmung nicht auf dem Auszug 
vermerkt ist.  

19. Zum Auftrag der Gottesdienstbeauftragten gehören auch die 
Kommunionspendung und Segnungen entsprechend den Richtlinien.5 
Die Beauftragung zur Leitung von Wort-Gottes-Feiern schließt die Lei-
tung von Begräbnisfeiern nicht ein. Dafür wird es bei anerkanntem 
Bedarf eine eigene Ausbildung und eigene Richtlinien geben. 

20. Die Ausbildung der Gottesdienstbeauftragten erfolgt durch die Haupt-
abteilung Pastoral und Verkündigung des Bischöflichen Ordinariates 
und der von ihr beauftragten Referenten/innen. 

21. Die Ausbildung zu Gottesdienstbeauftragten ist nur sinnvoll, wenn ihr 
Einsatz in Aussicht steht. Die praktische Erfahrung, die durch die Aus-
übung des Dienstes gewonnen wird, ist Teil der Ausbildung. Die prak-
tische Einweisung vor Ort liegt in Verantwortung der pastoralen 
Dienste in der Pfarrei, in Abstimmung mit dem jeweiligen Pfarrer.  

                                      

 

4 Damit ist § 18, 3a aus der „Ordnung für den Ortskirchenrat und den Pfarreirat im Bistum 
Dresden-Meißen“ vom 25. März 2020 (KA 42-2020) konkretisiert, der die Beratung des Pfarrers 
durch den Pfarreirat vorsieht. 

5 Zum gemeinsamen Dienst berufen, 53. Wenn Bedarf besteht, kann für die Ausbildung zum 

Dienst der Kommunionspendung ein zusätzlicher Ausbildungstag angeboten werden. 
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22. Zur Ausbildung gehören drei Kurse (jeweils vom Freitagabend bis 
Sonntagmittag) und ein Praxis-jahr, in dem mit Begleitung eines Men-
tors oder einer Mentorin Gottesdienste vorbereitet, gefeiert und nach-
bereitet werden. Weitere Austauschtreffen sind möglich.  

23. Wenn alle Voraussetzungen gegeben sind, erteilt der Bischof die 
Beauftragung zur Leitung von Wortgottesdiensten. In der Regel 
werden die Gottesdienstbeauftragten in einer liturgischen Feier für 
ihren Dienst gesegnet.  

24. Die Beauftragung ist auf vier Jahre befristet. Sie kann verlängert 
werden,  
- wenn die/der Gottesdienstbeauftragte dazu bereit ist, 
- nach Anhörung des Pfarreirats 
- auf Antrag des Pfarrers.  
Voraussetzung für die Verlängerung der Beauftragung ist die Teil-
nahme an je einem Fortbildungsangebot für Gottesdienstbeauftragte 
im Bistum und an einem geistlichen Angebot (Besinnungstage, Exer-
zitien, …) im Beauftragungszeitraum. Externe Angebote zur Fort-
bildung und zum geistlichen Leben können anerkannt werden. 

25. Die Beauftragungen werden in der Regel nach Vollendung des 75. 
Lebensjahres nicht erneuert. 

26. Gottesdienstbeauftragte tragen bei der Ausübung ihres Dienstes litur-
gische Kleidung, bevorzugt eine Albe, die an das Taufkleid erinnert. 
Talar und Rochett sind von ihrer Entstehung her Kleriker-gewänder 
und deshalb für Laiendienste weniger geeignet.  

27. Der Dienst von Gottesdienstbeauftragten geschieht ehrenamtlich und 
ist begrenzt auf die Pfarrei, die im Beauftragungsschreiben genannt 
wird. Der Einsatz in anderen Pfarreien des Bistums ist nach vorheriger 
Absprache zwischen den betreffenden Pfarrern möglich. Ein Einsatz in 
anderen Diözesen bedarf der Erlaubnis des dortigen Ortsordinarius. 
Bei einem Wohnsitzwechsel kann die Beauftragung nach Antrag des 
Pfarrers und Zustimmung des Pfarreirates auch auf die Pfarrei des 
neuen Wohnsitzes übertragen werden.  

28. Aus triftigem Grund kann die Beauftragung zurückgegeben oder 
zurückgezogen werden.  

29. Während der Ausübung eines politischen Amtes ruht die Beauftragung 
in der Regel. 

30. Entstehen den Gottesdienstbeauftragten in Ausübung ihres Dienstes 
Fahrtkosten, sind diese gemäß den gültigen diözesanen Bestim-
mungen durch die Pfarrei zu erstatten. 

31. Neue Gottesdienstbeauftragte sind auf angemessene Weise in den 
sonntäglichen Messfeiern den Gemeinden der Pfarrei vorzustellen. 
Auch eine Information in den Pfarrmitteilungen ist sinnvoll. 
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32. Da Gottesdienstbeauftragte über die genannten Aufgaben hinaus 
besondere Verantwortung für die Einheit der Pfarrei in Zusammen-
arbeit mit dem Team der Hauptamtlichen tragen, bedarf es neben der 
Fortbildung und der geistlichen Begleitung auch einer guten 
Zusammenarbeit mit den hauptamtlichen pastoralen Diensten. 

33. Es ist Aufgabe des Pfarrers oder eines von ihm Beauftragten, für regel-
mäßigen Erfahrungsaustausch zu sorgen; wenn das auf der Ebene der 
Pfarrei nicht möglich ist, sollte ein Austauschtreffen auf regionaler 
Ebene erfolgen.  

34. Die zuständigen Referentinnen und Referenten des Bischöflichen 
Ordinariates und die Liturgiekommission bieten den Gottesdienst-
beauftragten ihre Begleitung und Beratung an. 

 
Inkrafttreten/ Außerkrafttreten 
 
Die Regelungen zur vorliegenden Ordnung für Wort-Gottes-Feiern und für 
den Dienst von Gottesdienstbeauftragten im Bistum Dresden-Meißen vom 
11. Juli 2023 treten mit Wirkung zum 3. Dezember 2023, dem 1. Advent, in 
Kraft. Zum gleichen Datum treten die Übergangsregelungen für Wort-Gottes-
Feiern und den Dienst von Gottesdienstbeauftragten im Bistum Dresden-
Meißen vom 7. September 2015 (KA 11/2015) sowie die „Richtlinien für den 
Diakonatshelferdienst“ (Anlage zu RE 37/1988; KA 34/1988 und KA 
48/1988) außer Kraft. 
 
Dresden, den 11. Juli 2023, am Fest des Heiligen Benedikt von Nursia  
 
 
+ Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 

69. Missio-canonica-Ordnung 
 

Ordnung 
für die Erteilung der Missio canonica und der  

Kirchlichen Bevollmächtigung 
an Lehrkräfte für den Katholischen Religionsunterricht 

in den (Erz-) Diözesen Berlin, Hamburg, Dresden-Meißen, Erfurt, 
Görlitz, Magdeburg 

(Missio-canonica-Ordnung) 
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Präambel: 

Die Missio canonica als kirchlicher Auftrag und Bestärkung für 
Religionslehrkräfte 

 
Die Missio canonica (kirchliche Bevollmächtigung) und die vorläufige kirch-
liche Bevollmächtigung für die Zeit des Vorbereitungsdienstes sind kirchliche 
Sendung, Auftrag und Rückhalt für die Religionslehrkräfte zur Erteilung des 
katholischen Religionsunterrichts im Rahmen des schulischen Erziehungs- 
und Bildungsauftrags. In dieser Sendung der Religionslehrkräfte wird die 
grundgesetzliche Konstruktion gemäß Artikel 7 Absatz 3 GG des katho-
lischen Religionsunterrichts als sogenannte „res mixta“ konkret und sie ist 
Teil der gemeinsam wahrgenommenen Verantwortung von Staat und katho-
lischer Kirche für das Fach. Im Rahmen dieser gemeinsamen Verantwortung 
setzen die Bundesländer nur solche Lehrkräfte im katholischen Religions-
unterricht ein, die – wie die Lehrkräfte aller Fächer – für die freiheitliche 
demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes eintreten und 
vom Ortsordinarius zur Erteilung des Religionsunterrichts im Namen der 
Kirche bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist auch kirchen-
rechtlich geregelt.6  
 
Der katholische Religionsunterricht hat aus kirchlicher Perspektive drei 
wesentliche Aufgaben: 

1. „Vermittlung von strukturiertem und lebensbedeutsamem Grund-
wissen über den Glauben der Kirche“7  – Die Wissensvermittlung 
setzt dieses im Studium der Theologie vermittelte Grundwissen 
bei den Religionslehrkräften voraus sowie die Kompetenz, 
dieses Wissen mit Bezug zur Lebensrealität der Menschen heute 
zu reflektieren; 

                                      

 

6 Vgl. can. 804 § 2: „Der Ortsordinarius hat darum bemüht zu sein, dass sich diejenigen, die zu 
Religionslehrern in den Schulen, auch den nichtkatholischen, bestellt werden sollen, durch 
Rechtgläubigkeit, durch das Zeugnis christlichen Lebens und durch pädagogisches Geschick 
auszeichnen.“ Can. 805: „Der Ortsordinarius hat für seine Diözese das Recht, die Religionslehrer 
zu ernennen bzw. zu approbieren und sie, wenn es aus religiösen oder sittlichen Gründen 
erforderlich ist, abzuberufen bzw. ihre Abberufung zu fordern.“ 

7 Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.): Der Religionsunterricht vor neuen 

Herausforderungen. Die deutschen Bischöfe Nr. 80 (Bonn 62017), S. 19. 
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2. „Reflexive Erschließung von Formen gelebten Glaubens“8  – die 
reflexive Erschließung erfordert persönliches Vertrautsein mit 
Formen gelebten Glaubens bei den Religionslehrkräften; 

3. „Förderung religiöser Dialog- und Urteilsfähigkeit“9  – Voraus-
setzung ist eine religiös verortete und dialogfähige Persön-
lichkeit, die als Religionslehrkraft das Wechselspiel von Fragen, 
Zweifeln und Vertrauen als Lernweg des Glaubens wahrnimmt 
und auch vermittelt. 

 
Daher setzt die Berufstätigkeit als Religionslehrkraft neben der theolo-
gischen und pädagogischen Befähigung, die durch das Theologie- und 
Pädagogikstudium sowie durch den anschließenden Vorbereitungsdienst 
erworben werden, die volle Eingliederung in die katholische Kirche durch die 
Initiationssakramente Taufe, Firmung und Eucharistie10 und die Bereitschaft 
voraus, „in der Kirche die Kommunikationsbasis für [ihr bzw.] sein Glaubens-
leben [zu suchen]“11 . Im Sinne der Zielsetzung des katholischen Religions-
unterrichts, Schülerinnen und Schüler zu verantwortlichem Denken und 
Handeln im Hinblick auf Glauben und Religion zu befähigen, gehört zur 
Profession von Religionslehrkräften auch die Bereitschaft, den Religions-
unterricht in Übereinstimmung mit der Lehre der katholischen Kirche zu er-
teilen. Grundlagen dazu sind das Glaubensbekenntnis der katholischen 
Kirche, die apostolische Überlieferung12 und das Prinzip der „Hierarchie der 
Wahrheiten“13 . Damit besteht eine hohe Bindung an die Gemeinschaft der 
katholischen Kirche.  
 

                                      

 

8 Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.): Die Zukunft des konfessionellen 

Religionsunterrichts. Empfehlungen für die Kooperation des katholischen mit dem evangelischen 
Religionsunterricht. Die deutschen Bischöfe Nr. 103 (Bonn 2016), S. 13. 

9 Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen, a. a. O., S. 19. 

10 Vgl. can. 842 § 2. 

11 Der Religionsunterricht in der Schule (1974), 2.8.4, in: Gemeinsame Synode der Bistümer in 

der Bundesrepublik Deutschland – Offizielle Gesamtausgabe (Freiburg i. Br. 2012), S. 147. 

12 Vgl. Zweites Vatikanisches Konzil, Dogmatische Konstitution Dei verbum über die göttliche 

Offenbarung (1965), 8. 

13 Vgl. Die Zukunft des konfessionellen Religionsunterrichts, a. a. O., S. 29 (mit Bezug zum 

Dekret über den Ökumenismus Unitatis redintegratio: Zweites Vatikanisches Konzil, Dekret 
Unitatis redintegratio über den Ökumenismus (1964), 11). 
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Doch „die Bindung an die Kirche kann […] nicht die Verpflichtung auf ein 
verklärtes, theologisch überhöhtes Idealbild der Kirche beinhalten. Die Span-
nung zwischen Anspruch und Realität, zwischen der Botschaft Jesu Christi 
und der tatsächlichen Erscheinungsweise seiner Kirche, zwischen Ursprung 
und Gegenwart, darf nicht verharmlost und schon gar nicht ausgeklammert 
werden. Liebe zur Kirche und kritische Distanz müssen einander nicht aus-
schließen“14. Aus diesem Grund sollen sich Religionslehrkräfte im Sinne 
einer kritischen Loyalität zu kontrovers diskutierten kirchlichen Themen auch 
im Unterricht theologisch begründet positionieren und so zu einer lebendigen 
Kirche beitragen, die um die Nachfolge Jesu Christi in der Welt von heute 
ringt und unter dem Beistand des Heiligen Geistes fortschreitet.15  Recht-
gläubigkeit im Sinne von can. 804 § 2 CIC schließt theologisch begründete 
Kritik und Zweifel nicht aus. Gleichzeitig bedarf es innerhalb der weltan-
schaulich pluralen Gesellschaft einer glaubwürdigen Positionierung der 
eigenen Religiosität in dem Bewusstsein, dass es sich hierbei immer um eine 
lebenslange Aufgabe handelt. Katholische Religionslehrkräfte sind als 
katholische Lehrkräfte gerade auch dann erkennbar, wenn sie konfessions-
bewusst und differenzsensibel katholischen Religionsunterricht kooperativ in 
ökumenischem Geist erteilen.16   
 
Da der Religionsunterricht ein ordentliches Unterrichtsfach ist, gelten für ihn 
wie für jedes andere Fach die Grundregeln schulischen Lernens: 

1. Ziel des Unterrichts ist die Ermöglichung eines selbstständigen 
Urteils der Schülerinnen und Schüler, weshalb jede Form der 
Indoktrinierung zu vermeiden ist. Dieses Ziel verfolgt auch der 
katholische Religionsunterricht, denn er soll Schülerinnen und 
Schüler „zu verantwortlichem Denken und Verhalten im Hinblick 
auf Religion und Glaube befähigen“17 . 

                                      

 

14 Der Religionsunterricht in der Schule (1974), 2.8.5, a. a. O., S. 148. 

15 Zweites Vatikanisches Konzil, Dogmatische Konstitution Dei verbum über die göttliche 

Offenbarung (1965), 8. 

16 Vgl. Die Zukunft des konfessionellen Religionsunterrichts, a. a. O., S. 33. – „Übereinstimmung 
besteht darin, dass konfessioneller Religionsunterricht immer auch in ökumenischem Geist erteilt 
wird.“ Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz und Kirchenamt der EKD (Hg.): Deutsche 
Bischofskonferenz und Evangelische Kirche in Deutschland (EKD): Zur Kooperation von 
Evangelischem und Katholischem Religionsunterricht (Bonn – Hannover 1998). 

17 Der Religionsunterricht in der Schule (1974), 2.5.1., a. a. O., S 139 f. 
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2. Diesem Ziel dient das Kontroversitätsgebot für den schulischen 
Unterricht; nach diesem Prinzip muss das, was in Wissenschaft 
und Gesellschaft kontrovers ist, auch im Unterricht kontrovers 
behandelt werden. In der Theologie und im Leben der Kirche gibt 
es eine legitime Pluralität von Überzeugungen, die im Religions-
unterricht zur Sprache kommen sollen. Denn wenn unter-
schiedliche Standpunkte und deren theologische Begründungen 
unerörtert blieben, widerspräche dies seiner oben genannten 
Zielsetzung und der intendierten Förderung der Urteilsfähigkeit 
der Schülerinnen und Schüler. 

3. Mit dieser Zielsetzung entspricht der Religionsunterricht zugleich 
der dritten Grundregel, dem schulischen Gebot der Subjekt- bzw. 
Schülerorientierung, die auch theologisch begründet ist; denn es 
ist Aufgabe der katholischen Kirche, „in einer jeweils einer 
Generation angemessenen Weise auf die bleibenden Fragen der 
Menschen nach dem Sinn des gegenwärtigen und zukünftigen 
Lebens und nach dem Verhältnis beider zueinander Antwort [zu] 
geben“18 . 

 
Die Beachtung dieser Grundsätze schulischer Bildung und der Bekenntnis-
charakter des Religionsunterrichts widersprechen sich nicht; denn der 
Bekenntnischarakter des Faches nach Artikel 7 Absatz 3 GG setzt voraus, 
dass die Religionslehrkräfte das Fach „nicht nur in der Beobachter-
perspektive über den Glauben“ erteilen, sondern dies „auch in der 
Teilnehmerperspektive vom Glauben“ tun.19  Das schließt die Teilnahme am 
Leben der Kirche und ihrem Ringen um die Frage ein, was Nachfolge Christi 
heute bedeutet. 
Mit der kirchlichen Beauftragung ist die Erwartung verbunden, dass 
Religionslehrkräfte ein „Zeugnis christlichen Lebens“ (can. 804 § 2) in Schule 
und Unterricht geben. Wie wichtig diese Zeugenschaft ist, hat schon Papst 
Paul VI. festgestellt: „Der heutige Mensch hört lieber auf Zeugen als auf 
Gelehrte, und wenn er auf Gelehrte hört, dann deshalb, weil sie Zeugen 
sind.“20  Religionslehrkräfte sollen ihren persönlichen Glauben und ihre 
Glaubenserfahrungen didaktisch und methodisch reflektiert in das 

                                      

 

18 Zweites Vatikanisches Konzil, Pastorale Konstitution Gaudium et spes über die Kirche in der 

Welt von heute (1965), 4. 

19 Der Religionsunterricht vor neuen Herausforderungen, a. a. O., S. 38. 

20 Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hg.): Texte zu Katechese und 

Religionsunterricht. Arbeitshilfen Nr. 66 (Bonn 1998), S. 29. 
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Unterrichtsgeschehen einbringen. Für Schülerinnen und Schüler, Eltern, 
Kolleginnen und Kollegen sind sie auch außerhalb des Unterrichts 
Ansprechpartnerinnen und -partner in oft sehr persönlichen Glaubens- und 
Lebensfragen. Nicht selten sehen sie sich auch durch Kritik an Glaube und 
Kirche zu einer persönlichen Stellungnahme herausgefordert. Ihr Zeugnis 
zeigt sich aber auch im täglichen Umgang mit den Schülerinnen und 
Schülern, den Kolleginnen und Kollegen, den Eltern, der Schulleitung und 
nicht zuletzt in der Mitverantwortung für die Gestaltung des Schullebens. Zu 
einem solchen Zeugnis christlichen Lebens sind alle Religionslehrkräfte 
aufgefordert, unabhängig von ihrer Herkunft, ihrem Alter, ihrer Behinderung, 
ihrer persönlichen Lebenssituation, ihrer sexuellen Orientierung oder 
geschlechtlichen Identität. Mit dem Zeugnis christlichen Lebens unvereinbar 
sind Handlungen, die öffentlich wahrnehmbar sind und sich gegen die Kirche 
oder deren Werteordnung richten.21  
 
Der Beruf der Religionslehrkraft ist anspruchsvoll und herausfordernd. Mit 
der Erteilung der Missio canonica wollen die Bischöfe die Religionslehrkräfte 
ermutigen, diese Herausforderungen anzunehmen. Die Missio canonica ist 
vor allem eine Vertrauenserklärung, die mit der Zusage verbunden ist, dass 
die Kirche die Religionslehrkräfte begleitet und unterstützt. 
 
Die folgende Verfahrensordnung ist im Sinne dieser Präambel zu inter-
pretieren. Sie dient als Grundlage für die Entwicklung diözesaner Ord-
nungen, damit die Missio canonica und die vorläufige kirchliche Bevoll-
mächtigung nach vergleichbaren Kriterien erteilt und von den Diözesen 
wechselseitig anerkannt werden. 
 
  
 
 
 
 

                                      

 

21 Hierzu zählen insbesondere: 

- das öffentliche Eintreten gegen tragende Grundsätze der katholischen Kirche (z. B. die 
Propagierung von Abtreibung oder von Fremdenhass), 

- die Herabwürdigung von katholischen Glaubensinhalten, Riten oder Gebräuchen, 

- die Propagierung von religiösen und weltanschaulichen Überzeugungen, die im 
Widerspruch zu katholischen Glaubensinhalten stehen, insbesondere die Werbung für 
andere Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften. 
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§ 1 Erfordernis der kirchlichen Bevollmächtigung  
 
(1) Zur Erteilung von katholischem Religionsunterricht bedarf die 

Religionslehrkraft einer dauerhaft erteilten kirchlichen Bevoll-
mächtigung (Missio canonica). 

(2) Wer sich in einem staatlichen oder kirchlichen Ausbildungsverhältnis 
darauf vorbereitet, selbstständig katholischen Religionsunterricht zu 
erteilen, benötigt für den im Rahmen dieses Ausbildungsverhältnisses 
erteilten katholischen Religionsunterricht eine vorläufige kirchliche 
Bevollmächtigung. 

(3) Die Regelungen des weltlichen Rechts über die fachliche und pädago-
gische Qualifikation der Religionslehrkräfte bleiben unberührt. 

 
§ 2 Zuständigkeiten; Reichweite der Missio canonica  
 
(1) Zuständig für die Erteilung der Missio canonica ist der Ortsordinarius 

der (Erz-)Diözese, in der die Religionslehrkraft Religionsunterricht 
erteilt (can. 805 CIC). Die Missio canonica gilt zeitlich unbefristet. 

(2) Zuständig für die Erteilung der vorläufigen kirchlichen Bevoll-
mächtigung ist der Ortsordinarius der (Erz-)Diözese, in der der für die 
Erteilung von katholischem Religionsunterricht qualifizierende Studien-
abschluss erworben wurde, oder der (Erz-)Diözese, in der die für die 
Religionslehrkraft zuständige Lehrerausbildungsinstitution liegt.  

(3) Abweichend von Abs. 2 ist für die Erteilung der vorläufigen kirchlichen 
Bevollmächtigung bei einer berufsbegleitenden Weiterbildung von 
Religionslehrkräften mit dem Ziel, das staatliche Lehramt für katho-
lischen Religionsunterricht zu erwerben, die (Erz-)Diözese zuständig, 
in der die Religionslehrkraft tätig ist.  

(4) Die Missio canonica oder vorläufige kirchliche Bevollmächtigung wird 
von anderen (Erz-)Diözesen anerkannt. Sofern eine Religionslehrkraft 
an einer Schule Religionsunterricht erteilt, die nicht auf dem Gebiet der 
(Erz-)Diözese liegt, die die Missio canonica oder vorläufige kirchliche 
Bevollmächtigung erteilt hat, meldet die zugezogene Religionslehrkraft 
den Wechsel und den Unterrichtseinsatz an die zuständige Behörde 
der aufnehmenden (Erz-)Diözese. 
Die Urkunden zur Missio canonica bzw. vorläufige kirchliche Bevoll-
mächtigung werden neu ausgestellt, wenn der zuständigen Behörde 
der aufnehmenden (Erz-)Diözese seitens der abgebenden (Erz-) Diö-
zese die Gültigkeit der Missio canonica bzw. der vorläufigen kirchlichen 
Bevollmächtigung bestätigt wird und die Kirchenzugehörigkeit der 
zugezogenen Religionslehrkraft festgestellt wurde.  
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§ 3 Voraussetzungen für die Verleihung der Missio canonica  
 
(1) Die Missio canonica wird bei Vorliegen folgender Voraussetzungen 

erteilt:  
1. ein erfolgreicher Abschluss der für die Lehrtätigkeit an öffent-

lichen Schulen qualifizierenden Studien der katholischen Theo-
logie 

2. ein erfolgreicher Abschluss des Vorbereitungsdienstes oder 
einer anerkannten Qualifizierung 

3. die volle Eingliederung in die katholische Kirche durch die 
Initiationssakramente Taufe, Firmung und Eucharistie 

4. die Bereitschaft, im Rahmen des schulischen Bildungsauftrags 
den Religionsunterricht in Übereinstimmung mit der Lehre der 
katholischen Kirche glaubwürdig zu erteilen 

5. die Bereitschaft, ein Zeugnis christlichen Lebens in Schule und 
Unterricht zu geben 

(2) Der Antrag wird unter Verwendung eines Formulars bei der kirchlichen 
Behörde gestellt. Dem Antrag sind beizufügen: 
1. Zeugnisse und andere Unterlagen, aus denen das Vorliegen der 

Voraussetzungen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 ersichtlich ist 
2. eine persönliche Erklärung über die Bereitschaft zur Erteilung 

des Religionsunterrichts sowie zum christlichen Lebenszeugnis 
nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 

3. der Studienbegleitbrief oder ein anderer geeigneter Nachweis 
der Teilnahme an den verpflichtenden Modulen des Mentorats 
am Studienort 

4. ein Referenzschreiben, erstellt von einer Person, die im kirch-
lichen Verkündigungsdienst tätig ist und nicht beruflich an der 
Ausbildung von Religionslehrkräften mitwirkt 

(3) Die kirchliche Behörde prüft den Antrag und empfiehlt dem Orts-
ordinarius die Erteilung oder Versagung der Missio canonica. Bevor 
die kirchliche Behörde empfiehlt, die Missio canonica zu versagen, gibt 
sie der Religionslehrkraft unter Setzung einer angemessenen Frist 
Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme; diese Frist kann auf 
Antrag der Religionslehrkraft verlängert werden. Soll die Missio 
canonica nach Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 oder 
5 versagt werden, leitet die Behörde den Vorgang an die Missio-
Kommission weiter. Die Religionslehrkraft kann den Antrag jederzeit 
zurücknehmen. 

(4)  Sind die Voraussetzungen nach Abs. 1 vollständig erfüllt, entsendet 
der Ortsordinarius die Religionslehrkraft mit der Missio canonica. Hier-
über erhält die Religionslehrkraft eine Urkunde. Diese wird in der Regel 
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durch den Ortsordinarius oder eine von diesem beauftragte Person im 
Rahmen eines Gottesdienstes überreicht. 

 
§ 4 Verleihung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung  
 
(1) Die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung wird zeitlich befristet – in 

der Regel für die Dauer des Vorbereitungsdienstes – auf Antrag 
verliehen. Sie wird bei Vorliegen folgender Voraussetzungen erteilt: 
1. ein erfolgreicher Abschluss der für die Lehrtätigkeit an öffent-

lichen Schulen qualifizierenden Studien der katholischen 
Theologie 

2. die volle Eingliederung in die katholische Kirche durch die 
Initiationssakramente Taufe, Firmung und Eucharistie 

3. die Bereitschaft, im Rahmen des schulischen Bildungsauftrags 
den Religionsunterricht in Übereinstimmung mit der Lehre der 
katholischen Kirche glaubwürdig zu erteilen 

4. die Bereitschaft, ein Zeugnis christlichen Lebens in Schule und 
Unterricht zu geben 
Liegen die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht vor, wird die vor-
läufige kirchliche Bevollmächtigung versagt. 

(2) Der Antrag wird unter Verwendung eines Formulars bei der kirchlichen 
Behörde gestellt. Dem Antrag sind beizufügen: 
1. Zeugnisse und andere Unterlagen, aus denen das Vorliegen der 

Voraussetzungen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 ersichtlich ist 
2. eine persönliche Erklärung über die Bereitschaft zur Erteilung 

des Religionsunterrichts sowie zum christlichen Lebenszeugnis 
nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und 4 

3. der Studienbegleitbrief oder ein anderer geeigneter Nachweis 
der Teilnahme an den verpflichtenden Modulen des Mentorats 
am Studienort 

(3) Bei der Erteilung einer vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung für die 
Dauer einer Weiterbildung kann von § 4 Abs. 1 Nr. 1 sowie, soweit 
betroffen, Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 3 abgewichen werden. 

(4) Die kirchliche Behörde prüft den Antrag und empfiehlt dem Orts-
ordinarius die Erteilung oder Versagung der vorläufigen kirchlichen 
Bevollmächtigung. Vor einer Versagung der vorläufigen kirchlichen 
Bevollmächtigung ist die Religionslehrkraft zu den maßgeblichen 
Gründen anzuhören. § 3 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

(5) Über die Verleihung der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung 
erhält die Religionslehrkraft eine Urkunde. Diese kann persönlich über-
reicht oder auf dem Postweg übersandt werden.  

(6) Die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung kann auf Antrag der 
Religionslehrkraft verlängert werden. 
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§ 5 Erlöschen der Missio canonica und der vorläufigen kirchlichen 
Bevollmächtigung 
 
(1) Die Missio canonica erlischt durch Entzug oder Verzicht. 
(2) Die Missio canonica und die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung 

können nach § 8 entzogen werden, wenn die Voraussetzungen für ihre 
Erteilung nicht mehr vollständig erfüllt sind. Zuständig für den Entzug 
ist der Ortsordinarius, der die Missio canonica oder die vorläufige kirch-
liche Bevollmächtigung erteilt hat. Der Entzug der Missio canonica 
erfolgt auf Empfehlung der Missio-Kommission. 

(3) Bevor die Missio-Kommission einbezogen wird, ist die kirchliche 
Behörde verpflichtet, der Religionslehrkraft den für den beabsichtigten 
Entzug maßgeblichen Sachverhalt schriftlich mitzuteilen, diesen in 
einem Gespräch mit der Religionslehrkraft zu erörtern und ihr ein An-
gebot seelsorglicher oder supervisorischer Unterstützung zu machen. 
Außerdem ist der Religionslehrkraft unter Setzung einer ange-
messenen Frist Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme zu geben. 
Vor einem Entzug der vorläufigen kirchlichen Bevollmächtigung ist die 
Religionslehrkraft anzuhören. 

(4) Die Religionslehrkraft kann gegenüber dem nach Abs. 2 Satz 2 zustän-
digen Ortsordinarius den Verzicht auf die Missio canonica oder die vor-
läufige kirchliche Bevollmächtigung erklären. Der Verzicht bedarf der 
Schriftform; einer Annahme durch den Ortsordinarius bedarf er nicht. 

(5) Die Religionslehrkraft kann im Falle einer Krise in ihrer Glaubens-
biographie oder hinsichtlich ihrer Zugehörigkeit zur Kirche, die zu gra-
vierenden Differenzen mit Lehre oder Grundsätzen der Kirche führt, in 
Rücksprache mit der zuständigen kirchlichen Behörde die Missio 
canonica auf selbstbestimmte Zeit aussetzen. In diesem Fall ver-
pflichtet sich die zuständige (Erz-)Diözese, Seelsorge, Beratung oder 
geistliche Begleitung der Religionslehrkraft bereitzustellen, wenn diese 
es wünscht. Die Neubeauftragung zur Erteilung des Religions-
unterrichts wird auf Antrag der Religionslehrkraft durch die zuständige 
kirchliche Behörde nach analoger Prüfung der für die Erteilung in § 3 
Abs. 1 oder § 4 Abs. 1 genannten Voraussetzung erteilt.  

(6) Ist die Missio canonica oder die vorläufige kirchliche Bevollmächtigung 
erloschen, darf die Religionslehrkraft keinen katholischen Religions-
unterricht erteilen. Ist die Religionslehrkraft an einer öffentlichen 
Schule, informiert die kirchliche Behörde die staatliche Schul-
aufsichtsbehörde. 
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§ 6  Einrichtung, Aufgaben und Zusammensetzung der inter-
diözesanen Missio-Kommission 
 
(1) Durch die Ortsordinarien der (Erz-)Diözesen Berlin, Hamburg, 

Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz und Magdeburg wird eine gemein-
same interdiözesane Missio-Kommission eingerichtet.  

(2) Die interdiözesane Missio-Kommission wird tätig, wenn beabsichtigt 
ist, einen Antrag auf Verleihung der Missio canonica nach § 3 Abs. 1 
Nr. 4 oder Nr. 5 abzulehnen oder die Missio canonica oder die vor-
läufige kirchliche Bevollmächtigung zu entziehen.   

(3) Der Missio-Kommission gehören an: 
1. Ein/e Vertreter/in der betroffenen (erz-)bischöflichen Behörde 
2. drei Religionslehrkräfte aus unterschiedlichen Schulstufen 
3. ein/e theologische/r Hochschullehrer/in 
4. ein/e Jurist/in mit der Befähigung zum deutschen Richteramt, 

der/die nicht im kirchlichen Dienst angestellt ist 
(4)  Die Vorschlagsliste wird den Ortsordinarien mit der Bitte um Geneh-

migung vorgelegt. Wird die Genehmigung von wenigstens einem der 
Ortsordinarien nicht erteilt, ist eine neue Vorschlagsliste zu erstellen. 
Liegen sämtliche Genehmigungen vor, beginnt die fünfjährige Amtszeit 
der Kommission. Weitere Amtszeiten sind möglich. 

(5) Die Mitglieder mit Ausnahme der Vertreter/der Vertreterinnen der (erz-
)bischöflichen Behörden übernehmen diese Tätigkeit ehrenamtlich.  

(6) Die Kommission wählt aus ihrer Mitter eine/n Vorsitzende/n.  
(7) Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
§ 7 Arbeitsweise der Missio-Kommission  
 
(1) Die Missio-Kommission tritt schulstufenbezogen zusammen. Im kon-

kreten Einzelfall setzt sie sich zusammen aus: 
1. dem/der Vertreter/in der betroffenen (erz-)bischöflichen Behörde 
2. der Religionslehrkraft der Schulstufe, für welche im konkreten 

Einzelfall die Missio canonica beantragt oder für welche die 
Missio canonica, deren Entzug beabsichtigt ist, erteilt wurde 

3. dem/der theologische Hochschullehrer/in 
4. dem/der Jurist/in 

(2) Die Missio-Kommission ist nur bei Anwesenheit aller vier Mitglieder 
beschlussfähig. Sie tagt, auch soweit eine Anhörung der betroffenen 
Religionslehrkraft stattfindet, nicht öffentlich. 

(3) Wird ein Mitglied der Missio-Kommission wegen Besorgnis der Befan-
genheit abgelehnt, so entscheidet die Missio-Kommission unter Aus-
schluss des abgelehnten Mitglieds; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Ersatzmitglieder werden für 
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die Entscheidung nach Satz 1 nicht hinzugezogen; Abs. 2 Satz 1 findet 
keine Anwendung. Die Ablehnung ist schriftlich zu begründen. Das 
abgelehnte Mitglied hat sich dazu zu äußern. Die Entscheidung nach 
Satz 1 ist nicht anfechtbar. 

(4)  Erklärt sich ein Mitglied, das nicht abgelehnt ist, selbst für befangen, 
gilt Abs. 3 entsprechend. 

 
§ 8 Verfahren bei Einbeziehung der Missio-Kommission  
 
(1) Die kirchliche Behörde, in deren Zuständigkeit die betroffene 

Religionslehrkraft tätig ist, leitet den Vorgang unter Beifügung der 
schriftlichen Stellungnahme der Religionslehrkraft an die Missio-
Kommission weiter. Hält diese nach einer vorläufigen Prüfung die Ver-
sagung oder den Entzug der Missio canonica für angezeigt, gibt sie 
der Religionslehrkraft erneut Gelegenheit, binnen einer ange-
messenen Frist eine schriftliche Stellungnahme abzugeben; diese Frist 
kann auf Antrag der Religionslehrkraft durch den Vorsitzenden der 
Missio-Kommission verlängert werden. Auf Antrag eines ihrer Mit-
glieder oder der Religionslehrkraft führt die Missio-Kommission eine 
mündliche Anhörung durch.  

(2)  Unbeschadet des Abs. 1 Satz 3 bedient sich die Missio-Kommission 
der Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermitt-
lung des Sachverhalts für erforderlich hält. Sie kann insbesondere Aus-
künfte jeder Art einholen, Zeugen und Sachverständige vernehmen 
oder die schriftliche oder elektronische Äußerung von Beteiligten, 
Sachverständigen und Zeugen einholen sowie Urkunden und Akten 
beiziehen. 

(3)  Die Missio-Kommission übersendet dem für den Einsatzort der 
Religionslehrkraft zuständigen Ortsordinarius ein schriftliches Votum 
mit einer Empfehlung für dessen Entscheidung. Die Beschlussfassung 
über das Votum nach Satz 1 erfolgt durch Mehrheitsentscheidung; bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden. 
Überstimmte Kommissionsmitglieder können dem Votum ein 
Minderheitsvotum beifügen. 

(4) Die Entscheidung des Ortsordinarius wird der Religionslehrkraft 
schriftlich mit Begründung zugestellt. Innerhalb von zehn Tagen kann 
die Religionslehrkraft schriftlich die Abänderung oder Aufhebung der 
Entscheidung in schriftlicher Form beantragen (vgl. can. 1734 § 2 CIC). 
Hat der Antrag nach Satz 2 keinen Erfolg, kann die Religionslehrkraft 
innerhalb von fünfzehn Tagen über den Ortsordinarius Beschwerde bei 
der zuständigen römischen Kongregation einlegen (vgl. can. 1732–
1739 CIC). 
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(5) Der Ortsordinarius kann aus schwerwiegenden und dringenden 
Gründen die Missio canonica während des Verfahrens nach Abs. 1 bis 
4 bis zur endgültigen Entscheidung vorläufig entziehen. Zuvor ist der 
Religionslehrkraft Gelegenheit zu geben, unverzüglich eine schriftliche 
Stellungnahme abzugeben. Die Entscheidung nach Satz 1 ist nicht an-
fechtbar. § 5 Abs. 5 gilt entsprechend. 

(6) Die Religionslehrkraft kann zu jedem Zeitpunkt des Verfahrens einen 
rechtlichen Beistand hinzuziehen. 

 
Inkraftsetzung/ Außerkraftsetzung 
 
Diese Ordnung tritt mit Wirkung zum 1. August 2023 für das Bistum Dresden- 
Meißen in Kraft. Zum gleichen Datum treten die Richtlinien für die Erteilung 
der kirchlichen Unterrichtserlaubnis und der Missio canonica für Lehrkräfte 
mit der Fakultas Katholische Religionslehre und Geschäftsordnung außer 
Kraft. (KA 97/ 2008) 
 
Dresden, den 24. Juli 2023 
 
 
 
Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 

70. Aufruf der deutschen Bischöfe zum Caritas-Sonntag 2023 
 
Liebe Schwestern und Brüder, 

in der kommenden Woche begehen wir den „Caritas-Sonntag“, der uns ein-
drücklich in Erinnerung ruft, dass Gottes Liebe eine Liebe der Tat ist und 
unser Glaube ein Glaube in der realen Lebenswelt. Gefeierte Liturgie, Gebet 
und tätige Nächstenliebe sind Ausdruck unseres Glaubens, der uns ver-
bindet, sei es im hauptberuflichen wie ehrenamtlichen Engagement für 
Menschen in Not in einer großen Gemeinschaft, die trägt. 

Die Lebenswelt, in die wir hineinwirken, ist eine Welt voller Krisen und Not-
lagen. Sie fordert uns vielfältig heraus.  

Wo Menschen als Vertriebene aus den Kriegsgebieten der Ukraine oder 
dem Sudan nach Deutschland geflohen sind, steht ihnen die Caritas in 
Beratungsstellen, in Unterkünften und als Vermittlerin von Sprachangeboten 
und Patenschaften zur Seite. Sie erleben die Caritas als leidenschaftliche 
Streiterin für ihre Rechte. 
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Wo Menschen wegen gestiegener Kosten für Energie, Lebensmittel und 
Mieten um ihre Existenz fürchten, erleben sie die Hilfe der Caritas in der 
Schuldnerberatung und im Stromsparcheck. Sie sucht und ermöglicht 
Auswege aus der Schuldenspirale und Energiearmut. Sie nehmen die 
Caritas wahr als eine kompetente und engagierte Stimme in der öffentlichen 
Diskussion über Gaspreisbremsen und Kindergrundsicherung.  

Wo Menschen zum Ende ihres Lebens einer liebevollen Pflege bedürfen und 
sich der Sorge anderer anvertrauen wollen, finden sie einen Ort für sich in 
Pflegeeinrichtungen und Hospizen der Caritas. Sie erfahren die Caritas in 
der stationären und der ambulanten Altenhilfe – als Freundin des Lebens, 
anstatt den Suizid als Problemlösungsoption zu bewerben. 

Wo der menschengemachte Klimawandel die Existenzgrundlagen ge-
fährdet, die Älteren unter uns immer schwerer mit der großen Hitze des 
Sommers zurechtkommen müssen, setzt sich die Caritas für einen „Klima-
schutz für alle“ ein und trägt dazu bei, Gottes Schöpfung zu bewahren. Sozial 
und gerecht gestaltet ist dies auch ein Beitrag im Kampf gegen die Armut. 

Für die Umsetzung all dieser Vorhaben bitten wir um Ihre Hilfe. Mit Ihrer 
großzügigen Spende unterstützen Sie die vielfältigen Aufgaben der Caritas 
in unseren Pfarrgemeinden und Diözesen. Herzlichen Dank für Ihre finan-
zielle Zuwendung wie für Ihr Gebet – im Namen der Caritas und im Namen 
derer, denen dieses Engagement Lebensperspektiven eröffnet. 

Berlin, den 19. Juni 2023  
 
    
Für das Bistum Dresden-Meißen 

gez. + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 

Dieser Aufruf soll am 10. September 2023 [alternativ: 17. September 2023] 
in allen Gottesdiensten – einschließlich der Vorabendmessen – verlesen 
bzw. in geeigneter Weise veröffentlicht werden. 

    

71. Aufruf der deutschen Bischöfe zum Weltmissionssonntag 
2023 

 
Liebe Schwestern und Brüder, 

am 22. Oktober begehen wir in Deutschland den diesjährigen Sonntag der 
Weltmission. Weltweit setzen die katholischen Christen mit dieser 
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Solidaritätsaktion ein starkes Zeichen der Nächstenliebe für ihre bedürftigen 
Glaubensgeschwister. 

Für viele Menschen in Armuts- und Krisenregionen ist die Kirche die erste 
und wichtigste Anlaufstelle. In Pfarreien und Schulen, in Ausbildungszentren 
und Gesundheitsstationen erfahren sie praktische Hilfe. Oft sind es Ordens-
leute, Priester und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirche, die 
selbst in Krisenzeiten und während politischer Unruhen vor Ort sind und 
bleiben. In der Nachfolge Jesu stehen sie für die Menschen ein. Sie heilen 
Wunden, sie bauen Brücken, sie geben Orientierung, Mut und Kraft. Ihre 
praktische und spirituelle Unterstützung verändert Leben. 

Die Spenden, die am Sonntag der Weltmission gesammelt werden, kommen 
dieser kirchlichen Arbeit in Afrika, Asien und Ozeanien zugute. Sie ermög-
lichen konkrete Hilfe für Menschen, die oft vergessen werden. 

Die Missio-Werke stellen ihre diesjährige Aktion unter das Motto „Ihr seid 
das Salz der Erde“ (Mt 5,13). Dieses Wort gilt uns allen. Es ist unser gemein-
samer Auftrag, eine Quelle der Hoffnung für andere zu sein. Wir bitten Sie: 
Unterstützen Sie die Arbeit der Missio-Werke in ihrem weltweiten Einsatz für 
unsere Schwestern und Brüder – durch Ihr Interesse, Ihr Gebet und eine 
großzügige Spende bei der Kollekte am Sonntag der Weltmission. Haben 
Sie herzlichen Dank! 

Dresden, den 2. März 2023  

     

Für das Bistum Dresden-Meißen 

gez. + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 

Dieser Aufruf soll am Sonntag, dem 15. Oktober 2023, in allen Gottes-
diensten (auch am Vorabend) verlesen und den Gemeinden darüber hinaus 
auch auf anderen geeigneten Wegen bekannt gemacht werden. Der Ertrag 
der Kollekte am 22. Oktober 2023 ist ausschließlich für die Arbeit der Päpst-
lichen Missionswerke Missio in Aachen und München bestimmt. 

 

72. Hinweise zur Durchführung der Missio-Aktion 2023 
(Missio Aachen) 

 
Die Missio-Aktion zum Monat der Weltmission 2023 steht unter dem Motto 
„Ihr seid das Salz der Erde“ (Mt 5,13). Das Internationale Katholische 
Missionswerk macht in diesem Jahr auf die Situation der Christinnen und 
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Christen in Syrien und im Libanon aufmerksam. Zerstörte Infrastruktur, 
Bürgerkrieg und wirtschaftliche Unsicherheit treiben viele Menschen ins Exil. 
Umso wichtiger ist die materielle und pastorale Unterstützung derer, die vor 
Ort bleiben und ihre Gesellschaft wieder aufbauen. Sie wirken wie Salz in 
ihrer Gemeinschaft. 

Die bundesweite Aktion startet mit einem Festwochenende vom 29. 
September bis 1. Oktober 2023 im Erzbistum Freiburg. In einem feierlichen 
Pontifikalamt eröffnet Erzbischof Stephan Burger mit Gästen aus dem 
Libanon und Syrien am Sonntag (1. Oktober) offiziell den Monat der Welt-
mission. Das Pontifikalamt wird unter anderem auf domradio.de übertragen. 
Über alle Veranstaltungen informiert die Website www.missio-hilft.de.  

Zu den Projektpartnern, die im Oktober in den Diözesen in Deutschland zu 
Gast sein werden, gehört Jihad Youssef, Abt des syrischen Klosters Mar 
Musa. Das Aktionsplakat von Missio zeigt Bruder Jihad Youssef mit Gästen 
vor dem Kloster in der Gebirgswüste unweit der libanesischen Grenze. Die 
Gastfreundschaft ist neben dem Gebet und der handwerklichen Arbeit eine 
der Säulen der ökumenischen und gemischten Gemeinschaft, die sich dem 
christlich-muslimischen Dialog verschrieben hat. Mar Musa steht für die Hoff-
nung der Menschen in Syrien auf eine Zukunft frei von Hass und Ressen-
timents. Bitte hängen Sie das Aktionsplakat gut sichtbar in Ihrer Gemeinde 
aus, zum Beispiel im Schaukasten oder am Schriftenstand.  

Im Aktionsheft mit liturgischen Bausteinen finden Sie Informationen über die 
Situation der Christinnen und Christen in Syrien und im Libanon sowie Anre-
gungen zur Gestaltung von Gottesdiensten und Aktionsideen für unter-
schiedliche Anlässe. Bringen Sie im Monat der Weltmission Menschen mit 
einer Einladung zum Solidaritätsessen „Die Welt an einem Tisch“ 
zusammen. Neben dem gemeinsamen Essen steht hier das Gespräch im 
Vordergrund. Materialien und Hilfestellung bei der Planung bietet das 
kostenfreie Gemeindepaket. 

Am 16. Oktober 2023 soll in allen katholischen Gottesdiensten der Aufruf der 
deutschen Bischöfe zum Weltmissionssonntag verlesen werden. Unter-
stützen Sie die Solidaritätsaktion, indem Sie die Spendentüten und Gebets-
karten in der Kirche auslegen, dem Pfarrbrief beilegen oder direkt an die 
Haushalte verteilen. 

Am Sonntag der Weltmission, dem 22. Oktober 2023, findet in allen Gottes-
diensten (auch am Vorabend) die Missio-Kollekte statt. Die Spenden, die am 
Sonntag der Weltmission gesammelt werden, kommen der kirchlichen Arbeit 
besonders in Afrika und Asien zugute. Sie ermöglichen konkrete Hilfe vor 
Ort. 
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Das jeweilige Generalvikariat/Ordinariat überweist die Spenden, 
einschließlich der später eingegangenen, an Missio. Auf ausdrücklichen 
Wunsch der Bischöfe soll die Kollekte zeitnah und ohne jeden Abzug von 
den Gemeinden über die Bistumskassen an Missio weitergeleitet werden. 
Eine pfarrinterne Verwendung der Kollektengelder, z.B. für Partner-
schaftsprojekte, ist nicht zulässig. Missio ist den Spendern gegenüber 
rechenschaftspflichtig. Sobald das Ergebnis der Kollekte vorliegt, sollte es 
der Gemeinde mit einem herzlichen Dank bekannt gegeben werden. 

Informationen und Kontakt 

Weitere Informationen finden Sie auf www.missio-hilft.de/wms. Hier können 
ab Mitte August alle Materialien heruntergeladen werden. Ebenfalls im 
August wird Informationsmaterial an alle Pfarrgemeinden verschickt. Anfang 
September folgt der Versand der bestellten Materialien. 

Fragen zum Monat der Weltmission in den Diözesen beantwortet gerne die 
Abteilung Inland: Tel.: 0241 7507-263 oder post@missio-hilft.de. 

Über bestellungen@missio-hilft.de oder Tel.: 0241 7507-350, Fax: 0241 
7507-336 können Sie die Materialien zum Weltmissionssonntag direkt 
bestellen. 

 

73. Warnung vor betrügerischen Bittbriefen und Mails aus der 
Ukraine 

 
Warnhinweis von Bischof Bohdan Dzyurakh: 

„In letzter Zeit haben wir vermehrt Anfragen und Hinweise erhalten, dass 
Betrüger sich als ukrainische Bischöfe ausgeben und in Mails und Briefen 
mit gefälschten Briefköpfen, Absenderadressen und Unterschriften um Hilfe 
für vom Krieg betroffene, notleidende Ukrainer bitten. 

Sollten Sie ein solches Schreiben erhalten, bitte ich Sie, erhöhte Vorsicht 
walten zu lassen und den Absender genauestens zu überprüfen. In Zweifels-
fällen können Sie sich gerne an die apostolische Exarchie wenden“ 

Kontakt: 

Kanzlei der Apostolischen Exarchie für Ukrainer des byzantinischen Ritus  
in Deutschland und Skandinavien  

Schönbergstraße 9, 81679 München                                                    
Postanschrift:  
Postfach 860 127,   
81628 München                                    
Tel.: (089) 997 28 38 - 0   
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74. Ungültiger Dienstausweis 
 
Der Dienstausweis Nr. 183, ausgestellt am 1. Oktober 2006, ist ungültig.                                    

 

75.  Personalia 
 
B r a u n ,  Benjamin, GR 
Mit Wirkung zum 1. Juli 2023 von den Aufgaben in der Pfarrei Heilige Familie 
in Zwickau entpflichtet unter Beibehaltung der bisherigen Tätigkeit als Seel-
sorger in den Justizvollzugsanstalten in Hohenleuben und Zwickau sowie als 
Polizeiseelsorger. Der Dienstsitz ist in Hohenleuben. Zum gleichen Termin 
für die Dauer von fünf Jahren zum Bischöflich Beauftragten für die Polizei-
seelsorge im Freistaat Sachsen ernannt. 
 
B ü c h n e r ,  Norbert, DK, Dompfarrer 
Mit Wirkung vom 1. September 2023 zum Pfarradministrator der Pfarrei 
Selige Märtyrer vom Münchner Platz in Dresden ernannt. 
 
D i t t r i c h ,  D r .  Bernhard, Domkapitular 
Mit Wirkung zum 31. Oktober 2023 als Domkapitular emeritiert. 
 
K a n i a ,  Julian-Michael, K 
Mit Wirkung vom 5. Juni 2023 als Kaplan in der Pfarrei St. Elisabeth in Gera 
beauftragt. 
 
N a t k e  O P ,  Nikolaus, P 
Mit Wirkung zum 1. Juni 2023 als Caritasreferent im Dekanat Leipzig 
entpflichtet. 
 
P r i s e a j n i u c ,  Dr. Natalia 
Mit Wirkung vom 30. Juni 2023 für die Dauer von zwei Jahren als Kranken-
hausseelsorgerin im St. Elisabethkrankenhaus beauftragt. 
 
V i e r h o c k ,  Lothar, Pf 
Mit Wirkung vom 1. September 2023 für weitere drei Jahre bis zum August 
2026 für die deutschsprachige Seelsorge in Prag /Tschechien freigestellt. 
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Kontaktdaten: 
 
V i e r h o c k ,  Lothar, Pf 

Jugoslavská 662/27 
CZ-120 00 Praha 2 
kathprag@centrum.cz 
Mobil +420 603 409922 
 

Z e h e  O S B ,  Sr. Elisabeth-Magdalena  

Dohnaer Straße 53 
01219 Dresden 
elisabeth-magdalena.zehe@bddmei.de. 

 
 
 

 

 

 

 

 

 
 
gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 
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76. DEKRET – Inkraftsetzung eines Beschlusses der 
Regionalkommission Ost (Caritas) 

 
Die Regionalkommission Ost beschließt: 
 
 
A. Bestätigung der Werte 
 
Die Regionalkommission Ost bestätigt die Richtigkeit der auf der Grundlage ihres 
Eckpunktebeschlusses vom 19. Dezember 2019 berechneten und nachfolgend in Abschnitt B 
dieses Beschlusses wiedergegebenen Werte für die Regelvergütungen, Tabellenentgelte und 
Stundenentgelte. 
 
B. Vergütungen und Entgelte in der Region Ost ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
 

 
 

Regelvergütungen, Tabellenentgelte 
und Stundenentgelte 

 
in den Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen 

des Deutschen Caritasverbandes e. V. 
 

in der Region Ost 
 

ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
 

 
 
 
I. Begriffsbestimmungen 
 

Im folgenden Text bedeuten die Begriffe  
 
„Tarifgebiet Ost“:  
 
das Gebiet der Bistümer Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz und Magdeburg sowie der Teile 
der Erzbistümer Berlin und Hamburg, für die das Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland vor dem 3. Oktober 1990 nicht galt, ausgenommen das Gebiet des 
Bundeslandes Berlin;  
 
„Tarifgebiet West“:  
 
alle Teile der Erzbistümer Berlin und Hamburg, für die das Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland vor dem 3. Oktober 1990 galt, zuzüglich des Teils des 
Bundeslandes Berlin, für den das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland vor dem 
3. Oktober 1990 nicht galt;  
 
„mittlere Werte der Bundeskommission“:  
 
die am 1. Juli 2024 geltenden mittleren Werte 
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Anlage 3 zu den AVR 
 
Anlage 3 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
entspricht  
 
 102,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 

 

 
 

 

Verg.-

Gr.

1
2

3
4

5
6

7
8

9
10

11
12

1
5.699,53 

     
6.179,81 

     
6.660,13 

     
6.912,13 

     
7.164,06 

     
7.415,93 

     
7.667,91 

     
7.919,83 

     
8.171,73 

     
8.423,71 

     
8.675,64 

     
8.906,31 

     

1a
5.292,22 

     
5.706,63 

     
6.121,01 

     
6.351,73 

     
6.582,47 

     
6.813,19 

     
7.044,00 

     
7.274,67 

     
7.505,49 

     
7.736,15 

     
7.966,90 

     
8.070,48 

     

1b
4.922,60 

     
5.278,09 

     
5.633,63 

     
5.859,63 

     
6.085,71 

     
6.311,71 

     
6.537,73 

     
6.763,76 

     
6.989,75 

     
7.215,85 

     
7.310,01 

     
-

 
               

2
4.695,36 

     
4.999,03 

     
5.302,78 

     
5.491,11 

     
5.679,47 

     
5.867,89 

     
6.056,26 

     
6.244,62 

     
6.432,92 

     
6.621,28 

     
6.741,42 

     
-

 
               

3
4.293,09 

     
4.554,42 

     
4.815,74 

     
4.987,68 

     
5.159,54 

     
5.331,45 

     
5.503,26 

     
5.675,13 

     
5.847,06 

     
6.018,95 

     
6.044,83 

     
-

 
               

4a
4.022,55 

     
4.238,88 

     
4.462,59 

     
4.613,33 

     
4.764,01 

     
4.914,66 

     
5.065,32 

     
5.216,09 

     
5.366,74 

     
5.510,39 

     
-

 
               

-
 

               

4b
3.781,30 

     
3.961,68 

     
4.142,03 

     
4.271,89 

     
4.403,72 

     
4.535,57 

     
4.667,46 

     
4.799,31 

     
4.931,19 

     
5.034,73 

     
-

 
               

-
 

               

5b
3.567,10 

     
3.713,75 

     
3.867,03 

     
3.979,72 

     
4.087,95 

     
4.196,59 

     
4.309,57 

     
4.422,56 

     
4.535,57 

     
4.610,91 

     
-

 
               

-
 

               

5c
3.341,82 

     
3.455,66 

     
3.573,43 

     
3.671,87 

     
3.775,56 

     
3.879,23 

     
3.982,97 

     
4.086,63 

     
4.179,04 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

6b
3.185,09 

     
3.279,89 

     
3.374,70 

     
3.441,44 

     
3.510,44 

     
3.579,56 

     
3.651,58 

     
3.728,18 

     
3.804,89 

     
3.861,22 

     
-

 
               

-
 

               

7
3.043,85 

     
3.123,22 

     
3.202,52 

     
3.258,59 

     
3.314,67 

     
3.370,76 

     
3.427,21 

     
3.486,08 

     
3.545,02 

     
3.581,62 

     
-

 
               

-
 

               

8
2.914,30 

     
2.980,07 

     
3.045,86 

     
3.088,41 

     
3.127,10 

     
3.165,74 

     
3.204,43 

     
3.243,13 

     
3.281,80 

     
3.320,51 

     
3.357,24 

     
-

 
               

9a
2.830,20 

     
2.879,84 

     
2.929,45 

     
2.968,00 

     
3.006,51 

     
3.045,11 

     
3.083,68 

     
3.122,27 

     
3.160,79 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

9
2.772,24 

     
2.826,35 

     
2.880,54 

     
2.921,17 

     
2.957,91 

     
2.994,70 

     
3.031,41 

     
3.068,19 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

-
 

               

10
2.600,30 

     
2.642,47 

     
2.684,68 

     
2.723,17 

     
2.759,01 

     
2.795,74 

     
2.832,51 

     
2.869,27 

     
2.894,43 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

11
2.461,61 

     
2.514,11 

     
2.547,12 

     
2.572,82 

     
2.598,45 

     
2.624,16 

     
2.649,79 

     
2.675,50 

     
2.701,15 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

12
2.374,80 

     
2.407,78 

     
2.440,82 

     
2.466,44 

     
2.492,16 

     
2.517,80 

     
2.543,49 

     
2.569,14 

     
2.594,80 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

Stufe
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Anlage 3 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 

 
 

 

Verg.-

Gr.

1
2

3
4

5
6

7
8

9
10

11
12

1
5.727,46 

     
6.210,11 

     
6.692,78 

     
6.946,02 

     
7.199,18 

     
7.452,28 

     
7.705,50 

     
7.958,65 

     
8.211,79 

     
8.465,00 

     
8.718,17 

     
8.949,97 

     

1a
5.318,16 

     
5.734,61 

     
6.151,01 

     
6.382,87 

     
6.614,74 

     
6.846,59 

     
7.078,53 

     
7.310,33 

     
7.542,28 

     
7.774,07 

     
8.005,96 

     
8.110,05 

     

1b
4.946,73 

     
5.303,97 

     
5.661,25 

     
5.888,36 

     
6.115,54 

     
6.342,65 

     
6.569,78 

     
6.796,92 

     
7.024,02 

     
7.251,22 

     
7.345,85 

     
-

 
               

2
4.718,37 

     
5.023,54 

     
5.328,77 

     
5.518,03 

     
5.707,31 

     
5.896,65 

     
6.085,95 

     
6.275,23 

     
6.464,45 

     
6.653,74 

     
6.774,47 

     
-

 
               

3
4.314,13 

     
4.576,75 

     
4.839,34 

     
5.012,13 

     
5.184,83 

     
5.357,58 

     
5.530,23 

     
5.702,95 

     
5.875,72 

     
6.048,45 

     
6.074,46 

     
-

 
               

4a
4.042,27 

     
4.259,65 

     
4.484,47 

     
4.635,94 

     
4.787,37 

     
4.938,75 

     
5.090,15 

     
5.241,66 

     
5.393,05 

     
5.537,40 

     
-

 
               

-
 

               

4b
3.799,84 

     
3.981,10 

     
4.162,33 

     
4.292,83 

     
4.425,30 

     
4.557,81 

     
4.690,34 

     
4.822,84 

     
4.955,36 

     
5.059,41 

     
-

 
               

-
 

               

5b
3.584,59 

     
3.731,95 

     
3.885,99 

     
3.999,23 

     
4.107,98 

     
4.217,16 

     
4.330,70 

     
4.444,24 

     
4.557,81 

     
4.633,51 

     
-

 
               

-
 

               

5c
3.358,20 

     
3.472,60 

     
3.590,94 

     
3.689,87 

     
3.794,07 

     
3.898,25 

     
4.002,49 

     
4.106,66 

     
4.199,53 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

6b
3.200,71 

     
3.295,97 

     
3.391,24 

     
3.458,31 

     
3.527,65 

     
3.597,10 

     
3.669,48 

     
3.746,46 

     
3.823,54 

     
3.880,15 

     
-

 
               

-
 

               

7
3.058,77 

     
3.138,53 

     
3.218,22 

     
3.274,57 

     
3.330,92 

     
3.387,29 

     
3.444,01 

     
3.503,17 

     
3.562,40 

     
3.599,17 

     
-

 
               

-
 

               

8
2.928,59 

     
2.994,68 

     
3.060,79 

     
3.103,55 

     
3.142,42 

     
3.181,26 

     
3.220,14 

     
3.259,03 

     
3.297,89 

     
3.336,79 

     
3.373,70 

     
-

 
               

9a
2.844,08 

     
2.893,95 

     
2.943,81 

     
2.982,55 

     
3.021,25 

     
3.060,04 

     
3.098,80 

     
3.137,58 

     
3.176,28 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

9
2.785,83 

     
2.840,20 

     
2.894,66 

     
2.935,49 

     
2.972,41 

     
3.009,38 

     
3.046,27 

     
3.083,23 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

-
 

               

10
2.613,04 

     
2.655,43 

     
2.697,84 

     
2.736,51 

     
2.772,53 

     
2.809,44 

     
2.846,39 

     
2.883,34 

     
2.908,62 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

11
2.473,67 

     
2.526,43 

     
2.559,61 

     
2.585,43 

     
2.611,19 

     
2.637,03 

     
2.662,78 

     
2.688,62 

     
2.714,39 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

12
2.386,45 

     
2.419,58 

     
2.452,78 

     
2.478,53 

     
2.504,37 

     
2.530,14 

     
2.555,96 

     
2.581,73 

     
2.607,52 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

Stufe
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III. Anlage 31 zu den AVR 
 

Anhang A zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 
 
 

 
Anhang A zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West mit dem Bundesland Hamburg,  
gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 

 
 
 
 
 

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

EG 15 5.641,60      6.010,52      6.422,04      6.983,83      7.561,72      7.941,91      

EG 14 5.128,94      5.462,99      5.899,25      6.383,37      6.923,01      7.310,43      

EG 13 4.744,48      5.110,60      5.527,38      5.979,89      6.512,37      6.801,33      

EG 12 4.274,58      4.695,87      5.188,21      5.734,50      6.375,51      6.679,66      

EG 11 4.133,19      4.520,67      4.884,76      5.279,79      5.820,40      6.124,57      

EG 10 3.992,71      4.296,32      4.641,46      5.015,78      5.432,60      5.569,47      

EG 9c 3.882,54      4.153,38      4.447,92      4.765,29      5.106,46      5.351,03      

EG 9b 3.656,06      3.909,92      4.069,22      4.540,64      4.819,98      5.143,56      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen

gruppe  Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

15 5.641,60      6.010,52      6.422,04      6.983,83      7.561,72      7.941,91      

14 5.128,94      5.462,99      5.899,25      6.383,37      6.923,01      7.310,43      

13 4.744,48      5.110,60      5.527,38      5.979,89      6.512,37      6.801,33      

12 4.274,58      4.695,87      5.188,21      5.734,50      6.375,51      6.679,66      

11 4.133,19      4.520,67      4.884,76      5.279,79      5.820,40      6.124,57      

10 3.992,71      4.296,32      4.641,46      5.015,78      5.432,60      5.569,47      

9c 3.882,54      4.153,38      4.447,92      4.765,29      5.106,46      5.351,03      

9b 3.656,06      3.909,92      4.069,22      4.540,64      4.819,98      5.143,56      

Ent-

gelt-
 Grundentgelt  Entwicklungsstufen
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Anhang B zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 

 
 
 
  

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 -                 5.072,57      5.242,81      5.792,52      6.433,32      6.715,97      

P 15 -                 4.968,27      5.124,07      5.513,58      5.979,74      6.157,76      

P 14 -                 4.853,29      5.005,34      5.385,42      5.901,83      5.996,07      

P 13 -                 4.738,35      4.886,62      5.257,26      5.524,88      5.593,99      

P 12 -                 4.508,38      4.649,12      5.000,93      5.217,06      5.317,57      

P 11 -                 4.278,46      4.411,65      4.744,62      4.965,75      5.066,28      

P 10 -                 4.050,67      4.174,56      4.525,99      4.695,61      4.802,41      

P 9 -                 3.864,79      4.050,67      4.174,56      4.412,90      4.513,41      

P 8 -                 3.577,66      3.738,78      3.945,33      4.112,16      4.345,51      

P 7 -                 3.387,31      3.577,66      3.870,55      4.016,98      4.167,80      

P 6 2.890,95      3.065,35      3.240,91      3.614,29      3.709,48      3.885,15      

P 4 2.819,92      2.881,60      2.927,34      2.961,85      2.989,94      3.032,05      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen
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Anhang B zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West mit dem Bundesland Hamburg, 
gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 

 
 
Anhang C zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
Stundenentgelte für Anhang A 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 

 

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 -                 5.072,57      5.242,81      5.792,52      6.433,32      6.715,97      

P 15 -                 4.968,27      5.124,07      5.513,58      5.979,74      6.157,76      

P 14 -                 4.853,29      5.005,34      5.385,42      5.901,83      5.996,07      

P 13 -                 4.738,35      4.886,62      5.257,26      5.524,88      5.593,99      

P 12 -                 4.508,38      4.649,12      5.000,93      5.217,06      5.317,57      

P 11 -                 4.278,46      4.411,65      4.744,62      4.965,75      5.066,28      

P 10 -                 4.050,67      4.174,56      4.525,99      4.695,61      4.802,41      

P 9 -                 3.864,79      4.050,67      4.174,56      4.412,90      4.513,41      

P 8 -                 3.577,66      3.738,78      3.945,33      4.112,16      4.345,51      

P 7 -                 3.387,31      3.577,66      3.870,55      4.016,98      4.167,80      

P 6 2.890,95      3.065,35      3.240,91      3.614,29      3.709,48      3.885,15      

P 4 2.819,92      2.881,60      2.927,34      2.961,85      2.989,94      3.032,05      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen

Entgeltgruppe

EG 15 36,02                                     

EG 14 33,21                                     

EG 13 31,78                                     

EG 12 30,04                                     

EG 11 27,49                                     

EG 10 25,32                                     

EG 9c 25,24                                     

EG 9b 23,92                                     

Stundenentgelte für Anhang A in Euro
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Anhang C zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
Stundenentgelte für Anhang B 
 
entspricht  
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 

 
Anhang C zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West mit dem Bundesland Hamburg, 
gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
Stundenentgelte für Anhang A 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 

 
 
 
  

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang B in Euro

P 16

P 15

P 14

P 13

P 12

P 11

P 10

P 9

P 8

P 7

P 6

P 4

25,07

23,93

23,56

22,53

21,58

19,99

16,89

32,66

30,49

28,82

27,01

26,00

Entgeltgruppe

EG 15 36,02

EG 14 33,21

EG 13 31,78

EG 12 30,04

EG 11 27,49

EG 10 25,32

EG 9c 25,24

EG 9b 23,92

Stundenentgelte für Anhang A in Euro
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Anhang C zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West mit dem Bundesland Hamburg, 
gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
Stundenentgelte für Anhang B 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 
 

IV. Anlage 32 zu den AVR 
 
Anhang A zur Anlage 32 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
entspricht  
 
102,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang B in Euro

P 16

P 15

P 14

P 13

P 12

P 11

P 10

P 9

P 8

P 7

P 6

P 4

32,66                                    

30,49                                    

28,82                                    

27,01                                    

26,00                                    

25,07                                    

23,93                                    

23,56                                    

22,53                                    

21,58                                    

19,99                                    

16,89                                    

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

EG 15 5.614,08      5.981,20      6.390,71      6.949,76      7.524,84      7.903,16      

EG 14 5.103,92      5.436,35      5.870,48      6.352,23      6.889,24      7.274,77      

EG 13 4.721,34      5.085,67      5.500,42      5.950,72      6.480,60      6.768,15      

EG 12 4.253,73      4.672,97      5.162,90      5.706,52      6.344,41      6.647,07      

EG 11 4.113,03      4.498,62      4.860,93      5.254,03      5.792,01      6.094,69      

EG 10 3.973,24      4.275,36      4.618,82      4.991,31      5.406,10      5.542,30      

EG 9c 3.863,60      4.133,12      4.426,22      4.742,04      5.081,55      5.324,93      

EG 9b 3.638,23      3.890,85      4.049,37      4.518,49      4.796,47      5.118,47      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen
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Anhang A zur Anlage 32 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
entspricht  
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 

 
 
 
Anhang B zur Anlage 32 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
entspricht 
 
102,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 

 
  

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

EG 15 5.641,60      6.010,52      6.422,04      6.983,83      7.561,72      7.941,91      

EG 14 5.128,94      5.462,99      5.899,25      6.383,37      6.923,01      7.310,43      

EG 13 4.744,48      5.110,60      5.527,38      5.979,89      6.512,37      6.801,33      

EG 12 4.274,58      4.695,87      5.188,21      5.734,50      6.375,51      6.679,66      

EG 11 4.133,19      4.520,67      4.884,76      5.279,79      5.820,40      6.124,57      

EG 10 3.992,71      4.296,32      4.641,46      5.015,78      5.432,60      5.569,47      

EG 9c 3.882,54      4.153,38      4.447,92      4.765,29      5.106,46      5.351,03      

EG 9b 3.656,06      3.909,92      4.069,22      4.540,64      4.819,98      5.143,56      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 -                 5.047,83      5.217,24      5.764,26      6.401,94      6.683,21      

P 15 -                 4.944,03      5.099,07      5.486,68      5.950,57      6.127,72      

P 14 -                 4.829,62      4.980,93      5.359,15      5.873,04      5.966,82      

P 13 -                 4.715,24      4.862,78      5.231,61      5.497,93      5.566,70      

P 12 -                 4.486,39      4.626,44      4.976,54      5.191,61      5.291,63      

P 11 -                 4.257,59      4.390,13      4.721,48      4.941,52      5.041,56      

P 10 -                 4.030,91      4.154,19      4.503,91      4.672,70      4.778,99      

P 9 -                 3.845,94      4.030,91      4.154,19      4.391,38      4.491,40      

P 8 -                 3.560,21      3.720,54      3.926,08      4.092,10      4.324,31      

P 7 -                 3.370,78      3.560,21      3.851,67      3.997,38      4.147,47      

P 6 2.876,85      3.050,40      3.225,10      3.596,66      3.691,38      3.866,20      

P 4 2.806,16      2.867,55      2.913,06      2.947,40      2.975,35      3.017,26      

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen
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Anhang B zur Anlage 32 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 
 
 

 
Anhang C zur Anlage 32 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
Stundenentgelte für Anhang A 
 
entspricht 
 
102,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 -                 5.072,57      5.242,81      5.792,52      6.433,32      6.715,97      

P 15 -                 4.968,27      5.124,07      5.513,58      5.979,74      6.157,76      

P 14 -                 4.853,29      5.005,34      5.385,42      5.901,83      5.996,07      

P 13 -                 4.738,35      4.886,62      5.257,26      5.524,88      5.593,99      

P 12 -                 4.508,38      4.649,12      5.000,93      5.217,06      5.317,57      

P 11 -                 4.278,46      4.411,65      4.744,62      4.965,75      5.066,28      

P 10 -                 4.050,67      4.174,56      4.525,99      4.695,61      4.802,41      

P 9 -                 3.864,79      4.050,67      4.174,56      4.412,90      4.513,41      

P 8 -                 3.577,66      3.738,78      3.945,33      4.112,16      4.345,51      

P 7 -                 3.387,31      3.577,66      3.870,55      4.016,98      4.167,80      

P 6 2.890,95      3.065,35      3.240,91      3.614,29      3.709,48      3.885,15      

P 4 2.819,92      2.881,60      2.927,34      2.961,85      2.989,94      3.032,05      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang A in Euro

EG 15

EG 14

EG 13

EG 12

EG 11

EG 10

EG 9c

EG 9b

33,05

31,62

29,90

27,36

25,19

25,11

23,81

35,84
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Anhang C zur Anlage 32 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
Stundenentgelte für Anhang B 
 
entspricht 
 
102,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 
 

 
Anhang C zur Anlage 32 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
Stundenentgelte für Anhang A 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 
 

  

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang B in Euro

P 16

P 15

P 14

P 13

P 12

P 11

P 10

P 9

P 8

P 7

P 6

P 4

32,50

19,89

16,81

30,35

28,68

26,88

25,88

24,95

23,82

23,45

22,42

21,47

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang A in Euro

EG 15

EG 14

EG 13

EG 12

EG 11

EG 10

EG 9c

EG 9b

30,04                                    

27,49                                    

25,32                                    

25,24                                    

23,92                                    

36,02                                    

33,21                                    

31,78                                    
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Anhang C zur Anlage 32 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
Stundenentgelte für Anhang B 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang B in Euro

P 16

P 15

P 14

P 13

P 12

P 11

P 10

P 9

P 8

P 7

P 6

P 4

32,66                                    

30,49                                    

28,82                                    

27,01                                    

26,00                                    

25,07                                    

23,93                                    

23,56                                    

22,53                                    

21,58                                    

19,99                                    

16,89                                    
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VI. Anlage 33 zu den AVR 
 
Anhang A zur Anlage 33 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
nur Mitarbeiter in Kindertagesstätten nach §§ 22f. SGB VIII 
 
entspricht  
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 
 
 
 

  

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.569,66     4.686,08     5.262,87     5.695,42     6.344,27     6.740,77     

S 17 4.213,28     4.505,86     4.974,47     5.262,87     5.839,60     6.178,44     

S 16 4.127,04     4.412,15     4.729,35     5.118,66     5.551,22     5.810,77     

S 15 3.981,24     4.253,50     4.541,93     4.873,55     5.407,05     5.637,73     

S 14 3.943,21     4.212,11     4.532,60     4.858,60     5.219,11     5.471,42     

S 13 3.850,89     4.112,92     4.469,82     4.758,17     5.118,66     5.298,89     

S 12 3.840,77     4.102,06     4.444,03     4.746,82     5.121,72     5.280,32     

S 11b 3.789,99     4.047,56     4.228,52     4.689,94     5.050,40     5.266,69     

S 11a 3.722,28     3.974,89     4.154,33     4.614,01     4.974,47     5.190,75     

S 10 3.479,68     3.811,20     3.976,97     4.472,22     4.876,18     5.207,98     

S 9 3.525,28     3.763,19     4.033,53     4.433,64     4.812,12     5.104,09     

S 8b 3.455,67     3.688,76     3.961,16     4.359,55     4.736,23     5.025,00     

S 8a 3.386,45     3.614,47     3.849,73     4.072,62     4.290,51     4.519,62     

S 7 3.304,18     3.526,19     3.747,09     3.967,95     4.133,64     4.383,31     

S 6 nicht besetzt

S 5 nicht besetzt

S 4 3.169,11     3.381,23     3.574,51     3.705,68     3.829,92     4.023,49     

S 3 2.998,01     3.197,61     3.383,30     3.553,80     3.631,81     3.724,99     

S 2 2.787,12     2.909,37     2.999,81     3.098,01     3.208,44     3.318,90     

 Entgelt-

gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen
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Anhang A zur Anlage 33 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
Mitarbeiter in Einrichtungen, die keine Kindertagesstätten nach §§ 22f. SGB VIII sind 
 
entspricht  
 
102,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 
 
 

  

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.547,36     4.663,23     5.237,20     5.667,64     6.313,32     6.707,89     

S 17 4.192,73     4.483,88     4.950,20     5.237,20     5.811,11     6.148,31     

S 16 4.106,91     4.390,63     4.706,28     5.093,69     5.524,14     5.782,42     

S 15 3.961,82     4.232,76     4.519,77     4.849,77     5.380,67     5.610,22     

S 14 3.923,97     4.191,57     4.510,49     4.834,90     5.193,65     5.444,73     

S 13 3.832,11     4.092,85     4.448,02     4.734,96     5.093,69     5.273,04     

S 12 3.822,03     4.082,05     4.422,35     4.723,66     5.096,74     5.254,56     

S 11b 3.771,50     4.027,82     4.207,90     4.667,06     5.025,76     5.240,99     

S 11a 3.704,12     3.955,50     4.134,06     4.591,50     4.950,20     5.165,43     

S 10 3.462,71     3.792,60     3.957,57     4.450,40     4.852,40     5.182,58     

S 9 3.508,09     3.744,83     4.013,85     4.412,01     4.788,65     5.079,19     

S 8b 3.438,82     3.670,77     3.941,84     4.338,28     4.713,12     5.000,49     

S 8a 3.369,93     3.596,84     3.830,95     4.052,76     4.269,58     4.497,58     

S 7 3.288,06     3.508,99     3.728,81     3.948,59     4.113,48     4.361,93     

S 6 nicht besetzt

S 5 nicht besetzt

S 4 3.153,65     3.364,74     3.557,08     3.687,61     3.811,24     4.003,87     

S 3 2.983,39     3.182,01     3.366,80     3.536,46     3.614,09     3.706,82     

S 2 2.773,52     2.895,18     2.985,17     3.082,90     3.192,79     3.302,71     

 Entgelt-

gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen
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Anhang A zur Anlage 33 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 
 
Mitarbeiter in allen Einrichtungen, auch in Kindertagesstätten nach §§ 22f. SGB VIII  
 
entspricht  
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2024 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.569,66     4.686,08     5.262,87     5.695,42     6.344,27     6.740,77     

S 17 4.213,28     4.505,86     4.974,47     5.262,87     5.839,60     6.178,44     

S 16 4.127,04     4.412,15     4.729,35     5.118,66     5.551,22     5.810,77     

S 15 3.981,24     4.253,50     4.541,93     4.873,55     5.407,05     5.637,73     

S 14 3.943,21     4.212,11     4.532,60     4.858,60     5.219,11     5.471,42     

S 13 3.850,89     4.112,92     4.469,82     4.758,17     5.118,66     5.298,89     

S 12 3.840,77     4.102,06     4.444,03     4.746,82     5.121,72     5.280,32     

S 11b 3.789,99     4.047,56     4.228,52     4.689,94     5.050,40     5.266,69     

S 11a 3.722,28     3.974,89     4.154,33     4.614,01     4.974,47     5.190,75     

S 10 3.479,68     3.811,20     3.976,97     4.472,22     4.876,18     5.207,98     

S 9 3.525,28     3.763,19     4.033,53     4.433,64     4.812,12     5.104,09     

S 8b 3.455,67     3.688,76     3.961,16     4.359,55     4.736,23     5.025,00     

S 8a 3.386,45     3.614,47     3.849,73     4.072,62     4.290,51     4.519,62     

S 7 3.304,18     3.526,19     3.747,09     3.967,95     4.133,64     4.383,31     

S 6 nicht besetzt

S 5 nicht besetzt

S 4 3.169,11     3.381,23     3.574,51     3.705,68     3.829,92     4.023,49     

S 3 2.998,01     3.197,61     3.383,30     3.553,80     3.631,81     3.724,99     

S 2 2.787,12     2.909,37     2.999,81     3.098,01     3.208,44     3.318,90     

 Entgelt-

gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen
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C. Inkrafttreten 
 
Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2025 in Kraft. 
 
 
Für die Richtigkeit: 
 
 
 
gez. Jörg Straube gez. Martin Wessels 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost stellv. Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 
 
 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
Mit dem Beschluss wird der Eckpunktebeschluss der Regionalkommission Ost vom 19. 
Dezember 2019 für das Jahr 2025 angewendet und deren Richtigkeit bestätigt. 
 
 

 
* * * 

 
 
Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit in Kraft 
gesetzt. 
 
Dresden, den 21. Juli 2023 
 
 
 
Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
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gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 

 

 

 

33. Jahrgang, Nr. 10    Dresden, 28. August 2023 

 

 

Inhalt 
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77. Beschluss der Regionalkommission Ost (Caritas) 

 
Die Regionalkommission Ost beschließt: 
 
 

 
A. Bestätigung der Werte 
 
Die Regionalkommission Ost bestätigt die Richtigkeit der auf der Grundlage ihres 
Eckpunktebeschlusses vom 19. Dezember 2019 berechneten und nachfolgend in Abschnitt B 
dieses Beschlusses wiedergegebenen Werte für die Regelvergütungen, Tabellenentgelte und 
Stundenentgelte. 
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B. Vergütungen und Entgelte in der Region Ost ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
 

 
 

Regelvergütungen, Tabellenentgelte 
und Stundenentgelte 

 
in den Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen 

des Deutschen Caritasverbandes e. V. 
 

in der Region Ost 
 

ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
 

 
 
 
 
 
I. Begriffsbestimmungen 
 

Im folgenden Text bedeuten die Begriffe  
 
„Tarifgebiet Ost“:  
 
das Gebiet der Bistümer Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz und Magdeburg sowie der Teile 
der Erzbistümer Berlin und Hamburg, für die das Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland vor dem 3. Oktober 1990 nicht galt, ausgenommen das Gebiet des 
Bundeslandes Berlin;  
 
„Tarifgebiet West“:  
 
alle Teile der Erzbistümer Berlin und Hamburg, für die das Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland vor dem 3. Oktober 1990 galt, zuzüglich des Teils des 
Bundeslandes Berlin, für den das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland vor dem 
3. Oktober 1990 nicht galt;  
 
„mittlere Werte der Bundeskommission“:  
 
die am 1. Juli 2023 geltenden mittleren Werte 
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II. Anlage 3 zu den AVR 
 
Anlage 3 zu den AVR 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
entspricht in 
VG 1 bis 8: 101,25 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
VG 9a bis 12: 101,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 

 

Verg.-

Gr.

1
2

3
4

5
6

7
8

9
10

11
12

1
5.160,17 

     
5.612,07 

     
6.064,00 

     
6.301,11 

     
6.538,15 

     
6.775,13 

     
7.012,22 

     
7.249,25 

     
7.486,26 

     
7.723,35 

     
7.960,39 

     
8.177,43 

     

1a
4.776,93 

     
5.166,86 

     
5.556,74 

     
5.773,83 

     
5.990,93 

     
6.208,01 

     
6.425,18 

     
6.642,22 

     
6.859,39 

     
7.076,42 

     
7.293,54 

     
7.391,00 

     

1b
4.429,16 

     
4.763,64 

     
5.098,17 

     
5.310,82 

     
5.523,53 

     
5.736,18 

     
5.948,83 

     
6.161,51 

     
6.374,14 

     
6.586,87 

     
6.675,47 

     
-

 
               

2
4.215,35 

     
4.501,08 

     
4.786,87 

     
4.964,07 

     
5.141,30 

     
5.318,58 

     
5.495,82 

     
5.673,05 

     
5.850,21 

     
6.027,44 

     
6.140,49 

     
-

 
               

3
3.836,86 

     
4.082,74 

     
4.328,62 

     
4.490,40 

     
4.652,09 

     
4.813,85 

     
4.975,51 

     
5.137,21 

     
5.298,98 

     
5.460,72 

     
5.485,07 

     
-

 
               

4a
3.582,32 

     
3.785,85 

     
3.996,34 

     
4.138,17 

     
4.279,95 

     
4.421,69 

     
4.563,45 

     
4.705,30 

     
4.847,05 

     
4.982,21 

     
-

 
               

-
 

               

4b
3.355,32 

     
3.525,04 

     
3.694,72 

     
3.816,91 

     
3.940,94 

     
4.065,01 

     
4.189,10 

     
4.313,16 

     
4.437,24 

     
4.534,66 

     
-

 
               

-
 

               

5b
3.153,78 

     
3.291,76 

     
3.435,98 

     
3.542,01 

     
3.643,84 

     
3.746,06 

     
3.852,37 

     
3.958,67 

     
4.065,01 

     
4.135,89 

     
-

 
               

-
 

               

5c
2.941,81 

     
3.048,92 

     
3.159,73 

     
3.252,35 

     
3.349,92 

     
3.447,46 

     
3.545,07 

     
3.642,60 

     
3.729,55 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

6b
2.794,35 

     
2.883,54 

     
2.972,75 

     
3.035,55 

     
3.100,47 

     
3.165,50 

     
3.233,27 

     
3.305,34 

     
3.377,51 

     
3.430,51 

     
-

 
               

-
 

               

7
2.661,46 

     
2.736,13 

     
2.810,75 

     
2.863,50 

     
2.916,27 

     
2.969,04 

     
3.022,15 

     
3.077,54 

     
3.133,00 

     
3.167,43 

     
-

 
               

-
 

               

8
2.539,56 

     
2.601,45 

     
2.663,34 

     
2.703,38 

     
2.739,77 

     
2.776,14 

     
2.812,54 

     
2.848,95 

     
2.885,34 

     
2.921,76 

     
2.956,32 

     
-

 
               

9a
2.454,36 

     
2.500,94 

     
2.547,50 

     
2.583,68 

     
2.619,84 

     
2.656,06 

     
2.692,27 

     
2.728,48 

     
2.764,63 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

9
2.399,95 

     
2.450,73 

     
2.501,60 

     
2.539,74 

     
2.574,22 

     
2.608,75 

     
2.643,20 

     
2.677,72 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

-
 

               

10
2.231,40 

     
2.273,17 

     
2.314,96 

     
2.353,07 

     
2.387,54 

     
2.422,01 

     
2.456,52 

     
2.491,02 

     
2.514,64 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

11
2.094,07 

     
2.146,06 

     
2.178,75 

     
2.204,19 

     
2.229,58 

     
2.255,04 

     
2.280,41 

     
2.305,87 

     
2.331,27 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

12
2.008,12 

     
2.040,78 

     
2.073,49 

     
2.098,86 

     
2.124,32 

     
2.149,71 

     
2.175,16 

     
2.200,55 

     
2.225,96 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

Stufe
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Anlage 3 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 
 

 
  

Verg.-

Gr.

1
2

3
4

5
6

7
8

9
10

11
12

1
5.223,87 

     
5.681,36 

     
6.138,87 

     
6.378,90 

     
6.618,87 

     
6.858,78 

     
7.098,79 

     
7.338,74 

     
7.578,69 

     
7.818,70 

     
8.058,66 

     
8.278,38 

     

1a
4.835,91 

     
5.230,65 

     
5.625,34 

     
5.845,11 

     
6.064,89 

     
6.284,65 

     
6.504,51 

     
6.724,23 

     
6.944,08 

     
7.163,79 

     
7.383,59 

     
7.482,24 

     

1b
4.483,84 

     
4.822,45 

     
5.161,11 

     
5.376,38 

     
5.591,72 

     
5.806,99 

     
6.022,27 

     
6.237,58 

     
6.452,84 

     
6.668,19 

     
6.757,89 

     
-

 
               

2
4.267,39 

     
4.556,65 

     
4.845,96 

     
5.025,36 

     
5.204,78 

     
5.384,24 

     
5.563,67 

     
5.743,09 

     
5.922,44 

     
6.101,86 

     
6.216,30 

     
-

 
               

3
3.884,23 

     
4.133,15 

     
4.382,06 

     
4.545,83 

     
4.709,53 

     
4.873,28 

     
5.036,93 

     
5.200,63 

     
5.364,40 

     
5.528,13 

     
5.552,78 

     
-

 
               

4a
3.626,54 

     
3.832,59 

     
4.045,68 

     
4.189,26 

     
4.332,79 

     
4.476,28 

     
4.619,79 

     
4.763,39 

     
4.906,89 

     
5.043,72 

     
-

 
               

-
 

               

4b
3.396,75 

     
3.568,56 

     
3.740,34 

     
3.864,03 

     
3.989,60 

     
4.115,19 

     
4.240,81 

     
4.366,41 

     
4.492,02 

     
4.590,65 

     
-

 
               

-
 

               

5b
3.192,71 

     
3.332,40 

     
3.478,40 

     
3.585,74 

     
3.688,82 

     
3.792,31 

     
3.899,93 

     
4.007,55 

     
4.115,19 

     
4.186,95 

     
-

 
               

-
 

               

5c
2.978,13 

     
3.086,56 

     
3.198,74 

     
3.292,51 

     
3.391,27 

     
3.490,02 

     
3.588,83 

     
3.687,57 

     
3.775,60 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

6b
2.828,85 

     
2.919,14 

     
3.009,45 

     
3.073,02 

     
3.138,74 

     
3.204,58 

     
3.273,18 

     
3.346,14 

     
3.419,21 

     
3.472,86 

     
-

 
               

-
 

               

7
2.694,32 

     
2.769,91 

     
2.845,45 

     
2.898,85 

     
2.952,28 

     
3.005,70 

     
3.059,46 

     
3.115,54 

     
3.171,68 

     
3.206,54 

     
-

 
               

-
 

               

8
2.570,92 

     
2.633,56 

     
2.696,22 

     
2.736,75 

     
2.773,60 

     
2.810,42 

     
2.847,27 

     
2.884,12 

     
2.920,96 

     
2.957,83 

     
2.992,82 

     
-

 
               

9a
2.490,81 

     
2.538,08 

     
2.585,34 

     
2.622,05 

     
2.658,75 

     
2.695,50 

     
2.732,25 

     
2.769,01 

     
2.805,69 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

9
2.435,59 

     
2.487,13 

     
2.538,75 

     
2.577,45 

     
2.612,45 

     
2.647,49 

     
2.682,46 

     
2.717,49 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

-
 

               

10
2.264,54 

     
2.306,93 

     
2.349,34 

     
2.388,01 

     
2.423,00 

     
2.457,98 

     
2.493,01 

     
2.528,02 

     
2.551,98 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

11
2.125,17 

     
2.177,93 

     
2.211,11 

     
2.236,93 

     
2.262,69 

     
2.288,53 

     
2.314,28 

     
2.340,12 

     
2.365,89 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

12
2.037,95 

     
2.071,08 

     
2.104,28 

     
2.130,03 

     
2.155,87 

     
2.181,64 

     
2.207,46 

     
2.233,23 

     
2.259,02 

     
-

 
               

-
 

               
-

 
               

Stufe
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III. Anlage 31 zu den AVR 
 

Anhang A zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
entspricht 
 
102,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 

 
Anhang A zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West mit dem Bundesland Hamburg,  
gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 

 
 
 

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

EG 15 5.117,40      5.465,38      5.853,55      6.383,45      6.928,54      7.287,16      

EG 14 4.633,84      4.948,94      5.360,44      5.817,07      6.326,09      6.691,52      

EG 13 4.271,20      4.616,54      5.009,67      5.436,50      5.938,75      6.211,31      

EG 12 3.827,97      4.225,35      4.689,75      5.205,03      5.809,65      6.096,54      

EG 11 3.694,60      4.060,09      4.403,52      4.776,12      5.286,06      5.572,96      

EG 10 3.562,11      3.848,47      4.174,02      4.527,10      4.920,27      5.049,37      

EG 9c 3.458,18      3.713,65      3.991,46      4.290,82      4.612,63      4.843,33      

EG 9b 3.244,56      3.484,01      3.634,26      4.078,93      4.342,42      4.647,63      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen

gruppe  Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

15 5.142,49      5.492,18      5.882,24      6.414,74      6.962,51      7.322,88      

14 4.656,55      4.973,20      5.386,71      5.845,59      6.357,10      6.724,32      

13 4.292,14      4.639,17      5.034,23      5.463,15      5.967,86      6.241,76      

12 3.846,73      4.246,06      4.712,73      5.230,54      5.838,13      6.126,43      

11 3.712,71      4.079,99      4.425,11      4.799,53      5.311,97      5.600,28      

10 3.579,57      3.867,34      4.194,48      4.549,29      4.944,38      5.074,12      

9c 3.475,13      3.731,85      4.011,03      4.311,86      4.635,24      4.867,07      

9b 3.260,46      3.501,09      3.652,08      4.098,92      4.363,70      4.670,41      

Ent-

gelt-
 Grundentgelt  Entwicklungsstufen
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Anhang B zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
entspricht in 
 
P16 bis P7: 102,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
P6 bis P4: 102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 -                 4.580,67      4.741,25      5.259,76      5.864,18      6.130,80      

P 15 -                 4.482,29      4.629,24      4.996,64      5.436,35      5.604,27      

P 14 -                 4.373,84      4.517,25      4.875,76      5.362,86      5.451,75      

P 13 -                 4.265,42      4.405,27      4.754,87      5.007,31      5.072,49      

P 12 -                 4.048,50      4.181,26      4.513,10      4.716,95      4.811,76      

P 11 -                 3.831,63      3.957,26      4.271,33      4.479,91      4.574,73      

P 10 -                 3.616,77      3.733,63      4.065,11      4.225,11      4.325,84      

P 9 -                 3.441,44      3.616,77      3.733,63      3.958,44      4.053,25      

P 8 -                 3.170,61      3.322,58      3.517,41      3.674,76      3.894,87      

P 7 -                 2.991,06      3.170,61      3.446,88      3.584,98      3.727,25      

P 6 2.535,24      2.700,55      2.866,95      3.220,87      3.311,09      3.477,61      

P 4 2.467,91      2.526,38      2.569,73      2.602,44      2.629,06      2.668,99      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen
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Anhang B zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West mit dem Bundesland Hamburg, 
gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 

 
 
  

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 -                 4.603,12      4.764,49      5.285,55      5.892,93      6.160,85      

P 15 -                 4.504,26      4.651,93      5.021,14      5.462,99      5.631,74      

P 14 -                 4.395,28      4.539,40      4.899,66      5.389,15      5.478,47      

P 13 -                 4.286,32      4.426,86      4.778,18      5.031,86      5.097,36      

P 12 -                 4.068,35      4.201,75      4.535,23      4.740,07      4.835,35      

P 11 -                 3.850,41      3.976,66      4.292,27      4.501,87      4.597,16      

P 10 -                 3.634,50      3.751,93      4.085,04      4.245,82      4.347,05      

P 9 -                 3.458,31      3.634,50      3.751,93      3.977,84      4.073,11      

P 8 -                 3.186,15      3.338,87      3.534,65      3.692,78      3.913,96      

P 7 -                 3.005,72      3.186,15      3.463,77      3.602,56      3.745,52      

P 6 2.535,24      2.700,55      2.866,95      3.220,87      3.311,09      3.477,61      

P 4 2.467,91      2.526,38      2.569,73      2.602,44      2.629,06      2.668,99      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen



231 
 
 

 

 

 

 

 

Anhang C zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
Stundenentgelte für Anhang A 
 
entspricht 
 
102,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 
 

  

Entgeltgruppe

EG 15 32,15                                     

EG 14 29,64                                     

EG 13 28,36                                     

EG 12 26,82                                     

EG 11 24,53                                     

EG 10 22,59                                     

EG 9c 22,52                                     

EG 9b 21,35                                     

Stundenentgelte für Anhang A in Euro
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Anhang C zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
Stundenentgelte für Anhang B 
 
entspricht in 
 
P16 bis P7: 102,00 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
P6 bis P4: 102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 

 
 
 
  

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang B in Euro

P 16

P 15

P 14

P 13

P 12

P 11

P 10

P 9

P 8

P 7

P 6

P 4

29,14

17,93

15,15

27,21

25,72

24,10

23,21

22,38

21,36

21,03

20,10

19,26
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Anhang C zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West mit dem Bundesland Hamburg, 
gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
Stundenentgelte für Anhang A 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 

 
  

Entgeltgruppe

EG 15 32,31

EG 14 29,79

EG 13 28,50

EG 12 26,95

EG 11 24,65

EG 10 22,70

EG 9c 22,63

EG 9b 21,45

Stundenentgelte für Anhang A in Euro
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Anhang C zur Anlage 31 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West mit dem Bundesland Hamburg, 
gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
Stundenentgelte für Anhang B 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 
 

  

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang B in Euro

P 16

P 15

P 14

P 13

P 12

P 11

P 10

P 9

P 8

P 7

P 6

P 4

17,93                                    

15,15                                    

27,35                                    

25,85                                    

24,22                                    

23,32                                    

22,49                                    

21,46                                    

21,14                                    

20,20                                    

19,35                                    

29,28                                    
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IV. Anlage 32 zu den AVR 
 
Anhang A zur Anlage 32 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
entspricht  
 
101,25 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 

 
Anhang A zur Anlage 32 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
entspricht  
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
  

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

EG 15 5.079,77      5.425,20      5.810,50      6.336,51      6.877,60      7.233,57      

EG 14 4.599,77      4.912,55      5.321,02      5.774,30      6.279,58      6.642,31      

EG 13 4.239,79      4.582,60      4.972,83      5.396,52      5.895,08      6.165,64      

EG 12 3.799,82      4.194,28      4.655,26      5.166,76      5.766,94      6.051,71      

EG 11 3.667,44      4.030,24      4.371,14      4.741,00      5.247,19      5.531,99      

EG 10 3.535,91      3.820,17      4.143,33      4.493,81      4.884,09      5.012,24      

EG 9c 3.432,75      3.686,34      3.962,12      4.259,27      4.578,72      4.807,71      

EG 9b 3.220,70      3.458,40      3.607,54      4.048,94      4.310,49      4.613,46      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

EG 15 5.142,49      5.492,18      5.882,24      6.414,74      6.962,51      7.322,88      

EG 14 4.656,55      4.973,20      5.386,71      5.845,59      6.357,10      6.724,32      

EG 13 4.292,14      4.639,17      5.034,23      5.463,15      5.967,86      6.241,76      

EG 12 3.846,73      4.246,06      4.712,73      5.230,54      5.838,13      6.126,43      

EG 11 3.712,71      4.079,99      4.425,11      4.799,53      5.311,97      5.600,28      

EG 10 3.579,57      3.867,34      4.194,48      4.549,29      4.944,38      5.074,12      

EG 9c 3.475,13      3.731,85      4.011,03      4.311,86      4.635,24      4.867,07      

EG 9b 3.260,46      3.501,09      3.652,08      4.098,92      4.363,70      4.670,41      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen
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Anhang B zur Anlage 32 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
entspricht 
 
101,25 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

  

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 -                 4.546,99      4.706,38      5.221,09      5.821,07      6.085,72      

P 15 -                 4.449,33      4.595,20      4.959,90      5.396,37      5.563,06      

P 14 -                 4.341,68      4.484,04      4.839,91      5.323,43      5.411,66      

P 13 -                 4.234,05      4.372,88      4.719,91      4.970,49      5.035,19      

P 12 -                 4.018,73      4.150,51      4.479,92      4.682,27      4.776,38      

P 11 -                 3.803,46      3.928,17      4.239,92      4.446,97      4.541,09      

P 10 -                 3.590,17      3.706,18      4.035,22      4.194,04      4.294,03      

P 9 -                 3.416,13      3.590,17      3.706,18      3.929,33      4.023,44      

P 8 -                 3.147,30      3.298,15      3.491,55      3.647,74      3.866,23      

P 7 -                 2.969,07      3.147,30      3.421,53      3.558,62      3.699,85      

P 6 2.504,32      2.667,61      2.831,98      3.181,59      3.270,71      3.435,20      

P 4 2.437,82      2.495,57      2.538,39      2.570,71      2.597,00      2.636,44      

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen
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Anhang B zur Anlage 32 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 

 
  

 Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 -                 4.603,12      4.764,49      5.285,55      5.892,93      6.160,85      

P 15 -                 4.504,26      4.651,93      5.021,14      5.462,99      5.631,74      

P 14 -                 4.395,28      4.539,40      4.899,66      5.389,15      5.478,47      

P 13 -                 4.286,32      4.426,86      4.778,18      5.031,86      5.097,36      

P 12 -                 4.068,35      4.201,75      4.535,23      4.740,07      4.835,35      

P 11 -                 3.850,41      3.976,66      4.292,27      4.501,87      4.597,16      

P 10 -                 3.634,50      3.751,93      4.085,04      4.245,82      4.347,05      

P 9 -                 3.458,31      3.634,50      3.751,93      3.977,84      4.073,11      

P 8 -                 3.186,15      3.338,87      3.534,65      3.692,78      3.913,96      

P 7 -                 3.005,72      3.186,15      3.463,77      3.602,56      3.745,52      

P 6 2.535,24      2.700,55      2.866,95      3.220,87      3.311,09      3.477,61      

P 4 2.467,91      2.526,38      2.569,73      2.602,44      2.629,06      2.668,99      

Ent-

gelt-

gruppe

 Grundentgelt  Entwicklungsstufen
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Anhang C zur Anlage 32 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
Stundenentgelte für Anhang A 
 
entspricht 
 
101,25 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 

 
 
 
Anhang C zur Anlage 32 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
Stundenentgelte für Anhang B 
 
entspricht 
 
101,25 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang A in Euro

EG 15

EG 14

EG 13

EG 12

EG 11

EG 10

EG 9c

EG 9b

31,91

29,42

28,15

26,62

24,35

22,43

22,36

21,19

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang B in Euro

P 16

P 15

P 14

P 13

P 12

P 11

P 10

P 9

P 8

P 7

P 6

P 4

28,93

27,01

25,54

23,93

23,03

22,21

21,20

20,88

19,96

19,12

17,71

14,96
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Anhang C zur Anlage 32 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
Stundenentgelte für Anhang A 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 
 

 
  

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang A in Euro

EG 15

EG 14

EG 13

EG 12

EG 11

EG 10

EG 9c

EG 9b

26,95                                    

24,65                                    

22,70                                    

22,63                                    

21,45                                    

32,31                                    

29,79                                    

28,50                                    
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Anhang C zur Anlage 32 zu den AVR 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
Stundenentgelte für Anhang B 
 
entspricht 
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 
 
 
 
 

  

Entgeltgruppe Stundenentgelte für Anhang B in Euro

P 16

P 15

P 14

P 13

P 12

P 11

P 10

P 9

P 8

P 7

P 6

P 4

17,93                                    

15,15                                    

27,35                                    

25,85                                    

24,22                                    

23,32                                    

22,49                                    

21,46                                    

21,14                                    

20,20                                    

19,35                                    

29,28                                    
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VI. Anlage 33 zu den AVR 
 
Anhang A zur Anlage 33 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
nur Mitarbeiter in Kindertagesstätten nach §§ 22f. SGB VIII 
 
entspricht  
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 

  

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.126,42     4.236,79     4.783,50     5.193,50     5.808,52     6.184,36     

S 17 3.788,64     4.065,96     4.510,13     4.783,50     5.330,16     5.651,35     

S 16 3.706,88     3.977,13     4.277,80     4.646,81     5.056,82     5.302,84     

S 15 3.568,69     3.826,76     4.100,14     4.414,48     4.920,16     5.138,82     

S 14 3.532,63     3.787,53     4.091,31     4.400,31     4.742,02     4.981,18     

S 13 3.445,14     3.693,50     4.031,80     4.305,11     4.646,81     4.817,64     

S 12 3.435,53     3.683,20     4.007,35     4.294,35     4.649,71     4.800,04     

S 11b 3.387,41     3.631,55     3.803,08     4.240,44     4.582,11     4.787,12     

S 11a 3.323,22     3.562,66     3.732,75     4.168,47     4.510,13     4.715,14     

S 10 3.093,28     3.407,51     3.564,64     4.034,07     4.416,97     4.731,48     

S 9 3.070,52     3.291,46     3.549,66     3.927,28     4.284,32     4.558,03     

S 9 ab Okt 24 3.136,50     3.362,00     3.618,25     3.997,50     4.356,25     4.633,00     

S 8b 3.070,52     3.291,46     3.549,66     3.927,28     4.284,32     4.558,03     

S 8a 3.004,90     3.221,03     3.444,03     3.655,30     3.861,83     4.079,01     

S 7 2.926,93     3.137,36     3.346,75     3.556,09     3.713,14     3.949,80     

S 6 nicht besetzt

S 5 nicht besetzt

S 4 2.798,90     2.999,96     3.183,17     3.307,49     3.425,26     3.608,74     

S 3 2.636,72     2.825,91     3.001,92     3.163,53     3.237,47     3.325,80     

S 2 2.436,81     2.552,70     2.638,42     2.731,50     2.836,18     2.940,88     

 Entgelt-

gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen
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Anhang A zur Anlage 33 
 
RK Ost, Tarifgebiet Ost, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
Mitarbeiter in Einrichtungen, die keine Kindertagesstätten nach §§ 22f. SGB VIII sind 
 
entspricht  
 
101,25 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 
 
 

  

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.076,10     4.185,12     4.725,17     5.130,17     5.737,69     6.108,94     

S 17 3.742,43     4.016,37     4.455,13     4.725,17     5.265,16     5.582,43     

S 16 3.661,68     3.928,63     4.225,63     4.590,14     4.995,15     5.238,17     

S 15 3.525,17     3.780,09     4.050,14     4.360,65     4.860,16     5.076,15     

S 14 3.489,55     3.741,34     4.041,41     4.346,65     4.684,19     4.920,44     

S 13 3.403,12     3.648,45     3.982,63     4.252,61     4.590,14     4.758,89     

S 12 3.393,64     3.638,29     3.958,48     4.241,98     4.593,00     4.741,51     

S 11b 3.346,10     3.587,27     3.756,70     4.188,72     4.526,23     4.728,74     

S 11a 3.282,70     3.519,22     3.687,23     4.117,64     4.455,13     4.657,64     

S 10 3.055,55     3.365,96     3.521,17     3.984,88     4.363,11     4.673,78     

S 9 3.033,08     3.251,32     3.506,37     3.879,38     4.232,07     4.502,45     

S 9 ab Okt 24 3.098,25     3.321,00     3.574,13     3.948,75     4.303,13     4.576,50     

S 8b 3.033,08     3.251,32     3.506,37     3.879,38     4.232,07     4.502,45     

S 8a 2.968,26     3.181,75     3.402,03     3.610,73     3.814,74     4.029,26     

S 7 2.891,23     3.099,10     3.305,93     3.512,73     3.667,86     3.901,63     

S 6 nicht besetzt

S 5 nicht besetzt

S 4 2.764,76     2.963,37     3.144,35     3.267,16     3.383,49     3.564,73     

S 3 2.604,57     2.791,45     2.965,31     3.124,95     3.197,99     3.285,24     

S 2 2.407,10     2.521,57     2.606,25     2.698,19     2.801,59     2.905,01     

 Entgelt-

gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen
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Anhang A zur Anlage 33 
 
RK Ost, Tarifgebiet West, gültig ab 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024 
 
Mitarbeiter in allen Einrichtungen, auch in Kindertagesstätten nach §§ 22f. SGB VIII  
 
entspricht  
 
102,50 % der mittleren Werte der Bundeskommission vom 1. Juli 2023 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18 4.126,42     4.236,79     4.783,50     5.193,50     5.808,52     6.184,36     

S 17 3.788,64     4.065,96     4.510,13     4.783,50     5.330,16     5.651,35     

S 16 3.706,88     3.977,13     4.277,80     4.646,81     5.056,82     5.302,84     

S 15 3.568,69     3.826,76     4.100,14     4.414,48     4.920,16     5.138,82     

S 14 3.532,63     3.787,53     4.091,31     4.400,31     4.742,02     4.981,18     

S 13 3.445,14     3.693,50     4.031,80     4.305,11     4.646,81     4.817,64     

S 12 3.435,53     3.683,20     4.007,35     4.294,35     4.649,71     4.800,04     

S 11b 3.387,41     3.631,55     3.803,08     4.240,44     4.582,11     4.787,12     

S 11a 3.323,22     3.562,66     3.732,75     4.168,47     4.510,13     4.715,14     

S 10 3.093,28     3.407,51     3.564,64     4.034,07     4.416,97     4.731,48     

S 9 3.070,52     3.291,46     3.549,66     3.927,28     4.284,32     4.558,03     

S 9 ab Okt 24 3.136,50     3.362,00     3.618,25     3.997,50     4.356,25     4.633,00     

S 8b 3.070,52     3.291,46     3.549,66     3.927,28     4.284,32     4.558,03     

S 8a 3.004,90     3.221,03     3.444,03     3.655,30     3.861,83     4.079,01     

S 7 2.926,93     3.137,36     3.346,75     3.556,09     3.713,14     3.949,80     

S 6 nicht besetzt

S 5 nicht besetzt

S 4 2.798,90     2.999,96     3.183,17     3.307,49     3.425,26     3.608,74     

S 3 2.636,72     2.825,91     3.001,92     3.163,53     3.237,47     3.325,80     

S 2 2.436,81     2.552,70     2.638,42     2.731,50     2.836,18     2.940,88     

 Entgelt-

gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen
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C. Inkrafttreten 
 
Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. 
 
 
Für die Richtigkeit: 
 
 
 
gez. Jörg Straube gez. Martin Wessels 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost stellv. Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 
 
 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
Mit dem Beschluss wird der Eckpunktebeschluss der Regionalkommission Ost vom  
19. Dezember 2019 für das Jahr 2024 angewendet und deren Richtigkeit bestätigt. 
 
 
 

* * * 
 
 

 
 
Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit in Kraft gesetzt. 
 
Dresden, den 28. August 2023 
 
 
 
Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
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gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 

 

 

 

33. Jahrgang, Nr. 11    Dresden, 28. August 2023 
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78. Beschlüsse der Bundeskommission (Caritas) vom  
15. Juni 2023 

 
 

 

 

 Die Bundeskommission beschließt: 

 

Tarifrunde 2023 – Teil 2 

 
A. 

 
Beschlusstext: 

 
 

I. Mittlere Werte  
 

Die nachfolgend festgelegten Euro-Beträge für die Vergütungs- und 
Entgeltbestandteile sind mittlere Werte und bis zum 31. Dezember 2024 befristet. 
 
Die im Tabellenanhang zu diesem Beschluss wiedergegebenen mittleren 
Vergütungs- und Entgeltwerte sind Teil dieses Beschlusses. 
 
Ausgangswert für die Erhöhung ist der jeweilige mittlere Wert gültig am Tag vor 
dem 1. März 2024.  
 

II. Änderungen in den Anlagen 31 bis 33 AVR 
 

1. Entgelttabellen der Anlagen 31 bis 33 AVR  
 

a) Die mittleren Werte in den Anhängen A und B der Anlage 31 AVR werden 
 

• zum 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend um 5,5 Prozent 
erhöht, mindestens aber um 340,00 Euro. 

 
b) Die mittleren Werte der Zulage in § 12 Abs. 4 der Anlage 31 AVR werden 

 
• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 
c) Die mittleren Werte in Anhang C der Anlage 31 AVR werden 

 
• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 
 

d) Die mittleren Werte in den Anhängen A und B der Anlage 32 AVR werden 
 

• zum 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend um 5,5 Prozent 
erhöht, mindestens aber um 340,00 Euro. 
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e) Die mittleren Werte der Zulage in § 12 Abs. 4 der Anlage 32 AVR werden 
 

• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 
 

f) Die mittleren Werte in Anhang C der Anlage 32 AVR werden 
 

• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 
 

g) Die mittleren Werte in Anhang A der Anlage 33 AVR werden 
 

• zum 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend um 5,5 Prozent 
erhöht, mindestens aber um 340,00 Euro. 

 
2. Garantiebeträge nach § 3 Anhang F i.V.m. § 14 Abs. 4 a.F. der Anlage 31 AVR  

 
Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 14 Abs. 4 der Anlage 31 a.F. AVR 
werden 

 
• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 
3. Garantiebeträge nach § 3 Anhang G i.V.m. § 14 Abs. 4 a.F. der Anlage 32 AVR  

 
Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 14 Abs. 4 der Anlage 32 a.F. AVR 
werden 

 
• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 
4. Garantiebeträge in Anlage 33 AVR 

 
Die mittleren Werte der Garantiebeträge in § 13 Abs. 4 der Anlage 33 AVR 
werden 

 
• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 
 

III. Änderung der mittleren Werte außerhalb der Anlage 7 und der Anlagen 31 bis 
33 AVR 

 
1.  Vergütungstabelle in Anlage 3 AVR 

 
Die mittleren Werte der Anlage 3 AVR werden  

 
• zum 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend um 5,5 Prozent 

erhöht,  
mindestens aber um 340,00 Euro. 

 
2. Weitere Vergütungsbestandteile 

 
a) Die mittleren Werte der weiteren dynamischen Vergütungsbestandteile werden 
 
• zum 1. März 2024 um 11,5 Prozent erhöht. 

 
b) Abschnitt IV der Anlage 1 AVR 
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Bei Dozenten und Lehrkräften der Vergütungsgruppen 2 bis 5b nach Ziffer VI 
der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 2 AVR wird die 
Regelvergütung wie folgt gekürzt: 

 
• ab 1. März 2024   113,02 Euro 

 
Bei Dozenten und Lehrkräften der Vergütungsgruppen 5c bis 8 nach Ziffer VI der 
Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 bis 12 der 
Anlage 2 AVR wird die Regelvergütung wie folgt gekürzt: 

 
• ab 1. März 2024   101,74 Euro 
 

c) Aus der Erhöhung der mittleren Werte nach A.III.2. ergeben sich die 
nachfolgend in aa) bis ff) aufgeführten neuen mittleren Werte: 
  
aa) Abschnitt V Buchstabe C der Anlage 1 AVR 
 

Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Juli 2008 bestanden hat, 
erhalten für jedes berücksichtigungsfähige Kind eine Kinderzulage in Höhe 
von: 

 
• ab 1. März 2024   142,94 Euro 
 
Die Kinderzulage erhöht sich ab dem 1. März 2024 nach folgender Tabelle 
für 

 
 

 
bb) Abschnitt XI Abs. (d) der Anlage 1 AVR 
 

Der Einsatzzuschlag im Rettungsdienst beträgt 
 
• ab 1. März 2024   24,42 Euro 
 

cc) § 3 Abs. 2 der Anlage 1b AVR 
 
Die Zulage nach Abs. 1 beträgt monatlich: 
 

Für Mitarbeiter der 

Vergütungsgruppen 

ab 1. März 2024 

1 bis 2 168,71 Euro 

3 bis 5b 168,71 Euro 

5c bis 12 160,67 Euro 

 
 

Mitarbeiter nach 

den 

Vergütungsgruppen   

 

für das erste zu 

berücksichtigende 

Kind um 

für jedes weitere 

zu 

berücksichtigende 

Kind um 

VG 12, 11, 10 und 9 8,08 Euro 40,37 Euro 

VG 9a 8,08 Euro 32,26 Euro 

VG 8 8,08 Euro 24,21 Euro 
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dd) Anlage 2d zu den AVR 
 
Die Vergütungsgruppenzulage nach den Anmerkungen A bis F beträgt in 
Euro: 
 

 
 
ee) § 1 Abs. 1 Satz 2 lit. e) und f) der Anlage 6a AVR 
 

e) für Arbeit zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr 
 
• ab 1. März 2024   1,93 Euro 
 
f) für Arbeit an Samstagen in der Zeit von 13.00 Uhr bis 20.00 Uhr  

 
• ab 1. März 2024   0,96 Euro 

 
ff) § 7 Absatz 1 Buchstabe a) und Buchstabe b) der Anlage 14 AVR 
 

Das Urlaubsgeld beträgt  
 

a) für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 1 
bis 5b der Anlagen 2, 2d und 2e AVR 

 
• ab 1. März 2024   380,75 Euro 

 
b) für die am 1. Juli vollbeschäftigten Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 5c 

bis 12 der Anlagen 2, 2d und 2e AVR 
 

•   ab 1. März 2024   494,95 Euro 
 
 

IV. Änderungen in Anlage 7 AVR 
 

Ausbildungsvergütungen 
 
Die mittleren Werte der Anlage 7 AVR werden zum 1. März 2024 um 150,00 Euro 
erhöht. 
 

V. Änderungen in Anlage 17a AVR 
 
Für Mitarbeiter nach Anlagen 2, 2d, 2e, 31, 32 und 33 zu den AVR wird das 
Wertguthaben nach § 7 Absatz 2 Satz 2 der Anlage 17a AVR zum 1. März 2024 um 
11,5 v.H. erhöht. 
 

 
VI.  Inkrafttreten 

 
Der Beschluss tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft. 
 
 
 
 

ab A B C D E F 

1. März 2024 131,46  157,77  174,22  192,92  160,77  214,06  
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Anhang 

 
Regelvergütung, Tabellenentgelte und weitere Vergütungsbestandteile 

(Mittlere Werte) 
 

in den Richtlinien für Arbeitsverträge in den Einrichtungen 
des Deutschen Caritasverbandes e. V. 

 
ab 1. März 2024 
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Tabellenentgelte gemäß Anlage 3 AVR 
 
Mittlere Werte Anlagen 3, gültig ab 01.03.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 
 

 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

1 5.587,77 €6.058,64 €6.529,54 €6.776,60 €7.023,59 €7.270,52 €7.517,56 €7.764,54 €8.011,50 €8.258,54 €8.505,53 €8.731,68 €
1a 5.188,45 €5.594,74 €6.000,99 €6.227,19 €6.453,40 €6.679,60 €6.905,88 €7.132,03 €7.358,32 €7.584,46 €7.810,69 €7.912,24 €
1b 4.826,08 €5.174,60 €5.523,17 €5.744,74 €5.966,38 €6.187,95 €6.409,54 €6.631,14 €6.852,70 €7.074,36 €7.166,68 €
2 4.603,29 €4.901,01 €5.198,80 €5.383,44 €5.568,11 €5.752,83 €5.937,51 €6.122,18 €6.306,78 €6.491,45 €6.609,24 €
3 4.208,91 €4.465,12 €4.721,31 €4.889,88 €5.058,37 €5.226,91 €5.395,35 €5.563,85 €5.732,41 €5.900,93 €5.926,30 €

4a 3.943,68 €4.155,76 €4.375,09 €4.522,87 €4.670,60 €4.818,29 €4.966,00 €5.113,81 €5.261,51 €5.402,34 €
4b 3.707,16 €3.884,00 €4.060,81 €4.188,13 €4.317,37 €4.446,64 €4.575,94 €4.705,21 €4.834,50 €4.936,01 €
5b 3.497,16 €3.640,93 €3.791,21 €3.901,69 €4.007,79 €4.114,30 €4.225,07 €4.335,84 €4.446,64 €4.520,50 €
5c 3.276,29 €3.387,90 €3.503,36 €3.599,87 €3.701,53 €3.803,17 €3.904,87 €4.006,50 €4.097,10 €
6b 3.122,64 €3.215,58 €3.308,53 €3.373,96 €3.441,61 €3.509,37 €3.579,98 €3.655,08 €3.730,28 €3.785,51 €
7 2.984,17 €3.061,98 €3.139,73 €3.194,70 €3.249,68 €3.304,67 €3.360,01 €3.417,73 €3.475,51 €3.511,39 €
8 2.857,16 €2.921,64 €2.986,14 €3.027,85 €3.065,78 €3.103,67 €3.141,60 €3.179,54 €3.217,45 €3.255,40 €3.291,41 €

9a 2.774,71 €2.823,37 €2.872,01 €2.909,80 €2.947,56 €2.985,40 €3.023,22 €3.061,05 €3.098,81 €
9 2.717,88 €2.770,93 €2.824,06 €2.863,89 €2.899,91 €2.935,98 €2.971,97 €3.008,03 €
10 2.549,31 €2.590,66 €2.632,04 €2.669,77 €2.704,91 €2.740,92 €2.776,97 €2.813,01 €2.837,68 €
11 2.413,34 €2.464,81 €2.497,18 €2.522,37 €2.547,50 €2.572,71 €2.597,83 €2.623,04 €2.648,19 €
12 2.328,24 €2.360,57 €2.392,96 €2.418,08 €2.443,29 €2.468,43 €2.493,62 €2.518,76 €2.543,92 €

Vergütungs-

gruppe

Grundvergütungssätze in Stufe



253 

 

 

 

Ausbildungsvergütungen gemäß Anlage 7 AVR 
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Abschnitt A: Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflgefachmann

Abschnitt B: Ausbildung ATA OTA oder Notfallsanitäter

1. Ausbildungsjahr 1.190,69 €1.340,69 €
2. Ausbildungsjahr 1.252,07 €1.402,07 €

3. Ausbildungsjahr 1.353,38 €1.503,38 €
Abschnitt C: Ausbildung zum Pflegehelfer und zum Pflegeassistenten

1. Ausbildungsjahr 1.114,91 €1.264,91 €

2. Ausbildungsjahr 1.173,21 €1.323,21 €

Abschnitt D: Auszubildung in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zum Erzieher und 

inbetrieblich-schulischen Gesundheitsberufen

1. Ausbildungsjahr 1.065,24 €1.215,24 €
2. Ausbildungsjahr 1.125,30 €1.275,30 €

3. Ausbildungsjahr 1.222,03 €1.372,03 €
Abschnitt E: Auszubildende

1. Ausbildungsjahr 1.068,26 €1.218,26 €
2. Ausbildungsjahr 1.118,20 €1.268,20 €
3. Ausbildungsjahr 1.164,02 €1.314,02 €

4. Ausbildungsjahr 1.227,59 €1.377,59 €

Abschnitt F: Studieren in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen

Derzeit entsprechen die Vergütungen denen in den Abschnitten A, B, D und E

Buchstabe a)

1. Ausbildungsjahr 1.190,69 €1.340,69 €
2. Ausbildungsjahr 1.252,07 €1.402,07 €
3. Ausbildungsjahr 1.353,38 €1.503,38 €
Ausbildungsentgelt nach Abschluss der Berufsausbildung bis Ende Studium 1.515,00 €1.665,00 €
Buchstabe b)

1. Ausbildungsjahr 1.068,26 €1.218,26 €
2. Ausbildungsjahr 1.118,20 €1.268,20 €
3. Ausbildungsjahr 1.164,02 €1.314,02 €
4. Ausbildungsjahr 1.227,59 €1.377,59 €
Ausbildungsentgelt nach Abschluss der Berufsausbildung bis Ende Studium 1.325,00 €1.475,00 €
Buchstabe c)

1. Ausbildungsjahr 1.065,24 €1.215,24 €
2. Ausbildungsjahr 1.125,30 €1.275,30 €
3. Ausbildungsjahr 1.222,03 €1.372,03 €

Ausbildungsentgelt nach Abschluss der Berufsausbildung bis Ende Studium 1.385,00 €1.535,00 €

Abschnitt G: Studieren in praxisintegrierten dualen Studiengängen

Derzeit entsprechen die Vergütungen denen in den Abschnitten A, B, D und E (plus 100 Euro)

Buchstabe a)

1. Ausbildungsjahr 1.190,69 €1.340,69 €
2. Ausbildungsjahr 1.252,07 €1.402,07 €
3. Ausbildungsjahr 1.353,38 €1.503,38 €
4. Ausbildungsjahr 1.515,00 €1.665,00 €
Buchstabe b)

1. Ausbildungsjahr 1.068,26 €1.218,26 €
2. Ausbildungsjahr 1.118,20 €1.268,20 €
3. Ausbildungsjahr 1.164,02 €1.314,02 €

4. Ausbildungsjahr 1.325,00 €1.475,00 €
Abschnitt H: Praktikanten nach abgelegtem Examen

1. Pharmazeutisch-technische Assistent/inn/en 1.652,02 €1.802,02 €
2. Masseure und med. Bademeister/innen 1.595,36 €1.745,36 €
3. Sozialarbeiter/innen 1.876,21 €2.026,21 €
4. Sozialpädagog/inn/en 1.876,21 €2.026,21 €
5. Erzieher/innen 1.652,02 €1.802,02 €
6. Kinderpfleger/innen 1.595,36 €1.745,36 €
7. Altenpfleger/innen 1.652,02 €1.802,02 €
8. Haus- und Familienpfleger/innen 1.652,02 €1.802,02 €
9. Heilerziehungshelfer/innen 1.595,36 €1.745,36 €
10. Heilerziehungspfleger/innen 1.713,76 €1.863,76 €

11. Arbeitserzieher/innen 1.713,76 €1.863,76 €

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) AVR 2022
AVR 2024 (+150 Euro)

ab 01.03.2024

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) AVR 2022
AVR 2024 (+150 Euro)

ab 01.03.2024

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) AVR 2022
AVR 2024 (+150 Euro)

ab 01.03.2024
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Tabellenentgelte gemäß Anhang A zu Anlage 31 AVR 
 
Mittlere Werte - EG-Tabelle Anlage 31 AVR,  
gültig ab 01.03.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 
 

 
 
Tabellenentgelte gemäß Anhang B zu Anlage 31 AVR 
 
Mittlere Werte - P-Tabelle Anlage 31 AVR, 
gültig ab 01.03.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Entgelt-  Grundentgelt  Entwicklungsstufen

gruppe  Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

EG 15 5.504,00 €      5.863,92 €     6.265,40 €   6.813,49 €  7.377,29 €  7.748,20 €   

EG 14 5.003,84 €      5.329,75 €     5.755,37 €   6.227,68 €  6.754,16 €  7.132,13 €   

EG 13 4.628,76 €      4.985,95 €     5.392,57 €   5.834,04 €  6.353,53 €  6.635,44 €   

EG 12 4.170,32 €      4.581,34 €     5.061,67 €   5.594,63 €  6.220,01 €  6.516,74 €   

EG 11 4.032,38 €      4.410,41 €     4.765,62 €   5.151,01 €  5.678,44 €  5.975,19 €   

EG 10 3.895,33 €      4.191,53 €     4.528,25 €   4.893,44 €  5.300,10 €  5.433,63 €   

EG 9c 3.787,84 €      4.052,08 €     4.339,43 €   4.649,06 €  4.981,91 €  5.220,52 €   

EG 9b 3.566,89 €      3.814,56 €     3.969,97 €   4.429,89 €  4.702,42 €  5.018,11 €   

Entgelt-  Grundentgelt  Entwicklungsstufen

gruppe  Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 4.948,85 €5.114,94 €5.651,24 €6.276,41 €6.552,17 €
P 15 4.847,09 €4.999,09 €5.379,10 €5.833,89 €6.007,57 €
P 14 4.734,92 €4.883,26 €5.254,07 €5.757,88 €5.849,82 €
P 13 4.622,78 €4.767,43 €5.129,03 €5.390,13 €5.457,55 €
P 12 4.398,42 €4.535,73 €4.878,96 €5.089,81 €5.187,87 €
P 11 4.174,11 €4.304,05 €4.628,90 €4.844,63 €4.942,71 €
P 10 3.951,87 €4.072,74 €4.415,60 €4.581,08 €4.685,28 €
P 9 3.770,53 €3.951,87 €4.072,74 €4.305,27 €4.403,33 €
P 8 3.490,40 €3.647,59 €3.849,10 €4.011,86 €4.239,52 €
P 7 3.304,69 €3.490,40 €3.776,15 €3.919,00 €4.066,15 €
P 6 2.820,44 €2.990,59 €3.161,86 €3.526,14 €3.619,00 €3.790,39 €
P 4 2.751,14 €2.811,32 €2.855,94 €2.889,61 €2.917,01 €2.958,10 €
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Stundenvergütungen gemäß Anhang C zu Anlage 31 AVR 
 

 
 

 
 
  

EG 15 31,52 € 35,14 €
EG 14 29,06 € 32,40 €
EG 13 27,80 € 31,00 €
EG 12 26,29 € 29,31 €
EG 11 24,05 € 26,82 €
EG 10 22,15 € 24,70 €
EG 9c 22,08 € 24,62 €

EG 9b 20,93 € 23,34 €

Entgelt-

gruppe
AVR 2023 AVR 2024 (+11,5%)

P 16 28,57 € 31,86 €
P 15 26,68 € 29,75 €
P 14 25,22 € 28,12 €
P 13 23,63 € 26,35 €
P 12 22,75 € 25,37 €
P 11 21,94 € 24,46 €
P 10 20,94 € 23,35 €
P 9 20,62 € 22,99 €
P 8 19,71 € 21,98 €
P 7 18,88 € 21,05 €
P 6 17,49 € 19,50 €

P 4 14,78 € 16,48 €

Entgelt-

gruppe
AVR 2023 AVR 2024 (+11,5%)
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Tabellenentgelte gemäß Anhang A zu Anlage 32 AVR 
 
Mittlere Werte - EG-Tabelle Anlage 32 AVR,  
gültig ab 01.03.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 
 

 
 
Tabellenentgelte gemäß Anhang B zu Anlage 32 AVR 
 
Mittlere Werte - P-Tabelle Anlage 32 AVR, 
gültig ab 01.03.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
  

Entgelt-  Grundentgelt  Entwicklungsstufen

gruppe  Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

EG 15 5.504,00 €      5.863,92 €     6.265,40 €   6.813,49 €  7.377,29 €  7.748,20 €   

EG 14 5.003,84 €      5.329,75 €     5.755,37 €   6.227,68 €  6.754,16 €  7.132,13 €   

EG 13 4.628,76 €      4.985,95 €     5.392,57 €   5.834,04 €  6.353,53 €  6.635,44 €   

EG 12 4.170,32 €      4.581,34 €     5.061,67 €   5.594,63 €  6.220,01 €  6.516,74 €   

EG 11 4.032,38 €      4.410,41 €     4.765,62 €   5.151,01 €  5.678,44 €  5.975,19 €   

EG 10 3.895,33 €      4.191,53 €     4.528,25 €   4.893,44 €  5.300,10 €  5.433,63 €   

EG 9c 3.787,84 €      4.052,08 €     4.339,43 €   4.649,06 €  4.981,91 €  5.220,52 €   

EG 9b 3.566,89 €      3.814,56 €     3.969,97 €   4.429,89 €  4.702,42 €  5.018,11 €   

Entgelt-  Grundentgelt  Entwicklungsstufen

gruppe  Stufe 1   Stufe 2   Stufe 3   Stufe 4   Stufe 5   Stufe 6  

P 16 4.948,85 €5.114,94 €5.651,24 €6.276,41 €6.552,17 €
P 15 4.847,09 €4.999,09 €5.379,10 €5.833,89 €6.007,57 €
P 14 4.734,92 €4.883,26 €5.254,07 €5.757,88 €5.849,82 €
P 13 4.622,78 €4.767,43 €5.129,03 €5.390,13 €5.457,55 €
P 12 4.398,42 €4.535,73 €4.878,96 €5.089,81 €5.187,87 €
P 11 4.174,11 €4.304,05 €4.628,90 €4.844,63 €4.942,71 €
P 10 3.951,87 €4.072,74 €4.415,60 €4.581,08 €4.685,28 €
P 9 3.770,53 €3.951,87 €4.072,74 €4.305,27 €4.403,33 €
P 8 3.490,40 €3.647,59 €3.849,10 €4.011,86 €4.239,52 €
P 7 3.304,69 €3.490,40 €3.776,15 €3.919,00 €4.066,15 €
P 6 2.820,44 €2.990,59 €3.161,86 €3.526,14 €3.619,00 €3.790,39 €
P 4 2.751,14 €2.811,32 €2.855,94 €2.889,61 €2.917,01 €2.958,10 €
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Stundenvergütungen gemäß Anhang C zu Anlage 32 AVR 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

EG 15 31,52 € 35,14 €
EG 14 29,06 € 32,40 €
EG 13 27,80 € 31,00 €
EG 12 26,29 € 29,31 €
EG 11 24,05 € 26,82 €
EG 10 22,15 € 24,70 €
EG 9c 22,08 € 24,62 €

EG 9b 20,93 € 23,34 €

Entgelt-

gruppe
AVR 2023 AVR 2024 (+11,5%)
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Tabellenentgelte gemäß Anhang A zu Anlagen 33 AVR 
 
Mittlere Werte - S-Tabelle Anlage 33 AVR,  
gültig ab 01.03.2024 (plus 200 Euro und 5,5%, mindestens 340 Euro) 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 18
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Dynamische Zulagen gemäß Anlagen 1, 1b, 2d und 14 AVR (Beschäftigte der Anlagen 2) 
 

 
 
 
Dynamische Zulagen gemäß Anlagen 31 bis 33 AVR  
 

 
  

Kürzungsbetrag Dozenten und Lehrkräfte VG 2 bis 5b (Anlage 1 IV) 101,36 € 113,02 €
Kürzungsbetrag Dozenten und Lehrkräfte VG 5c bis 8 (Anlage 1 IV) 91,25 € 101,74 €
Kinderzulage (Anlage 1 V) 128,20 € 142,94 €
Erhöhungsbeträge Kinderzulage (1. Kind) (Anlage 1 V) 7,25 € 8,08 €
Erhöhungsbeträge Kinderzulage (weitere Kinder) (Anlage 1 V) 36,21 € 40,37 €
Erhöhungsbeträge Kinderzulage (weitere Kinder) (Anlage 1 V) 28,93 € 32,26 €
Erhöhungsbeträge Kinderzulage (weitere Kinder) (Anlage 1 V) 21,71 € 24,21 €
Einsatzzuschlag Rettungsdienst (Anlage 1 XI Abs. d) 21,90 € 24,42 €
Besitzstandszulage (VG 1 bis 2) (Anlage 1b § 3 Abs. 2) 151,31 € 168,71 €
Besitzstandszulage (VG 3 bis 5b) (Anlage 1b § 3 Abs. 2) 151,31 € 168,71 €
Besitzstandszulage (VG 5c bis 12) (Anlage 1b § 3 Abs. 2) 144,10 € 160,67 €
Anmerkung A zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 117,90 € 131,46 €
Anmerkung B zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 141,50 € 157,77 €
Anmerkung C zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 156,25 € 174,22 €
Anmerkung D zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 173,02 € 192,92 €
Anmerkung E zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 144,19 € 160,77 €
Anmerkung F zu Tätigkeitsmerkmalen (Anlage 2d) 191,98 € 214,06 €
Zuschlag für Nachtarbeit (Anlage 6a lit. e) 1,73 € 1,93 €

Zuschlag für Samstagsarbeit (Anlage 6a lit. f) 0,86 € 0,96 €

Urlaubsgeld VG 5b bis 1 (Anlage 14 § 7 (a)) 341,48 € 380,75 €

Urlaubsgeld VG 12 bis 5c (Anlage 14 § 7 (b)) 443,90 € 494,95 €

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) AVR 2023 AVR 2024 (+11,5%)

Zulage in Anlage 31 (§ 12 Abs. 4) 120,00 € 133,80 €

Zulage in Anlage 32 (§ 12 Abs. 4) 120,00 € 133,80 €

Garantiebetrag 1 in Anlage 31 (§ 3 Anhang F iVm § 14 Abs. 4 a.F.) 65,46 € 72,99 €

Garantiebetrag 2 in Anlage 31 (§ 3 Anhang F iVm § 14 Abs. 4 a.F.) 104,74 € 116,79 €

Garantiebetrag 1 in Anlage 32 (§ 3 Anhang G iVm § 14 Abs. 4 a.F.) 65,46 € 72,99 €

Garantiebetrag 2 in Anlage 32 (§ 3 Anhang G iVm § 14 Abs. 4 a.F.) 104,74 € 116,79 €

Garantiebetrag 1 in Anlage 33 (§ 13 Abs. 4) 65,46 € 72,99 €

Garantiebetrag 2 in Anlage 33  (§ 13 Abs. 4) 104,74 € 116,79 €

Bezeichnung Zulage (Quelle AVR) 2023 AVR 2024 (+11,5%)
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B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Der Beschluss beinhaltet Erhöhungen der Vergütungswerte zu den oben genannten Anlagen im 
Rahmen der aktuellen Tarifrunde. Weitere Elemente der aktuellen Tarifrunde sind einem 
folgenden Teil 3 vorbehalten.    
 
 
 

C. 
 

Beschlusskompetenz 
 
Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 
1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung der Höhe der 
Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 

 
 

Frankfurt, den 15. Juni 2023 
 
 
 
gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 
 

* * * 
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 Änderungen in Anlage 30 zu den AVR 

Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2023/2024 

Tarifrunde Teil 2 

 
A. 

 
Beschlusstext: 

 
 

I. In § 2 Satz 2 Anlage 30 AVR werden die Wörter „in Höhe von 28,79 Euro“ durch die Wörter 
„ab 1. Juli 2023 in Höhe von 30,17 Euro und ab 1. April 2024 in Höhe von 31,38 Euro“ 
ersetzt. 

II. § 8 Anlage 30 AVR wird wie folgt geändert:  

1. § 8 Absatz 2 Satz 1 Anlage 30 AVR wird wie folgt gefasst (mittlere Werte): 

„1Für die als Arbeitszeit gewertete Zeit des Bereitschaftsdienstes wird das nachstehende 

Entgelt je Stunde in Euro gezahlt 

ab dem 1. Juli 2023 (erhöht um 4,8 Prozent) 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 32,76 32,76 34,00 34,00 35,24 35,24 

II 38,95 38,95 40,19 40,19 41,45 41,45 

III 42,06 42,06 43,29    

IV 45,77 45,77     

 

ab dem 1. April 2024 (erhöht um 4,0 Prozent) 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 34,07 34,07 35,36 35,36 36,65 36,65 

II 40,51 40,51 41,80 41,80 43,11 43,11 

III 43,74 43,74 45,02    

IV 47,60 47,60”     

 

2. In § 8 Absatz 2 Satz 3 Anlage 30 AVR wird das Datum „31. Dezember 2022“ durch das 
Datum „30. Juni 2024“ ersetzt. 

III. Anhang A der Anlage 30 AVR wird wie folgt gefasst (mittlere Werte): 

 

Erhöht um 4,8 Prozent 

„Tabelle AVR Ärztinnen und 
Ärzte (monatlich in Euro) 
gültig ab 1. August 2023 

 
Entgelt- 
gruppe 

Grund- 
entgelt 

 
Entgeltstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 5.084,92 5.373,18 5.579,03 5.935,85 6.361,32 6.536,32 

II 6.711,29 7.273,99 7.768,09 8.056,32 8.337,64 8.618,98 

III 8.406,29 8.900,36 9.607,20 - - - 



263 

 

 

 

Erhöht um 4,0 Prozent 

 

IV. Die mittleren Werte sind bis zum 30. Juni 2024 befristet.  

 

V. Inkrafttreten 

Der Beschluss tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft. 

 

  

IV 9.888,50 10.595,38 - - - - 

Tabelle AVR Ärztinnen und Ärzte 
(monatlich in Euro) 
gültig ab 1. April 2024 

 
Entgelt- 
gruppe 

Grund- 
entgelt 

 
Entgeltstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 5.288,32 5.588,11 5.802,19 6.173,28 6.615,77 6.797,77 

II 6.979,74 7.564,95 8.078,81 8.378,57 8.671,15 8.963,74 

III 8.742,54 9.256,37 9.991,49 - - - 

IV 10.284,04 11.019,20 - - - -“ 
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B. 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Mit dem Beschluss wird die Tarifeinigung für die Ärztinnen und Ärzte im Rahmen der Tarifrunde 

2023 zum TV-Ärzte/VKA für den Geltungsbereich der Anlage 30 zu den AVR nachvollzogen. 

Weitere mögliche Elemente der aktuellen Tarifrunde sind einem folgenden Teil 3 vorbehalten.    

 

C. 

Beschlusskompetenz 

Die Regelung beinhaltet Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 

S. 1 AK-Ordnung. Es handelt sich in Teilen auch um eine Festlegung mittlerer Werte zur Höhe 

der Vergütungsbestandteile und Arbeitszeit. Damit besteht die Kompetenz der 

Bundeskommission nach § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung sowie nach § 13 Abs. 1 Sätze 2 und 

Satz 4 AK-Ordnung. 

 

Frankfurt, den 15. Juni 2023 

 

gez. Matthias Mitzscherlich 

Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

 
* * * 
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 Antrag zu Anlage 1c zu den AVR 

 
A. 

 
Beschlusstext: 

 
 
I. Änderungen in Anlage 1c zu den AVR 

 

1. In Anlage 1c Absatz 2 wird der Satz 1 wie folgt neu gefasst: 

„1Auszubildende und Studierende im Sinne der Anlage 7, die an mindestens einem 

Tag des Auszahlungsmonats Anspruch auf Ausbildungsvergütung haben, erhalten 

zum 30. Juni 2023 und zum 30. Juni 2024 eine Einmalzahlung in Höhe von jeweils 

500 Euro sowie in den Monaten Oktober 2023 bis Februar 2024 monatliche 

Einmalzahlungen in Höhe von jeweils 100 Euro.“ 

 

2.  In der Anlage 1c zu den AVR wird eine neue Anmerkung zu Absatz 1 eingefügt: 

„Anmerkung zu Absatz 1 Satz 7: 

1. 1Mitarbeiter, die unter die Anlage 17a fallen und sich in der Altersteilzeit im 
Blockmodell befinden, erhalten die Einmalzahlung in Höhe der Hälfte der 
Gesamtsumme, die sie als Inflationsausgleich nach Absatz 1 Satz 1 oder 
Absatz 1 Satz 1 i.V.m. mit Satz 7 erhalten würden, wenn sie mit der bisherigen 
wöchentlichen Arbeitszeit weitergearbeitet hätten. 2Die Auszahlung erfolgt 
unabhängig davon, ob sich der Mitarbeiter im Auszahlungsmonat in der 
Arbeits- oder der Freistellungsphase befindet. § 7 Abs. 2 der Anlage 17a 
findet auf die Einmalzahlung keine Anwendung. 

2. Soweit im Zeitraum bis zum 15. Juni 2023 die Einmalzahlung in Anwendung 
von § 7 Abs. 2 der Anlage 17a in Höhe der Hälfte in das Wertguthaben 
eingeflossen ist, erfolgt eine Korrektur des Wertguthabens.“ 

 
 
 
 
 
 
 

3.  Es wird eine neue Anmerkung zu Anlage 1c zu den AVR eingefügt:  

„Anmerkung zu Anlage 1c: 

1Der Anspruch auf die Inflationsausgleichsprämie besteht pro Dienstverhältnis. 2Übt 

der Mitarbeiter im Begünstigungszeitraum bei demselben Dienstgeber mehrere 

Dienstverhältnisse aus, gilt dies nur bis zu einem Betrag von 3.000 Euro insgesamt. 
3Satz 1 gilt auch für Zahlungen des Dienstgebers mit Bezug auf § 3 Nr. 11c EStG, die 

vor dem Inkrafttreten der Anlage 1c durch den Dienstgeber erfolgt sind.“  
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II.        Inkrafttreten 

Die Änderungen treten zum 1. Dezember 2022 in Kraft.  

 

 
 

B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
 
Auszubildende und Studierende nach Anlage 7 erhalten in den Monaten Oktober 2023 bis 

Februar 2024 eine monatliche Zahlung zum Ausgleich der Inflation nach § 3 Nr. 11c EStG in 

Höhe von jeweils 100 Euro. 

Mit der Anmerkung zu Absatz 1 der Anlage 1c zu den AVR wird geregelt, dass Mitarbeiter in 

der Freistellungsphase der Altersteilzeit die Inflationsausgleichsprämie ebenfalls erhalten, und 

zwar zeitanteilig in Höhe des sich für entsprechende Teilzeitbeschäftigte ergebenden Betrages. 

Die Zahlung der Inflationsausgleichsprämie erfolgt also unabhängig davon, ob sich der 

Mitarbeiter zum jeweiligen Auszahlungszeitpunkt in der Arbeits- oder in der Freistellungsphase 

befindet.  

Der Anspruch auf die Inflationsausgleichsprämie besteht in Höhe der Hälfte, die der Mitarbeiter 

erhalten würde, wenn er mit der bisherigen wöchentlichen Altersteilzeit weitergearbeitet hätte, 

bei Teilzeitbeschäftigten gemäß Absatz 1 Satz 7 der Anlage 1c zu den AVR mindestens 

insgesamt 250 Euro. Dies gilt entsprechend, wenn abweichende Auszahlungsmodalitäten in 

einer Dienstvereinbarung geregelt werden. Die Inhalte der Anmerkung zu Absatz 1 der Anlage 

1c zu den AVR sind keiner abweichenden Regelung in einer Dienstvereinbarung zugänglich.  

Haben Beschäftigte gleichzeitig mehrere Dienstverhältnisse oder aufeinanderfolgende 

Dienstverhältnisse, besteht der Anspruch auf die steuerbefreite Inflationsausgleichsprämie in 

der Regel für jedes Dienstverhältnis. Die Steuerbefreiung gilt jedoch nur bis zu dem Betrag von 

3.000 Euro insgesamt bei mehreren Dienstverhältnissen in dem Begünstigungszeitraum zu 

demselben Dienstgeber. Daher ist für diesen Fall der Anspruch auf die 

Inflationsausgleichsprämie auf 3.000 Euro insgesamt begrenzt.  

 
 
 
 

C. 
 

Beschlusskompetenz 
 
Die Regelungen zur Ergänzung der Anlage 1c zu den AVR sind Rechtsnormen über den Inhalt 

des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine 

reine Festlegung der Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen 

Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-
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Ordnung. Damit besteht die Kompetenz der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 

Kommission gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur Regelung.  

 
 
Frankfurt a.M., den 15. Juni 2023 
 
 
 
gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

 
 

* * * 
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Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz 

Änderungen in den Anlagen 1, 21a, 30, 31, 32 und 33 zu den AVR  

 
A. 

 
Beschlusstext: 

 
 

VI. Die Anlage 1 zu den AVR wird wie folgt geändert:  
 

1.  In Absatz c des Abschnitts Ia der Anlage 1 zu den AVR werden die Wörter 
„Beschäftigungsverbote nach § 3 MuSchG“ durch die Wörter 
„Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.  

 
2.  In Satz 3 Nr. 2 des Absatzes e des Abschnitts XIV der Anlage 1 zu den AVR 
werden die Wörter „Beschäftigungsverbote nach § 3 MuSchG“ durch die Wörter 
„Beschäftigungsverbote nach dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.  

 
 

VII. Die Anlage 21a zu den AVR wird wie folgt geändert:  
 
1. In § 5 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a) der Anlage 21a zu den AVR werden die 
Wörter „Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz“ durch die Wörter „Zeiten 
von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.  

 
2. In § 6 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe a) der Anlage 21a zu den AVR werden die 
Wörter „§ 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 MuSchG“ durch die Wörter „nach dem 
Mutterschutzgesetz“ ersetzt.  

 
 

VIII. Die Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt geändert:  
 
1. § 15 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a) der Anlage 30 zu den AVR wird wie folgt 

gefasst:  
 
„a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,“ 
 
 
 

IX. Die Anlage 31 zu den AVR wird wie folgt geändert:  
 

1. § 14 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a) der Anlage 31 zu den AVR wird wie folgt 
gefasst: 

 
„a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,“ 

 
2. In § 16 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe b) der Anlage 31 zu den AVR 

werden die Wörter „§ 3 MuSchG“ durch die Wörter „dem Mutterschutzgesetz 
ersetzt.  

 
 

X. Die Anlage 32 zu den AVR wird wie folgt geändert:  
 

1. § 14 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a) der Anlage 32 zu den AVR wir wie folgt gefasst:  
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„a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,“ 
 

2. In § 16 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe b) der Anlage 32 zu den AVR 
werden die Wörter „§ 3 MuSchG“ durch die Wörter „dem Mutterschutzgesetz“ 
ersetzt.  
 

 

XI. Die Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt geändert:  
 

1. § 13 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe a) der Anlage 33 zu den AVR wird wie folgt 
gefasst:  

 
„a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,“ 
 

2.   In § 15 Abs. 4 Satz 2 Buchstabe b) der Anlage 33 zu den AVR werden die  
 Wörter „§ 3 MuSchG“ durch die Wörter „dem Mutterschutzgesetz“ ersetzt.  

 
 

XII. Inkrafttreten  
 
Die Änderungen treten zum 1. Juli 2023 in Kraft.  
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B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
Das Mutterschutzgesetz (MuSchG) wurde neu gefasst und ist zum 1. Januar 2018 in Kraft 
getreten. Die Änderungen wurden in den Vorschriften der AVR, die auf das Beschäftigungsverbot 
und die Mutterschutzfristen im MuSchG verweisen, nicht vollständig nachvollzogen. Sie 
verweisen noch auf die früheren Regelungen zu den Beschäftigungsverboten und den 
Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes oder nur auf das Beschäftigungsverbot nach § 3 
MuSchG.  
 
Beschäftigungsverbote im Sinne des MuSchG ergeben sich aus: 

- den Schutzfristen vor und nach der Entbindung § 3 MuSchG, 
- dem Verbot der Mehrarbeit § 4 MuSchG, 
- dem Verbot der Nachtarbeit § 5 MuSchG, 
- dem Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit § 6 MuSchG, 
- dem Verbot von Tätigkeiten ohne erforderliche Schutzmaßnahmen § 10 Abs. 3 

MuSchG, 
- dem ärztlichen Beschäftigungsverbot § 16 MuSchG und 
- den Schutzmaßnahmen der Aufsichtsbehörde § 29 Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 MuSchG. 

 
Mit den Änderungen in den AVR werden sowohl personenbedingte und arbeitsplatzbedingte 
Beschäftigungsverbote als auch die Beschäftigungsverbote innerhalb der in § 3 MuSchG 
genannten Schutzfristen bei der Berechnung der Jahressonderzahlung bzw. der 
Weihnachtszuwendung und der Stufenlaufzeit berücksichtigt. Alle Beschäftigungsverbote nach 
dem MuSchG verfolgen den gleichen Normzweck – Gesundheitsschutz von Mutter und Kind 
angesichts unverantwortbarer Gefährdung durch für schwangere Mitarbeiterinnen konkret 
ungeeignete, körperliche schwere oder sonst gefährdende Erwerbsarbeit. Gleichzeitig soll die 
Vereinbarkeit von Mutterschaft und Beruf gefördert und negative berufliche Entwicklungen 
aufgrund der Schwangerschaft vermieden werden.  
 
Daher besteht kein Grund zwischen den einzelnen Beschäftigungsverboten und den 
Mutterschutzfristen des MuSchG in den AVR weiterhin zu differenzieren.   
 

C. 
 

Beschlusskompetenz 
 
Die Regelungen betreffen Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 
4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine Festlegung der Höhe der 
Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 S. 1 AK-Ordnung. Damit besteht die Kompetenz der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur 
Regelung. 
 
 
Frankfurt a.M., den 15. Juni 2023 
 

 
 

gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 

 
* * * 
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 Anteilige Weihnachtszuwendung bei Altersteilzeit Anlage 17a zu den AVR 

 
A. 

 
Beschlusstext: 

 
 

I. Die Anlage 1 zu den AVR wird wie folgt geändert:  
 

1.  In Abschnitt XIV Absatz b Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c) der Anlage 1 zu den AVR 
werden nach der Zahl „17“ die Wörter „oder des § 11 Abs. 2 Buchstabe a) oder b) 
der Anlage 17a“ eingefügt.  

 
 

II. Inkrafttreten  
 
Die Änderungen treten zum 1. Juli 2023 in Kraft.  
 
 

 
B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
 
Die Anlage 17 zu den AVR wird wegen Zeitablauf nicht mehr auf neue Sachverhalte der 
Altersteilzeit, die ab dem 1. Januar 2010 begonnen haben, angewendet. Die Nachfolgeregelung 
der Anlage 17 zu den AVR ist die Anlage 17a zu den AVR. Eine mit § 9 Abs. 2 der Anlage 17 zu 
den AVR vergleichbare Regelung ist der § 11 Abs. 2 der Anlage 17a zu den AVR.  
Beide Regelungen beziehen sich auf das Ende des Dienstverhältnisses in der Altersteilzeit bei 
Beanspruchung und Bezug einer Altersrente.  
 
 
 

C. 
 

Beschlusskompetenz 
 
Die Regelungen betreffen Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 
4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich nicht um eine Festlegung der Höhe der 
Vergütungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 S. 1 AK-Ordnung. Damit besteht die Kompetenz der 
Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur 
Regelung. 
 
 
Frankfurt a.M., den 15. Juni 2023 
 
 
 
gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission 
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* * * 

Die vorausgehenden Beschlüsse werden für das Bistum Dresden-Meißen hiermit in Kraft 

gesetzt. 

Dresden, den 28. August 2023 

 

       LS 

Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 

 

 

79. Beschlüsse der Regionalkommission Ost (Caritas) vom 
29. Juni 2023 

 

      

Die Regionalkommission Ost beschließt: 

 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/Festsetzung der Vergütung  

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 15. Juni 

2023 betreffend die Tarifrunde 2023 Teil 2, die Ergänzung der Anlage 1c zu den AVR sowie 

den Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2023/2024, Tarifrunde Teil 2, wird hinsichtlich 

der dort beschlossenen mittleren Werte mit der Maßgabe übernommen, dass die dort 

beschlossenen mittleren Werte in derselben Höhe, wie sie im Teil Ergänzung der Anlage 

1c zu den AVR, hier in A.I.1. enthalten sind, als neue Werte für den Bereich der 

Regionalkommission Ost festgesetzt werden. 

II. Inkrafttreten  

 Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft.  

 

Leipzig, den 29. Juni 2023 

 

gez. Jörg Straube 

Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
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Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

 

Der Beschluss beinhaltet Erhöhungen der Vergütungswerte für den Bereich der 

Regionalkommission Ost bezüglich der ergänzten Prämien zur Abmilderung des schnellen 

Anstiegs der Verbraucherpreise. Basis der hier beschlossenen Verweise sind die in der 

Bundeskommission am 15. Juni 2023 in einem Beschluss beschlossenen Beschlussvorlagen.  

* * * 
 

 

Die Regionalkommission Ost beschließt: 
 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/Festsetzung der Vergütung  

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 15. Juni 

2023 betreffend die Tarifrunde 2023, Teil 2, die Ergänzung der Anlage 1c zu den AVR sowie 

den Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2023/2024, Tarifrunde Teil 2 wird hinsichtlich 

der dort beschlossenen mittleren Werte mit der Maßgabe übernommen, dass die dort 

beschlossenen mittleren Werte in derselben Höhe, wie sie im Teil Tarifrunde 2023 Teil 2, 

hier in A. IV. (Änderungen in Anlage 7 AVR) enthalten sind, als neue Werte für den Bereich 

der Regionalkommission Ost festgesetzt werden. 

II. Inkrafttreten  

 Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft.  

 

Leipzig, den 29. Juni 2023 

 

gez. Jörg Straube 

Vorsitzender der Regionalkommission Ost 

 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

Der Beschluss beinhaltet Erhöhungen der Vergütungswerte für den Bereich der 

Regionalkommission Ost im Rahmen der aktuellen allgemeinen Tarifrunde (Teil 2) bezüglich der 

Ausbildungsvergütungen. Basis der hier beschlossenen Verweise sind die in der 

Bundeskommission am 15. Juni 2023 in einem Beschluss beschlossenen Beschlussvorlagen. 

Die Ziffer IV. des Beschlusses der Bundeskommission lautet: „Die mittleren Werte der Anlage 7 

AVR werden zum 1. März 2024 um 150,00 Euro erhöht.“ 

* * * 
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Die Regionalkommission Ost beschließt: 

 

I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/Festsetzung der Vergütung  

Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 15. Juni 

2023 betreffend die Tarifrunde 2023 Teil 2, die Ergänzung der Anlage 1c zu den AVR sowie 

den Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2023/2024, Tarifrunde Teil 2, wird hinsichtlich 

der dort beschlossenen mittleren Werte mit der Maßgabe übernommen, dass die dort 

beschlossenen mittleren Werte in derselben Höhe und zu denselben Zeitpunkten, wie sie 

im Teil Tarifabschluss der Ärztinnen und Ärzte 2023/2024, Tarifrunde Teil 2, hier in A. I. bis 

III. enthalten sind, als neue Werte für den Bereich der Regionalkommission Ost festgesetzt 

werden. 

II. Inkrafttreten  

 Dieser Beschluss tritt zum 1. Juli 2023 in Kraft.  

 

Leipzig, den 29. Juni 2023 

 

gez. Jörg Straube 

Vorsitzender der Regionalkommission Ost 

 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 

 

Der Beschluss beinhaltet Erhöhungen der Vergütungswerte für den Bereich der 

Regionalkommission Ost im Rahmen der aktuellen Ärzte-Tarifrunde (Teil 2). Basis der hier 

beschlossenen Verweise sind die in der Bundeskommission am 15. Juni 2023 in einem Beschluss 

beschlossenen Beschlussvorlagen.  

 

* * * 
 

  



275 
 
 

  

Die vorausgehenden Beschlüsse werden für das Bistum Dresden-Meißen hiermit in Kraft 

gesetzt. 

Dresden, den 28. August 2023 

 

       LS 

Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 
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80.  Beschlüsse der Regional-KODA Nord-Ost vom 22. Juni 
2023 

 
 

In der Sitzung am 22. Juni 2023 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost 
Folgendes beschlossen: 

 

I. Änderung der Anlage 1 zur DVO  

Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO wird wie folgt ersetzt: 

XXIV. Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst   

Vorbemerkung  

Diese Tätigkeitsmerkmale gelten für die Arbeitsverhältnisse von 
Mitarbeitern im Sozial- und Erziehungsdienst, die insbesondere in 
Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der Gesundheit, der 
Erziehung, Fürsorge oder Betreuung von Kindern und Jugendlichen, 
der Fürsorge und Betreuung von obdachlosen, alten, gebrechlichen, 
erwerbsbeschränkten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen 
dienen, beschäftigt sind, soweit jene unter § 1 Absatz 1 DVO fallen und 
nicht dem Geltungsbereich von Anlage 8 zur DVO zuzuordnen sind.    

Entgeltgruppe S 2  

Mitarbeiter in der Tätigkeit von Kinderpflegern, Sozialassistenten und 
Heilerziehungspflegehelfern mit staatlicher Anerkennung oder mit 
staatlicher Prüfung. 
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 3)“ 

Entgeltgruppe S 3    

Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungspflegehelfer mit 
staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben. 
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 3) 

Entgeltgruppe S 4   

1. Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungspflegehelfer 
mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und 
entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
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gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten. 
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 2 und 3) 

2. Zurzeit unbesetzt 

3. Mitarbeiter in der Tätigkeit von Erziehern, Heilerziehungspfleger 
oder Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung. 
(Hierzu Anmerkungen Nummer 1 und 3) 

Entgeltgruppe S 5   

 Zurzeit unbesetzt.     

Entgeltgruppe S 6 

Zurzeit unbesetzt.     

Entgeltgruppe S 7 

Zurzeit unbesetzt.   

Entgeltgruppe S 8a   

1. Erzieher, Heilerziehungspfleger und Heilerzieher mit staatlicher 
Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 3 und 5)  

2. Zurzeit unbesetzt 

Entgeltgruppe S 8b   

1.  Erzieher, Heilerziehungspfleger und Heilerzieher mit staatlicher 
Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit besonders 
schwierigen fachlichen Tätigkeiten.    
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 3, 5 und 6)    

2. Zurzeit unbesetzt 

3.  Mitarbeiter in der Tätigkeit von Sozialarbeitern bzw. 
Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung.   (Hierzu Anmerkung 
Nummern 1 und 1a) 

Entgeltgruppe S 9    

1.  Erzieher, Heilerziehungspfleger und Heilerzieher mit staatlicher 
Anerkennung und jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
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Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit fachlich 
koordinierenden Aufgaben für mindestens drei Mitarbeiter mindestens 
der Entgeltgruppe S 8b Fallgruppe 1.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 3 und 5)    

2.  Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender 
Tätigkeit.     
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a und 7)  

3.  Mitarbeiter in der Tätigkeit von Heilpädagogen mit 
abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen 
Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung.  
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a und 15)  

4.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten.      
(Hierzu Anmerkung Nummern 1a und 8)  

5.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt sind.     
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9)  

Entgeltgruppe S 10 

Zurzeit unbesetzt.   

Entgeltgruppe S 11a  

Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter 
von Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im 
Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit 
wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten bestellt sind.  (Hierzu 
Anmerkungen Nummern 1a, 4 und 8)  

Entgeltgruppe S 11b  

Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung 
sowie Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – 
soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher 
Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 15)  

Entgeltgruppe S 12 

Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung 
sowie Heilpädagogen mit abgeschlossener Hochschulbildung und – 
soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorgesehen – mit staatlicher 
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Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer 
Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen 
Tätigkeiten.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 12 und 15)     

Entgeltgruppe S 13 

1.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen.    
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9)  

2.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt sind.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9)    

Entgeltgruppe S 14 

Zurzeit unbesetzt.     

Entgeltgruppe S 15   

1.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen.    
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9)    

2.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen bestellt sind.     
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9)     

3.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit 
Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten.     
(Hierzu Anmerkung Nummer1a und 8)    

4.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit 
Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt sind.     
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9)     

5.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Erziehungsheimen bestellt sind.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 4 und 10)    
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6.  Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung sowie Heilpädagogen mit abgeschlossener 
Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 
vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch 
besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 12 
heraushebt.      
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 15)    

Entgeltgruppe S 16 

1.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen.     
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9)     

2.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen bestellt sind.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9)     

3.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit 
Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen.     
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9)   

4.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit 
Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt sind.     
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9)   

5.   Mitarbeiter als Leiter von Erziehungsheimen.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a und 10)  

6.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Erziehungsheimen mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen bestellt sind.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 4, 9 und 10)      

Entgeltgruppe S 17 

1.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen.     
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9)     
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2.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen bestellt sind.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9)  

3.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit 
Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen.    
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9)    

4.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Kindertagesstätten für Menschen mit 
Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt sind.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 4, 8 und 9)  

5.  Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige 
Vertreter von Leitern von Erziehungsheimen mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt sind.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 4, 9 und 10)  

6.  Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung sowie Heilpädagogen mit abgeschlossener 
Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 
vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 12 heraushebt.    
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 15)  

7.  Psychagogen mit staatlicher Anerkennung oder staatlich 
anerkannter Prüfung und entsprechender Tätigkeit.     
(Hierzu Anmerkung Nummer 16)    

Entgeltgruppe S 18 

1.  Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen.      
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9)  

2.   Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit 
Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen.   
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(Hierzu Anmerkungen Nummern 1a, 8 und 9)  

3.  Mitarbeiter als Leiter von Erziehungsheimen mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen.   
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1, 1a, 9 und 10)  

4.   Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher 
Anerkennung sowie Heilpädagogen mit abgeschlossener 
Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 
vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender 
Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen 
Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe S 17 Fallgruppe 6 
heraushebt.     
(Hierzu Anmerkungen Nummern 1 und 15)  

 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen  
S 2 bis S 18:     

1.  Die Mitarbeiter erhalten für die Dauer der Tätigkeit in einer 
besonderen Wohnform (insbesondere stationäre Einrichtungen, 
Wohngruppen für Menschen mit Behinderung im Sinne von SGB IX, 
Kinder- und Jugendwohnheimen oder vergleichbaren Einrichtungen 
[Heim]) oder in der ambulant unterstützten Einzelbetreuung, wenn 
diese als Präsenzleistung durchgängig für 24 Stunden täglich erfolgt, 
sowie in der Heimerziehung nach § 34 SGB VIII eine Zulage in Höhe 
von 100,00 Euro, wenn dort ein überwiegender Teil der Menschen mit 
durchgängigem Unterstützungs- oder Betreuungsbedarf 
untergebracht ist bzw. betreut wird  
Satz 2: Zurzeit unbesetzt.    
Satz 3: Zurzeit unbesetzt.  
Satz 4: Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter 
einen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 
DVO haben.  
Satz 5: Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 23 Absatz 3 
DVO) zu berücksichtigen. 
1a. Mitarbeiter, denen entsprechende Tätigkeiten als Praxisanleiter 
in der Ausbildung von Erziehern, von Kinderpflegern, von 
Sozialassistenten oder von Heilerziehungspflegern übertragen sind 
und die die übertragene Tätigkeit mit einem zeitlichen Anteil von 
mindestens 15 Prozent an ihrer Gesamttätigkeit ausüben, erhalten für 
die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 Euro 
monatlich. Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen 
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Mitarbeiter einen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts 
nach § 21 haben. 

2.  Schwierige fachliche Tätigkeiten sind zum Beispiel:   

a)  Tätigkeiten in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne 
des § 2 SGB IX und in psychiatrischen Kliniken,   

b)  alleinverantwortliche Betreuung von Gruppen zum Beispiel in 
Randzeiten,   

c)  Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen 
besondere  Aufgaben in der gemeinsamen Förderung 
behinderter und nicht behinderter  Kinder zugewiesen sind) mit 
einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten 
Menschen im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der 
 Kindertagesbetreuung,   

d)  Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des 
§ 2 SGB IX oder in Gruppen von Kindern und Jugendlichen mit 
wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten,   

e)  Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen.     

3.  Als entsprechende Tätigkeit von Erziehern und Kinderpflegern 
gilt auch die Tätigkeit in Schulkindergärten, Ganztagsangeboten für 
Schulkinder, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für nicht 
schulpflichtige Kinder und die Betreuung von über 18jährigen 
Personen (zum Beispiel in Einrichtungen für behinderte Menschen im 
Sinne des § 2 SGB IX oder für Obdachlose).     

4.  Ständige Vertreter sind nicht Vertreter in Urlaubs- und sonstigen 
Abwesenheitsfällen. Je Kindertagesstätte soll ein ständiger Vertreter 
des Leiters bestellt werden.    

5.  Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind auch     

a)  Kindergärtner und Hortner mit staatlicher Anerkennung oder 
staatlicher  Prüfung,   

b)  Kinderkrankenpfleger, die in Kinderkrippen tätig sind,     

  eingruppiert.   

6.  Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind zum Beispiel 
die     

a)  Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen 
besondere  Aufgaben in der gemeinsamen Förderung 
behinderter und nicht behinderter  Kinder zugewiesen sind) mit 
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einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten 
Menschen im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der 
Kindertagesbetreuung,   

b)  Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des 
§ 2 SGB IX oder von Kindern und Jugendlichen mit wesentlichen 
Erziehungsschwierigkeiten,   

c)  Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür,   

d)  Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen,   

e)  fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier 
Mitarbeiter  mindestens der Entgeltgruppe S 8a,   

f)  Tätigkeiten eines Facherziehers mit entsprechender 
abgeschlossener Fort- bzw.  Weiterbildung im Umfang von 
mindestens 160 Stunden,    

g)  Tätigkeiten in Gruppen mit einem Anteil von mindestens 15 
Prozent von Kindern und Jugendlichen mit einem erhöhten 
Förderbedarf, 

h)  Tätigkeiten von Mitarbeitern, die vom Dienstgeber zur insoweit 
erfahrenen Fachkraft nach § 8a SGB VIII (Kinderschutzfachkraft) 
bestellt worden sind. 

7.  Unter Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung sind 
Mitarbeiter zu verstehen, die einen nach Maßgabe der 
Rahmenvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung an 
Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 
7. November 2002) gestalteten Ausbildungsgang für Heilpädagogen 
mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abgeschlossen und die 
Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung „staatlich 
anerkannte Heilpädagogin/ staatlich anerkannter Heilpädagoge“ 
erworben haben.    ‚ 

8.  Kindertagesstätten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind 
Krippen, Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungsstuben, Kinderhäuser 
und Kindertageseinrichtungen der örtlichen Kindererholungsfürsorge.     

9.  Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige 
Kalenderjahr grundsätzlich die Zahl der vom 1. Januar bis 
31. Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres vergebenen, je 
Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde zu legen. Eine 
Unterschreitung der maßgeblichen je Tag gleichzeitig belegbaren 
Plätze von nicht mehr als 7,5 vom Hundert führt nicht zur 
Herabgruppierung. Eine Unterschreitung um mehr als 7,5 vom Hundert 
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führt erst dann zur Herabgruppierung, wenn die maßgebliche Platzzahl 
drei Jahre hintereinander unterschritten wird. Die Unterschreitung der 
maßgeblich je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze führt auch dann nicht 
zu einer Herabgruppierung, wenn aufgrund von zu betreuenden 
Kindern mit erhöhtem oder wesentlich erhöhtem Förderungs-bedarf 
entsprechende Betreuungsanforderungen festgestellt werden. Eine 
Unterschreitung auf Grund vom Dienstgeber verantworteter 
Maßnahmen (zum Beispiel Qualitätsverbesserungen) führt ebenfalls 
nicht zur Herabgruppierung. Hiervon bleiben organisatorische 
Maßnahmen infolge demografischer Handlungsnotwendigkeiten 
unberührt.  

10.  Erziehungsheime sind Heime, in denen überwiegend behinderte 
Kinder oder Jugendliche im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder oder 
Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten ständig 
untergebracht sind.     

11.  Zurzeit unbesetzt.   

12.  Schwierige Tätigkeiten sind zum Beispiel die     

a)  Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 
b)  begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nachgehende 

Fürsorge für  ehemalige Heimbewohner 
c) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende 

Fürsorge für  ehemalige Strafgefangene, 
d) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Mitarbeiter mindestens der 
 Entgeltgruppe S 9 
e) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von behinderten 

Menschen im Sinne des § 2 SGB IX, bei denen mindestens vier 
der neun Lebensbereiche im Sinne von § 118 SGB IX nicht nur 
vorübergehende Beeinträchtigung der Aktivität und Teilhabe 
vorliegen, 

f) Tätigkeiten in der Schulsozialarbeit, 
g)  Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von Menschen mit 

multiplen  psychosozialen Beeinträchtigungen. 
13.  Zurzeit unbesetzt.   

14.  Zurzeit unbesetzt.   

15.  Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von 
einer Hochschule im Sinne des § 1 HRG ein Diplomgrad mit dem 
Zusatz "Fachhochschule" ("FH"), ein anderer nach § 18 HRG 
gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 
Die Abschlussprüfung muss in einem Studiengang abgelegt worden 
sein, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife 
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(allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene 
Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, 
und für den Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens sechs 
Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. - 
vorschreibt. Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des 
Akkreditierungsrats akkreditiert sein. Dem gleichgestellt sind 
Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an 
Berufsakademien. Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule 
gilt als abgeschlossene Hochschulbildung, wenn er von der 
zuständigen staatlichen Anerkennungsstelle als dem deutschen 
Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde.  

16.  Psychagogen mit abgeschlossener wissenschaftlicher 
Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit werden von diesem 
Tätigkeitsmerkmal nicht erfasst. 

 

II. Änderung der Anlage 13 zur DVO  

Die Anlage 13 zur DVO (Dienstvertragsbestimmungen für Mitarbeiter 
im Sozial- und Erziehungsdienst) wird wie folgt ersetzt: 

Dienstvertragsbestimmungen für Mitarbeiter im Sozial- und 
Erziehungsdienst, die insbesondere in Einrichtungen und 
Heimen, die der Förderung der Gesundheit, der Erziehung, 
Fürsorge oder Betreuung von Kindern und Jugendlichen, der 
Fürsorge und Betreuung von obdachlosen, alten, gebrechlichen, 
erwerbsbeschränkten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen 
dienen, beschäftigt sind, soweit jene unter § 1 Abs. 1 DVO fallen 
und nicht dem Geltungsbereich von Anlage 8 zur DVO 
zuzuordnen sind 

 

§ 1  

Entgelt 

  

(1) Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage  
1 – Entgeltordnung – DVO eingruppiert sind, erhalten 
entsprechend § 15 Abs. 2 DVO Entgelt nach der in der Anlage 2 
zur DVO enthaltenen Tabellen. (Entgelttabelle 3 für Mitarbeiter 
im Sozial- und Erziehungsdienst in den (Erz-)Bistümern Berlin, 
Dresden-Meißen, Erfurt, Görlitz, Hamburg und Magdeburg). 
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(1a)   SuE-Zulage 

1Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO 
(Entgeltordnung) in einer der Entgeltgruppen S 2 bis S 11a 
eingruppiert sind, erhalten eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 
130,00 Euro. 2Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 
zur DVO (Entgeltordnung) in einer der Entgeltgruppen S 11b bis S 12 
sowie S 14 oder S 15 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 6 eingruppiert 
sind, erhalten eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 180,00 Euro. 

 (2) Anstelle des § 16 DVO gilt folgendes:  

1Die Entgeltgruppen S 2 bis S 18 umfassen sechs Stufen. 2Bei 
Einstellung werden die Mitarbeiter der Stufe 1 zugeordnet, sofern 
keine einschlägige Berufserfahrung vorliegt.1 3Verfügt der Mitarbeiter 
über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr, 
erfolgt die Einstellung in die Stufe 2; verfügt er über eine einschlägige 
Berufserfahrung von mindestens vier Jahren, erfolgt in der Regel eine 
Zuordnung zur Stufe 3, ab 1. Oktober 2024 erfolgt in der Regel eine 
Zuordnung zur Stufe 4, wenn eine einschlägige Berufserfahrung vom 
mindestens drei Jahren vorliegt. 4Unabhängig davon kann der 
Dienstgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs 
Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise für die 
Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die 
vorgesehene Tätigkeit förderlich ist.  

Satz 5 Zurzeit unbesetzt 

6Die Mitarbeiter erreichen – von Stufe 3 an die jeweils nächste Stufe in 
Abhängigkeit von ihrer Leistung gemäß § 17 Abs. 2 DVO – nach 
folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb 
derselben Entgeltgruppe bei ihrem Dienstgeber (Stufenlaufzeit):  

- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,  
- Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2,  
- Stufe 4 nach vier Jahren in Stufe 3,  
- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und  
- Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.  

  

 7Abweichend von Satz 1 ist Endstufe die Stufe 4  

a) in der Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 und  

b) in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2.  
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8Abweichend von Satz 6 erreichen Mitarbeiter, die nach den 
Tätigkeitsmerkmalen von § 3  

a) in der Entgeltgruppe S 8b eingruppiert sind, bei Tätigkeiten der 
Fallgruppen 1 oder 2 die Stufe 5 nach sechs Jahren in Stufe 4 
die Stufe 6 nach acht Jahren in Stufe 5; 

  und 

b) in die Entgeltgruppen S 3 oder S 8a eingruppiert sind, die Stufe 
5 nach 5 Jahren in Stufe 4 und die Stufe 6 nach 6 Jahren in Stufe 
5.  

9Zum 1. Oktober 2024 wird Satz 6 aufgehoben.  

10Zum 1. Oktober 2024 wird Satz 7 aufgehoben.  

11Zum 1. Oktober 2024 wird Satz 8 geändert. 12Mitarbeiter in der 
Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeit der Fallgruppe 1 oder 2, die am 1. 
Oktober 2024 in der Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als vier 
Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 5 
zugeordnet; die Stufenlaufzeit beginnt in dieser Stufe neu zu 
laufen.13Mitarbeiter in der Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeit der 
Fallgruppe 1 oder 2, die am 1. Oktober 2024 in der Stufe 5 eine 
Stufenlaufzeit von mehr als fünf Jahren absolviert haben, werden am 
1. Oktober 2024 der Stufe 6 zugeordnet; die Stufenlaufzeit beginnt in 
dieser Stufe neu zu laufen. 

14Mitarbeiter in der Entgeltgruppe S 3 oder S 8a, die am 1. Oktober 
2024 in der Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von mehr als vier Jahren 
absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 5 zugeordnet; 
die Stufenlaufzeit beginnt in dieser Stufe neu zu laufen.15Mitarbeiter in 
der Entgeltgruppe S 3 oder S 8a, die am 1. Oktober 2024 in der Stufe 
5 eine Stufenlaufzeit von mehr als fünf Jahren absolviert haben, 
werden am 1. Oktober 2024 der Stufe 6 zugeordnet; die Stufenlaufzeit 
beginnt in dieser Stufe neu zu laufen. 

 

(3) Soweit in der DVO auf bestimmte Entgeltgruppen Bezug genommen 
wird, entspricht  

 

die Entgeltgruppe  der Entgeltgruppe  

2  S 2  

4  S 3  
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5  S 4  

6  S 5  

8  S 6 bis S 8b  

9a  S 9 bis S 11a  

9b S 11b bis S 13 

9c S 14 

10  S 15 und S 16  

11  S 17  

12  S 18  

 

(4) Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe des Abschnitts XXIV 
der Anlage 1 zur DVO wird der Mitarbeiter der gleichen Stufe 
zugeordnet, die er in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht hat. 
Beträgt bei Höhergruppierungen innerhalb des Abschnitts XXIV der 
Anlage 1 zur DVO der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen 
Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach § 17 Absatz 4 Satz 1 in 
der höheren Entgeltgruppe  

 a) in den Entgeltgruppen S 2 bis S 8b  

aa) vom 1. März 2018 bis zum 31. März 2019 weniger als 60,86 
Euro, 

bb) vom 1. April 2019 bis zum 29. Februar 2020 weniger als 
62,74 Euro  

cc) ab dem 1. März 2020 weniger als 63,41 Euro, 
dd) ab dem 1. April 2021 weniger als 64,30 Euro 

und 
ee) ab dem 1. April 2022 weniger als 65,46 Euro 

 

 b) in den Entgeltgruppen S 9 bis S 18  

aa) vom 1. März 2018 bis zum 31. März 2019 weniger als 97,40 
Euro, 

bb) vom 1. April 2019 bis zum 29. Februar 2020 weniger als 
100,41 Euro  

cc) ab dem 1. März 2020 weniger als 101,48 Euro, 
dd) ab dem 1. April 2021 weniger als 102,89 Euro 

und 
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ee) ab dem 1. April 2022 weniger als 104,74 Euro 
 

so erhält der Mitarbeiter während der betreffenden Stufenlaufzeit 
anstelle der Unterschiedsbetrages den vorgenannten jeweils 
zustehenden Garantiebetrag.40 Die Stufenlaufzeit in der höheren 
Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung.43 Bei einer 
Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist der Mitarbeiter der 
in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen; die in der 
bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die 
Stufenlaufzeit in der niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet. Der 
Mitarbeiter erhält vom Beginn des Monats an, in dem die Veränderung 
wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 
oder Satz 4 festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe. § 17 
Absatz 4 findet keine Anwendung. 

(5)  Auf Mitarbeiter der Entgeltgruppe S 9 findet der in § 20 Absatz 2 und 
Absatz 2a DVO für die Entgeltgruppen 1 bis 8 ausgewiesene 
Prozentsatz Anwendung. 

 

§ 2 

Betrieblicher Gesundheitsschutz/Betriebliche Gesundheitsförderung 
in Einrichtungen des Sozial- und Erziehungsdienstes  

  

(1) Zurzeit unbesetzt 

(2) Betriebliche Gesundheitsförderung zielt darauf ab, die Arbeit und die 
Arbeitsbedingungen so zu organisieren, dass diese nicht Ursache von 
Erkrankungen oder Gesundheitsschädigungen sind. Sie fördert die 
Erhaltung bzw. Herstellung gesundheitsgerechter Verhältnisse am 
Arbeitsplatz sowie gesundheitsbewusstes Verhalten. Zugleich werden 
damit die Motivation der Mitarbeiter und die Qualitätsstandards der 
Einrichtungen und Heime verbessert. Die betriebliche 
Gesundheitsförderung basiert auf einem aktiv betriebenen Arbeits- 
und Gesundheitsschutz. Dieser reduziert Arbeitsunfälle, 
Berufskrankheiten sowie arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren und 
verbessert durch den Abbau von Fehlzeiten und die Vermeidung von 
Betriebsstörungen die Wettbewerbsfähigkeit der Einrichtungen und 
Heime. Der Arbeits- und Gesundheitsschutz sowie die betriebliche 
Gesundheitsförderung gehören zu einem zeitgemäßen 
Gesundheitsmanagement.  
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(3) Die Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst (SuE), die 
insbesondere in Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der 
Gesundheit, der Erziehung, Fürsorge oder Betreuung von Kindern und 
Jugendlichen, der Fürsorge und Betreuung von obdachlosen, alten, 
gebrechlichen, erwerbsbeschränkten oder sonstigen hilfsbedürftigen 
Personen dienen, beschäftigt sind, haben einen individuellen 
Anspruch auf die Durchführung einer Gefährdungsbeurteilung. Die 
Durchführung erfolgt nach Maßgabe des Gesetzes über die 
Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Mitarbeiter bei der 
Arbeit (Arbeitsschutzgesetz). Die Mitarbeiter sind in die Durchführung 
der Gefährdungsbeurteilung einzubeziehen. Sie sind über das 
Ergebnis von Gefährdungsbeurteilungen zu unterrichten. 
Vorgesehene Maßnahmen sind mit ihnen zu erörtern. Die Wirksamkeit 
der Maßnahmen ist in angemessenen Abständen zu überprüfen.  

 (4) Zurzeit unbesetzt 

(5) Zurzeit unbesetzt 

(6) Zurzeit unbesetzt 

(7) Gesetzliche Bestimmungen, günstigere betriebliche Regelungen und 
die Rechte der Mitarbeitervertretung bleiben unberührt.  

§ 2a  

Regenerationstage/Umwandlungstage 

 

(1) 1Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV der Anlage 1 zur DVO 
(Entgeltordnung) eingruppiert sind, haben im Kalenderjahr bei 
Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der 
Kalenderwoche Anspruch auf zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter 
Fortzahlung des Entgelts gemäß § 21 DVO (Regenerationstage). 
2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf Tagen in der 
Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf die 
Regenerationstage entsprechend. 3Maßgeblich für die Verminderung 
nach Satz 2 sind die jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt der 
Antragstellung nach Absatz 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum 
zwischen der Antragstellung und dem gewährten Regenerationstag 
die Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit, erhöht oder vermindert 
sich der Anspruch auf die Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt 
bei den Berechnungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der 
mindestens einen halben Regenerationstag ergibt, wird er auf einen 
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vollen Regenerationstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als 
einem halben Regenerationstag bleiben unberücksichtigt.  

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1:  

1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn in dem 
Kalenderjahr nicht für mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf 
Entgelt bestanden hat. 2Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satz 1 sind 
auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 21 Satz 
1 DVO genannten Ereignisse und der Anspruch auf 
Krankengeldzuschuss (§ 22 Absatz 2 und 3 DVO), auch wenn dieser 
wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers 
nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der 
Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender 
gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld 
und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG.  

(2) 1Bei der Festlegung der Lage der Regenerationstage sind die 
Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, sofern dem keine 
dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 2Der 
Mitarbeiter hat den/die Regenerationstag/e spätestens vier Wochen 
vor dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform 
gegenüber dem Dienstgeber geltend zu machen. 3Der Dienstgeber 
entscheidet über die Gewährung der Regenerationstage bis 
spätestens zwei Wochen vor diesen und teilt dies der/dem Mitarbeiter 
in Textform mit. 4Im gegenseitigen Einvernehmen ist unter 
Berücksichtigung der aktuellen dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse 
abweichend von den Sätzen 2 und 3 auch eine kurzfristige Gewährung 
von Regenerationstagen möglich. 5Regenerationstage, für die im 
laufenden Kalenderjahr keine Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, 
verfallen. 6Abweichend von Satz 5 verfallen Regenerationstage, die 
wegen dringender betrieblicher/dienstlicher Gründe im laufenden 
Kalenderjahr nicht gewährt worden sind, spätestens am  
30. September des Folgejahres.  

(3) 1Mitarbeiter, die Anspruch auf eine monatliche SuE-Zulage gemäß  
§ 4 der Anlage 13 zur DVO haben, können bis zum 31. Oktober des 
laufenden Kalenderjahres in Textform geltend machen, statt der ihnen 
zustehenden SuE-Zulage im Folgejahr bis zu zwei Arbeitstage 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts gemäß § 21 DVO in 
Anspruch zu nehmen (Umwandlungstage). 2Mitarbeiter, die erstmalig 
einen Anspruch auf eine SuE-Zulage gemäß § 4 der Anlage 13 zur 
DVO erwerben, können nach Ablauf von drei Kalendermonaten nach 
Aufnahme des Arbeitsverhältnisses (Neubegründung des 
Arbeitsverhältnisses oder Tätigkeitswechsel) die Geltendmachung der 
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Umwandlungstage für das laufende Kalenderjahr erklären. 3Die SuE-
Zulage wird jeweils nach der erfolgten Arbeitsbefreiung gekürzt. 4Der 
Kürzungsbetrag ergibt sich aus dem gemäß § 24 Absatz 3 Satz 3 DVO 
ermittelten Stundenentgelt bezogen auf die an dem Umwandlungstag 
dienstplanmäßig bzw. betrieblich festgelegten Arbeitsstunden. 
5Besteht zum Zeitpunkt der Beantragung kein Dienstplan bzw. keine 
betrieblich festgelegte Arbeitszeit, so ist die an dem Umwandlungstag 
zu leistende Arbeitszeit dadurch zu ermitteln, dass die 
arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige durchschnittliche 
wöchentliche Arbeitszeit durch die Anzahl der Arbeitstage zu teilen ist, 
die der Mitarbeiter in der Woche zu leisten hat, in der der 
Umwandlungstag liegt. 6Der Mitarbeiter hat den/die 
Umwandlungstag/e spätestens vier Wochen vor dem gewünschten 
Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegenüber dem Dienstgeber 
geltend zu machen. 7Der Dienstgeber entscheidet über die Gewährung 
der Umwandlungstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen und 
teilt dies dem Mitarbeiter in Textform mit. 8Bei der Festlegung der Lage 
der Umwandlungstage sind die Wünsche des Mitarbeiters zu 
berücksichtigen, sofern dem keine dringenden 
dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 9Im gegenseitigen 
Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der aktuellen 
dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 6 
und 7 auch eine kurzfristige Gewährung von Umwandlungstagen 
möglich. 10Eine im Vorjahr nach Satz 1 oder im laufenden Kalenderjahr 
nach Satz 2 beantragte Umwandlung der SuE-Zulage wirkt längstens 
bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres.  

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1:  
Für das Kalenderjahr 2022 gilt statt des 31. Oktober der 31. Dezember.  

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 2:  
Satz 2 gilt nur für Geltendmachungen ab dem 1. Januar 2023.  

Anmerkung zu § 2a:  
Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen handelt es sich nicht 
um Urlaubs-/ Zusatzurlaubstage.  

 

§ 3  

Mitarbeiter im Erziehungsdienst 

  1Bei Mitarbeitern im Erziehungsdienst werden – soweit gesetzliche 
Regelungen bestehen, zusätzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen 
– im Rahmen der regelmäßigen durchschnittlichen wöchentlichen 
Arbeitszeit im Kalenderjahr 30 Stunden für Zwecke der Vorbereitung 
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und Qualifizierung verwendet; im Gebiet der Bundesländer 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, 
Thüringen und dem ehemaligen Berlin-Ost gilt, dass diese Zeiten zur 
Vorbereitung und Qualifizierung auch durch gesetzliche Regelungen 
erfüllt sein können.  

2Bei Teilzeitmitarbeitern gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass sich die Stundenzahl nach Satz 1 in dem Umfang, der dem 
Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit 
zu der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitmitarbeiter 
entspricht, reduziert. 3Im Erziehungsdienst tätig sind insbesondere 
Mitarbeiter als Kinderpfleger bzw. Sozialassistent, 
Heilerziehungspflegehelfer, Erzieher, Heilerziehungspfleger, im 
handwerklichen Erziehungsdienst, als Leiter oder ständige Vertreter 
von Leitern von Kindertagesstätten oder Erziehungsheimen sowie 
andere Mitarbeiter mit erzieherischer Tätigkeit in der Erziehungs- oder 
Eingliederungshilfe.  

Anmerkung zu Satz 3:  
Soweit Berufsbezeichnungen aufgeführt sind, werden auch Mitarbeiter 
erfasst, die eine entsprechende Tätigkeit ohne staatliche Anerkennung 
oder staatliche Prüfung ausüben. 

 

§ 4 

Allgemeine Maßgabe zur Anwendbarkeit der DVO 

Soweit in dieser Anlage keine abweichende Reglung vorgesehen ist, 
findet die DVO Anwendung. 

 

§ 5 

Inkrafttreten  

Diese Anlage, die am 1. April 2023 in Kraft getreten ist, findet in der 
vorstehenden Fassung ab 1. April 2023 Anwendung. 

1Ein Berufspraktikum nach Anlage 7 zur DVO gilt grundsätzlich als 
Erwerb einschlägiger Berufserfahrung. Als Erwerb einschlägiger 
Berufserfahrung gilt auch die fachpraktische Ausbildung im Rahmen 
der praxisintegrierten Ausbildungsgänge zum Erzieher nach 
landesgesetzlichen Reglungen und im Rahmen der praxisintegrierten 
Ausbildungsgänge zum Heilerziehungspfleger nach 
Landesgesetzlichen Regelungen. 
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III. Änderung des § 16 DVO 

 

1. In § 16 Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „umfassen“ die 
Worte „ebenso wie die Entgeltgruppen S 2 bis S 18“ gestrichen. 
Ebenso wird der Satz 2 gestrichen. 

2. In § 16 Absatz 2 werden in Satz 2 nach den Worten „zur Stufe 
3;“ die Worte „im Anwendungsbereich der Entgeltgruppe S 2 und 
S 18 ist für eine Zuordnung zur Stufe 3 in der Regel eine 
einschlägige Berufserfahrung von mindestens vier Jahren 
erforderlich“ gestrichen. 

3. In § 16 Absatz 3 werden die Sätze 2 und 3 gestrichen. 

4. In § 16 wird der Absatz 5 aufgehoben. 

 

IV. Änderung des § 16a DVO 

Der § 16a Der DVO wird aufgehoben. 

 

V. Änderung des § 17 DVO  

Im § 17 wird der Absatz 4b aufgehoben. 

 

VI. Inkrafttreten 

Die Änderungen der Anlagen 1 und 13 zur DVO sowie die Änderungen 
der §§ 16, 16a und 17 DVO treten zum 1. April 2023 in Kraft. 

 

* * * 
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In der Sitzung am 22. Juni 2023 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost 
Folgendes beschlossen: 

 

I. Änderung der Anlage 2 zur DVO 

Die Überschrift für die Entgelttabelle 3 wird wie folgt ersetzt: 

Entgelttabelle 3 für Mitarbeiter im Sozial- und 
Erziehungsdienst in den (Erz-)Bistümern Berlin, Dresden-
Meißen, Erfurt, Görlitz, Hamburg und Magdeburg 

II. Änderung der Anlage 8.3. zur DVO  

Die Überschrift und Einleitung der Anlage 8.3 zur DVO wird wie folgt 
ersetzt: 

3. Dienstvertragsbestimmungen für Lehrkräfte in den 
Ländern Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern an Schulen des Erzbistums Berlin sowie für 
Lehramtsanwärter/Studienreferendare an Schulen des 
Erzbistums Berlin im Land Berlin  

Für Lehrkräfte in den Ländern Berlin, Brandenburg und 
Mecklenburg-Vorpommern und für Lehramtsanwärter/ 
Studienreferendare an Schulen des Erzbistums Berlin im Land 
Berlin gilt die DVO mit den folgenden Maßgaben: 

§ 2 (8) wird gestrichen. 

§ 3 (1) wird wie folgt ersetzt: 

(1) Lehrkräfte im Erzbistum Berlin sind in diejenige 
Entgeltgruppe der DVO eingruppiert, in die entsprechendes 
Personal im jeweiligen Bundesland an staatlichen Schulen 
eingruppiert ist.* Dazu kommt die Entgeltordnung der Lehrkräfte 
der Länder (Anlage zum TV EntgeltO-L) in der jeweils geltenden 
Fassung zur Anwendung.  

Es gelten die Entgelttabellen des jeweiligen Bundeslandes. 
Werden die Tabellenwerte verändert, gelten ab dem Zeitpunkt 
der Veränderung die neuen Werte, ohne dass es eines 
gesonderten KODA-Beschlusses bedarf. Die Garantiebeträge 
nach § 17 Absatz 4 DVO nehmen im gleichen Umfang an den 
Veränderungen teil.  

Ferner erhalten die Lehrkräfte im Erzbistum Berlin die im 
jeweiligen Bundesland tariflich vereinbarte Jahressonderzahlung 
und tariflich vereinbarte Einmalzahlungen. 
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§ 4 (1) wird wie folgt ersetzt: 

(1) Der Urlaub der Lehrkräfte und Lehramtsanwärter/ 
Studienreferendare ist in den Schulferien zu nehmen. 

III. Inkrafttreten 

Diese Änderungen treten zum 1. April 2023 in Kraft. 

_______________________ 

 

* Analog der im Land Berlin gewährten Stufenzulage für voll examinierte Lehrkräfte gilt 
diese ab 1. Juli 2019 in der Höhe und für die Dauer der entsprechenden Senatsregelung 
inhaltsgleich auch für Berliner Lehrkräfte im Erzbistum Berlin 

 

* * * 
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In der Sitzung am 22. Juni 2023 in Berlin hat die Regional-KODA Nord-Ost 
Folgendes beschlossen: 

 

I. Änderung der DVO: 

Es wird eine neue Anlage 14 zur DVO eingeführt. 

II. Die neue Anlage 14 zur DVO erhält folgende Fassung: 

 

Anlage 14 zur DVO 

Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiegenen 
Verbraucherpreise (Inflationsausgleich) 

 

§ 1 Geltungsbereich 

Beschäftigte, deren Arbeitsvertragsverhältnisse unter den 
Geltungsbereich der DVO fallen und deren Vergütung unter 
Anwendung der Entgelttabellen in den Anlagen 2, 6, 7 oder 12 zur DVO 
- gegebenenfalls auch mit individueller Zwischen- oder Endstufe - 
berechnet wird, erhalten einen Inflationsausgleich nach §§ 2 und 3. 

 

§ 2 Einmaliger Inflationsausgleich 2023 

(1) 1Beschäftigte, die unter den Geltungsbereich nach § 1 fallen, 
erhalten einen einmaligen Inflationsausgleich 2023 spätestens 
mit dem Entgelt des Monats September 2023 ausgezahlt, wenn 
ihr Arbeitsverhältnis am 1. Mai 2023 bestand und an mindestens 
einem Tag zwischen dem 1. Januar 2023 und dem 31. Mai 2023 
Anspruch auf Entgelt bestanden hat. 

(2) 1Die Höhe des einmaligen Inflationsausgleichs 2023 beträgt 

- für Beschäftigte, die unter § 1 fallen und deren Vergütung 
sich unter Anwendung der Entgelttabellen in den Anlagen 
2 und 12 zur DVO berechnet: 1.240,00 Euro, 

- für Beschäftigte, die unter § 1 fallen und deren Vergütung 
sich unter Anwendung der Entgelttabellen in den Anlagen 
6 und 7 zur DVO berechnet (Auszubildende und 
Praktikanten): 620,00 Euro. 

2Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am 1. Mai 2023.FN1 
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§ 3 Monatliche Sonderzahlung 

(1) 1Beschäftigte, die unter den Geltungsbereich nach § 1 fallen, 
erhalten monatliche Sonderzahlungen für die Monate Juli 2023 
bis Februar 2024 (Bezugsmonate) ausgezahlt. 

2Der Anspruch auf den monatlichen Inflationsausgleich besteht 
jeweils nur, wenn in dem Bezugsmonat ein Arbeitsverhältnis 
besteht und an mindestens einem Tag im Bezugsmonat 
Anspruch auf Entgelt bestanden hat. 

(2) 1Die Höhe der monatlichen Sonderzahlungen beträgt 

- für Beschäftigte, die unter § 1 fallen und deren Vergütung 
sich unter Anwendung der Entgelttabellen in den Anlagen 
2 und 12 zur DVO berechnet: 220,00 Euro, 

- für Beschäftigte, die unter § 1 fallen und deren Vergütung 
sich unter Anwendung der Entgelttabellen in den Anlagen 
6 und 7 zur DVO berechnet (Auszubildende und 
Praktikanten): 110,00 Euro. 

2Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am ersten Tag des 
jeweiligen Bezugsmonats.FN2 

 

§ 4 Gemeinsame Bestimmungen für die Sonderzahlungen nach §§ 2 
und 3 

(1) 1Der Inflationsausgleich 2023 nach § 2 sowie die monatlichen 
Sonderzahlungen nach § 3 werden jeweils zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Entgelt gewährt.FN3 

2Es handelt sich jeweils um einen Zuschuss des Arbeitgebers zur 
Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise im Sinne des  
§ 3 Nummer 11c des Einkommensteuergesetzes, der steuer- 
und sozialversicherungsfrei ist.FN4 

3§ 24 Absatz 2 DVO gilt entsprechend.FN5 

(2)  1Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 2 Absatz 1 bzw. § 3 Absatz 
1 Satz 2 sind auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus 
Anlass der in § 21 Satz 1 DVO genannten Ereignisse und der 
Anspruch auf Krankengeldzuschuss (§ 22 Absatz 2 und 3 DVO), 
auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des 
Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 
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2Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der Bezug von 
Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher 
Leistungen, Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld und 
Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG. 

(3) Der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen 
Sonderzahlungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt. 

(4) Der Inflationsausgleich 2023 und die monatlichen 
Sonderzahlungen sind bei der Bemessung sonstiger Leistungen 
nicht zu berücksichtigen. 

 

§ 5 Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2023 in Kraft. 

 

_______________________ 

 

FN1 Beschäftigte, die unter den Anwendungsbereich der Anlage 5a DVO fallen und sich 

am Stichtag 1. Mai 2023 in der Freistellungsphase der Altersteilzeit (Blockmodell) 
befinden, haben einen Anspruch auf den Inflationsausgleich 2023 in Höhe der Hälfte des 
Inflationsausgleichs 2023, den sie erhalten würden, wenn sie mit der bisherigen 
wöchentlichen Arbeitszeit weitergearbeitet hätten, maximal also in Höhe von 620 Euro. 

FN2 Beschäftigte, die unter den Anwendungsbereich der Anlage 5a DVO fallen und sich 

in der Freistellungsphase der Altersteilzeit (Blockmodell) befinden, haben einen Anspruch 
auf monatliche Sonderzahlungen in Höhe der Hälfte der monatlichen Sonderzahlung, die 
sie erhalten würden, wenn sie mit der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit 
weitergearbeitet hätten, maximal also in Höhe von 110 Euro, wenn in dem Bezugsmonat 
das Arbeitsverhältnis besteht und an mindestens einem Tag im Bezugsmonat Anspruch 
auf Entgelt bestanden hat. 

FN3 Die Sonderzahlungen nach den §§ 2 und 3 gehören zum pfändbaren 

Arbeitseinkommen. 

FN4 Erhält ein Beschäftigter im Begünstigungszeitraum zwischen dem 26. Oktober 2022 

und dem 31. Dezember 2024 weitere Sonderzahlungen, so ist der 3.000 Euro 
übersteigende Betrag steuer- und sozialversicherungspflichtig. 

FN5 Haben Beschäftigte gleichzeitig mehrere Arbeitsverhältnisse zu einem Arbeitgeber, 

für den die DVO gilt, besteht der Anspruch aus dem Arbeitsverhältnis zeitratierlich 
entsprechend. 

 

* * * 
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Die vorausgehenden Beschlüsse werden für das Bistum Dresden-Meißen 
hiermit in Kraft gesetzt. 

Dresden, den 31. August 2023 

 

       LS 

Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
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81. Neues Pfarrsiegel der Pfarrei St. Elisabeth Dresden 
 
Die römisch-katholische Pfarrei St. Elisabeth Dresden hat ein neues 
Pfarrsiegel fertigen lassen. Das neue Pfarrsiegel ist mit Wirkung zum  
29. August 2023 zur Verwendung freigegeben.  

Abdruck des neuen Siegels der Pfarrei: 

 

 

 

 

 

 

Das alte Siegel der Pfarrei St. Elisabeth Dresden, dessen Abdruck 
veröffentlicht wird, wird mit Wirkung zum 12. August 2023 für ungültig erklärt 
und ist außer Gebrauch zu nehmen.  

Abdruck des für ungültig erklärten alten Siegels der Pfarrei: 
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82. Promulgationsgesetz im Bistum Dresden-Meißen 
 

Gesetz über die Bekanntmachung und Inkraftsetzung von Gesetzen 
des Bistums Dresden-Meißen 

(Promulgationsgesetz – PromG) 

 

§ 1 Vorbemerkung 

Gemäß c. 8 § 2 CIC i. V. m. 391 § 1 CIC ist dem diözesanen Gesetzgeber 
das Recht eingeräumt, Gesetze in einer durch den partikularen Gesetzgeber 
bestimmten Weise zu promulgieren. Ebenso ist das Recht eingeräumt, den 
Tag der Verpflichtungskraft des Gesetzes nach dem Promulgationsakt zu 
regeln. 

§ 2 Anwendungsbereich 

1. Die Verpflichtung zur Promulgation betrifft den Erlass sowie die 
Änderungen von Diözesangesetzen. Die Promulgation stellt die 
öffentliche Bekanntgabe kirchlicher Gesetze im Kirchlichen 
Amtsblatt dar. 

2. Kirchlich-partikularrechtliche Gesetze werden durch 
Veröffentlichung im offiziellen Publikationsorgan gemäß c. 8 § 2 
CIC im monatlich erscheinenden Kirchlichen Amtsblatt für das 
Bistum Dresden-Meißen promulgiert. Gesetzen gleichgestellt 
sind auch Allgemeindekrete bzw. Ordnungen nach c. 29 CIC, 
allgemeine Ausführungsdekrete bzw. Bestimmungen nach c. 31 
§ 2 CIC und Statuten, die durch den Gesetzgeber erlassen 
werden gemäß c. 94 § 3 CIC.  

3. Neben Gesetzen sind im Kirchlichen Amtsblatt bistumsrelevante 
Angelegenheiten und Informationen zur Veröffentlichung 
vorgesehen, soweit ein öffentliches Interesse zur Bekanntgabe 
besteht. Rein interne Angelegenheiten, Informationen und 
Maßnahmen, die lediglich einen eng begrenzten Teilnehmerkreis 
angehen und keine Relevanz für eine breite Öffentlichkeit 
aufweisen, sind nicht im Kirchlichen Amtsblatt bekannt zu geben. 
Über die Zulassung einer Veröffentlichung im Einzelfall 
entscheidet der Generalvikar bzw. dessen Stellvertreter im Amt. 
Im Fall der bischöflichen Sedisvakanz entscheidet der 
Diözesanadministrator. 
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§ 3 Bekanntmachung und Rechtskraft 

1. Mit dem Zeitpunkt der Bekanntmachung im Kirchlichen Amtsblatt 
tritt gleichzeitig die Inkraftsetzung (Rechtskraft) des jeweiligen 
Gesetzes im Bistum Dresden-Meißen ein, wenn nicht im 
jeweiligen Gesetz ein anderer Termin festgesetzt ist. Belastende 
Gesetze entfalten Rechtskraft frühestens am Tag nach 
Bekanntmachung im Kirchlichen Amtsblatt. 

2. Als Tag der Promulgation/Bekanntmachung gilt das auf dem Titel 
der jeweiligen Ausgabe des Kirchlichen Amtsblattes angegebene 
Erscheinungsdatum. 

§ 4 Publikationsorgan 

1. Publikationsorgan des Bistums Dresden-Meißen, 
organschaftlich vertreten durch den Ortsordinarius 
(Diözesanbischof), ist gemäß c. 8 § 2 CIC das Kirchliche 
Amtsblatt für das Bistum Dresden-Meißen.  

2. Das Kirchliche Amtsblatt wird im PDF-Format auf der Website 
www.bistum-dresden-meissen.de veröffentlicht und hat dort für 
die Dauer von mindestens drei Jahren zugänglich zu sein.   

3. Im Kirchlichen Amtsblatt dürfen lediglich datenschutzkonforme 
Inhalte gemäß KDG bekannt gegeben werden. Dies betrifft 
insbesondere Personalangelegenheiten. 

§ 5 Aufbewahrungspflicht 

Für das Bistum Dresden-Meißen besteht eine Aufbewahrungspflicht des 
Kirchlichen Amtsblattes in Druckausgabe im Bistumsarchiv.  

§ 6 Ausführungsbestimmungen und Inkrafttreten 

1. Näheres regelt die parallel zum Promulgationsgesetz in Kraft 
tretende allgemeine Ausführungsbestimmung zum 
Promulgationsgesetz. 

2. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung zum 15. August 2023 in Kraft. 

 

Dresden, den 19. Mai 2023 

 

Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
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83.  Allgemeine Ausführungsbestimmungen zum 
Promulgationsgesetz (PromG) 

 
Hiernach ergehen mit Wirkung zum 20. August 2023 folgende 
Ausführungsbestimmungen: 

a) Das Kirchliche Amtsblatt für das Bistum Dresden-Meißen wird noch in 
mindestens zehn Originalexemplaren auf Papier gedruckt. Der 
Empfängerkreis wird durch den Generalvikar bzw. dessen Stellvertreter im 
Amt festgelegt.  

b) Das Kirchliche Amtsblatt für das Bistum Dresden-Meißen wird mit 
Wirkung zum 20. August 2023 darüber hinaus nur noch in digitaler Form 
erscheinen. Die Druckausgabe wird eingestellt. 

 

Dresden, den 22. Mai 2023 

 

Andreas Kutschke 
Generalvikar 

 

84. Aufruf der deutschen Bischöfe zum Diaspora-Sonntag 
2023 

 
Liebe Geschwister im Glauben, 

„Alles vermag ich durch den, der mich stärkt“ (Phil 4,13). Dieses ermutigende 
Wort schrieb der Apostel Paulus in seinem Brief an die Gemeinde in Philippi, 
die erste christliche Gemeinde auf europäischem Boden. Die Christen dort 
lebten in einer andersgläubigen Umwelt. Sie wurden als fremd, wenn nicht 
sogar bedrohlich empfunden. In diese Situation hinein spricht Paulus sein 
Glaubenszeugnis. 

Seit den Anfängen unserer Kirche leben viele Christinnen und Christen ihren 
Glauben als Minderheit, nicht selten unter schwierigen Bedingungen. Dies 
trifft auch auf die katholische Diaspora in Nord- und Ostdeutschland, 
Nordeuropa und im Baltikum zu. Die Diasporakirche ist an vielen Orten 
international, jung und lebendig, doch oft auch materiell arm. Sie braucht 
Hilfe, damit der Dienst der Seelsorger, Räume für das Gemeindeleben und 
Fahrzeuge für weite Wege finanziert werden können. Mit jährlich etwa  
750 Projekten unterstützt das Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken 
diese Anliegen. 
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Die diesjährige Aktion am Diaspora-Sonntag steht unter dem Leitwort: 
„Entdecke, wer dich stärkt.“ Es geht dabei um die Kraftquellen des Glaubens. 
Mögen auch die katholischen Christen in der Diaspora solche Kraftquellen 
finden und pflegen können! Wir bitten Sie anlässlich des Diaspora-Sonntags 
am 19. November um Ihr Gebet und um eine großzügige Spende bei der 
Kollekte. Helfen Sie mit, dass unser Glaube überall lebendig bleibt! 

Dresden, den 2. März 2023 

 

Für das Bistum Dresden-Meißen   

gez.+ Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 
Dieser Aufruf soll am Sonntag, dem 12. November 2023, in allen 
Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen oder den Gemeinden auf 
anderen geeigneten Wegen bekannt gemacht werden. Die Kollekte am 
Diaspora-Sonntag, dem 19. November 2023, ist ausschließlich für das 
Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken bestimmt und ohne Abzüge 
weiterzuleiten. 

 

85.  Hinweise zur Durchführung der Diaspora-Aktion 2023  
 
Die Erfahrung der Kraft, die im christlichen Glauben, der Gemeinschaft mit 
Christus und mit den Glaubensgeschwistern zu finden ist, ist ein kostbares 
Gut. Zugleich ist die Suche nach den Kraftquellen des Lebens heute immer 
mehr von der Gemeinschaft der Kirche losgelöst. Auf die damit verbundenen 
Herausforderungen und Chancen möchte die diesjährige Diaspora-Aktion 
des Bonifatiuswerkes hinweisen und einzelne Menschen sowie Gemeinden 
ermutigen: „Entdecke, wer dich stärkt“! 

In den Diaspora-Regionen Nord- und Ostdeutschlands, Nordeuropas und 
des Baltikums, in denen die große Mehrheit oft anders- oder nichtgläubig ist, 
leben katholische Christinnen und Christen ihren Glauben vielfach unter 
schwierigen Bedingungen. Das Bonifatiuswerk unterstützt unsere 
Glaubensgeschwister in der Diaspora sowie missionarische Initiativen in 
ganz Deutschland dabei mit derzeit jährlich etwa 750 Projekten und 
ermöglicht so auf vielfältige Weise die Erfahrung von Gemeinschaft.  

Eröffnung der Diaspora-Aktion 

Die bundesweite Eröffnung der Diaspora-Aktion findet am Sonntag, 
5. November 2023, um 10.00 Uhr in der Sankt Hedwigs-Kathedrale, Berlin, 
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mit einem feierlichen Pontifikalamt und internationalen Gästen sowie 
Vertreterinnen und Vertretern aus deutschen Diözesen statt. Hauptzelebrant 
ist der Berliner Erzbischof Dr. Heiner Koch.  

Diaspora-Kollekte 

Die Diaspora-Kollekte wird am Sonntag, 19. November 2023, in allen 
Gottesdiensten einschließlich der Vorabendmessen gehalten. Das jeweilige 
Generalvikariat überweist die Spenden, einschließlich der später 
eingegangenen Gelder, an das Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken. 
Auf ausdrücklichen Wunsch der Bischöfe soll die Kollekte zeitnah und ohne 
jeden Abzug weitergeleitet werden. Die Verwendung der Kollekte ist 
ausschließlich für die Arbeit des Bonifatiuswerkes bestimmt. Das 
Bonifatiuswerk ist seinen Spenderinnen und Spendern gegenüber dankbar, 
transparent und rechenschaftspflichtig. 

Diaspora-Aktion in den Gemeinden 

Alle Priester, Diakone, Pastoral- und Gemeindereferenten 
und -referentinnen erhalten Ende August 2023 eine Aktionsmappe mit Ideen 
zur Gestaltung einer Eucharistiefeier, eines Familiengottesdienstes und 
einer Wort-Gottes-Feier sowie vielfältigen inhaltlichen Impulsen zum 
Leitwort „Entdecke, wer dich stärkt“. Mitte September 2023 wird allen 
Gemeinden ein Materialpaket zur Gestaltung des Diaspora-Sonntags 
(Plakate, Kollektenaufsteller sowie vorbestellte Pfarrbriefmäntel und 
Spendentüten) zugeschickt.  Weitere Materialien können bestellt werden 
und stehen digital zum Download zur Verfügung. Bitte hängen Sie die 
Aktionsplakate gut sichtbar in Ihrer Gemeinde auf.  

• Samstag/Sonntag, 11./12. November 2023 

Bitte verlesen Sie den Aufruf der deutschen Bischöfe zum Diaspora-
Sonntag in allen Gottesdiensten und verteilen Sie die Spendentüten 
zum Diaspora-Sonntag. 

• Diaspora-Sonntag, 18./19. November 2023 

Bitte legen Sie die restlichen Spendentüten in den Kirchenbänken aus. 
Anregende Impulse zur Gestaltung des Gottesdienstes und für die 
Pastoral geben die Begleithefte „BONI-Impulse“ 
(Gottesdienstimpulsheft) und „BONI-Praxis“ (Themenheft), die alle 
Gemeinden bereits Mitte September erhalten haben und die als 
Download unter www.bonifatiuswerk.de/diaspora-aktion abrufbar sind.  

Weisen Sie bitte auf die Diaspora-Kollekte und auf die Online-
Spendenmöglichkeit (www.bonifatiuswerk.de/spenden) in allen 
Gottesdiensten einschließlich der Vorabendmessen sowie im 
Pfarrbrief oder auf der Homepage hin. 
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• Samstag/Sonntag, 25./26. November 2023 

Bitte geben Sie das Kollektenergebnis bekannt und verbinden Sie dies 
mit einem Wort des Dankes an die ganze Gemeinde. 

Informationen und Kontakt für die Nachbestellung 

Weitere Informationen und Materialien finden Sie auf 
www.bonifatiuswerk.de/diaspora-aktion. Bestellungen richten Sie bitte per 
Mail an bestellungen@bonifatiuswerk.de, telefonisch an 05251 2996-94 
oder per Fax an 05251 2996-88. 

 

86. Diözesankirchenmusikdirektor im Bistum Dresden-
Meißen 

 
Die bisherige Stelle des „Referenten für Kirchenmusik“ wird analog zur 
Praxis anderer Diözesen in „Diözesankirchenmusikdirektor“ umbenannt. 
Derzeit hat diese Stelle Christian Bonath inne. 

 
 

 

 

 
 
gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 

 

 

 

33. Jahrgang, Nr. 13    Dresden, 10. Oktober 2023 
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87.  Ordnung für die interdiözesane Kommission zur 
Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs – Änderung 

 
Der Erzbischof von Berlin, der Bischof von Dresden-Meißen, der Bischof von 
Görlitz und der Katholische Militärbischof erlassen folgendes Dekret: 

 

Artikel 1:  

Nr. 2 der Ordnung für die interdiözesane Kommission zur Aufarbeitung 
sexuellen Missbrauchs des Erzbistums Berlin, der Bistümer Görlitz und 
Dresden-Meißen und der Katholischen Militärseelsorge wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

 

2.  Kommission: Zusammensetzung, Vorsitz 

2.1   Die Kommission besteht aus elf Mitgliedern. Sie setzt sich zusammen 
aus 

a) drei Personen, die der Betroffenenbeirat entsendet, 
b) fünf Expertinnen bzw. Experten aus Wissenschaft, Fachpraxis, 

Justiz und öffentlicher Verwaltung, 
c) drei Vertreterinnen bzw. Vertretern der beteiligten Bistümer, 

 

2.2 Die Vertreterinnen bzw. Vertreter der Betroffenen werden vom 
Betroffenenbeirat der beteiligten Bistümer bestimmt. Stellt der 
Betroffenenbeirat mit einer Mehrheit von 2/3 der stimmberechtigten 
Mitglieder fest, dass eine von ihm entsandte Person das Vertrauen des 
Betroffenenbeirats nicht mehr genießt oder aus anderen Gründen zur 
Vertretung der Betroffenen nicht mehr geeignet ist, endet die 
Mitgliedschaft dieser Person in der Kommission mit sofortiger Wirkung. 
Der Betroffenenbeirat unterrichtet hierüber die beteiligten Bistümer. 

2.3 Die Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Berlin 
und Sachsen werden gebeten, jeweils eine Expertin oder einen 
Experten für die Kommission vorzuschlagen. Eine weitere Expertin 
oder ein weiterer Experte wird von den Mitgliedern der Kommission 
vorgeschlagen. Nach Möglichkeit sollen hierbei unterschiedliche 
Expertisen mit Erfahrung in Aufarbeitungsprozessen vertreten sein, 
insbesondere aus Wissenschaft, Fachpraxis, Justiz und öffentlicher 
Verwaltung. 
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2.4 Die Vertreterinnen bzw. Vertreter der Bistümer werden nach interner 
Abstimmung durch die beteiligten Bischöfe ernannt. Sie sind 
hinsichtlich ihrer Tätigkeit in der Kommission an Weisungen nicht 
gebunden und, sofern sie im kirchlichen Dienst stehen, auch 
gegenüber den Dienstgebern zur Verschwiegenheit verpflichtet. Sie 
dürfen wegen ihrer Mitwirkung in der Kommission und deren 
Stellungnahmen nicht benachteiligt oder bevorzugt werden. 

2.5 Die Mitglieder nach 2.2., 2.3. und 2.4. werden jeweils für drei Jahre 
berufen bzw. gewählt, eine wiederholte Berufung oder Wahl ist 
möglich. 

2.6 Beschließt die Kommission nach vorangegangener Aussprache mit 
dem betroffenen Mitglied einstimmig (ohne Stimmrecht für die 
betroffene Person), dass mit diesem eine konstruktive 
Zusammenarbeit nicht möglich ist, endet die Mitgliedschaft in der 
Kommission mit sofortiger Wirkung. Eine Neubesetzung erfolgt nach 
den Regularien, nach denen die ausgeschiedene Person Mitglied der 
Kommission geworden war. 

2.7 Die Kommission wählt aus ihrer Mitte für jeweils drei Jahre einen 
Vorstand, bestehend aus einer Vorsitzenden oder einem Vorsitzenden 
sowie zwei Stellvertretenden. Die oder der Vorsitzende und die zwei 
Stellvertretenden dürfen nicht in einem Beamten-, Anstellungs- oder 
nicht-ehrenamtlichen Auftrags- oder Dienstverhältnis zu einem 
kirchlichen Auftrag- bzw. Dienstgeber stehen oder zu einem früheren 
Zeitpunkt gestanden haben. Ebenso wenig dürfen die oder der 
Vorsitzende und die zwei Stellvertretenden zu den vom 
Betroffenenbeirat entsandten Mitgliedern gehören.  

Der oder die Vorsitzende bereiten die Sitzungen vor und leiten diese. 
Im Fall der Verhinderung erfolgt eine Vertretung durch die lebensältere 
anwesende Person aus den Stellvertretenden. 

2.8 Der Kommission wird durch die beteiligten Bistümer eine 
Geschäftsstelle mit den für die Aufgabe angemessenen sachlichen 
und personellen Ressourcen zur Verfügung gestellt. Die 
Mitarbeitenden der Geschäftsstelle – auch wenn für diese ein 
anderweitiges Dienst-, Arbeits- oder Beamtenverhältnis bei einem 
kirchlichen Dienstherrn besteht – sind nur an Weisungen des 
Vorstandes gebunden und gegenüber nicht der Kommission 
angehörenden Personen zu striktem Stillschweigen verpflichtet. 

 

2.9 Die Mitglieder der Kommission verpflichten sich zur Verschwiegenheit 
und zum Schutz personenbezogener Daten, die ihnen im Rahmen 
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ihrer Tätigkeit für die Kommission bekannt werden, nach den Vorgaben 
des kirchlichen Datenschutzes. Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt 
nicht gegenüber staatlichen oder kirchlichen 
Strafverfolgungsbehörden oder Gerichten, wenn im Rahmen der 
Tätigkeit ein Verdacht auf Begehung einer Straftat oder 
Pflichtwidrigkeit bekannt wird. Eine Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über Arbeitsweise der Kommission und Fortgang ihrer Tätigkeit erfolgt 
jeweils durch den Vorsitzenden oder die Vorsitzende. Die Kommission 
kann die Erteilung von Zwischenberichten oder Erklärungen jederzeit 
mit Mehrheit beschließen. 

2.10  Die Mitgliedschaft in der Kommission ist ein Ehrenamt. Die Mitglieder 
erhalten eine Aufwandsentschädigung in Höhe von 700,00 € 
monatlich. Der oder die Vorsitzende erhält eine um 50% erhöhte 
Aufwandsentschädigung. Damit sind alle für die Ausübung der 
Tätigkeit entstandenen Aufwendungen und Sachkosten abgegolten. 
Daneben werden Reisekosten und notwendige Übernachtungskosten 
gegen Beleg erstattet. 

Die Mitglieder der Kommission sind berechtigt, sowohl einzeln als auch 
gemeinsam, zur Unterstützung professionellen und unabhängigen 
Handelns eine externe Supervision in Anspruch zu nehmen. 

Die Mitglieder der Kommission sind berechtigt, sowohl einzeln als auch 
gemeinsam, zur Unterstützung professionellen und unabhängigen 
Handelns eine externe Supervision in Anspruch zu nehmen. 

 

Artikel 2: 

Diese Änderung tritt am 21. Juni 2023 in Kraft. 

 

Für das Erzbistum Berlin     
Berlin, den 20. Juni 2023     

LS        

Erzbischof Dr. Heiner Koch  

 

Für das Bistum Görlitz 
Berlin, den 20. Juni 2023 

LS 
Bischof Wolfgang Ipolt 
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Für das Bistum Dresden-Meißen   
Berlin, den 20. Juni 2023         
         LS 
Bischof Heinrich Timmerevers   

   

Für die Katholische Militärseelsorge 
Berlin, den 20. Juni 2023 

LS  

Militärbischof Dr. Franz-Josef Overbeck 
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88. Kollektenplan 2024 
 
01.01. Afrika-Tag, Kollekte für afrikanische Katechisten  

Buchungsnummer: 60000  
 

06.01. Sternsingeraktion  
Buchungsnummer: 60001  
 

21.01. Kollekte für die Priesterausbildung  
Buchungsnummer: 60002  
 

04.02. Kollekte für die Aufgaben der Caritas  
(75% sind abzuliefern, 25% verbleiben der Pfarrei) 
Buchungsnummer: 60003  
 

03.03. Kollekte für das diözesane Bonifatiuswerk 
Buchungsnummer: 60004  
 

17.03. MISEREOR-Kollekte gegen Hunger und Elend in der Welt,  
zugleich Fastenopfer der Kinder 
Buchungsnummer: 60005 
  

24.03. Kollekte für die pastoralen und sozialen Dienste der Kirche im 
Heiligen Land 
Buchungsnummer: 60006  
 

21.04. Weltgebetstag für geistliche Berufe, Kollekte für die 
Priesterausbildung 
Buchungsnummer: 60007  
 

19.05. RENOVABIS - Kollekte für kirchliche Aufgaben in Mittel- und 
Osteuropa 
Buchungsnummer: 60008 
 

26.05. Kollekte für den Katholikentag 
Buchungsnummer 60023 
 

16.06. Kollekte für die Aufgaben der Caritas  
(75% sind abzuliefern, 25% verbleiben der Pfarrei) 
Buchungsnummer: 60009  
 

30.06. Kollekte für die Aufgaben des Heiligen Vaters 
Buchungsnummer: 60010  
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14.07. Kollekte für kirchliches Bauen 
Buchungsnummer: 60011  
 

08.09. Welttag der Kommunikationsmittel, Kollekte für die kirchliche 
Öffentlichkeitsarbeit 
Buchungsnummer: 60012  
 

22.09. Caritas-Sonntag, Kollekte für die Aufgaben der Caritas  
(75% sind abzuliefern, 25% verbleiben der Pfarrei) 
Buchungsnummer: 60013  
 

06.10. Kollekte für kirchliche Jugendarbeit 
Buchungsnummer: 60014  
 

27.10. Sonntag der Weltmission, Kollekte für die Mission 
Buchungsnummer: 60015  
 

02.11. Allerseelen, Kollekte für die Priesterausbildung in den 
Diasporagebieten Osteuropas 
Buchungsnummer: 60016  

 

17.11. Diasporaopfertag, Kollekte für die Arbeit des Bonifatiuswerkes 
Buchungsnummer: 60017  
 

01.12. Kollekte für die Aufgaben der Caritas  
(75% sind abzuliefern, 25 % verbleiben der Pfarrei) 
Buchungsnummer: 60018  
 

24./25.12. ADVENIAT-Kollekte für die Kirche in Lateinamerika  
Buchungsnummer: 60019  

 

Außerhalb des vorstehenden Terminplanes sind folgende Kollekten der 
Kinder zu halten: 

1. Opfer der Kommunionkinder bei der Messfeier am Erstkommuniontag 
zur Förderung der Kinder- und Jugendarbeit in der Diaspora  
Buchungsnummer: 60021  

 

2. Opfer der Firmlinge bei der Spendung der Firmung zur Förderung der 
Kinder- und Jugendarbeit in der Diaspora  
Buchungsnummer: 60022  
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3. Sonderkollekte zum Weltmissionstag der Kinder zwischen dem 
27. Dezember 2024 und 6. Januar 2025  
Buchungsnummer: 60020  

 

Für das Einsammeln und das Abliefern der Kollekten gilt folgendes: 

1. Die Kollekten sind vorher anzukündigen, zu erläutern und an den 
festgesetzten Terminen zu halten.  

Sie sind in jeder Kirche und Kapelle, in der öffentlicher und 
halböffentlicher Gottesdienst stattfindet, in allen Gottesdiensten zu 
halten. 

2. Da die Kollekten von den verschiedenen Hilfswerken für ihre Arbeit 
dringend benötigt werden, ist der Ertrag der Kollekten - sofern im 
Kollektenplan nicht anders angegeben - ungekürzt und zwingend 
innerhalb einer Frist von 14 Tagen auf das Konto des Bischöflichen 
Ordinariats bei der LIGA Bank eG,  
IBAN DE89 7509 0300 0008 2830 01, BIC GENODEF1M05 zu 
überweisen. 

Zur Erleichterung der Übersicht über Einnahme und Weiterleitung der 
Kollekten ist diesem Amtsblatt für alle Pfarreien als Anlage das 
Formular „Kollekten Übersicht 2024“ beigefügt. 

3. Bei der Überweisung sind als Verwendungszweck die eindeutige 
Bezeichnung der Pfarrei, die Pfarrei-Identifikationsnummer K-0.., 
(nach Neugründung KN-…) und die Buchungsnummer der Kollekte 
anzugeben. Dies erleichtert die Zuordnung und Buchung der 
Kollekteneingänge. Wir bitten die Buchungsnummer korrekt 
anzugeben, da ansonsten falsche Zuordnungen erfolgen, die später 
kaum noch zu korrigieren sind.  

4. Jede Kollekte ist unter Angabe der Kollektennummer einzeln zu 
überweisen!  

5. Kann eine angeordnete Kollekte in einer Gemeinde aus 
gerechtfertigten Gründen an dem festgesetzten Tag nicht durchgeführt 
werden, so ist sie an dem nächsten kollektenfreien Sonntag 
nachzuholen. 

6. Werden angeordnete Kollekten nicht gehalten, ist die Finanzabteilung 
des Bischöflichen Ordinariats durch eine Fehlmeldung innerhalb von 
2 Wochen davon zu unterrichten. 

7. An den nicht genannten Sonn- und Feiertagen sind die Kollekten für 
örtliche Zwecke kirchlicher und caritativer Art bestimmt. 
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89.  Kollekte zu Allerseelen am 2. November 2023 
 
Die Kollekte in den Allerseelen-Gottesdiensten dient der Unterstützung der 
Priesterausbildung (Diözesan- und Ordenspriester) in Mittel-, Ost-, 
Südeuropa. Für den Wiederaufbau und Stärkung der Kirche in den 
betroffenen Ländern ist die Priesterausbildung auch 30 Jahre nach dem 
Ende des Kommunismus weiterhin sehr wichtig. 

Die Kollekte wird über die Diözesen an Renovabis weitergeleitet.  

 

Nähere Auskünfte zur Solidaritätsaktion Renovabis: 

Kardinal-Döpfner-Haus, Domberg 38/40, 85354 Freising 
Telefon: 08161 5309-53 oder -49; Fax: 08161 5309-44 
E-Mail: info@renovabis.de 
Internet: www.renovabis.de 

 

90. Wahl der Ortskirchenräte in den Pfarreien 2024  
 
Ankündigung: 

Der Zeitpunkt der Wahl der neuen Ortskirchenräte in den Pfarreien im 
Bistum Dresden-Meißen wurde vom Ortsordinarius festgelegt: 

Dafür stehen alternativ die Termine an den Wochenenden entweder am  
9./10. November 2024 oder am 16./17. November 2024 zur Auswahl. Die 
Pfarreien sollen einen der vorgeschlagenen Termine festlegen.  

Die Rückmeldung über den ausgewählten Termin für die Wahl soll bis 
spätestens zum 26. Januar 2024 an Herrn Steffen Hollmann, verantwortlich 
für Gremien und pastorale Kirchenentwicklung im Bischöflichen Ordinariat, 
erfolgen. Eine Mitteilung per Telefon oder E-Mail ist ausreichend. 

Kontakt: 

Telefon:  0351 31563-314 
E-Mail:  steffen.hollmann@bddmei.de 
 

91. Termine zur Erwachsenenfirmung 
 
Ab dem Jahr 2024 gibt es keinen festen Termine mehr (bisher 
Pfingstmontag) für eine Erwachsenenfirmung in der Kathedrale. Die Zahlen 
sind in den letzten Jahren soweit zurückgegangen, dass es adäquaterer 
Formen bedarf. Für Erwachsene, die durch den Bischof (getauft und) gefirmt 

http://www.renovabis.de/
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werden wollen, werden individuelle Lösungen gesucht, z. B. mit der 
Firmgruppe vor Ort bzw. in der Region, in der Osternachtfeier der Kathedrale 
oder der regulären Firmung in der Kathedrale. Die Verantwortlichen für die 
Firmvorbereitung melden sich dazu bitte im Bischöflichen Sekretariat. 

 

 

92. Ordnung zur Veröffentlichung von Jubiläen im Bistum 
Dresden-Meißen – Hinweis 

 
Die gültige Ordnung zur Veröffentlichung von Jubiläen im Bistum Dresden-
Meißen wurde im Kirchlichen Amtsblatt KA 46/2016 veröffentlicht. 

Bei Alters- und Ehejubiläen, Sakramentenspendung, Geburten, 
Sterbefällen, Ordens- und Priesterjubiläen können Namen der Betroffenen 
und ggf. deren Wohnort (nicht die Straße) sowie der Tag und die Art des 
Ereignisses in den Publikationsorganen der Pfarreien (Pfarrnachrichten) 
sowie in den kircheneigenen Printmedien veröffentlicht werden, wenn die 
Betroffenen der Veröffentlichung nicht schriftlich oder in sonstiger geeigneter 
Form bei der zuständigen Pfarrei widersprochen haben.  

 

93.  Bauvorhaben 2025 
 
Alle genehmigungspflichtigen Baumaßnahmen (§ 5 i. V. mit § 8 der gültigen 
Bauordnung), die im Jahr 2025 begonnen werden sollen, sind spätestens 
bis zum 15. Februar 2024 in Form einer Bedarfsanzeige anzumelden. Dieser 
Bedarfsanzeige ist insbesondere das Standort- und Liegenschaftskonzept 
der jeweiligen Pfarrei beizufügen. Die Bauordnung sowie die 
entsprechenden Formulare (Bauordnung Anlagen 1−5) sind für die dem IT-
Verbund zugehörigen Pfarreien im Ordner ‘H:\Informationen des 
Bistums\Musterverträge Bau‘ abgelegt. 

Sofern das Vorhaben genehmigungsfähig ist, erhalten die Pfarreien durch 
das Bischöfliche Ordinariat bis spätestens 30. April 2024 die Planungs-
genehmigung. Der Bauantrag ist bis spätestens 31. Juli 2024 vollständig, 
d. h. einschl. der erforderlichen Anlagen (§ 8 Abs. 4 Bauordnung), 
einzureichen. Sofern Fördermittel der öffentlichen Hand zur Finanzierung 
genutzt werden sollen, sind ggf. frühere Stichtage zu beachten.  

Die Entscheidung zu den Bauanträgen soll bis spätestens 30. November 
2024 fallen. 
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94. Nachruf für Bernhard Rachwalski 
 
Gott, der Herr über Leben und Tod,  
hat den Priester des Bistums Dresden-Meißen 
 

Prälat Bernhard Rachwalski 

im Alter von 89 Jahren in sein himmlisches Reich gerufen. 
 
Bernhard Rachwalski wurde am 23. Dezember 1933 in Breslau geboren, wo 
er den größeren Teil seiner Kindheit verbrachte. Nach der Vertreibung 1945 
fand die Familie eine neue Heimat zunächst in Stadtroda. Hier besuchte er 
die Schule und legte 1952 das Abitur ab. Nach dem Theologiestudium im 
Priesterseminar Erfurt und dem Pastoralseminar in Neuzelle wurde er am 
20. Dezember 1958 in Bautzen von Bischof Otto Spülbeck zum Priester 
geweiht. 

Nach der Weihe war er als Kaplan zunächst fünf Jahre in Annaberg tätig und 
von 1963 bis 1967 in Leipzig-Reudnitz. Danach wurde er Domvikar und zum 
Ordinariatsassessor in Bautzen berufen. Von 1968 bis 1971 übernahm er 
die Pfarrvikarie St. Clara in Bautzen. Von 1971 bis 1972 wirkte er als 
Diözesanerwachsenenseelsorger, bevor er 1972 die Pfarrei Leipzig-
Reudnitz übernahm, die er pastoral aus dem Geist des II. Vatikanischen 
Konzils nachhaltig prägte. 1980 wurden ihm zusätzlich die Seelsorge an 
Strafgefangenen in mehreren Strafvollzugsanstalten übertragen und 1991 
die Polizeiseelsorge im Regierungsbezirk Leipzig. 1994 wurde er Direktor 
der Katholischen Akademie Dresden und 1995 Ordinariatsrat. In diesen 
Jahren übernahm er zugleich seelsorgliche Dienste in Königsbrück. Von 
1995 bis 1997 leitete er das Katholische Büro Sachsen. 1997 übernahm er 
als Domkapitular die Leitung der Abteilung Personal des Bischöflichen 
Ordinariates. Von 2001 an und über seinen Ruhestand 2008 hinaus wirkte 
er bis 2012 als Pfarrer beziehungsweise Pfarradministrator in Leipzig-
Wiederitzsch. Zuletzt verbrachte er seinen Ruhestand im Malteser-Stift 
St. Hedwig in Bautzen, wo er verstarb. 

Die Liste der Dienste und Ämter, in denen Bernhard Rachwalski als Kaplan, 
Pfarrer, Päpstlicher Ehrenprälat und Domkapitular im Bistum war, ist lang. 
Er hat im Bistum viele Spuren hinterlassen, vor allem in Leipzig. Dabei waren 
ihm Repräsentanz oder höhere Ämter nicht wichtig. Wenn es ging, lehnte er 
sie ab. Seine Stärke war der vom christlichen Glauben motivierte lebendige 
Diskurs in den Fragen der Zeit, in den er mit vielen Menschen eintrat oder 
sie dazu einlud. Viele Gläubige und Priester schätzten es, dass er sich Zeit 
für sie nahm und ihnen zuhörte, wenn sie mit ihren Sorgen und Nöten zu ihm 
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kamen. Als Exerzitienbegleiter war er sehr geschätzt und hat auch auf diese 
Weise viele auf ihrem je eigenen Lebens- und Glaubensweg bestärkt. 

Wir danken Bernhard Rachwalski für seinen segensreichen und treuen 
Dienst. Seine Aufmerksamkeit galt bis zum Ende seines Lebens den ihm 
anvertrauten Menschen und den Mitbrüdern, nicht zuletzt aus Polen und 
Litauen, die er förderte und zu denen er regelmäßig und bis zuletzt Kontakt 
hielt. Wir wissen ihn nun geborgen in Jesus Christus, dem guten Hirten, der 
gekommen ist, damit wir das Leben haben und es in Fülle haben. R. i. p. 

 

Das Requiem für Bernhard Rachwalski feiern wir am Donnerstag,  
28. September 2023, um 9.00 Uhr im Dom zu Bautzen. Im Anschluss daran 
erfolgt die Beisetzung auf dem Nikolaifriedhof in Bautzen. 

Dresden, 22. September 2023 

 

+ Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 

 

95. Nachruf für Eberhard Prause 
 
Gott, der Herr über Leben und Tod,  
hat den Priester des Bistums Dresden-Meißen  
 

Monsignore Eberhard Prause 

im Alter von 85 Jahren in sein himmlisches Reich gerufen.  

 

Eberhard Prause wurde am 14. Juli 1938 in Leobschütz in Schlesien 
geboren. Nach der Vertreibung fand die Familie 1946 eine neue Heimat in 
Freital. Hier besuchte er die Schule und legte 1957 sein Abitur ab. Nach dem 
Theologiestudium am Priesterseminar in Erfurt und der Ausbildung im 
Pastoralseminar in Neuzelle empfing er am 19. Dezember 1964 in Dresden 
die Priesterweihe. Als Kaplan wirkte er anschließend in Riesa und Dresden-
Neustadt, 1968 in Naundorf, 1970 in der damaligen Propstei Dresden, 1971 
in St. Hubertus Dresden-Weißer Hirsch sowie ab 1972 als Pfarrvikar in 
Dresden-Pillnitz. Von 1968 bis 1984 gehörte er dem Oratorium Dresden an.  

Als Studentenpfarrer erwarb sich Monsignore Prause ab 1976 in Dresden 
und ab 1986 in Leipzig in der Arbeit mit angehenden Akademikern 
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besonderes Ansehen und prägte zahlreiche junge Menschen. Als Insel im 
sozialistischen Ozean gab der Studentenseelsorger vielen jungen Christen 
Orientierung. Nach Einschätzung des Landesbeauftragten der Konrad-
Adenauer-Stiftung, Dr. Joachim Klose, der ihn selbst in dieser Zeit erlebte, 
seien aus keiner Dresdner Studentengeneration seit 1925 so viele in der 
Öffentlichkeit Tätige hervorgegangen wie unter Monsignore Prause. Dieser 
habe die Studenten dazu ermutigt, sich nicht in der gesellschaftlichen Nische 
zu verstecken, sondern Verantwortung zu übernehmen. Mit Blick auf die 
Wortgewandtheit Prauses bezeichnete Klose ihn als „Akrobat des Wortes“ 
und „Wortkünstler“, der unter dem DDR-Regime „die Mächtigen 
herausgefordert“ habe. Den Vermerk „unverbesserlicher Gegner des 
Sozialismus“, der sich in Eberhard Prauses Stasiakte fand, konnte dieser in 
den Jahren nach der deutschen Wiedervereinigung daher neben seinem 
kirchlichen Ehrentitel Monsignore als weitere Auszeichnung empfinden. Die 
Friedliche Revolution, den Mauerfall 1989 und die Wiedervereinigung 
Deutschlands betrachtete Eberhard Prause als die große Wende in der 
Gesellschaft und in seinem Leben, die er mit dem Psalm 126 stets dankbar 
thematisierte.  

Ab 1987 leitete Eberhard Prause als Pfarrer die Pfarrei Herz-Jesu in 
Dresden-Johannstadt. Von 1990 an wurde er zunächst zusätzlich 
Rundfunkbeauftragter des Bistums. Mit Gründung des MDR ab 1991 fand er 
als Senderbeauftragter am Mitteldeutschen Rundfunk und Beauftragter für 
privaten Rundfunk im Bereich des Bistums Dresden-Meißen zu seiner 
Lebensaufgabe, die er bis zu seinem Ruhestand 2012 mit großem 
Engagement wahrnahm.  

Verkündigungssendungen, die Übertragung von Gottesdiensten, aber auch 
die Produktion von Filmen, Beiträgen und Büchern lagen ihm ebenso am 
Herzen wie sein Engagement für die Etablierung des Kindersenders KiKa in 
Erfurt. Er verstand es, die Medien Rundfunk und Fernsehen erfolgreich für 
die Verkündigung zu nutzen. Als Highlights seiner Arbeit als 
Senderbeauftragter empfand Monsignore Prause wiederholte Reisen mit 
dem Rundfunkorchester des MDR zu Auftritten in den Vatikan. Den Segen 
„Urbi et orbi“ am Ostersonntag kommentierte er zwei Mal für den MDR mit.    

Seine mit sonorer Stimme vorgetragenen „Worte zum Tag“ bezeichnete der 
frühere MDR-Hörfunkdirektor Johann Michael Möller bei der 
Verabschiedung des Senderbeauftragten in den Ruhestand als „Kleinode“. 
Die charmante, intellektuelle und humorvolle Seite Prauses, der stets als 
Respektsperson im eleganten Anzug in Erscheinung trat – seine 
Einschätzungen und Anliegen mitunter aber auch mit überraschender 
Vehemenz vorzutragen wusste – prägte das Bild des katholischen 
Geistlichen bei vielen Medienschaffenden. Susanne Sturm, Leiterin der 
MDR-Kirchenredaktion, erinnerte sich seinerzeit an die Genauigkeit 
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Prauses, die sie als „engagierten Kampf für niveauvolle Sendungen“ 
würdigte.  

Weggefährten schätzten vor allem die Bildung und Weltgewandtheit des 
profilierten Theologen. Eberhard Prause liebte Museumsbesuche, 
begeisterte sich für die Graphiken des Malers Paul Klee, beschäftigte sich 
intensiv mit dem Philosophen Friedrich Nietzsche oder dem Lebenswerk 
Edith Steins.  

Seinen Lebensabend verbrachte er ab 2012 in Dresden und zuletzt im 
Altenpflegeheim St. Benno in Meißen, wo er am 29. September 2023 
verstarb.  

Ich danke Eberhard Prause für seine qualifizierten und treuen Dienste und 
sein priesterliches Lebenszeugnis, die das Bistum Dresden-Meißen 
wesentlich mitprägten, und empfehle ihn dem fürbittenden Gebet der 
Gläubigen. R. i. p.  

 

Das Requiem für Eberhard Prause feiern wir am Freitag, 13. Oktober 2023, 
um 10.00 Uhr in der Kathedrale Dresden. Im Anschluss daran erfolgt die 
Beisetzung auf dem Alten Katholische Friedhof in Dresden in der 
Friedrichstraße 54.  

Dresden, 4. Oktober 2023  

 

+ Heinrich Timmerevers  
Bischof von Dresden-Meißen   
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96. Nachruf für Peter Dluhosch 

Gott, der Herr über Leben und Tod, hat  
den Priester des Bistums Dresden-Meißen 
 

Peter Dluhosch 

im Alter von 82 Jahren in sein ewiges Reich gerufen. 

 

Peter Dluhosch wurde am 9. Dezember 1940 in Leipzig geboren. Nach dem 
Besuch der Schule in Leipzig ging er ans bischöfliche Vorseminar nach 
Schöneiche, wo er das Abitur ablegte. In den Jahren von 1959 bis 1963 
studierte er in Erfurt Theologie und Philosophie. Danach wechselte er in das 
Pastoralseminar Neuzelle, wo er 1964 die Diakonweihe empfing. Am 26. 
Juni 1965 wurde er zusammen mit fünf weiteren Mitbrüdern durch Bischof 
Otto Spülbeck zum Priester geweiht. Es folgten Kaplansjahre in Greiz (1965-
1968) und Kamenz (1968-1974). 1974 wurde er Pfarrer der Pfarrei Geising-
Zinnwald und gleichzeitig Jugendseelsorger des Dekanates Pirna. Von 1980 
bis 1985 war Peter Dluhosch Pfarrer in Freital. 1985 übernahm er die Pfarrei 
Zittau zusammen mit der Aufgabe des Studentenseelsorgers. Von 1992 bis 
1999 war er zugleich Dekan des Dekanates Zittau. In den Jahren 1999 bis 
2011 wirkte er als Pfarrer in der Gemeinde in Radebeul. 

An all seinen Pfarrstellen meisterte er mit den Gemeinden vor Ort die 
Herausforderungen baulicher Veränderungen, notwendiger Sanierungen, 
bis hin zum Kirchenneubau in Radebeul. Für das Bistum engagierte er sich 
überpfarrlich lange Zeit im Aufsichtsrat der LIGA-Bank und im 
Diözesanvermögensverwaltungsrat. 

Seinen Primizspruch verwirklichte Pfarrer Peter Dluhosch in seiner 
pastoralen Arbeit vor allem indem er sich stets für die aktuellen Themen der 
Seelsorge interessierte, indem er mit den ihm Anvertrauten lebendige Kirche 
baute und bei seinen mehrmaligen Reisen ins Heilige Land geistlicher 
Wegbegleiter war. Den Mitreisenden ermöglichte er auf diese Weise, der 
Botschaft des Evangeliums durch die eigenen Erlebnisse intensiver 
näherzukommen. Seine innerste Herzensfreude und tiefstes Anliegen war 
es, mit den Mitgliedern seiner Gemeinden Gottesdienst zu feiern und mit 
ihnen durch den Alltag gemeinsam unterwegs zu sein, um somit den 
Glauben auch heute lebendig zu halten. 

Mit Beginn seines Ruhestandes 2011 übernahm er Aushilfsdienste in der 
Pfarrer St. Martin Dresden. Seit 2019 wohnte er im Elisabethhaus des  
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St. Joseph-Stiftes in Dresden. Von den Ordensschwestern liebevoll umsorgt, 
trat er hier nach mehrwöchigem Krankenhausaufenthalt ganz bewusst seine 
Reise ins himmlischen Jerusalem an. 

Als Bistum dürfen wir unserem Mitbruder für seine hingebungsvolle 
Seelsorge dankbar sein und Gott, dass er ihn berufen hat. 

Das Requiem feiern wir am Dienstag, 26. September 2023, um 10.00 Uhr in 
der Garnisonskirche St. Martin, Stauffenbergallee 9, in Dresden. Die 
Beisetzung erfolgt nach dem Requiem auf dem Neuen Katholischen 
Friedhof, Bremer Straße 20, in Dresden.  

Von Kranzspenden bitten wir auf Wunsch des Verstorbenen abzusehen. 
Etwaige Geldspenden werden erbeten auf das Spendenkonto der 
"Kinderhilfe Bethlehem" im deutschen Caritasverband e.V.  
IBAN: DE22 6602 0500 0303 0303 03. Stichwort: Peter Dluhosch. 

Dresden, 19. September 2023 

 

+ Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 

 

97. Personalia 
 
A r o c k i a m  SVD, Edwin Raj, P 
Mit Wirkung zum 1. Juli 2023 befristet bis zum 31. Dezember 2023 mit 
priesterlichen Diensten in der Pfarrei Selige Märtyrer vom Münchner Platz in 
Dresden beauftragt. 

H e n t s c h e l , Anna, GRf 
Mit Wirkung zum 1. Juli 2023 als Gemeindeassistentin in der Pfarrei 
St. Elisabeth in Gera entpflichtet und zum gleichen Termin als 
Gemeindereferentin in der Pfarrei St. Elisabeth in Gera beauftragt. 

K o c h a l s k i , Martin, Pf 
Mit Wirkung vom 1. Oktober 2023 als Pfarrer der Pfarrei Herz Jesu in Plauen 
ernannt unter Beibehaltung der Beauftragungen als Verantwortlicher für die 
Berufungspastoral, Diözesandirektor des Päpstlichen Werkes für geistliche 
Berufe und als Diözesandirektor Gebetsapostolat. 

R a k u s  SVD, Slawomir, P 
Mit Wirkung zum 31. August 2023 von allen priesterlichen Diensten und allen 
Beauftragungen im Bistum Dresden-Meißen entpflichtet und vom Orden 
abberufen. 
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W a n g q i  L i , Johannes, K 
Mit Wirkung zum 30. Juni 2023 von allen priesterlichen Diensten und allen 
Beauftragungen im Bistum Dresden-Meißen entpflichtet und vom Orden 
abberufen. 

Z a u e r , Marine, GRf 
Mit Wirkung zum 1. Juli 2023 als Gemeindeassistentin in der Pfarrei 
St. Benno in Meißen entpflichtet und zum gleichen Termin als 
Gemeindereferentin in der Pfarrei St. Benno in Meißen beauftragt. 
 
 
 
 
Verstorben 
 
D l u h o s c h , Peter, Pf i R 
am 16. September 2023 im Alter von 82 Jahren 

P r a u s e , Eberhard, Msgr 
am 29. September 2023 im Alter von 85 Jahren 

R a c h w a l s k i , Bernhard, Ehrenprälat, Domkapitular em. 
am 19. September 2023 im Alter von 89 Jahren 

W i e g a n d  OP, Pater Hubert  
am 21. September 2023 im Alter von 89 Jahren 
 
 
Adressänderung 
 
H a n s e l , Gregor, tit. Pf 
Kleiststraße 7 
07546 Gera 
E-Mail: gregorhansel@gmx.net 
Mobil: 0172 3736476 
 
H o f f m a n n , Marcus, tit. Pf 
Prinz-Eugen-Straße 21 
04277 Leipzig 
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gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 
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98. Aufruf der deutschen Bischöfe zur Aktion Adveniat 2023 
 

Liebe Schwestern und Brüder, 
 
jeder sechste Mensch weltweit, der vor Armut, Gewalt und 
Hoffnungslosigkeit flieht, stammt aus Lateinamerika oder der Karibik. 
Während viele staatliche Einrichtungen oft tatenlos zuschauen, ist es die 
Kirche vor Ort, die sich für ein menschenwürdiges Leben der Flüchtlinge 
einsetzt. Unser Lateinamerika-Hilfswerk Adveniat unterstützt sie seit 
Jahrzehnten dabei. Dazu passend steht die diesjährige Weihnachtsaktion 
von Adveniat unter dem Motto „Flucht trennt. Hilfe verbindet“. 
An Beispielen aus Kolumbien, Panama und Guatemala zeigt Adveniat, wie 
sich Gemeindemitglieder, Ordensleute und Priester mit großem Einsatz um 
die Flüchtenden kümmern: sei es mit Gemeinschaftsküchen, mit der 
Unterkunft in sicheren Flüchtlingsherbergen, mit medizinischer Versorgung, 
mit juristischem, psychologischem oder seelsorglichem Beistand. Damit gibt 
die Kirche in Lateinamerika und der Karibik denjenigen neue Hoffnung, die 
viel zu oft auch um ihr Leben fürchten müssen. 
Angesichts der gestiegenen Flüchtlingszahlen in Lateinamerika und der 
prekären Lage der Flüchtenden sind die kirchlichen Unterstützungsangebote 
wichtiger denn je. Deshalb bitten wir Sie um Ihre solidarische und 
großzügige Spende bei der Weihnachtskollekte, die den Projekten von 
Adveniat zugutekommt. Zeigen Sie sich den armen Menschen in 
Lateinamerika und der Karibik verbunden, auch durch Ihr Gebet! 
 
Wiesbaden, den 28. September 2023  
 
Für das Bistum Dresden-Meißen 
 
 
gez. + Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 
Dieser Aufruf soll am 3. Adventssonntag, dem 17. Dezember 2023, in allen 
Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen und den Gemeinden zudem 
in geeigneter anderer Weise zur Kenntnis gebracht werden. Die Kollekte, die 
am Heiligabend und am 1. Weihnachtstag (24./25. Dezember) in allen 
Gottesdiensten, auch in den Kinderkrippenfeiern, gehalten wird, ist 
ausschließlich für den Bischöfliche Aktion Adveniat e. V. bestimmt. 
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99. Hinweise zur Adveniat-Weihnachtsaktion 2023 
 
Die Adveniat-Weihnachtsaktion 2023 steht unter dem Motto „Flucht trennt. 
Hilfe verbindet“ und stellt Adveniat-Projektpartner/innen vor, die jenen zur 
Seite stehen, deren Leben in der Heimat durch Armut, Gewalt und 
Hoffnungslosigkeit bedroht ist und die davor fliehend auf der Suche nach 
einem menschenwürdigen Leben sind. 

Für die Adveniat-Weihnachtsaktion 2023 wurden vielfältige Materialien 
entwickelt. Sie führen in die Thematik ein und werden in Pfarreien und 
Gemeinden zur Vorbereitung von Gottesdiensten und Krippenfeiern, der 
Weihnachtskollekte und der Öffentlichkeitsarbeit angeboten. Adveniat bittet 
darum, die Spendentüten für die Weihnachtskollekte nicht nur in den Kirchen 
auszulegen, sondern zu den Menschen zu bringen, z. B. durch eine 
Verteilung mit dem Pfarrbrief oder durch die Auslage in kirchlichen 
Einrichtungen. Materialbestellungen können jederzeit online unter 
www.adveniat.de/weihnachtsaktion, per Telefon, Fax oder E-Mail 
aufgegeben werden. 

Die Adveniat-Weihnachtsaktion wird am 1. Adventssonntag (3. Dezember 
2023) im Bistum Erfurt mit Beteiligung von Gästen aus Kolumbien und 
Guatemala eröffnet. Für den 1. Adventssonntag bietet es sich an, in den 
Gemeinden die Adveniat-Plakate auszuhängen und das Adveniat-Magazin 
zur Weihnachtsaktion auszulegen. Für den Pfarrbrief, die Homepage und die 
Präsenz in den sozialen Netzwerken bietet Adveniat im Internet zahlreiche 
Gestaltungshilfen unter www.adveniat.de/gestaltungshilfen an. Die Pfarreien 
und Gemeinden werden gebeten, die Gläubigen auf die verschiedenen 
Möglichkeiten der Beteiligung an der Kollekte hinzuweisen, etwa auch auf 
die Möglichkeit der Online-Spenden oder durch die Verteilung der 
Spendentüten. 

Am 3. Adventssonntag, dem 17. Dezember 2023, sollen in allen 
Gottesdiensten, einschließlich der Vorabendmessen, der Aufruf der 
deutschen Bischöfe verlesen und die Spendentüten für die Adveniat-
Kollekte in den Kirchen verteilt werden. Die Gläubigen werden gebeten, ihre 
Gabe am Heiligabend bzw. am 1. Weihnachtsfeiertag mit in den 
Gottesdienst zu bringen oder im Pfarrhaus abzugeben. Sie können ihre 
Spende auch auf das Kollektenkonto ihrer (Erz-)Diözese überweisen. Auf 
Zuwendungsbestätigungen für Spenden an Adveniat ist der Hinweis 
„Weiterleitung an den Bischöflichen Aktion Adveniat e. V.“ zu vermerken. 

An Heiligabend bietet es sich an, in den Krippenfeiern und Gottesdiensten 
die Anregungen zur Gestaltung der Feiern zu nutzen. So kann z. B. der 
Adveniat-Krippenaufsteller verteilt werden, eine Weihnachtsgeschichte aus 
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den Materialien vorgestellt oder ein Krippenspiel präsentiert werden. Alle 
Anregungen und Bestellmöglichkeiten finden sich unter 
www.adveniat.de/engagieren/advent-erleben. 

In allen Gottesdiensten an Heiligabend, auch in den Kinder-Krippenfeiern, 
sowie in den Gottesdiensten am 1. Weihnachtsfeiertag ist die Adveniat-
Kollekte anzukündigen und durchzuführen. Zur Ankündigung der Kollekte 
eignet sich ein Zitat aus dem Adveniat-Aufruf der deutschen Bischöfe oder 
die Übernahme der Vorlage zum Kollektenaufruf, die an die Pfarrer bzw. 
Pfarreien versendet wird. Bitte weisen sie auch in den Pfarrbriefen auf die 
Wichtigkeit der Kollekte hin und verweisen Sie auf die Möglichkeit der 
Online-Spende unter www.adveniat.de/spenden. 

Der Ertrag der Kollekte ist von den Pfarreien bzw. Gemeinden mit dem 
Vermerk „Adveniat 2023“ vollständig bis spätestens zum 8. Januar 2024 auf 
das Konto des Bistums Dresden-Meißen, IBAN DE89 7509 0300 0008 2830 
01 zu überweisen. Wir bitten um Einhaltung dieses Termins, da Adveniat 
gegenüber den Spenderinnen und Spendern zu einer zeitnahen 
Verwendung der Gelder verpflichtet ist. Die Kirchengemeinden sind 
verpflichtet, die bei allen Kollekten an Heiligabend und am 
1. Weihnachtsfeiertag eingenommenen Mittel vollständig an die Diözese 
abzuführen. 

Sobald das Ergebnis der Kollekte vorliegt, sollte es den 
Gemeindemitgliedern mit einem herzlichen Wort des Dankes bekannt 
gegeben werden. Adveniat bietet entsprechende Vorlagen für den Pfarrbrief 
unter www.adveniat.de/gestaltungshilfen sowie Dankkarten für den Versand 
von Spendenbescheinigungen unter www.adveniat.de/bestellungen an. 

Gemeinden, die ihre Weihnachtsgottesdienste im Internet streamen, bietet 
Adveniat Einspieler und Informationsfolien an, die z. B. unmittelbar vor dem 
Gottesdienst eingespielt werden können. Sie können heruntergeladen 
werden auf der Seite www.adveniat.de/weihnachtsaktion. 

 

Weitere Informationen und Materialien zur Adveniat-Weihnachtsaktion 2023 
erhalten Sie bei: Bischöfliche Aktion Adveniat e. V., Gildehofstraße 2, 45127 
Essen, Tel.: 0201 1756-295, Fax: 0201 1756-111 oder im Internet unter 
www.adveniat.de/weihnachtsaktion. 
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100. Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteilnehmer am 
12. November 2023 

 
Gemäß den Beschlüssen der Deutschen Bischofskonferenz werden die 
Gottesdienstteilnehmer zwei Mal im Jahr gezählt. Die zweite Zählung findet 
am zweiten Sonntag im November (12. November 2023) statt. 

Zu zählen sind alle Personen, die an den sonntäglichen Hl. Messen (einschl. 
Vorabendmesse) teilnehmen. Mitzuzählen sind auch die Besucher der Wort- 
oder Kommuniongottesdienste, die anstelle einer Eucharistiefeier gehalten 
werden. Zu den Gottesdiensteilnehmern zählen auch die Angehörigen 
anderer Pfarreien (z.B. Wallfahrer, Seminarteilnehmer, Touristen und 
Besuchsreisende). 

Die Erfassung erfolgt pro Gottesdienststation in der zuständigen 
Pfarrei. Um Ihnen die Arbeit bei der Erfassung zu erleichtern, werden 
Zusatzerhebungsbögen für die kirchliche Statistik bereits zum 
Zählsonntag in E-Mip freigeschaltet (zu finden unter Erhebungsbogen, 
Bearbeitung abgeschlossen). Dort können die Gottesdienstorte einzeln 
erfasst und die Anzahl der Gottesdienste sowie die Anzahl der 
Besucher eingetragen werden. Die Übertragung in den 
Erhebungsbogen am Jahresende erfolgt dann automatisch. 

Bei der Einrichtung der Gottesdienststationen in E-Mip und weiteren Fragen 
zur Erfassung der Gottesdienstbesucher ist Ihnen die kirchliche Meldestelle 
gern behilflich (Tel.: 0351 31563-203, E-Mail: meldewesen@bddmei.de). 

 
 

101. Verfügbarkeit der Finanzbuchhaltung über den 
Jahreswechsel 

 
Für das Bischöfliche Ordinariat wurde vom 27. Dezember 2023 bis 1. Januar 
2024 eine Betriebsruhe angeordnet. Die Finanzbuchhaltung ist bis zum 22. 
Dezember 2023 erreichbar. Nach diesem Datum eingehender Schriftverkehr 
wie auch E-Mails können erst ab dem 2. Januar 2024 gelesen und bearbeitet 
werden. 

Wir bitten Sie, alle das Jahr 2023 betreffenden Belege rechtzeitig per 
SmartTransfer freizugeben, damit diese spätestens am 15. Dezember 2023 
vorliegen. 
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Wir bitten um Verständnis, dass für Rechnungen und Belege, die nach dem 
15. Dezember 2023 freigegeben wurden, keine Zahlung im Jahr 2023 
gewährleistet werden kann.  

Bitte beachten Sie, dass bis zum 15. Februar 2024 eingehende 
Rechnungen, die das Jahr 2023 betreffen, auch noch in das Geschäftsjahr 
2023 gebucht werden. Dies ist unabhängig von einer im neuen Jahr 
ausgeführten Zahlung. Nach dem 15. Februar 2024 eingehende 
Rechnungen, die das Jahr 2023 betreffen, werden nicht mehr dem 
Geschäftsjahr 2023 zugeordnet, sondern belasten dann das Budget 2024. 

Sofern ein Barvorschuss ausgereicht wurde, bitten wir die Abrechnung incl. 
aller Belege bis zum 12. Dezember 2023 einzureichen. 

Wir erledigen die Finanzbuchhaltung in Ihrer Verantwortungssphäre. Im 
Sinne eines reibungslosen Ablaufs, bitten wir um Ihre aktive Mitarbeit und 
danken Ihnen für Ihre Unterstützung. 

Wichtig für Einrichtungen mit eigenem Bankkonto: 

Bitte tragen Sie dafür Sorge, dass das Bankkonto der Einrichtung über den 
Jahreswechsel eine ausreichende Kontodeckung aufweist.  

Für Rückfragen steht die Finanzabteilung gern zur Verfügung. 

Kontakt: 
 
Frau Hunger 
Tel.: 0351 31563-611 
E-Mail: buchhaltung@bddmei.de  
 
 

102. Personalia 
 
F r a n k , Dr. Daniel, DZ 
Mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 als Diakon mit Zivilberuf in der Pfarrei 
Selige Märtyrer vom Münchner Platz Dresden entpflichtet und zum gleichen 
Termin als Diakon im Hauptberuf in der Pfarrei St. Elisabeth Dresden 
beauftragt. Der Dienstsitz ist in Dresden-Striesen.  

Mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 als Ordinariatsrat und als Leiter des 
Katholischen Büros Sachsen im Bistum Dresden-Meißen entpflichtet.  
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H a c k e r  OP, Fr. Simon 
Mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 mit priesterlichen Diensten befristet für 
drei Jahre bis 30. September 2026 in der Propsteipfarrei St. Trinitatis in 
Leipzig beauftragt.  
 
H o f f m a n n , Marcus, tit. Pf 
Mit Wirkung zum 1. September 2023 mit priesterlichen Diensten in der 
Pfarrei St. Bonifatius in Leipzig-Süd beauftragt.  
 
K ö s t , Konrad, Pf 
Mit Wirkung zum 11. Oktober 2023 zum stellvertretenden Dekan des 
Dekanats Gera ernannt. 
 
K u h n i g k , Winfried, Pf 
Mit Wirkung zum 30. November 2023 als Pfarrer der Pfarrei Mariä Geburt 
Aue-Bad Schlema entpflichtet und zum gleichen Termin als Pfarrer der 
Pfarrei Selige Märtyrer vom Münchner Platz Dresden beauftragt.  
 
P s c h e i d a -Ü b e r r e i t e r , Dr. Daniela 
Mit Wirkung vom 1. Oktober 2023 zur Leiterin des Katholischen Büros 
Sachsen und zum gleichen Termin zur Ordinariatsrätin ernannt.  
 
W o l f , Bertram, Pf 
Mit Wirkung zum 11. Oktober 2023 als Dekan des Dekanats Gera bestätigt. 

 
 

 
gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 

 

 

 

33. Jahrgang, Nr. 15    Dresden, 5. Dezember 2023 

 

 

Inhalt 
 

103. Afrikatag 2024 ................................................................................. 336 

104. Weltmissionstag der Kinder ............................................................. 336 

105. Aufruf der deutschen Bischöfe zur Aktion Dreikönigssingen 2024 ... 337 

106. Durchführungshinweise zur Aktion Dreikönigssingen ...................... 338 

107. Erstkommunionaktion des Bonifatiuswerkes 2024 ........................... 340 

108. Firmaktion des Bonifatiuswerkes 2024 ............................................ 341 

109. Feier der Zulassung erwachsener Katechumenen zu den 
Sakramenten der Eingliederung ...................................................... 343 

110. Exerzitien 2024 im Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah ............. 344 

111. Arbeitsrechtliche Kommission (Caritas) – Beschluss ....................... 345 

 

  



336 
 
 

  

103. Afrikatag 2024  
 
„Damit sie das Leben haben“ – Aufruf zur Kollekte für Afrika (Afrikatag 2024) 
 
Am 1. Januar findet in unserer Diözese die Kollekte für Afrika statt. Die 
weltweite Kollekte ist traditionell mit dem Fest der „Erscheinung des Herrn“ 
verbunden. Mit der Wahl dieses Termins setzte die Kirche im 
19. Jahrhundert ein Zeichen in ihrem Einsatz gegen Sklaverei und 
Menschenhandel: Weil Gott in dem Kind in der Krippe Mensch wurde, gibt 
es für alle Menschen Hoffnung, auch für die in der Ferne. Das ist bis heute 
die Botschaft des Afrikatags: Veränderung ist möglich, wenn Gott und 
unsere Welt zusammenkommen. Unsere Solidarität kann etwas bewirken. 
Heute unterstützt die Kollekte die Eigenständigkeit der lokalen Kirche in 
Afrika. Mit den Einnahmen fördert missio besonders die Ausbildung von 
Novizinnen einheimischer Gemeinschaften – für eine Kirche an der Seite der 
Menschen.  
Wir danken Ihnen für Ihren Aufruf zur Kollekte am Afrikatag. 
 
Informationen und Kontakt 

Alle Pfarrämter erhalten Anfang Dezember von missio Materialien, die sie 
bei der Umsetzung der Afrikakollekte unterstützen: Aktionsplakat, 
Spendentüten zum Auslegen oder als Beilage für den Pfarrbrief, Bausteine 
zur Gottesdienstgestaltung mit Predigtvorschlag und weiterführenden 
Informationen. Gebetskarten können kostenfrei in der benötigten Anzahl bei 
missio bestellt werden. 
Gerne können Sie alle Materialien zum Afrikatag direkt bei missio bestellen:  
 
Tel.: 0241 7507-350, Fax: 0241 7507-336 oder bestellungen@missio-hilft.de  

Weitere Informationen und alle Materialien finden Sie auf 
www.missio-hilft.de/afrikatag 
 
 

104. Weltmissionstag der Kinder 
 
Kinder helfen Kindern: der „Weltmissionstag der Kinder 2023“ 
(„Krippenopfer“) 

Mit dem Weltmissionstag der Kinder, der weltweit begangen wird, lädt das 
Kindermissionswerk ,Die Sternsinger‘ Kinder in Deutschland ein, durch eine 
persönliche Gabe die Lebenssituation von Kindern auf anderen Kontinenten 
zu verbessern. Unter dem Motto „Kinder helfen Kindern“ wird aus vielen 
kleinen Gaben eine große Hilfe für Kinder weltweit. 
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Die Kollekte zum Weltmissionstag der Kinder wird gehalten an einem Tag 
zwischen Weihnachten und dem Hochfest Erscheinung des Herrn, den die 
Pfarrgemeinden bestimmen können (26. Dezember 2023 – 6. Januar 2024). 
Hierzu stellt das Kindermissionswerk einen Bastelbogen mit 
Spendenkästchen und Krippenlandschaft, ein Begleitheft für Kinder und 
Familien sowie ein Plakat bereit. Die aktuelle Beispielregion ist Amazonien. 
Eine katechetische Arbeitshilfe für Gemeinden, Schulen und Kitas wird 
online angeboten: www.sternsinger.de/wmt  

Wir bitten, die Kollekte zum Weltmissionstag der Kinder mit dem Hinweis auf 
das Kindermissionswerk ,Die Sternsinger‘ auf dem üblichen Weg an die 
Bistumskasse zu überweisen. Ebenso bitten wir, das „Krippenopfer“, das in 
vielen Gemeinden üblich ist, als solches zu vermerken. Hierbei ist auf den 
Unterschied zur Bischöflichen Aktion Adveniat zu achten. Auf die Aktion 
Dreikönigssingen (Sternsingeraktion), die hiervon ebenfalls zu 
unterscheiden ist, wird in besonderen Ankündigungen hingewiesen. 

Die Materialien zum Weltmissionstag der Kinder können kostenlos bezogen 
werden und sind auch im Internet abrufbar. 

Kindermissionswerk ,Die Sternsinger‘ e. V. 
Stephanstr. 35 
52064 Aachen 
 
Bestell-Telefon: 0241 4461-44 
shop.sternsinger.de 
bestellung@sternsinger.de 
www.sternsinger.de/wmt 
 
 

105. Aufruf der deutschen Bischöfe zur Aktion Dreikönigs-
singen 2024 

 
Liebe Kinder und Jugendliche, 
liebe Begleiterinnen und Begleiter in Gemeinden, Gruppen und Verbänden, 
liebe Schwestern und Brüder! 

Anfang Januar werden die Sternsinger wieder in ganz Deutschland 
unterwegs sein. Sie bringen den Menschen den Segen Gottes und sammeln 
Spenden für Kinder weltweit. Die Sternsingeraktion steht dieses Mal unter 
dem Motto „Gemeinsam für unsere Erde – in Amazonien und weltweit“. 

Damit machen die Sternsinger auf die häufig schwierigen 
Lebensbedingungen in der Amazonasregion aufmerksam. Denn in diesem 
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einzigartigen Ökosystem werden die natürlichen Ressourcen allzu oft 
rücksichtslos ausgebeutet. Durch die anhaltende Abholzung des 
Regenwaldes und die Folgen des Bergbaus wird auch die Lebensgrundlage 
der indigenen Bevölkerung zerstört. 

Die Sternsinger und ihre Projektpartner vor Ort helfen dabei, junge 
Menschen in Amazonien, ihre Kultur und ihre Umwelt zu schützen. 
Gemeinsam mit Gleichaltrigen setzen sie sich für das Recht auf eine 
gesunde Umwelt ein. 

Wir Bischöfe bitten Sie herzlich, die Sternsinger zu unterstützen, damit sie 
den Segen Gottes bringen und durch ihre Sammlung selbst zum Segen für 
Kinder in Amazonien und weltweit werden können. 

Wiesbaden, den 28. September 2023  

 

Für das Bistum Dresden-Meißen 

Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

106.  Durchführungshinweise zur Aktion Dreikönigssingen 
 
Die deutschen Bischöfe laden zur Teilnahme an der 66. Aktion Dreikönigs-
singen ein. Unter dem Motto „Gemeinsam für unsere Erde – in Amazonien 
und weltweit“ stehen die Bewahrung der Schöpfung und der respektvolle 
Umgang mit Mensch und Natur im Fokus der Sternsingeraktion 2024. Durch 
die Aktion werden auch die Sternsingerinnen und Sternsinger selbst 
ermutigt, sich gemeinsam mit Gleichaltrigen in aller Welt für ihr Recht auf 
eine gesunde Umwelt einzusetzen. 

Die Träger der Aktion Dreikönigssingen – das Kindermissionswerk „Die 
Sternsinger“ und der Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) – 
bieten Materialien zur inhaltlichen Vorbereitung auf die Aktion an. Die 
Gemeinden und Gruppen erhalten Ende September ein Infopaket. Die 
Materialien können auch beim Kindermissionswerk „Die Sternsinger“ bestellt 
werden: im Online-Shop unter shop.sternsinger.de, per Telefon unter 0241  
4461-44 oder per E-Mail an: bestellung@sternsinger.de. 

Für den Film zur Aktion ist Reporter Willi Weitzel nach Amazonien gereist. 
Im Dreiländereck Kolumbien, Brasilien und Peru hat er gemeinsam mit 
Kindern und Jugendlichen im Outdoor-Klassenzimmer gelernt, Bäume 
gepflanzt und für die Amazonas-Region typische Gerichte gekocht. Der Film 
zeigt auch, wie junge Menschen in Amazonien in Seminaren des 
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Sternsinger-Partners FUCAI ihre Geschichte und Kultur kennenlernen und 
dabei erfahren, wie sie im Einklang mit der Natur leben können. 

Auch das Werkheft zur Aktion Dreikönigssingen 2024 stellt die Arbeit des 
Sternsinger-Partners FUCAI für Kinder und Jugendliche in Amazonien vor. 
Neben Kindergeschichten aus Amazonien, Kreativangeboten und Spielen 
enthält das Werkheft alles, was Sie zur Vorbereitung der Aktion brauchen. 

Das Heft „Gottesdienste zur Sternsingeraktion 2024“ enthält Vorschläge für 
eine Eucharistiefeier und eine Wort-Gottes-Feier zur Aussendung der 
Sternsinger, eine Morgenrunde und katechetische Impulse. 

An die Sternsinger selbst richtet sich eine Sonderausgabe des „Sternsinger-
Magazins“, das das Thema der Aktion kindgerecht aufbereitet. 

Die bundesweite Eröffnung der Aktion Dreikönigssingen 2024 findet am 
29. Dezember 2023 in Kempten im Bistum Augsburg statt. Weitere 
Informationen finden Sie unter: www.bistum-augsburg.de/sternsinger. 

Jedes Jahr stehen ein Thema und Beispielprojekte aus einer Region 
exemplarisch im Mittelpunkt der pädagogischen Materialien zur 
Vorbereitung auf die Aktion Dreikönigssingen. Die Spenden, die die 
Sternsinger sammeln, fließen jedoch unabhängig davon in Hilfsprojekte für 
Kinder in rund 90 Ländern weltweit. 

Wenn Sie vor der anstehenden Sternsingeraktion ein bestimmtes Projekt 
auswählen wollen, das mit den Spenden Ihrer Sammlung unterstützt werden 
soll, schlägt Ihnen das Kindermissionswerk gerne ein Projekt vor und sendet 
Ihnen dazu Informationsmaterial. Wenden Sie sich bei Interesse bitte direkt 
an das Kindermissionswerk:  
Tel.: 0241 4461-9290, E-Mail: gemeinden@sternsinger.de. 

Das Kindermissionswerk „Die Sternsinger“ in Aachen trägt als 
Geschäftsstelle der Aktion Dreikönigssingen dafür Sorge, dass die den 
Sternsingern anvertrauten Spenden über fachkundig begleitete Hilfsprojekte 
bedürftigen Kindern in aller Welt zugutekommen und dass die Mittel 
nachhaltig, transparent und sparsam verwendet werden. 

Sämtliche Spendeneinnahmen aus der Aktion Dreikönigssingen sind gemäß 
der Ordnung der Deutschen Bischofskonferenz für die Aktion 
Dreikönigssingen zeitnah und ohne Abzüge dem Kindermissionswerk „Die 
Sternsinger“ zuzuleiten: Konto: IBAN: DE95 3706 0193 0000 0010 31 bei 
der Pax-Bank eG. 

Alle Fragen rund ums Sternsingen können Sie richten an das 
Kindermissionswerk „Die Sternsinger“, Stephanstraße 35, 52064 Aachen, 
Telefon: 0241 / 4461-14, E-Mail: info@sternsinger.de. 
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107. Erstkommunionaktion des Bonifatiuswerkes 2024 
 
„Du gehst mit!“ – Gabe der Erstkommunionkinder 2024 

„Du gehst mit!“ – unter dieses Leitwort stellt das Bonifatiuswerk in diesem 
Jahr seine Erstkommunionaktion und bittet um die Gabe der 
Erstkommunionkinder. Inhaltlich geht es bei der Erstkommunionaktion 2024 
um die bekannte nachösterliche Begegnung der beiden Jünger auf dem Weg 
nach Emmaus mit dem Auferstandenen. 

Das Bonifatiuswerk fördert, was zur Bildung christlicher Gemeinschaft und 
Stärkung katholischer Gemeinden sowie zur Vermittlung der christlichen 
Botschaft an die jungen und nachfolgenden Generationen in extremer 
Diaspora notwendig ist, u. a.: 

• katholische Kinder- und Jugendeinrichtungen und Wohngruppen 
• religiöse Elementarerziehung in den katholischen Kindergärten in den 

neuen Bundesländern 
• Sakramentenkatechese sowie andere religiöse und diakonische 

Bildungsmaßnahmen 
• Religiöse Kinderwochen (RKW) 
• Katholische Jugend-(verbands)arbeit 
• internationale religiöse Jugendbegegnungen 
• kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosigkeit, Gewalt und 

Missbrauch 
• ambulante Kinderhospizdienste 
• katholische Schulseelsorge und Studierendenseelsorge 
 

Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der Förderung der Kinder- und 
Jugendpastoral in der Diaspora mit der Festlegung der Erstkommuniongabe 
für dieses Anliegen immer wieder deutlich unterstrichen. Deshalb bitten wir, 
die in der Pastoral Tätigen sowie alle ehrenamtlichen und hauptberuflichen 
Mitarbeitenden in der Erstkommunionvorbereitung durch ihre aktive 
Unterstützung diese zentrale Arbeit auch im Jahr 2024 mitzutragen. Als 
Hilfswerk für den Glauben und der Solidarität ist es unser Anspruch, unsere 
Projektpartner mit „Hilfe zur Selbsthilfe“ und in zuverlässiger Kontinuität zu 
begleiten. Um helfen zu können, sind wir auf unsere Spenderinnen und 
Spender angewiesen. Aus Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe des 
Bonifatiuswerkes werden Projekte in Deutschland, Nordeuropa und dem 
Baltikum gefördert. Diese Förderung ist unter anderem nur dank der 
großzügigen Gabe der Erstkommunionkinder möglich. 

Erneut hat das Bonifatiuswerk ein Begleitheft mit katechetischen und 
liturgischen Anregungen, Projektbeschreibungen und Tipps zur 
Erstkommunionaktion veröffentlicht. Neben Beiträgen renommierter 
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religionspädagogischer und theologischer Fachleute zum Thema enthält der 
Erstkommunion-Begleiter auch Informationen zur Arbeit der Diaspora-
Kinder- und Jugendhilfe sowie die Vorstellung des Beispielprojektes 2024. 
Dazu ist auf der Homepage des Bonifatiuswerkes auch ein Projektfilm zu 
finden, der in der Erstkommunionvorbereitung eingesetzt werden kann. 
Aktuelles zur Vorbereitung liefert viermal im Jahr auch der Erstkommunion-
Newsletter, der kostenfrei auf www.bonifatiuswerk.de/newsletter abonniert 
werden kann. 

Der Versand des Erstkommunion-Paketes (Erstkommunionposter, 
Begleithefte, Spendentüten, Briefe an die Kommunionkinder usw.) erfolgt 
automatisch bis spätestens Februar 2024. Bereits im August 2023 wurden 
die Begleithefte zum Thema „Du gehst mit!“ verschickt.   

Bitte überweisen Sie die Erstkommuniongabe auf das im Kollektenplan 
angegebene Konto mit dem Vermerk „Gabe der Erstkommunionkinder“. 
Vielen Dank! 

Thema und Materialien zur Erstkommunionaktion 2025 können zudem 
wieder bereits ab Frühjahr 2024 unter www.bonifatiuswerk.de eingesehen 
werden. 

Sollten Ihnen die o. g. Unterlagen nicht zugegangen sein, wenden Sie sich 
bitte jederzeit und gerne an: 

Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e. V. 
Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe 
Kamp 22, 33098 Paderborn 
Tel.: 05251 2996-94 
Fax: 05251 2996-88 
E-Mail: bestellungen@bonifatiuswerk.de 
Internet: www.bonifatiuswerk.de 
 
 

108. Firmaktion des Bonifatiuswerkes 2024 
 
„Trotzdem.“ – Gabe der Neugefirmten 2024 

Die Firmaktion des Bonifatiuswerkes hat in diesem Jahr ein herausfordernd 
wirkendes Wort als Leitgedanken: „Trotzdem.“ Dieses möchte die jungen 
Menschen auf dem Weg zur Firmung anregen, ins Nachdenken und in den 
Austausch darüber zu kommen, warum sie sich in einer immer weniger 
religiös geprägten Welt trotzdem für die Firmung, für einen Weg mit Gott und 
für Verantwortungsübernahme in der Kirche entscheiden. Das Leitwort 
„Trotzdem.“ lädt die Firmbewerberinnen und Firmbewerber (und alle, die sie 
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auf diesem Weg begleiten) ein, die wichtigen Fragen des Glaubens und 
Lebens zu stellen und an der Suche nach Antworten persönlich zu wachsen. 

Auch im Jahr 2024 bitten wir wieder um die Gabe der Neugefirmten. Das 
Bonifatiuswerk fördert, was zur Bildung christlicher Gemeinschaft und 
Stärkung katholischer Gemeinden sowie zur Vermittlung der christlichen 
Botschaft an die jungen und nachfolgenden Generationen in extremer 
Diaspora notwendig ist, u. a.: 

• katholische Kinder- und Jugendeinrichtungen sowie Wohngruppen 
• religiöse Elementarerziehung in den katholischen Kindergärten in den 

neuen Bundesländern 
• Sakramentenkatechese sowie andere religiöse und diakonische 

Bildungsmaßnahmen 
• Religiöse Kinderwochen (RKW) 
• Katholische Jugend-(verbands)arbeit 
• internationale religiöse Jugendbegegnungen 
• kirchliche Initiativen gegen Jugendarbeitslosigkeit, Gewalt und 

Missbrauch 
• ambulante Kinderhospizdienste 
• katholische Schulseelsorge und Studierendenseelsorge 

Die deutschen Bischöfe haben die Bedeutung der Förderung der Kinder- und 
Jugendpastoral in der Diaspora mit der Festlegung der Firmgabe für dieses 
Anliegen immer wieder deutlich unterstrichen. Deshalb bitten wir die in der 
Pastoral Tätigen sowie alle ehrenamtlichen und hauptberuflichen 
Mitarbeitenden in der Firmvorbereitung durch ihre aktive Unterstützung 
diese zentrale Arbeit auch im Jahr 2024 mitzutragen. Als Hilfswerk für den 
Glauben und der Solidarität ist es unser Anspruch, unsere Projektpartner mit 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ und in zuverlässiger Kontinuität zu begleiten. Um 
helfen zu können, sind wir auf unsere Spenderinnen und Spender 
angewiesen. Aus Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe des Bonifatiuswerkes 
werden Projekte in Deutschland, Nordeuropa und dem Baltikum gefördert. 
Diese Förderung ist unter anderem nur dank der großzügigen Gabe der 
Neugefirmten möglich.   

Erneut hat das Bonifatiuswerk ein Firmbegleitheft mit katechetischen und 
liturgischen Anregungen, Projektbeschreibungen und Tipps zur Firmaktion 
„Trotzdem.“ veröffentlicht. Der Firmbegleiter 2024 enthält zudem 
Informationen zur Arbeit der Diaspora-Kinder- und Jugendhilfe sowie die 
Vorstellung des Beispielprojektes 2024. Dazu ist auf der Homepage des 
Bonifatiuswerkes auch ein Projektfilm zu finden, der in der Firmvorbereitung 
eingesetzt werden kann. 

Der Versand des Firm-Paketes (Firmposter, Begleithefte, Spendentüten, 
Briefe an die Gefirmten und Meditationsbilder) erfolgt automatisch rechtzeitig 
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zu dem im Firmplan bekanntgegebenen Termin. Materialhefte zur Aktion 
2024 wurden Ihnen bereits im August 2023 zugestellt.  

Thema und Materialien zur Erstkommunion- und Firmaktion 2025 können 
bereits ab Frühjahr 2024 unter www.bonifatiuswerk.de eingesehen werden. 

Bitte überweisen Sie die Firmgabe auf das im Kollektenplan angegebene 
Konto mit dem Vermerk „Gabe der Gefirmten“. Vielen Dank!  

Sollten Ihnen die o. g. Unterlagen nicht zugegangen sein, wenden Sie sich 
bitte jederzeit und gerne an: 

Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken e. V. 
Diaspora-Kinder- und -Jugendhilfe 
Kamp 22, 33098 Paderborn 
Tel.: 05251 2996-94 
Fax: 05251 2996-88 
E-Mail: bestellungen@bonifatiuswerk.de 
Internet: www.bonifatiuswerk.de 
 
 

109. Feier der Zulassung erwachsener Katechumenen zu den 
Sakramenten der Eingliederung 

  
Am Samstag vor dem 1. Fastensonntag findet jedes Jahr im Bistum 
Dresden-Meißen die Feier der Zulassung erwachsener Katechumenen zu 
den Sakramenten der Eingliederung statt. In diesem Jahr ist dies Samstag, 
der 17. Februar 2024. Von 10.00 bis 14.00 Uhr ist im Haus der Kathedrale 
bzw. in der Kathedrale in Dresden das Treffen der Taufbewerberinnen 
und -bewerber mit Bischof Heinrich Timmerevers. Dazu sind alle 
erwachsenen Katechumenen, die Ostern 2024 oder in einem absehbaren 
Zeitraum nach Ostern das Sakrament der Taufe empfangen, mit einer 
Begleitperson und dem Taufpriester herzlich eingeladen. 

Bitte machen Sie die betreffenden Frauen und Männer Ihrer Pfarrei auf das 
Taufbewerbertreffen aufmerksam und besprechen Sie mit ihnen, ob für sie 
eine Teilnahme möglich ist.  

Per E-Mail und über die Hauspost erhalten die Pfarreien einen 
Einladungsbrief für das Taufbewerbertreffen von Bischof Heinrich 
Timmerevers. Bitte lassen Sie diesen all jenen Taufbewerberinnen 
und -bewerbern zukommen, die an dem Treffen teilnehmen möchten.  

Eine Anmeldung zum Taufbewerbertreffen ist notwendig. Sie ist von jeder 
Person – auch für den Taufpriester – bis 6. Februar 2024 über folgenden 
Link vorzunehmen:  
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https://eveeno.com/treffen 

Für die Taufbewerber und Taufbewerberinnen, die an dem 
Taufbewerbertreffen teilnehmen, ist zudem der „Antrag ab Vollendung des 
14. Lebensjahres auf Erwachsenentaufe“ beim Bischöflichen Ordinariat bis 
6. Februar 2024 einzureichen. Das Formular finden Sie in e-mip unter: 
„Formulare Erwachsenentaufe“.  

Bei Fragen wenden Sie sich gern an: 

Pfr. Dr. Stephan George 
Liturgiereferent und Katechumenatsbeauftragter  
Tel.:  0341 86267703 
E-Mail: stephan.george@bddmei.de 
 

Birgit Stica  
Referentin für Katechese, Glaubenskommunikation und pastorale 
Kirchenentwicklung  
Tel.:  0351 31563-315  
E-Mail: birgit.stica@bddmei.de  
 
 

110. Exerzitien 2024 im Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah 
 
Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah in Schönstatt 
Thema: Neu werden in Christus 
Termine:  17.-22.03.2024  

21.-26.04.2024  
10.-16.11.2024 

Teilnehmer: Schweigeexerzitien mit Vorträgen für alle Interessierten 
Leitung: Generalrektor Dr. Christian Löhr 
Anmeldung:  

Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah,  
Berg Moriah 1, 56337 Simmern/Ww,  
Tel.: 02620 941401, E-Mail: reservierung@bergmoriah.de 

 

Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah in Schönstatt 
Thema: Schritte zu tieferem Gebet (Der Kurs versucht, der Biographie des 

eigenen Gebetslebens nachzugehen und neue Tiefe dazuzugewinnen.) 
Termin: 23.-28.06.2024 
Teilnehmer: Schweigeexerzitien mit Vorträgen für alle Interessierten 
Leitung: Msgr. Dr. Peter Wolf 
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Anmeldung:  
Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah,  
Berg Moriah 1, 56337 Simmern/Ww,  
Tel.: 02620 941401, E-Mail: reservierung@bergmoriah.de 

 

Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah in Schönstatt 
Thema: Der Spur des Geistes folgen: den synodalen Weg der Weltkirche 

mitgehen 
Termin: 17.-22.11.2024 
Teilnehmer: Schweigeexerzitien mit Vorträgen für Priester und Diakone 
Leitung: Msgr. Dr. Peter Wolf 
Anmeldung:  

Gäste- und Tagungshaus Berg Moriah,  
Berg Moriah 1, 56337 Simmern/Ww,  
Tel.: 02620 941401, E-Mail: reservierung@bergmoriah.de 

 

111. Arbeitsrechtliche Kommission (Caritas) – Beschluss 
 
I. Änderungen in der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission  

1.  § 7 Abs. 4 AK-O 

In § 7 Abs. 4 der AK-O werden die bisherigen Sätze 2 bis 6 gestrichen. 
Es wird ein neuer Satz 2 eingefügt: 

„2Das Nähere regeln die Geschäftsordnungen der beiden Seiten.“ 

2.  § 9 Abs. 1 AK-O 

§ 9 Abs. 1 der AK-O erhält einen neuen Satz 6:  

„6Ist das Mitglied ausschließlich Mitglied einer Regionalkommission, 
ernennt der Vorsitzende bzw. der stellvertretende Vorsitzende für die 
jeweilige Seite auf Vorschlag der betroffenen Seite der 
Regionalkommission schriftlich ein Ersatzmitglied.“ 

Die bisherigen Sätze 6 bis 10 werden zu Sätze 7 bis 11.  

§ 9 Abs. 1 Satz 10 der AK-O wird wie folgt neu gefasst: 

„10Die Erklärung nach Satz 9 muss gegenüber dem Vorsitzenden in 
Textform erfolgen und den Zeitpunkt des Wegfalls der Verhinderung 
enthalten.“ 

3.  § 9 Abs. 2 AK-O 

§ 9 Abs. 2 Satz 1 der AK-O wird wie folgt neu gefasst:  
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„(2) 1In der Zeit nach der Wahl und vor Ablauf der Amtsperiode endet 
die Mitgliedschaft eines Mitglieds der Arbeitsrechtlichen Kommission 
durch  

1. Wegfall der Voraussetzungen für die Wählbarkeit bzw. 
Bestimmbarkeit nach §§ 4 Abs. 3, 6 Abs. 4 oder Abs. 5;  

2. Ausscheiden aus dem kirchlichen Dienst in der (Erz-)Diözese, in 
der das Mitglied gewählt oder für die es bestimmt wurde; für 
gewählte Mitglieder der Dienstgeberseite der Bundes-
kommission endet die Mitgliedschaft durch Ausscheiden aus 
dem kirchlichen Dienst; 

3. Abberufung eines Mitglieds durch die entsendende 
Gewerkschaft oder Beendigung der Mitgliedschaft einer 
Gewerkschaft gemäß § 6 Entsendeordnung; 

4. rechtskräftige Feststellung der Wirksamkeit der 
dienstgeberseitigen Kündigung durch das Arbeitsgericht bei 
gewählten oder bestimmten Mitgliedern; 

5. grobe Vernachlässigung oder Verletzung der Befugnisse und 
Pflichten; 

6. Nichtantritt des Amtes durch Erklärung in Textform gegenüber 
der Kommissionsgeschäftsstelle;  

7. Niederlegung des Amtes durch Erklärung in Textform gegenüber 
dem Vorsitzenden; 

8. Tod des Mitglieds.“ 

4.  § 9 Abs. 4 AK-O 

§ 9 der AK-O erhält einen neuen Absatz 4:  

„(4) Abs. 3 gilt entsprechend für den Fall, dass ein Sitz der Kommission 
nicht besetzt werden kann, weil das Wahlverfahren zu keinem 
Ergebnis geführt hat.“ 

5.  § 21 AK-O 

§ 21 Abs. 1 der AK-O wird wie folgt neu gefasst: 

„(1) Die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission 
(Bundeskommission bzw. Regionalkommissionen) einschließlich der 
Begründung sind durch die Kommissionsgeschäftsstelle dem/der 
jeweiligen Vorsitzenden zuzuleiten und von ihm/ihr zu unterzeichnen.“ 

§ 21 Abs. 2 der AK-O wird wie folgt neu gefasst:  
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„(2) 1Beschlüsse der Bundeskommission einschließlich der 
Begründung werden danach von der Geschäftsführung der 
Arbeitsrechtlichen Kommission allen (Erz-)Diözesen zur 
Inkraftsetzung zugeleitet. 2Beschlüsse der Regionalkommissionen 
einschließlich der Begründung werden von der Geschäftsführung der 
Arbeitsrechtlichen Kommission nur denjenigen (Erz-)Diözesen zur 
Inkraftsetzung zugeleitet, die von dem Inhalt des Beschlusses regional 
erfasst werden (vgl. § 13 Abs. 2 AK-Ordnung). 3Die Beschlüsse sind 
von der jeweiligen Kommission mit einem Inkraftsetzungsdatum zu 
versehen. 4Der Beschluss ist zu dem durch die Kommission 
festgesetzten Zeitpunkt, oder beim Fehlen einer Festlegung durch die 
Kommission zum 1. des Monats, der auf den Beschluss der 
Kommission folgt, in Kraft zu setzen.“ 

§ 21 Abs. 6 Satz 2 AK-O wird wie folgt neu gefasst:  

„2Stimmt der Diözesanbischof dem bestätigten oder geänderten 
Beschluss zu, ist der Beschluss zu dem durch die jeweilige 
Kommission festgesetzten Zeitpunkt, oder beim Fehlen einer 
Festlegung durch die Kommission zum 1. des Monats, der auf den 
Beschluss der Kommission folgt, in Kraft zu setzen und in den 
diözesanen Amtsblättern zu veröffentlichen.“ 

6.  § 24 AK-O 

§ 24 AK-O wird wie folgt neu gefasst: 

„1Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.“  

 

II. Änderungen Wahlordnung der Dienstgeberseite 

1. § 3 Wahlordnung Dienstgeberseite 

§ 3 Absatz 4 der Wahlordnung Dienstgeberseite wird wie folgt neu 
gefasst:  

„(4) Der Wahlvorstand fordert die Rechtsträger auf, innerhalb einer 
festgelegten Frist Wahlvorschläge in Textform gemäß § 126 b BGB 
jeweils für die Wahl des Vertreters/der Vertreterin der Dienstgeber in 
der jeweiligen Regionalkommission abzugeben.“ 

§ 3 Abs. 5 Buchstabe f) der Wahlordnung Dienstgeberseite wird 
gestrichen.   

§ 3 Abs. 6 der Wahlordnung Dienstgeberseite wird wie folgt neu 
gefasst: 
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„(6) Der Wahlvorstand bestätigt in Textform gemäß § 126 b BGB den 
Eingang eines Wahlvorschlages gegenüber dem/der Vorgeschlage-
nen und dem/der Vorschlagenden.“ 

2. § 4 Wahlordnung Dienstgeberseite 

§ 4 Abs. 1 der Wahlordnung Dienstgeberseite erhält einen neuen  
Satz 2:  

„2Die Wahlversammlung kann auch mittels einer Videokonferenz 
durchgeführt werden, wenn sichergestellt ist, dass die Wahl geheim 
durchgeführt wird.“ 

Die bisherigen Sätze 2 bis 6 werden zu Sätze 3 bis 7. 

§ 4 Abs. 1 Satz 7 der Wahlordnung der Dienstgeberseite wird wie folgt 
neu gefasst:  

„7Die Einladung und die Kandidat(inn)enliste müssen mindestens zwei 
Wochen vorher versandt werden.“ 

 

 

Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen 
hiermit in Kraft gesetzt. 

Dresden, den 4. Dezember 2023 

        

      LS 

Heinrich Timmerevers      Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 

 

 

 
gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 



 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

für das Bistum Dresden-Meißen 
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112. Gestellungsleistungen für Ordensangehörige 2024 
 

DEKRET 

zu den Gestellungsleistungen für Ordensangehörige: Gestellungsgelder 
2024 

 
Die Vollversammlung des Verbandes der Diözesen Deutschlands (VDD) hat 
in ihrer Sitzung am 21. November 2023 die Höhe der Gestellungsgelder 
2024 zur Inkraftsetzung in den (Erz-) Diözesen einstimmig beschlossen und 
zur Umsetzung empfohlen. 
 
Diesem Beschluss folgend werden die Gestellungsgelder ab dem 1. Januar 
2024 wie folgt festgesetzt: 
 

Gestellungsgruppe EUR / Jahr EUR / Monat 

I 78.960 6.580 

II 65.640 5.470 

III 48.840 4.070 

IV 41.640 3.470 

 
Dresden, am 11. Dezember 2023 
          LS 
 
Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

113. Amtliche Sachbezugswerte 2024 
 

Mitteilung der amtlichen Sachbezugswerte 2024 
Anrechnung des Wertes unentgeltlicher Verpflegung auf Dienstreisen 

Der monatliche Sachbezugswert für Verpflegung für 2024 ist im Rahmen der 
jährlichen Anpassung von 288 € auf 313 € bundeseinheitlich angehoben 
wurden. Daher betragen die neuen Sachbezugswerte ab 1. Januar 2024 für 
ein Frühstück 2,17 € (2023: 2,00 €) und für Mittag- bzw. Abendessen 4,13 € 
(2023: 3,80 €).  

Der kalendertägliche Sachbezug für 2024 beträgt bei der Verpflegung 
folgende Werte: 
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 Frühstück  2,17 € 

Mittagessen 4,13 € 

 Abendessen 4,13 €. 

 

114. Regionalkommission Ost (Caritas) – Beschlüsse 
 
Sitzung der Regionalkommission Ost am 26. Oktober 2023 in Magdeburg 
 

Die Regionalkommission Ost beschließt: 
 
I. Übernahme der beschlossenen mittleren Werte/ Festsetzung der 

Vergütung 
Der Beschluss der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission vom 19. Oktober 2023 zur Tarifrunde 2023 Teil 3 (BK 
3/2023, TOP 5.1) wird hinsichtlich aller dort beschlossenen mittleren 
Werte mit der Maßgabe übernommen, dass die dort beschlossenen 
mittleren Werte in derselben Höhe, wie sie in Nummer A. I. und A. II. 
des o. g. Beschlusses der Bundeskommission enthalten sind, als neue 
Werte für den Bereich der Regionalkommission Ost festgesetzt 
werden.  

 
II. Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2023 in Kraft. 
 

* * * 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
Der Beschluss beinhaltet insbesondere die Erhöhung der Zulage nach 
Anmerkung 150 zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 - 12 
der Anlage 2 AVR (Betreuungskräfte) und die Erhöhung des Urlaubsgeldes 
nach § 7 Abs. 1 Buchstabe c) der Anlage 14 AVR (Urlaubsgeld für 
Auszubildende nach Anlage 7 AVR) um 11,5 v. H. zum 1. März 2024 für den 
Bereich der Regionalkommission Ost.  
Basis der im Beschluss enthaltenen Verweise ist die in der 
Bundeskommission am 19. Oktober 2023 beschlossene Beschlussvorlage 
zur Tarifrunde 2023 Teil 3.  
 
 
 



352 
 
 

  

 
Magdeburg, den 26. Oktober 2023 
 
 
gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 

* * * 
 
Sitzung der Regionalkommission Ost am 26. Oktober 2023 in Magdeburg 
 

Ergänzung in der Anlage 14 zu den AVR 
 

Die Regionalkommission Ost beschließt: 
 
I. Ergänzung der Regelung zu zusätzlichen Erholungsurlaubstagen 

in § 3a der Anlage 14 zu den AVR 
 In Anlage 14 wird folgender neuer § 3a eingefügt: 
 „(RK Ost): Zusätzliche Erholungsurlaubstage 

1Die Mitarbeiter im Geltungsbereich der Regionalkommission Ost 
erhalten im Jahr 2024 zwei zusätzliche Tage Erholungsurlaub, im Jahr 
2025 zwei zusätzliche Tage Erholungsurlaub und im Jahr 2026 einen 
zusätzlichen Tag Erholungsurlaub. 2Von dieser Regelung nicht erfasst 
sind die Mitarbeiter der Anlage 21, 21a und 30 sowie Schüler und 
Auszubildende der Anlage 7. 3§ 4 Abs. 9 Satz 2 der Anlage 14, § 17 
Abs. 7 Satz 2 der Anlage 31, § 17 Abs. 7 Satz 2 und 3 der Anlage 32 
und § 16 Abs. 7 Satz 2 und 3 der Anlage 33 finden auf den zusätzlichen 
Erholungsurlaub keine Anwendung. 4Der zusätzliche Erholungsurlaub 
unterliegt ansonsten den Regelungen gemäß Anlage 14.“ 

 
II. Inkrafttreten 
 Dieser Beschluss tritt zum 1. November 2023 in Kraft. 
 

* * * 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 

Zum Ausgleich der in den Jahren 2024 und 2025 aufgrund der unerwartet 
hohen Tarifsteigerung nicht mehr angemessenen Kompensation der 
verzögerten Tarifumsetzung aus dem Beschluss der Regionalkommission 
Ost vom 14. Dezember 2017 fortgeschrieben durch den 
Eckpunktebeschluss vom 19. Dezember 2019 erhalten die davon 
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betroffenen o. g. Mitarbeiter im Jahr 2024 zwei zusätzliche Tage Erholungs-
urlaub, im Jahr 2025 zwei zusätzliche Tage Erholungsurlaub und in 2026 
einen zusätzlichen Tag Erholungsurlaub. Damit kommt die 
Regionalkommission Ost zugleich den Feststellungen aus dem 
Vermittlungsausschuss vom 16. Oktober 2023 abschließend nach.  
 
 

Kompetenz der Regionalkommission 
 
Die Kompetenz der Regionalkommission für diesen Beschluss ergibt sich 
aus § 13 Abs. 3 S. 1 und 2 der Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission, 
da über den Umfang des Erholungsurlaubs innerhalb der von der 
Bundeskommission festgelegten Bandbreiten entschieden ist. 
 
Magdeburg, den 26. Oktober 2023 
 
 
gez. Jörg Straube 
Vorsitzender der Regionalkommission Ost 
 
 
 
Die vorausgehenden Beschlüsse werden für das Bistum Dresden-Meißen 
hiermit in Kraft gesetzt. 

Dresden, den 15. Dezember 2023 

 

       LS 

Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 

115.  Regional-KODA Nord-Ost – Beschluss 
 

In der Sitzung am 28. September 2023 in Berlin hat die Regional-KODA 
Nord-Ost Folgendes beschlossen: 

 

I.  Änderungen in § 23 DVO:  

a)  Die Überschrift des § 23 DVO wird wie folgt neu gefasst:  
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„§ 23 Besondere Zahlungen: Vermögenswirksame 
Leistungen, Sterbegeld, Geburtszuwendung, Umwandlung 
von Entgeltbestandteilen, weitere Zuschüsse“   

b)  Dem § 23 DVO wird der folgende neue Absatz 5 angefügt:  

(5)  Durch einzelvertragliche Regelung oder auf der Grundlage 
einer Dienstvereinbarung können Leistungen zur Motivation der 
Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs gewährt werden.   

 

II.  Inkrafttreten  

Diese Änderungen treten zum 1. Januar 2024 in Kraft.  

 

gez. Andrea Hartung 
Vorsitzende der Regional-KODA Nord-Ost 
 
 
Der vorausgehende Beschluss wird für das Bistum Dresden-Meißen hiermit 
in Kraft gesetzt. 

Dresden, den 15. Dezember 2023 

 

       LS 

Heinrich Timmerevers        Notar 
Bischof von Dresden-Meißen 
 
 
 

116. Festsetzung und Genehmigung des Wirtschaftsplans des 
Bistums Dresden-Meißen für das Jahr 2024 

 
1. Vorbemerkung 

Der Wirtschaftsplan wurde nach den Maßgaben des Gesetzes betreffend die 
Grundsätze für die Erstellung des Jahreswirtschaftsplans und des 
Jahresabschlusses des Bistums Dresden-Meißen (WpJaG) erstellt. 

2. Haushalt 

Die Planung des Gesamthaushaltes des Bistums Dresden-Meißen für das 
Jahr 2024 ergibt einen Planfehlbetrag i. H. v. -868.423 €. Plan-Erträgen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit i. H. v. 73.040 T € und einem Plan-Aufwand 
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aus laufender Verwaltungstätigkeit i. H. v. 78.657 T € steht ein Plan-
Verwaltungsergebnis i. H. v. -5.618 T € gegenüber. Nach dem Plan-
Finanzergebnis i. H. v. 4.768 T € sowie Steuern i. H. v. -18 T € ergibt sich 
das Planergebnis von -868.423 €.  

3. Kirchensteuer 

Über Art und Höhe der Kirchensteuer wurde ein Kirchensteuerbeschluss für 
den sächsischen Teil der Diözese am 17. August 2021 und für den 
thüringischen Teil der Diözese am 13. September 2021 gefasst. Die 
Anerkennung vom Freistaat Sachsen datiert vom 15. Oktober 2021 und die 
Anerkennung vom Freistaat Thüringen datiert vom 25. November 2021. 
Diese Beschlüsse sind Bestandteil des Wirtschaftsplanes.  

4. Kirchensteuerverteilung 

1. Die Kirchensteuerverteilung an die Pfarreien erfolgt nach der im Bistum 
gültigen Schlüsselzuweisungsordnung (KA 72/2015). Nach 
Kenntnisnahme der Prüfung hat der diözesane Vermögens-
verwaltungsrat die Weitergeltung der Schlüsselzuweisungsordnung in 
seiner Sitzung am 15. September 2022 beschlossen. Dieser 
Beschluss wurde am 30. September 2022 durch den Diözesanbischof 
in Kraft gesetzt. Diese Schlüsselzuweisungsordnung wurde der 
Wirtschaftsplanung 2023 zugrunde gelegt. Danach stellt das Bistum 
den Pfarreien einen jährlichen Bistumszuschuss zur Verfügung und ist 
gemäß § 4 Satz 1 auf die selbständigen Körperschaften der 
mittlerweile neu gegründeten Pfarreien anzuwenden.  

2. Der ordentliche Bistumszuschuss wird nach dem Schlüssel-
zuweisungsbetrag Katholiken, dem Schlüsselzuweisungsbetrag 
Territorium und dem Schlüsselzuweisungsbetrag Immobilien (in 
Verbindung mit der Flächenrichtlinie, veröffentlicht im KA 69/2015) 
ermittelt und verteilt.  

3. Neben dem ordentlichen Bistumszuschuss aus dem neuen 
Schlüsselzuweisungsmodell erhalten die Pfarreien seit 1. Januar 2017 
gem. Dekret KA 125/2016 pauschalierte Zuschüsse für Wohnungen, 
die sie den vom Bischof eingesetzten Priestern zur Verfügung stellen. 

5. Stellenplan 

1. Der Stellenplan für das Bistum Dresden-Meißen ist Bestandteil des 
Wirtschaftsplanes für das Jahr 2024. 

2. Im Haushaltsjahr 2024 dürfen die Stellen des Bistums den Wert von 
581 (Vorjahr 592) VZÄ nicht überschreiten. 
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3. Der Generalvikar wird ermächtigt, Stellen innerhalb des Stellenplanes 
zu verschieben. Dabei ist zu beachten, dass Stellen aus der 
Priesterbesoldung und Gestellungsstellen nicht in 
Angestelltenverhältnisse gewandelt werden dürfen. 

6.  Personalwesen 

Die Personalkostenansätze des Wirtschaftsplans dienen der Feststellung 
und Deckung des Finanzbedarfes, der zur Deckung des genehmigten 
Personalaufwands im Wirtschaftsjahr voraussichtlich notwendig sein wird.  

7. Deckungsfähigkeit 

Zur Unterstützung einer flexibleren Haushaltsführung sind innerhalb einer 
Kostenstelle jeweils die Kostenarten in den nachfolgend genannten 
Positionen in sich gegenseitig deckungsfähig: 

1. Materialaufwand 

2. Sonstige betriebliche Aufwendungen – a) Miet- und Raumkosten 

3. Sonstige betriebliche Aufwendungen – b) Versicherung, Beiträge, 
Abgaben 

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen – c) Restaurierung, Reparatur 
und Instandhaltung 

5. Sonstige betriebliche Aufwendungen – d) Fahrzeugkosten 

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen – e) Werbe- und 
Bewirtungskosten 

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen – f) Reisekosten 

8. Sonstige betriebliche Aufwendungen – g) Spez. Aufwand / 
Besonderheiten 

8. Bürgschaften / Haftungsübernahme für Dritte 

Die Ausstellung von Bürgschaften im Haushaltsjahr 2024 ist nicht geplant. 
Dieser Haushaltsbeschluss ermächtigt nicht zur Übernahme von 
Bürgschaften namens des Bistums, zur Abgabe von Patronatserklärungen 
oder zu anderen Formen der Haftungsübernahme für Dritte. 

9. Verpflichtungsermächtigung für den Neubau des Propst-Beier-
Hauses 

1. Vorhaben 

Der Neubau des Propst-Beier Hauses in der Schweriner Straße wurde in der 
Sitzung des DVVR am 23. April 2021 beschlossen. Der Bischof hat diesen 
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Beschluss in Kraft gesetzt. Mit Beschluss vom 10. Dezember 2021 hat der 
DVVR die Baukostenänderungen angenommen. 

Die Verwaltung des Bistums Dresden-Meißen wird ermächtigt insgesamt 
Baukosten i. H. v. 47.951.709 € zu verausgaben. Demgegenüber werden 
Erträge aus Fördermitteln i. H. v. 2,7 Mio. € erwartet.  

Die Baukosten werden in der Bauphase von 2020 bis 2025 unter der 
Kostenstelle 462008 auf dem Sachkonto 72000 als Anlagen im Bau geplant 
und gebucht.  

2. Auswirkung auf das Vermögen des Bistums  

Durch die Realisierung des Projekts wird das Eigenkapital des Bistums nicht 
vermindert. In der Bauphase handelt es sich um einen Aktivtausch. Liquides 
Vermögen wird auf der Vermögensverwendungsseite der Bilanz gegen 
Anlagevermögen in der Position Anlagen im Bau getauscht. Nach 
Fertigstellung, Abnahme und mit beginnender Abnutzung des Gebäudes 
wird dieses Anlagevermögen in gleichmäßigen Jahresscheiben 
abgeschrieben. Ebenso werden Mieteinnahmen vereinnahmt. Eine 
Beurteilung der Auswirkungen auf das Vermögen des Bistums ergibt sich 
dann aus dem Gesamtzusammenhang der Ertragslage (GuV).  

3. Auswirkung auf die Liquidität des Bistums 

Nach derzeitigen Planungsstand sind für 2020: 1.274.985,81 € 
(Baunebenkosten für die Bauplanung), 2021: 1.462.376,80 €, für 2022: 
3.106.052,31 €, für 2023: 19.658.323,02 €, für 2024: 20.089.597,61 € und 
für 2025: -422.715,01 € an Liquiditätsflüssen vorgesehen. Diese nicht 
ergebniswirksamen Mittelflüsse im Rahmen der Baumaßnahme haben 
unmittelbare Auswirkungen auf die Liquiditätslage der Körperschaft Bistum 
Dresden-Meißen. Nach derzeitiger Planung soll die gesamte Liquidität aus 
Eigenmitteln und nicht durch Fremdkapitalaufnahme finanziert werden. 
Diese Liquidität ist aktuell im Bistum in vollem Umfang vorhanden und in den 
Folgejahren durch ein Liquiditätsmanagement sicherzustellen. 

4. Auswirkungen auf die Ergebnissituation des Bistums (GuV) 

Auch wenn wie unter b) aufgeführt eine Abschreibung des Gebäudes nach 
Abnahme des Baus zu einer jährlichen Belastung des Haushaltes i. H. v. ca. 
903 T € führt, wird die Gesamtbelastung der Gewinn- und Verlustrechnung 
durch die Baumaßnahme deutlich geringer sein. Durch verschiedene 
Maßnahmen zur Kosteneinsparung für z. B. gegenwärtig noch angemieteten 
Büroräume und zusätzlich durch Ertragsgenerierung z. B. durch Miet-
einnahmen wird die Gesamtbelastung prognostisch ca. 165 T € betragen.  
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5. Maßnahme zur Einhaltung des Gesamtbudgets 

Aufgrund der aktuell hochvolatilen Preisentwicklungen für Baumaterial wird 
die Verwaltung weiterhin ermächtigt, zur Einhaltung des Gesamtbudgets die 
einzelnen unter c) aufgeführten Jahresbudgets schon im Vorjahr oder erst 
im nachfolgenden Jahr für die Umsetzung der Baumaßnahme zu 
verwenden. 

10. Verpflichtungsermächtigung für den Erweiterungsbau Maria-
Montessori-Zentrum Leipzig 

1. Vorhaben 

Der Diözesanvermögensverwaltungsrat hat mit Beschluss 02/2023 in seiner 
Sitzung vom 10. Februar 2023 zugestimmt, die Planungen für die Bau-
investitionen am Bischöflichen Maria-Montessori-Schulzentrum in Leipzig 
voranzutreiben und dafür das für das Haushaltsjahr 2023 beschlossene 
Budget i. H. v. 1.000.000,00 EUR freizugeben. Diese Planungskosten 
stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit der im „Maßnahmepaket für 
die Bischöflichen Schulen bis 2030“ vorgestellten und beschriebenen 
Schrittfolge von Einsparungen, Einnahmeerhöhungen und Investitionen. 
Dieses Maßnahmepaket wurde vom Lenkungskreis des Strategieprozesses 
am 22. Oktober 2022 einstimmig beschlossen und in den Diözesan-
vermögensverwaltungsrat verwiesen.  

Die Baukosten werden derzeit ermittelt und voraussichtlich in einer 
Bauphase ab 2025 als Anlagen im Bau geplant und gebucht.  

Sollte es aufgrund der anhaltend hochvolatilen Preisentwicklungen für 
Baumaterial zur Einhaltung des Gesamtbudgets sinnvoll erscheinen mit der 
Baumaßnahme schon im IV. Quartal 2024 zu beginnen, wird die Verwaltung 
– nach Beschluss des DVVR über den Erweiterungsbau – ermächtigt, den 
Beginn der Baumaßnahme schon auf 2024 vorzuverlegen. 

2. Auswirkung auf das Vermögen des Bistums  

Durch die Realisierung des Projekts wird das Eigenkapital des Bistums nicht 
vermindert. In der Bauphase handelt es sich um einen Aktivtausch. Liquides 
Vermögen wird auf der Vermögensverwendungsseite der Bilanz gegen 
Anlagevermögen in der Position Anlagen im Bau getauscht. Nach 
Fertigstellung, Abnahme und mit beginnender Abnutzung des Gebäudes 
wird dieses Anlagevermögen in gleichmäßigen Jahresscheiben 
abgeschrieben. Eine Beurteilung der Auswirkungen auf das Vermögen des 
Bistums ergibt sich dann aus dem Gesamtzusammenhang der Ertragslage 
(GuV).  
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3. Auswirkung auf die Liquidität des Bistums 

Nach derzeitigen Planungsstand sind max. 18 Mio. € an Baukosten 
vorgesehen, die in gleicher Höhe liquiditätswirksam sind. Diese nicht 
ergebniswirksamen Mittelflüsse im Rahmen der Baumaßnahme haben 
unmittelbare Auswirkungen auf die Liquiditätslage der Körperschaft Bistum 
Dresden-Meißen. Nach derzeitiger Planung soll die gesamte Liquidität aus 
Eigenmitteln und nicht durch Fremdkapitalaufnahme finanziert werden. 
Diese Liquidität ist aktuell im Bistum in vollem Umfang vorhanden und in den 
Folgejahren durch ein Liquiditätsmanagement sicherzustellen. 

4. Auswirkungen auf die Ergebnissituation des Bistums (GuV) 

Die jährliche Belastung des Gesamthaushaltes durch die Abschreibung ist 
im Maßnahmenpaket Schulen bereits enthalten. 

 

Nach Verabschiedung durch den Vermögensverwaltungsrat des Bistums 
Dresden-Meißen in seiner Sitzung vom 8. Dezember 2023, setze ich den 
Beschluss zum Haushaltsplan 2024 in Kraft. 

Dresden, den 18. Dezember 2023 

 

gez. Heinrich Timmerevers 
Bischof von Dresden-Meißen 
 

117. St. Benno-Medaille 2023 
 
Bischof Heinrich Timmerevers hat Herrn Dieter Blaßkiewitz am 
30. November 2023 für sein jahrzehntelanges und erfolgreiches Wirken für 
Kirche und Caritas in der Stadtgesellschaft Leipzig sowie im Freistaat 
Sachsen die St. Benno-Medaille verliehen.  
 

118. Personalia 
 
B ö h m e , Markus, Pf 
Mit Wirkung zum 1. Oktober 2023 befristet bis zum 30. Juni 2024 als Dekan 
des Dekanates Zwickau bestätigt.  

 
K o c h a l s k i , Martin, Pf 
Mit Wirkung zum 1. Dezember 2023 zum Dekan des Dekanates Plauen 
ernannt. 
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K o c h i n k a , Ralph, Pf 
Mit Wirkung zum 12. Dezember 2023 als stellvertretender Dekan des 
Dekanates Plauen bestätigt. 

 
K o s t o r z , Przemysław, K 
Mit Wirkung zum 1. Dezember 2023 als Kaplan der Pfarrei St. Martin 
Dresden und als Dekanatsjugendseelsorger des Dekanates Dresden 
entpflichtet und zum gleichen Termin als Pfarradministrator der Pfarrei Mariä 
Geburt Aue-Bad Schlema, unter Beibehaltung der Beauftragung als 
Diözesanseelsorger des Malteser Hilfsdienstes e. V. für das Bistum 
Dresden-Meißen, ernannt. 

 
O e t t l e r , Dr. Dietrich, Pf 
Mit Wirkung zum 23. Oktober 2023 als Leitender Pfarrer der Pfarrei  
Hl. Teresia Benedicta vom Kreuz – Edith Stein Limbach-Oberfrohna 
entpflichtet. 

 
P a u l , Gabriele, GRf 
Mit Wirkung zum 31. Dezember 2023 vom Dienst in der Justizvollzugsanstalt 
Chemnitz entpflichtet. 

 
S a b e r n i a k , Benno, GRf 
Mit Wirkung zum 25. Oktober 2023 wird die Beauftragung zum 
Begräbnisdienst erteilt. 

 
S c h ü f f n y , Friederike 
Mit Wirkung zum 31. Dezember 2023 als Seelsorgliche Begleiterin in der 
Justizvollzugsanstalt Zeithain entpflichtet. Mit Wirkung zum 1. Januar 2024 
– vorbehaltlich der Zustimmung des Sächsischen Staatsministeriums der 
Justiz – als Seelsorgerin in der Justizvollzugsanstalt Chemnitz beauftragt.  

 
S t u t z i g  SDB, P. Michael  
Mit Wirkung zum 22. Oktober 2023 zum Pfarradministrator der Pfarrei 
Hl. Teresia Benedicta vom Kreuz – Edith Stein Limbach-Oberfrohna ernannt. 
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gez. Andreas Kutschke 
Generalvikar 
des Bistums Dresden-Meißen 

 


